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widmet sich aus- 
schließlich und 
eingehend den 
Themen der 
Naturheilverfahren 
und der biolo- 
gischen Medizin. 


erscheint viertel- 
jährlich mit einem 
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Seiten und ist 
durchweg vier- 
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Lieber Leser 


CODE ist ein Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, die in der 
Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 

CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. . 
CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. Re 

CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre 
politischen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen 
davon aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten 
jene nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 

CODE wird in den Fragen des Antizionismus von jüdischen Persönlichkeiten beraten, die 
der Redaktion ausdrücklich bestätigt haben: »Wir kennen die Zeitschrift und finden darin 
kein Material, das seiner Natur nach anti-semitisch ist, und verstehen die Position, die 


Unterschiede zwischen Zionismus und Judaismus aufzuzeigen. Obwohl wir nicht mit allen 


vertretenen Positionen übereinstimmen mögen, unterstützen wir das Recht darauf, politi- 
sche Ansichten darzustellen.« Dieser Satz wurde von sechs namhaften Rabbinern unter- 
zeichnet. 

CODE verfügt auch auf anderen Gebieten über kompetente Mitarbeiter: Victor Mar- 
chetti, Autor des bekannten Bestsellers über den CIA, war stellvertretender Direktor des 
CIA; Mark Lane, ein bekannter: Washingtoner Rechtsänwalt, hat Prozesse wegen der‘ 
Ermordung des US-Präsidenten John F. Kennedy gegen CIA-Mitarbeiter geführt; C. 
Gordon Tether, der für den Finanzteil zuständig ist, arbeitet seit langem für die »Financial 
Times«. 
CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. Dadurch paßt dieses Nachrichtenmagazin auch nicht in das 
Schablonendenken der im Auftrage des Bonner Staates tätigen »Aufsichtsbeamten«. 
CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und _ 
Problemen besonders aufgeschlossen. i 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 


"Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis Ihrer Familie, Ihrer Bekannten, 


Kollegen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
von Des Griffin »Wer regiert die Welt?« 


Vielen Dank 
Ihr Verlag Diagnosen 


ey erlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-7250 Leonberg 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab 
bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementspreis von 
72,- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 
Ausland DM 72,- zuzüglich DM 15,— Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs 
umgerechnet) an: 


Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 


Datum 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 


Name 
rg eg ohne Angabe von Gründen Ya 
dem Ve iagnosen, Untere Burghalde .' 
Vornanie Leonberg, binnen einer Woche schriftlich widerrufen 


“ Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 


[ Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


Bank/Ort 


Bankleitzahl 


Kontonummer 
Der neue Abonnent legt einen Verrechnungsscheck 
U über den Betrag von 72,— DM anbei (Ausland: 
DM 87,- Gegenwert in ausländischer Währung 
zum Tageskurs) 


U] Bittet um Übersendung einer Rechnung. 


kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


Unterschrift 

Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Wer regiert die Welt?«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 
ausgehändigt. Meine Anschrift: 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 
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Exclusives aus Politik und Wirtschaft 


Deutschland 


6 Zwei Verfassungstage 
und ihr Unterschied 


Im Mai 1989 feierten die 
Bundesbürger eine 
Verfassung, die die 
Besatzungsmächte 
unterzeichneten, über die 
die Deutschen aber bis 
heute nicht abstimmen 
durften. 


8 Hitler in Stalins 
Kalkül 
Victor Suworow hat sich 
mit den wahren Ursachen 
des Zweiten Weltkrieges 
beschäftigt. Sein Ergebnis: 
Stalin plante einen Krieg 
gegen das Deutsche Reich 
und Hitler kam mit seinem 
Angriff vom 21. Juni 1941 
ihm nur um wenige Wochen 
ZUVOr. 


Stalin plante einen Krieg 
gegen Deutschland, aber 
Hitler hatte seine Absichten 
durchschaut. 


14 Shamir bot Hitler 
seine Dienste an 


Yitzhak Shamir bekannte im 
Zweiten Weltkrieg seine 
Begeisterung für Hitlers 
Politik und bot ihm sogar 
Hilfe an. 


Der israelische 
Premierminister Yitzhak 
Shamir bot während des 
Zweiten Weltkrieges an, 
sich und die terroristische 
Bande unter seinem 
Kommando in die Dienste 
der nationalsozialistischen 


Regierung des Deutschen : 


Reiches zu begeben. 


Finanzen 


18 Die Deutsche Bank 
und die Schuld am 
Girmes-Konkurs 


Professor Dr. Wolfgang 
Grunsky erhebt in seinem 
Gutachten schwere 
Vorwürfe gegen die 
Deutsche Bank im Fall des 
Girmes-Konkurses. 


20 Bei den Gold-Aktien 
tut sich etwas 


21 Ausblick auf die 
Preisentwicklung beim 
Gold 


22 Banken im 
Mittelpunkt der 
Drogen-Skandale 


24 Schweigen über 
Drogen- 
Machenschaften der 
Banken 


25 Mein Ruhm bei der 
Trilateralen 
Kommission dauerte 
15 Minuten 


David Rockefeller tagte in 
diesem Jahr mit seiner 
Trilateralen Kommission im 
Hotel Intercontinental in 
Paris. 


26 


27 


Internationales 


29 


34 


35 


38 
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Unvollständige 
Pariser-Gästeliste der 
Trilateralen 


Trilaterale für 
Liberalisierung der 
Bindungen mit 
Moskau 

Abrüstung, Ost-West- 
Beziehungen, 
internationale Geld- und 
Schuldenprobleme und E 
Frankreichs Status quoin . | 
Europa und der Welt, 
waren die drei Fragen, die 
auf der diesjährigen 
Jahresversammlung der 
Trilateralen diskutiert 
wurden. 


Die Tagung der 
Trilateralen in Paris 


Die geheime 
Tagesordnung der 
Bush-Regierung 


Henry Kissinger 
plädiert für die 
Finnlandisierung 
Europas 


Michail Gorbatschow 
mit dem Zeichen des 
Antichristen 


Gorbatschow ein 
humaner Stalin 

Was bisher nicht gelang, 
nämlich Deutschland und 
danach das restliche 
Europa dem Sowjetsystem 
einzuverleiben, hatsichnun | 
Gorbatschow zum Ziel 
gesetzt. Nur daß er, im 
Gegensatz zu Stalin, dies 
auf diffizilere Weise 
erreichen will. 


Rumänien in der 
Gewalt der Banker 
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Naher Osten Ständige Rubriken 
43 Die Politik der B’nai 51 Der Preis des Friedens | 16 Banker-Journal 52 Nahost-Journal 
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In den letzten Monaten hat West Bank Zusammenhang zwischen West Bank; Nicht alle 
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Establishment ständig 55 Neue Einschätzung IWF; Swiss Bankcorp Rabbi Meir Kahane und die 
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62 Gegen das Täuschung der Geschichte; weltweite Rolle voraus; 
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Fidel Castro ist immer noch 
ein unruhestiftender Prediger 

| jener veralteten roten 
Religion. 


149 Das Ende der 
Monroe-Doktrin 


| 50 Perus Öl regiert die 
Welt 


naturwissenschaftlichen 
Medizin ist, daß sie alle 
Krankheiten nur 
symptomatisch und nie 
ursächlich therapieren 
kann. Es ist das Verdienst 
von Günter Carl Stahlkopf, 
daß er dieses 
Grundfundament für eine 
kausale Regenerations- 
Ganzheits-Therapie nach 
seinen Erkenntnissen 
aufgebaut hat, weil man nur 
so zu echten 
schädigungsfreien Kausal- 
Ausheilungen kommen 
kann. 
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Bonn 


Zwei 
Verfassungs- 


tage und ihr 
Unterschied 


Bruno Unger 


Feiern Sie mit? Im Mai 1989 feierten die Bundesbürger eine Verfas- 
sung, die die Besatzungsmächte unterzeichneten, über die Deutsche 
aber bis heute nicht abstimmen durften; eine vierzigjährige Teilung 
gegen jedes Selbstbestimmungs- und Völkerrecht; ein »Proviso- 
rium«, das nach Artikel 146 dieser sogenannten Verfassung eine 
Übergangslösung sein sollte, die bei freier Entscheidung der Deut- 


$chen schon lange das Zeitliche gesegnet hätte. 


Am 11. August 1919 unterzeich- 
nete der vorläufige Reichspräsi- 
dent Friedrich Ebert die drei Ta- 
ge später in Kraft gesetzte »Wei- 
marer Verfassung«. Ihre Haupt- 
merkmale: Sie war im Auftrag 
einer deutschen Regierung von 
einem deutschen Staats- und 
Verfassungsrechtler . entworfen 
worden und wurde von einer 
Deutschen Nationalversamm- 
lung angenommen, sie bewahrte 
auch für das unterlegene und ge- 
waltsam verstümmelte Deutsch- 
land die Bindung an die ge- 
schichtliche Tradition und damit 
das Bekenntnis zu ihr. 


Wie kam 
es dazu? 


So kommt in diesem Verfas- 
sungstext das Wort »Republik« 
nicht vor, es wird lediglich ein- 
mal zur Definition der Staats- 
form, nirgends aber als Namens- 
bezeichnung von staatsrechtli- 
cher Verbindlichkeit gebraucht. 
Dieser geschichtliche Tatbe- 
stand ist in seiner tiefen Bedeu- 
tung den Zeitgenossen kaum 
bewußt geworden und der Ge- 
genwart so gut wie unbekannt 
geblieben. 


Der mit der Ausarbeitung des 
Verfassungsentwurfs betraute 
Berliner Staatsrechtler, Prof. 
Dr. Hugo Preuß, hatte dem 
Reichstag von der Anwendung 
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merkmale: Es sollte lediglich ein 
Provisorium sein — »für eine 
Übergangszeit« laut eigener 
Präambel -, weshalb es auch 
nicht mit dem Namen »Verfas- 
sung« bezeichnet wurde, und 
sollte entsprechend »seine Gül- 
tigkeit an dem Tage verlieren, 
an dem eine Verfassung in Kraft 
tritt, die von dem deutschen 
Volk in freier Entscheidung be- 
schlossen worden ist« (Schluß- 
Artikel 146). 


Mit Demokratie 
hat es nichts zu tun 


Denn dieses »Grundgesetz« war, 
was heute längst vergessen 
scheint - am 8. Mai 1949 bezie- 
hungsvollerweise —, beschlossen 
worden, eben von einem soge- 
nannten »Parlamentarischen 
Rat«, der nun weder »demokra- 
tisch gewählt« worden war noch 
mit dem »deutschen Volk« auch 
nur das geringste zu tun hatte — 
noch dazu auf Initiative der 
fremden Besatzungsmächte, an 


Am 7. Mai 1945 unterzeichnete Generaloberst Jodi in einem 
Schulhaus in Reims die Urkunde über die bedingungslose 
Kapitulation der Wehrmacht. 


des Wortes Republik ausdrück- 
lich abgeraten: »An das Wort 
Reich knüpfen sich jahrhunder- 
tealte Traditionen und die ganze 
Sehnsucht des aufgesplitterten 
deutschen Volkes nach nationa- 
ler Einheit. Der Verzicht auf 
dieses Wort, das eine hart er- 
kämpfte und erst nach so vieler- 
lei Prüfungen und Enttäuschun- 
gen verwirklichte Einheit bedeu- 
tet, hieße unnütz und grundlos 
die in der Volksseele tief ver- 
wurzelten Gefühle verletzen.« 


Am 23. Mai 1949 unterzeichnete 
ein Präsident eines »Parlamenta- 
rischen Rates«, namens Konrad 
Adenauer, das Bonner »Grund- 
gesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland«. Dessen Haupt- 


deren Zustimmung es noch 
obendrein völlig gebunden war. 


Das heißt in Wahrheit also: eine 
Versammlung von Parteifunk- 
tionären, die als solche zu ihrem 
»Verfassungswerk« von der 
feindlichen Besatzurigsmacht »li- 
zenziert« worden waren und die 
man doch nun wirklich nicht mit 
dem »deutschen Volk« gleichset- 
zen kann. Mit diesem Sachver- 
halt allein war schon der Artikel 
20/2 des frisch - fabrizierten 
Grundgesetzes, danach »alle 
Staatsgewalt vom Volke aus- 
geht«, im voraus bereits wider- 
legt. 


Geist und Inhalt dieses Grund- 
gesetzes entsprechen denn auch 
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durchaus dem Wollen seiner 
zeuger: Mit Demokratie hat | 
überhaupt nichts zu tun, obwohldl 
es so tut - mit einigen Redensar- 
ten nämlich wie der schon ge- 
nannten, daß »alle Staatsgewalt 
vom Volke ausgeht«, daß die 
Abgeordneten des Bundestages 
»Vertreter des ganzen Volkes«, 
»an Aufträge und: Weisungen 
nicht gebunden und nur ihrem 
Gewissen unterworfen« seien. 
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Man kann das alles nur als Hohn 
empfinden, wenn man an die 
Wirklichkeit unserer »Demokra- 
tie« denkt, deren »Verfassung« 
weder Volksbefragung noch 
Volksentscheid kennt, als doch ' 
in Wahrheit Grundlage, Sinn 

und Wesen einer echten Demo- 

kratie. Die von der Besatzungs- 

macht lizenzierten und von nie- 

mand gewählten Parteifunktio- 
näre hatten offenbar vor nichts 
solche Angst als gerade vor dem 
Volk, das eben auch deswegen 
zu jener wesenlosen, schwammi- 
gen »pluralistischen« Masse, zur 
»Gesellschaft« umfunktioniert 

und »neutralisiert«, das heißt a 
entmachtet, entwertet und ent- 
würdigt wurde. 3 
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Deshalb beschäftigt sich auch 
der Inhalt des Grundgesetzes ä 
fast ausschließlich mit dem ein-- E. 
zelnen, mit seinen Eigeninteres- 
sen, mit seiner Freiheit und de- a 
ren Unverletzlichkeit - von der 
Unverletzlichkeit des Volkes, % 
von dessen Freiheit, dessen Si- 
cherheit und Sicherung gegen 
äußere wie innere Feinde, von 
seinen Lebensgrundlagen, dar- 
auf doch die des einzelnen in 
Wahrheit beruhen und nur allein 
auch beruhen können, vom un- 
bedingten Vorrang des Rechtes 
der Gesamtheit vor dem Recht 
des einzelnen -, von alledem ist 
im Grundgesetz nicht die Rede; 
es kannt eben und will auch nur 
kennen eine anonyme »Gesell- 
schaft« anstelle einer lebenden 
und lebendigen Gemeinschaft. 


Auch nur von Rechten, immer 
wieder Rechten des einzelnen, 
ist die Rede, nirgends von 
Pflichten, Pflichten der Gesamt- 
heit gegenüber, aus deren Erfül- 
lung erst die Rechte des einzel- 
nen erwachsen können und ihre 
sittliche Grundlage hätten. 


Die Verfassungswirklichkeit, die 
Wirklichkeit dieser sogenannten 
Demokratie besteht dabei in ei- 
ner absoluten Parteien-Oligar- 
chie, das heißt in der Herrschaft 


einer kleinen Parteien-Clique, 
eines winzigen Bruchteils des 


Volkes über dieses. Das Volk : 


‚hat lediglich das »Recht«, sie im- 
mer wieder zu »wählen«. - 


Die Herrschaft 
einer Parteien-Clique 


In Wirklichkeit wählen sich .die- 
se »Parteien« immer wieder 
selbst, machen sich selbst zum 
Staat und geben sich dabei 
gleichzeitig als »staatstragende 
Parteien« aus - den Staat dabei 
‘zum Selbstbedienungsladen de- 
gradierend, indem sie sich be- 
ständig,-und in diesem Falle im- 
mer einig, an der Staatskasse 
vergreifen und das heißt doch: 
an dem vom ganzen Volk er- 
preßten Steuergeldern. 


Eine zynische Verachtung des 
»dummen Volkes«, die nicht 
mehr zu überbieten ist, das des- 
halb auch die Ziele, die sich die- 
se Clique in Wahrheit gesetzt 
hat, gar nicht erfahren darf, das 
dafür mit leeren Phrasen, tönen- 
den Schlagworten, ebenso hoh- 
‚len wie nichtigen und verlogenen 
Redensarten abgespeist und mit 
Hilfe von kostspieligen »Infor- 
"mationen«, ebenfalls zu Lasten 
seiner eigenen fleißig erarbeite- 
ten Steuergroschen, systema- 
tisch verdummt wird. 


Bis es sich schließlich selber nur 
noch als immer materialistischer 
. empfindende bloße Konsumge- 
nossenschaft, eben als eine ver- 
meintlich die eigensten Interes- 
sen verfechtende Wohlstandsge- 
sellschaft empfindet. Über alle- 
dem ist jene Parteien-Oligarchie 
längst schon zu einer regelrech- 
ten Funktionärs-Oligarchie ge- 
worden: Staats-, Gemeinde- und 
Parteifunktionäre und darüber 
hinaus allmächtige  Gewerk- 
schaftsfunktionäre, in sehr gro- 
Ber Anzahl bereits personen- 
gleich mit den anderen, beherr- 
schen das Feld, denen auch die 
»Parteien« zu dienen und zu pa- 
rieren haben, und Gesetz kann 
nur werden, was der Diktatur 
der Gewerkschaft und ihrem 
machtgierigen Boß in den Kram 
paßt. 


Was schließlich vom »Treueeid« 
der Regierenden und Parlamen- 
. tarier, der Minister und Abge- 
ordneten zu halten ist: »Ihre 
Kraft dem Wohl des deutschen 
. Volkes zu widmen, seinen Nut- 
zen zu mehren, Schaden von ihm 
zu wenden« und so »ihre Pflicht 
gewissenhaft zu erfüllen«, — das 


wurde uns von Adenauer bis 
Brandt grausam vor Augen ge- 
führt. ö 


Auf die 
Wiedervereini des 
eigenen Vaterlandes 
verzichtet 


Trotz des Wiedervereinigungs- 
gebotes schon in der Präambel 
des eigenen von ihm selbst un- 
terzeichneten und beschworenen 
Grundgesetzes erklärte Aden- 
auer: »Nie wieder darf Berlin 
Deutschlands Hauptstadt wer- 
den!« und »Vergessen Sie bitte 
nicht, daß ich der einzige deut- 
sche Kanzler bin, der auf die 
Wiedervereinigung seines eige- 
nen Vaterlands verzichtet, wenn 
wir nur in ein starkes westliches 
Lager eintreten können.« 


Und der Genosse »Brandt« er- 
klärte erst tönend: »Verzicht ist 
Verrat!« - um dann genauso auf 


die deutsche Wiedervereinigung: 


zu verzichten, und auf deutsches 
Land, das nicht ihm gehört, son- 
dern dem gesamten deutschen 
‘Volk, um nunmehr in ein starkes 
östliches Lager eintreten zu 
können. 


Wenn schon die Regierungs- 
chefs das eigene Grundgesetz 
mißachten, ihren darauf gelei- 
steten Eid brechen, und das zu- 
gleich als die Vorsitzenden ihrer 
Parteien - sollte man da von die- 
sen anderes erwarten können, 
als daß sie von Anfang willens 
waren, ihren Segen dazu zu ge- 
ben und den auch immer wieder 
geben werden? 


Am 8. Mai 1945 hatte lediglich 
die deutsche Wehrmacht kapitu- 
liert. Das Deutsche Reich be- 
stand und besteht als Völker- 
rechtssubjekt nach wie vor wei- 
ter, wie es das Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts wieder- 
holt erkannte und jede deutsche 
Regierung zu einem auf diesem 
rechtlichen Sachverhalt gegrün- 
detes Handeln beziehungsweise 
Unterlassen verpflichtete. Das 
Reich ist lediglich »derzeit in der 
Ausübung seiner staatlichen 
Funktionen behindert«. Es wur- 
de nie »aufgelöst«, was nur das 
gesamte deutsche Volk hätte 
»beschließen« können. 


Vom tatsachlichen Weiterbeste- 
hen des Deutschen Reiches gin- 
gen auch die Alliierten aus, den 
Stand des Reichsgebietes am Ta- 
ge der Kapitulation dabei aus- 
drücklich anerkennend - wie üb- 


rigens auch später gelegentlich 
der sogenannten »Kriegsverbre- 
cher«-Prozesse in Nürnberg -. 
Wenn sie dieses Reichsgebiet 
dabei lediglich auch nur als »für 
eine Übergangszeit« notwendige 
Maßnahme in militärische Ver- 
waltungsgebiete, in »Besat- 
zungszonen«, unter sich aufglie- 
derten, so doch mit der aus- 
drücklich und vertraglich aner- 


“ kannten Verpflichtung zu der 


Wiederzusammenführung zu ei- 
nem »Deutschland als Ganzes«, 
wobei etwaige Grenzänderun- 
gen einem erst abzuschließenden 
Friedensvertrag vorbehalten 
seien. 


Verträge sind 
verfassungsrechtlich 
null und nichtig 


Noch heute bestehen diese Zo- 
nen - ein Friedensvertrag steht 


“ nach über vierzig Jahren der Be- 


endigung des militärischen Krie- 
ges immer noch aus - innerhalb 
des deutschen Reichsgebietes: 
die amerikanisch-englisch-fran- 
zösische Zone in Westdeutsch- 
land, die sowjetisch-polnische in 
Ostdeutschland, die sowjetisch- 
tschechische im Sudetenland so- 
wie die Sektoren in der Reichs- 


hauptstadt. Ob dieser tatsächli- 


che Zustand — wir sollten doch 
nicht den Kopf in den Sand stek- 
ken wollen — von den west- oder 
mitteldeutschen Separatstaats- 
systemen nun »anerkannt« wird 
oder nicht, ist völlig belanglos: 
alle »Verträge« dieser provisori- 
schen Staatsgebilde einschließ- 
lich aller Verzichts-»Verträge«, 
die über das Gebiet des Deut- 
schen Reiches entscheiden wol- 
len, sind verfassungsrechtlich 
null und nichtig von allem An- 
fang. 


Verbindlich ist für das Deutsche 
Reich wie für seine derzeit will- 
kürlich abgegrenzten Teilgebiete 
lediglich die Reichsverfassung 
vom 11. August 1919, die weder 
durch eine Nationalversamm- 
lung des gesamten deutschen 
Volkes aufgehoben noch durch 
eine andere ersetzt worden ist. 


Vertreibung, Ermordung, ge- 
waltsame Zurückhaltung an der 
ost- und südostdeutschen Bevöl- 
kerung ändern so wenig an die- 
sem verfassungs- und völker- 


rechtlichen Sachverhalt, wie das, 


Bestehen schein-souveräner 
Verwaltungen in Pankow oder 
Bonn oder einer »Nationalen 
Volksarmee« von Soldaten in 
Mitteldeutschland und einer 


»Bundeswehr« von uniformier- 
ten Bürgern in Westdeutsch- 
land. Die allen gemeinsame 
Staatsangehörigkeit ist nach wie 
vor die des Deutschen Reiches - 
das Wort »deutsch« in irgend- 
welchen Personalausweisen hier 
oder dort bezeichnet doch nichts 
weiter als die Volkszugehörig- 
keit, die sich schon aus dem 
Sprechen der gemeinsamen 
Sprache ergibt. 


Nach dem weiter bestehenden 
Reichsrecht (Grundgesetz Arti- 
kel 123/1) wäre auch, gemäß 
Reichs-Strafgesetzbuch Para- 
graph 80 folgende, der Beitritt 
der beiden Separatstaatsgebilde 
von Bonn und Pankow zu den 
Vereinten Nationen »von rechts 
wegen« als Landesverrat zu ahn- 
den und die dafür Verantwortli- 
chen mit dem Tode zu bestrafen, 
da diese UN während des Kriegs 
als reichsfeindliche Organisation 
gegründet wurde. Ein rechtli- 
cher Tatbestand, der immerhin 
zu denken geben sollte und in 
der auslandsdeutschen Presse 
auch dargelegt wurde. 


Daß übrigens das »Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutsch- 
land« ausgerechnet am Jahres- 
tage der deutschen Kapitulation 
»beschlossen« wurde - am 
8. Mai 1949 -, daß es am glei- 
chen Tage unterzeichnet wurde, 
an dem vier Jahre zuvor die am- 
tierende legale Deutsche Reichs- 
regierung von Soldaten in briti- 
schen Uniformen überfallen und 
— Hosen runter, Kopf zur Wand 
- ihres persönlichen Besitzes be- 
raubt und sodann eingesperrt 
wurde (23. Mai 1945), kann es 
einem denkenden Deutschen, 
der sich noch einen Rest von 
Würde bewahrt hat, kaum son- 
derlich liebenswert machen. 


Haben wir Deutsche 
wirklich Grund: 
zu feiern? 


Und man kann es nur als eine 
»Abrundung des Ganzen« emp- 
finden, wenn abermals an einem 
23. Mai 1972 ein Bundespräsi- 
dent — der während des Krieges 
seiner wichtigen Aufgaben in 
der deutschen Rüstungsindustrie 
wegen uk. gestellt wurde - den 
Verzichts- und Abtretungs- 
»Vertrag« von Warschau ünter- 
zeichnete — als einen der vielen 
Verfassungs- und Völkerrechts- 
brüche unserer daran so reichen 


. Zeit und abermals entgegen dem 


Gebot des eigenen, selbst be- 
schworenen Grundgesetzes. 


TEE FT, 


Bonn 


Zwei 
Verfassungs- 
tage und ihr 
Unterschied 


Nicht ganz so belastet durch der- 
gleichen »historische Daten« 


demgegenüber die Reichsverfas- 
sung von Weimar, wenn auch ihr 
»Tauftag« auf einen »Elften« 
(11. August 1919) fiel - wie die 
mittels arglistiger Täuschung und 
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Übergangszeit« leben müssen, zu 
feiern? In einem Atemzug damit 
aber den Tag der deutschen Ein- 
heit, den 17. Juni, »abschaffen« 
zu wollen? 


Den Tag, an dem einst die noch 
immer hinter den Todesmauern 
einer brutalen Gewaltdiktatur 
von Moskaus Gnaden eingesperr- 
ten Volksgeschwisterim Vertrau- 
en auf die Hilfe des »freien« 
Westens sich unter Einsatz ihres 
Lebens und unter blutiger Opfer 
die Freiheit zu erringen hofften, 
um wiederineinem gemeinsamen 
Deutschland, unser aller Vater- 
land, leben zu können? 


Der einzige Versuch zur Begründung einer gemeinsamen 


gesamtdeutschen Politik war die Ministerpräsidentenkonferenz 
aus allen Besatzungszonen am 5. Juli 1947. 


in brutalster Weise erzwungene 
Unterzeichnung des Waffenstill- 
standes in Compiegne vom 11. 
11., 11 Uhr, ein Jahr zuvor. 


Da die »11«, zumal das Dreifa- 
che von ihr, im Zusammenhang 
mit der Zahlensymbolik der in- 
ternationalen Freimaurer, der 
alle unsere führenden Gegner 
auch damals angehörten, und ih- 
ren 33 Graden und Hochgraden 
hier, dem »Eingeweihten« offen- 
bar, eine besondere Rolle spielt, 
sei nur nebenbei bemerkt, da 
der »Profane« solchen Unsinn- 
Sinn gewöhnlich nicht kennt. 


Zum Schluß ein paar Fragen, die 
Antwort verlangen: Wer ist nun 
als »Verfassungsfeind« zu be- 
zeichnen? Der, der sich zu der 
rechtmäßigen und nach wie vor 
rechtsgültigen Reichsverfassung 
bekennt und damit zugleich den 
wenigen, in diesem Sinne voll zu 
bejahenden positiven Ansätzen, 
Aussagen und Forderungen des 
Grundgesetzes? 


Oder der, der es beschwört und 
dennoch bricht? Und weiter: Ha- 
ben wir Deutsche jetzt tatsäch- 
lich Grund, den Zustand, daß wir 
nach 40 Jahren immer noch unter 
einem Provisorium »für eine 
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»Das Reich muß 
uns doch bleiben!« 


Sind wir wirklich: bereits so 
würde-, so ehrlos geworden im 
eigensüchtigen Wohlstands- 
rausch des Tanzes um das golde- 
ne Kalb, diesen ernsten Gedenk- 
tag der Mahnung, das ganze 
Deutschland nicht zu vergessen, 
abzuschaffen als eine lästige 
Erinnerung und diesen Tag zu 
einem von der Gewerkschaft 
»erkämpften, arbeitsfreien, aber 
bezahlten Tag« verkommen zu 
lassen, um ihn gedankenlos zu 
vertrödeln? 


Grund zur Vierzig-Jahr-Feier 
haben doch in Wahrheit nur alle 
Feinde Deutschlands, des Deut- 
schen Reiches, nicht aber wir, 
die um unser Reich, um unsere 
Einheit, unser Recht und unsere 
Freiheit, um unseren deutschen 
Osten betrogenen und beraub- 
ten, auf der ganzen Linie verra- 
tenen Deutschen. Und wir kön- 
nen doch nur in tiefer Sorge fra- 
gen: »Wann wird es wieder helle 
in aller Brüder Sinn?« Und kön- 
nen nur hoffen, daß trotz allem, 
was geschehen, das Wort beste- 
hen bleibt: »Das Reich muß uns 
doch bleiben!« U 


Revisionismus 


Hitler ın 


Stalins 


Kalkül 


Herbert Gersner 


Die geschichtliche Wahrheit über die angeblich »zwölf dunkelsten 
Jahre deutscher Geschichte« setzt sich mehr und mehr durch. Eins 
der jüngsten Beispiele ist Katyn, wo die Sowjets jetzt nach jahrzehn- 
telangem wütendem Leugnen die Ermordung mehrerer tausend pol- 
nischer Offiziere sowie die Existenz weiterer Massengräber mit Zig- 
tausenden Stalin-Opfer zugeben mußten. 3 


Es mehren sich die Historiker, 
die die Rolle der Polen und vor 
allem der Briten und Franzosen 
im Jahresverlauf 1939 zuneh- 
mend kritisch betrachten und 
diese drei Staaten auch mitver- 
antwortlich für den Feldzug Hit- 
lers machen. Und nun - zu allem 
Unglück für die bislang recht er- 
folgreichen Umerzieher des 
deutschen Volkes - erschien vor 
kurzen auch noch das Buch »Der 
Eisbrecher. Hitler in Stalins Kal- 
kül« von Victor Suworow (Pseu- 
donym), in dem dieser lückenlos 
nachweist, daß Stalin einen 
Krieg gegen das Deutsche Reich 
plante und Hitler dem mit sei- 
nem Angriff vom 21. Juni 1941 
nur um wenige Wochen zuvor 
kam -also einen völkerrechtlich 
erlaubten Präventivkrieg führte. 


Von enormer historischer 
Bedeutung 


Und Suworow ist nicht irgend- 
wer. Der kurz nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg Geborene nahm 
an der »Befreiung« der 
Tschechoslowakei teil und arbei- 
tete später im Generalstab der 
Streitkräfte der UdSSR. Als Of- 
fizier des sowjetischen militäri- 
schen Geheimdienstes GRU war‘ 
er als sowjetischer Diplomat in 
Westeuropa tätig, bis er dann 
1978 politisches Asyl in England 
erbat. Schon vorher hatte er je- 
doch in der Sowjetunion intensi- 
ve Forschungen über die wahren 
Ursachen der kriegerischen Aus- 
einandersetzung des Deutschen 
Reiches mit der Sowjetunion ge- 
führt. 


Zwar wird Suworow im Westen 
von den bekannten Umerzie- 


we 


hungskreisen massiv angegrif- 
fen, in der Bundesrepublik be- 
sonders von Rudolf (Spiegel) 
Augstein, doch Alexander Solz- 


schenizyn fand die Erkenntnisse 


seines Landmannes so interes- 
sant, daß er folgendes an den 


Autor schrieb: 


»Die Veröffentlichung dieses. 
Buches wird eine enorme histo- 
rische Bedeutung haben, auch 
wenn Ihre Theorie nicht völlige 


Zustimmung finden und lebhafte 


Debatten auslösen wird. Sie ha- 


ben eine sehr präzise Art zu den- 


ken, und keine Einzelheit ent- 
geht Ihrer Aufmerksamkeit. 
Gleichzeitig rufen Sie dem Leser 


bestimmte bereits bekannte Tat- 
sachen ins Gedächtnis, die aber 
bislang vernachlässigt oder ver- 
gessen wurden. Sie haben eine 
beachtliche Forschungsarbeit ge- 


leistet.« 


Suworow kommt in seinem Buch 
zu folgendem Fazit: 


Die Rote Armee 
hatte Berlin zum Ziel 


»Hitler hielt die sowjetische In- 
vasion für unvermeidlich, aber 
er hatte sie nicht in allernächster 
Zeit erwartet... Es gibt meh- 
rere Hinweise, daß der Termin 


für die sowjetische Operation _ 


»Gewitter« auf den 6. Juli 1941 
festgesetzt war... Armeegene- 
ral S. P. Iwanow gibt... . einen 
direkten Hinweis auf das Da- 
tum: »Den deutschen Truppen 
war es gelungen, uns »buchstäb- 
lich“ um zwei Wochen zuvorzu- 
kommen. Wäre das nicht pas- 


siert, hätte die Geschichte einen 


anderen Verlauf. genommen: 
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Die Rote Armee hätte das Ziel 
Berlin sehr bald erreicht und 
auch noch andere Ziele weiter 
im Westen Europas.« 


ei 


Josef Stalin plante einen Überfall auf das Deutsche Reich, Hitler 


‘(an dem Tag gab Hitler die An- 


weisung zur Ausarbeitung der 
Pläne für das »Unternehmen 
Barbarossa«, dem Angriff auf 


a 


2 


kam ihm jedoch mit dem Kriegsbeginn um einige Wochen 


zuvor. 


Bei seinen Forschungen fand Su- 
worow heraus, daß Stalin bereits 
seit vielen Jahren auf dieses Ziel 
hinarbeitete. Die sowjetisch- 
deutsche Annäherung im Jahres- 
verlauf 1939, der Pakt, der die 
Teilung Polens besiegelte, der 
Kriegsverlauf, alles verlief ge- 
nauso wie von Stalin vorge- 
sehen. 


Viele Historiker nannten es ei- 
nen großen Fehler Hitlers, einen 
Zwei-Fronten-Krieg begonnen 
zu haben und erklären dies mit 
einem angeblichen Größenwahn 
des Reichskanzlers. Bereits bei 
Napoleon und Kaiser Wilhelm 
habe dies zum Untergang beider 
geführt. Suworow deckt aber 
nun auf, daß Hitler gar nicht an- 
ders konnte: 


»Hitler hatte einen irreparablen 
Fehler begangen, doch war dies 
nicht am 29. Juli 1940 geschehen 


Rußland; der Verfasser), son- 
dern am 19. August 1939. Als 
Hitler seine Zustimmung zur 
Unterzeichnung des Molotow- 
Ribbentrop-Paktes gab, hatte er 
vor sich den unausbleiblichen 
Krieg gegen den Westen und 
den »neutralen« Stalin in seinem 
Rücken. Genau von dem Au- 
genblick an hatte Hitler seine 
zwei Fronten. Der Entschluß, 
das »Unternehmen Barbarossa« 
im Osten anlaufen’zu lassen, oh- 
ne einen Sieg im Westen abzu- 
warten, ist kein schicksalshafter 
Irrtum, sondern nur ein Versuch 
Hitlers einen bereits früher be- 
gangenen schicksalhaften Fehler 
zu korrigieren... 


Stalin 
war zum Angriff bereit 


Stalin konnte davon ausgehen, 
daß Hitler keinen Krieg im 
Osten anfangen würde, ohne 


den Krieg im Westen zuvor be- 
endet zu haben. Stalin wartete 
daher auf den Schlußakkord des 
deutsch-britischen Krieges: die 
Landung des deutschen Panzer- 
korps auf den britischen In- 
seln ..... Wenn es gelingt, Hitler 
zu überzeugen, daß die UdSSR 
ein neutrales Land ist, dann wer- 
den die deutschen Panzerkorps 
ganz zweifellos auf den briti- 
schen Inseln landen. Und 
dann... 


Tausende und Abertausende 
von Flugzeugen — deren Piloten 
zwar nicht gelernt haben, wie 
man Luftkämpfe führt, wohl 
aber, wie man Einsätze auf Bo- 
denziele fliegt -, NKWD-Divi- 
sionen und ganze Armeen des 
NKWD, Armeen, die mit sowje- 
tischen Lagerhäftlingen aufge- 
füllt worden sind, riesige Lasten- 
seglerformationen für schnelle 
Luftlandeoperationen auf dem 
Territorium des Gegners, Ge- 


Der deutsche Außenminister Ribbentrop gibt im Reichstag den 
Beginn des Rußlandkrieges bekannt. 


Der Eisbrecher 
der Revolution 


Dann wäre tatsächlich eine nie 
dagewesene Lage entstanden: 
Polen, die Tschechoslowakei, 
Dänemark, Norwegen, Belgien, 
die Niederlande, Luxemburg, 
Jugöslawien, Frankreich, Grie- 
chenland, Albanien besitzen kei- 
ne Armeen, keine Regierungen, 
keine Parlamente, keine politi- 
schen Parteien mehr. Millionen 
Menschen sind in die nazisti- 
schen Konzentrationslager ge- 
jagt, und ganz Europa wartet auf 
seine Befreiung. Auf dem euro- 
päischen Festland zurückgeblie- 
ben aber sind lediglich ein Regi- 
ment der persönlichen Leibgar- 
de Hitlers, die Bewachungs- 
mannschaften für die nazisti- 
schen Konzentrationslager, die 
rückwärtigen Truppendienste 
der Deutschen, die militärischen 
Lehranstalten.. . . gegen fünf so- 
wjetische Luftlandekorps, etli- 
che tausend Schnellpanzer, die 
speziell für Operationen auf den 
Autobahnen konstruiert worden 
sind (damit entlarvt sich auch die 
Behauptung, Hitler hätte die 
Autobahnen aus Kriegsgründen 
gebaut als Lüge; der Verfasser), 


birgsjägerdivisionen, die darin 
geübt sind, die Transportwege 
für das Erdöl, den Lebenssaft 
des Krieges, im Sturmangriff zu 
nehmen. 


Hat es jemals in der Geschichte 
eine so günstige Situation für ei- 
ne »Befreiung« Europas gege- 
ben? Und diese Situation war 
nicht von selbst entstanden. 
Lange, hartnäckig und beharr- 
lich hatte sie Stalin stückchen- 
weise wie ein feines Mosaik zu- 
sammengesetzt und aufgebaut. 
Stalin hatte Hitler dazu verhol- 
fen, an die Macht zu gelangen, 
Stalin hatte aus Hitler einen 
wirklichen Eisbrecher (eine For- 
mulierung Stalins) gemacht. Sta- 
lin hatte den Eisbrecher der Re- 
volution auf Europa angesetzt. 
Stalin hatte von den französi- 
schen und anderen Kommuni- 
sten verlangt, diesen Eisbrecher 
am Zertrümmern Europas nicht 
zu hindern. Stalin hatte den Eis- 
brecher mit allem für den sieg- 
reichen Vormarsch erforderli- 
chen Rüstzeug versehen ... 


Aber Hitler hatte Stalins Ab- 
sichten durchschaut, und das ist 
der Grund, weshalb der Zweite . 
Weltkrieg für Stalin ein so nicht . 
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Revisionismus 


Hitler in 
Stalin 
Kalkül 


erwartetes Ende nahm: Er hat 
nur das halbe Europa bekom- 
men, und ein bißchen von Asien 
dazu.« 


Und Suworow behauptet nicht 
nur einfach, er führt massenhaft 
Beweise für seine Behauptungen 
auf, aus denen die gigantische 
offensive Rüstung der Roten Ar- 
mee hervorgeht. Eine Rüstung, 
die niemals auf Verteidigung 
ausgelegt war, sondern immer 
nur für den Angriff. 


Bereits aus dem Gründungsdo- 
kument der UdSSR geht eindeu- 
tig das Hauptziel dieses riesigen 
Staatgebildes hervor: sämtliche 
anderen Staaten der Welt zu Ii- 
quidieren, um sie sich selbst un- 
terzuordnen. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt ist die Revolution 
Lenins und dann die weitere Po- 
litik Stalins zu sehen. 


Panzer 
für den Angriffskrieg 


Bereits 1933 habe die sowjeti- 
sche 
Charkow als Nebenprodukt täg- 
lich 22 Panzer hergestellt. Und 
nicht irgendwelche Panzer. 
Nein, diese seien von dem ame- 
rikanischen Panzergenie J. W. 
Christie entworfen worden. Die 
Schnellpanzer mit der Typenbe- 
zeichnung BT besaßen eine 
Marschgeschwindigkeit von 100 
Stundenkilometer, eine Ge- 
schwindigkeit, auf die heute 
noch jeder Panzersoldat neidisch 
zurückblicke. Deutschland habe 
1933 aber keine Panzer produ- 
ziert. Und selbst als Hitler aber 
1939 den Zweiten Weltkrieg 
»begann«, besaß das Deutsche 
Reich lediglich 3195 Stück, also 
weniger, als die Lokomotivenfa- 
brik in Charkow in einem halben 
Jahr unter Friedensbedingungen 
als Nebenprodukt produzieren 
konnte. 


Und auch der beste Panzer des 
Zweiten Weltkriegs, der russi- 
sche T 34, war ein unmittelbarer 
Abkömmling des BT. 1938 habe 
die Sowjetunion dann begon- 
nen, die BT-Panzer mit Diesel- 
motoren auszurüsten, was in der 
übrigen Welt erst zehn bis 20 
Jahre später geschehen sei. Die- 
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Lokombotivenfabrik in- 


se Panzer hatten aber für die 
UdSSR laut Suworow nur einen 
Nachteil: sie waren auf sowjeti- 
schem Territorium nicht ein- 
setzbar. 


Der entscheidende Vorzug des 
BT-Panzers ist seine Schnellig- 
keit. Der BT ist ein Angriffspan- 
zer... Davon hatte man mehr 
produziert als sämtliche Panzer 
aller Typen in allen Ländern der 
Welt am 1. September 1939 zu- 
sammengenommen ... Der BT 
konnte nur in einem Angriffs- 
krieg eingesetzt werden, nur im 
Hinterland des Gegners, nur in 
einer zügig vorangetragenen An- 
griffsoperation. 


Der BT verfügte über ein einzig- 
artiges Fahrgestell. Während er 
sich auf Feldwegen mit Hilfe von 
Ketten voranbewegte, warf er 
diese jedoch ab, wenn er auf gut 
ausgebaute Straßen kam und 
fuhr dann auf: Rädern weiter. 
Dieses war auch der Haupt- 
zweck des BT, die Ketten waren 
mit heutigen Schneeketten, die 
für die Autos nur ein Hilfsmittel 
darstellen, vergleichbar. Dieses 
schloß aber einen Einsatz in wei- 
ten Teilen der UdSSR und den 
südlichen und östlichen Rand- 
staaten aus, da’diese kaum oder 


gar nicht über feste Straßen ver- 
fügten. 


Einsatzziel waren die 
deutschen Autobahnen 


Schukow hat BT-Panzer in der 
Mongolei eingesetzt, wo das Ge- 
lände eben wie ein Tisch ist, 
aber er verwendete sie nur mit 
Panzerketten und war mit ihnen 
äußerst unzufrieden: Abseits der 
Straßen lösten sich oft genug die 
Ketten, und wegen des relativ 
starken Drucks der Räder auf 
nicht befestigtem Untergrund 
und selbst auf Feldwegen bra- 
chen die Panzer ein. Und die 
Räder drehten durch.« 


Die Ketten dienten Suworow zu- 
folge nur als Hilfsmittel für die 
BT-Panzer zur Durchquerung 
Polens. Ihr Einsatzziel waren die 
Autobahnen Deutschlands! 


Daneben »war die Sowjetunion 
das einzige Land der Welt, das 
Schwimmpanzer in Massen pro- 
duzierte. In’ einem Verteidi- 
gungskrieg braucht ein Panzer 
nirgendwohin zu schwimmen, 
weshalb die sowjetischen 
Schwimmpanzer, als- Hitler das 
»Unternehmen Barbarossa< be- 
gann, mangels Verwendungsfä- 


Am 23. 8. 1938 unterzeichnete 
Ribbentrop den Nichtangriffs- 
pakt mit der Sowjetunion. Für 
Moskau unterschrieb ihn Au- 

Benminister Molotow. 5 


higkeit..... aufgegeben werden 
mußten; ihre Produktion wurde 
ebenso unverzüglich gestoppt 
wie die des BT.« 


Genug von den Panzern. Suwo- 
row zitiert nachfolgend den Offi- 
zier der Royal Air Force, Alfred 
Prive, der in seinem Leben 40 
verschiedene Flugzeugtypen ge- 
flogen und mehr als 4000 Stun- 
den in der Luft verbracht hatte: 


»Die stärkste Bewaffnung unter 
allen einsatzbereiten Jagdflug- 
zeugen der Welt besaß im Sep- 
tember 1939 die russische Poli 
karpow 1-16... An Feuerkraft 
war die I-16 der Messerschmitt 
109 E-1 mehr als zweifach über- 
legen und fast um das Dreifache 
der Spitfire 1. Unter allen Vor- 
kriegsjagdflugzeugen war die 
I-16 insofern einzigartig, als sie 
allein einen Panzerschutz für 

den Piloten besaß.« | 


Und die gesamten sowjetischen 
Luftstreitkräfte wurden 1941 un- 
mittelbar an der Grenze zusam- 


Pe 


mengezogen. Der Feldflugplatz 
des. Jagdgeschwaders 123 hat 
beispielsweise nur zwei Kilo- 
meter von der deutschen Grenze 
entfernt gelegen. 


Rote Arme 
plante Offensive 


Suworow ergänzt weiter, »daß 
im August 1939 die sowjetischen 
Jagdflugzeuge als erste in der 
Welt Raketengeschosse unter 
Gefechtsbedingungen einsetz- 
ten«. Das für die UdSSR nach 


Hitlers Präventivangriff Fatale - 


sei jedoch gewesen, daß die Pilo- 
ten nicht in der Führung von 


Luftkämpfen ausgebildet wor- 
den seien, sondern ausschließ- 
lich für die Durchführung von 
Angriffen auf Bodenziele. 


N 


Stalin und 


Wer aber nun argumentiert, 
ganz klar, Stalin brauchte diese 
ganze Rüstung, um sich gegen 
den aggressiven Hitler zu wapp- 
nen, wird aber enttäuscht. Su- 
worow beweist nämlich, daß die 
gesamte sowjetische Armee aus- 
schließlich offensiv ausgelegt 
war. Das fing bereits mit der pol- 
nischen Teilung an. 


Diese wäre das ideale Vorfeld 
gewesen, um das sowjetische 
Territorium vor einem Angriff 
der braunen Armeen zu schüt- 
zen. Stalin hätte also lediglich 
Polen zu einen Verteidigungs- 
bollwerk ausbauen müssen. 
Doch was geschah? 


»1939 wären die Voraussetzun- 
gen für eine Verteidigung bei 
weitem besser gewesen: un- 


Ribbentrop besiegelten mit Handschlag den Nicht- 


angriffspakt zwischen beiden Ländern. 


RT Ya 


Hitler mit von Brauchitsch und Keitel vor der Lagekarte des 


Rußlandfeldzuges. Paulus zweiter von links. 


durchdringliche Wälder, Flüsse, 
Sümpfe. Wenig Straßen und viel 
Zeit (da Hitler sich dem Westen 
zugewandt hatte; der Verfasser). 
Die sowjetischen Truppen konn- 
ten ein wirklich unpassierbares 
Gelände an der neuen sowje- 
tisch-deutschen Grenze schaf- 
fen, und dies um so mehr, als der 
Durchbruch in der Mauer nicht 
sehr breit war. 


Aber in diesem Augenblick stell- 
te die Sowjetunion die Produk- 
tion von Panzer- und Fliegerab- 
wehrgeschützen ein. Statt das 
Gelände undurchdringbar zu 
machen, wurde es zielstrebig 
besser passierbar gemacht. Da 
wurden Straßen und Brücken 
angelegt, das Eisenbahnnetz er- 
weitert, verstärkt und vervoll- 
kommnet. Die früheren Befesti- 
gungsanlagen wurden zerstört 
und zugeschüttet.« 


Alle neutralen Staaten 


waren ausgeschaltet 


Wie eine Verteidigung aussehen 


müsse, könne man daran erken- 
nen, wie die Rote Armee 1943 
im Kursker Bogen sich darauf 
vorbereitete, eine gegnerische 
Offensive aufzufangen. Binnen 
kürzester Zeit seien an der riesi- 
gen Front sechs kontinuierliche 
Verteidigungsstreifen in einer 
Gesamttiefe von 250 bis 300 Ki- 
lometer angelegt worden. Jeder 
Kilometer sei mit Schützengrä- 
ben, Schützenlaufgräben, Ver- 
bindungswegen, Unterständen 
und Feuerstellungen gespickt ge- 
wesen. Die durchschnittliche 
Minendichte habe bei 7000 Pan- 
zer- und Infanterieminen pro Ki- 
lometer gelegen, und die Pan- 
zerabwehrdichte lag bei 41 Ge- 
schützen pro Kilometer. (Feld- 
artillerie und Flak sowie einge- 
grabene Panzer nicht mitge- 
rechnet). 


Doch wie es 1939 aussah, be- 
schrieb unter anderem der 
Oberst der militärischen Aufklä- 
rung, I. G. Starinow, in seinem 
Buch »Die Minen warten auf ih- 
re Stunde«: Danach hätten die 
Pioniereinheiten der Roten Ar- 
mee 120000 Eisenbahnminen 
mit Zeitzünder angefordert, je- 
doch nur ganze 120 erhalten! 


»Womit beschäftigte sich Stalin, 
abgesehen von der Zerstörung 
seiner eigenen Verteidigung? Er 
beschäftigte sich mit der Zerstö- 
rung der Barrieren aus neutralen 
Staaten... Nur zehn Monate 


nach der Unterzeichnung des 
»Nichtangriffs<-Paktes war dank 
Stalins Bemühungen die tren- 
nende Barriere vom Eismeer bis 
zum Schwarzen Meer restlos be- 
seitigt. Es gab keine neutralen 
Staaten mehr zwischen Stalin 
und Hitler, und genau dadurch 
waren die Voraussetzungen für 
einen Angriff geschaffen. Sämt- 
liche westlichen Nachbarn Sta- 
lins waren ihm in dieser kurzen 
Zeit zum Opfer gefallen. 


Aufmarsch 
an der deutschen Grenze 


Außer den Ländern, die an die 
Sowjetunion grenzten, war auch 
Litauen in Stalins Sklaverei ge- 
fallen, das zuvor überhaupt kei- 
ne gemeinsame Grenze mit der 
Sowjetunion besaß. Das Auftau- 
chen sowjetischer Truppen in Li- 
tauen bedeutete, daß diese be- 
reits zu den echten deutschen 
Grenzen vorstießen. Früher war 
die sowjetisch-deutsche Grenze 
durch erobertes polnisches Ter- 
ritorium verlaufen. Jetzt standen 
sowjetische Truppen an der 
Grenze zu Ostpreußen. Hier 
kann nun wirklich nicht mehr die 
Rede davon sein, daß Hitler ge- 
waltsam einen Korridor nach 
Osten geschaffen habe und der 
dumme Stalin ihm dabei noch 
behilflich gewesen sei. Nein, 
Stalin selbst hat den Korridor 
nach Westen, und zwar ohne 
fremde Hilfe, geöffnet.« 


Wenn Stalin sich also wirklich 
nur hätte verteidigen wollen, 
hätte er also den schon beste- 
henden Sicherungsstreifen wei- 
ter ausbauen oder zumindest 
modernisieren müssen. Bei- 
spielsweise waren in den zwanzi- 
ger Jahren an der damaligen 
Westgrenze der UdSSR alle 
Brücken zur Sprengung vorbe- 
reitet worden, ebenso wie Fa- 
brikschlote, Depots, Pumpwer- 
ke, Wassertürme, hohe Erdwäl- 
le und tiefe Aushebungen. Es 
gab Eisenbahnsperrbataillone, 
denen im Fall eines Rückzugs 
die Sprengung der Eisenbahn- 
knotenpunkte oblag sowie die 
Durchführung von Sperrarbei- 
ten an den Hauptstrecken. 


Der sowjetische Sicherungsstrei- 
fen wurde damals ständig ver- 
vollkommnet. Die Zahl der zur 
Sprengung vorgesehenen Objek- 
te wuchs immer weiter an, und 
neue, schwer passierbare Hin- 
dernisse wurden errichtet, 
Baumsperren und künstliche 


Revisionismus 


Hitler in 
Stalins 
Kalkül 


Wasserreservoire vor den Ver- 
teidigungsstellungen angelegt, 
und einzelne Geländeteile wur- 
den zur Überflutung und Ver- 
sumpfung vorbereitet. 


Wie wichtig dieser Streifen ist, 
hatte der sowjetische Komman- 
deur Merezkow selber beim An- 
griff auf Finnland bewiesen be- 
kommen, als die Rote Armee al- 
lergrößte Schwierigkeiten hatte, 
einen 40 bis 60 Kilometer tiefen 
finnischen Sicherungsstreifen zu 
überwinden. Was machte aber 
der gleiche Merezkow als dieser 
dann zum Chef des Generalstabs 
ernannt worden war? 


Die Befehle 
.des Generalstabs 


»Merezkow erließ folgenden Be- 
fehl: 

1. Beseitigung des früher ange- 
legten Sicherungsstreifens an der 
Westgrenze, Auflösung der 
Sprengkommandos, Entfernung 
der en Ein Entschär- 
fung der Minen, Einebnung der 
Sperranlagen; 


2. kein Anlegen von Siche- 
. rungsstreifen in den neu hinzu- 
gewonnenen Ländereien; 


3. Verlegung der Hauptkräfte 
des Heeres unmittelbar an die 
Grenze, ohne diese Streitkräfte 
durch einen wie auch immer ge- 
arteten a zu 
decken; 


4. Heranführung und Konzen- 
tration der strategischen Reser- 
ven der Roten Armee aus dem 
Landesinneren unmittelbar an 
die Grenze; 


5. Beginn mit der zügigen 
Durchführung umfassender Ar- 
beiten zum Ausbau von Flug- 
plätzen und des Verkehrsnetzes 
im westlichen Belorußland und 
in der Westukraine. Ausbau der 
eingleisigen Schienenstrecken zu 
zweigleisigen. neue Erhö- 
hung der Durchlaßkapazität und 
Anlage neuer Verkehrswege, 
die unmittelbar zur deutschen 
Grenze führen.« 


“Und Marschall Schukow schrieb 
in seinem Buch »Erinnerungen 
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und Gedanken«, daß viele Brük- 
ken im westlichen Belorußland 
und der Westukraine in einem so 
schlechten Zustand gewesen sei- 
en, daß sie nicht einmal das Ge- 
wicht mittlerer Panzer und der 
Artillerie gehalten hätten. Statt 
dies aber bei defensiver Grund- 
einstellung, wie sie uns heute ge- 
predigt wird, auszunutzen, ließ 


‚Schukow »eifrig Verkehrswege 


bauen und die alten Brücken 


: durch neue ersetzen«. Und Par- 


tisanengruppen, die jedes Land, 
das glaubt, bald angegriffen zu 
werden, aufbaut, gab es zu 
Kriegsbeginn auch noch nicht, 
da diese 1939 aufgelöst worden 
waren. Diese wurden erst ab 
dem 22. Juni 1941, also einen 
Tag nach Kriegsbeginn, aufge- 
stellt. 


Die Übermacht 
der Roten Armee 


Dagegen setzte Stalin eine riesi- 
ge Armada von Soldaten und 
Material an die sowjetisch-deut- 
sche Grenze sowie an die sowje- 
tisch-rumänische Grenze in Be- 
wegung, darunter mehr als eine 
Million ” ausgebildeter Fall- 
schirmspringer. Hitler besaß bei 
Beginn des Zweiten Weltkriegs 
dagegen nur 4000 Mann. Die 
UdSSR hatte am 1. September 
1939 ungefähr zweihundertmal 


mehr ausgebildete Fallschirm- - 


a als alle übrigen Länder 
er Welt zusammen! 


Und die Sowjetunion war das er- 
ste Land der Welt, in dem Luft- 
landetruppen aufgestellt wer- 
den. Jeder, der sich auch nur et- 
was in Kriegsstrategie auskennt, 
weiß, daß Luftlandetruppen und 
Fallschirmspringer ausschließ- 
lich zur Offensive und nicht zur 
Defensive geeignet sind. Das 
gleiche gilt für die Segelflieger- 
flotte, von denen die UdSSR 
ebenfalls mehr als alle anderen 
Länder der Welt zusammen 
besaß. 


»Am 21. Juni 1941 entsprachen 
sämtliche sowjetischen Armeen 
an der deutschen und rumäni- 
schen Grenze, aber auch die 23. 
Armee an der finnischen Grenze 
den sowjetischen Standardnor- 
men für Stoßarmeen.« Alleine 
von der 6., 9. und 10. Armee 
verfügte jede einzelne über 
mehr als 2000 Panzer. »Jede die- 
ser völlig ungewöhnlichen Ar- 
meen entsprach, gemessen an 
der Anzahl ihrer Panzer, der 
halben deutschen Wehrmacht 


oder überstieg diese. sogar! ... 
Hitler hatte vier Panzergruppen, 
Stalin sechzehn Stoßarmeen.« 


Den ausschließlich offensiven 
Charakter der Roten Armee be- 
weisen folgende Tatsachen: 


»In der ersten Junihälfte 1941 
wird in der Sowjetunion die 
mächtigste Armee der Welt auf- 
gestellt, aber nicht an der deut- 
schen Grenze.« Vielmehr wird 
diese an der rumänischen Gren- 
ze postiert. 


Deufschlands Herz schlug 


in Rumänien 


»Wofür? Zur Verteidigung? Ich 


bitte Sie, auf rumänischer Seite 
stehen nur geringe Streitkräfte, 
und selbst wenn dort ein größes 
Truppenkontingent läge, würde 
doch kein einziger Aggressor 
den entscheidenden Vorstoß 
über Rumänien vortragen, 
schon weil dies ganz einfach die 
elementarsten geographischen 
Überlegungen verbieten. Aber 
nun könnte ein neuer »Befrei- 
ungsfeldzug« der 9. Armee nach 
Rumänien die gesamte strategi- 
sche Lage in Europa und der 
ganzen Welt verändern. Rumä- 
nien ist der Haupterdöllieferant 
Deutschlands. Ein Vorstoß nach 
Rumänien würde für Deutsch- 
land den Zusammenbruch be- 
deuten, würde den Stillstand al- 
ler Panzer und Flugzeuge, sämt- 
licher Maschinen, Schiffe, der 
ganzen Industrie und des Trans- 
portwesens zur Folge haben. 
Das Erdöl ist der Lebenssaft des 
Krieges, und das Herz Deutsch- 


lands schlug, wie seltsam das: 


auch klingen mag, in Rumänien. 
Ein Angriff auf Rumänien war 
ein unmittelbarer Angriff auf 
den Herzschlag Deutschlands.« 


Unter diesem Gesichtspunkt ist 
auch die im Juni 1940 ohne ir- 
gendwelche Konsultationen mit 
dem damaligen Bündnispartner 
Deutschland erfolgte Abtren- 
nung Bessarabiens von Rumä- 
nien durch die Rote Armee zu 
verstehen. »Hitler hatte den so- 
wjetischen Regierungschef auf- 
gefordert, die sowjetische Be- 
drohung von der Quelle des 
deutschen Erdöls abzuwenden. 
Stalin und Molotow haben dies 
nicht getan. Wer also ist schuld 
am Ausbruch des Krieges? Wer 
hat wen bedroht? Wer hat wen 
zu Gegenaktionen provoziert?« 
Vielmehr hatte Stalin am 7. Juli 
1941 befohlen, »Bessarabien um 


jeden Preis zu halten »im Hin- 
blick darauf, daß wir das Terri- ; 
torium Bessarabiens als Auf- 
marschbasis für die Organisie- . 
rung unseres Angriffs benö-. : 


tigen««. 


Und es gibt noch ein zweites z 


wurde. 


Eine tödliche Gefahr für 
Deutschland 


Stalin löste die ausschließlich de- 
dienende * 


fensiven Zwecken 


Be eg 


“ seltsames Vorkommnis bezüg-.: 
lich Rumäniens, was bislang von.;; 
den Historikern kaum gewürdigt * 


Dnjepr-Flottille auf, bildete je- : 


doch zwei neue, und zwar auf“ 
der Donau und der Pina. Die ® 


Donau-Flottille war aufgestellt * 
worden, bevor die Sowjetunion 
einen Zugang zur Donau be- -: 


kam. »Im Verlauf von Schukows :: 


»Befreiungsfeldzug: in die 
Grenzgebiete Rumäniens trenn- 


te Stalin die Bukowina und Bes- °; 


sarabien von Rumänien ab. Un- ° 


mittelbar an der Donaumün- 
dung fiel dabei ein Landstrich :. 


von einigen Dutzend Kilometern 


Länge an die Sowjetunion. Un- : 


verzüglich wurde die bereits für 


diesen Fall gebildete Donau- :. 


Flottille dahin verlegt... . 


Die Donau-Kriegsflottille um- = 
faßte etwa siebzig Flußkriegs- 
schiffe und Kutter, Jagdflieger- 
kräfte, Flak- und Küstenartille- :.; 


rie. Die Stationierungsbedingun- 


gen waren denkbar ungünstig. 
Das sowjetische Ufer im Donau- 


Delta ist kahl und ungeschützt. 


Die Schiffe mußten auf offenen - 


Liegeplätzen ankern, die rumä- 


telbarer Nachbarschaft, mitun- 
ter nur dreihundert Meter von 
den sowjetischen Schiffen ent- 
fernt. 


In einem Verteidigungskrieg saß 
die gesamte Donau-Flottille vom 


ersten Augenblick an in der Fal- 


le: Ein Rückzug aus dem Do- 5 
naudeltä war unmöglich - hinter ©» 
ihr lag das Schwarze Meer. Die - 


Fiottille besaß keinen Raum, um 
zu manövrieren.« 


nischen Truppen lagen in unmit- 


Daß diese - 


Flottille auch keine Verteidi- _ 


gungsaufgaben übernehmen 


‚konnte, läßt sich auch daraus er- 


kennen, daß dort Hunderte von _ 


Seen, undurchdringliche Sümpfe 
und Schilfwälder über Hunderte 
von Quadratkilometern sind. 
»Kein Gegner wird die Sowjet- 
union vom Donau-Delta her an- 
greifen!« 


„" aufwärts zu bewegen, und die: 


. 


Es gab nur einen einzigen Weg 
für diese’ Flottille, nämlich bei 
einem allgemeinen Angriff der 
Truppen der Roten Armee fluß- 
aufwärts zu operieren. Dies be- 
deutete aber »eine tödliche Ge- 
fahr für Deutschland: Sie 
brauchte sich nur 130 km fluß- 


strategisch wichtige Brücke bei 


.Cernavoda läge. in. Reichweite: 
ihrer Geschütze, und das wie- ° 


derum hieße, daß die Erdöllei- 
tung von Ploiesti zum Hafen 
Constanta unterbrochen wäre. 
Noch weitere 200 km flußauf- 
wärts - und die ganze deutsche 
Kriegsmaschinerie käme zum 
Stillstand, weil den deutschen 
Pänzern, Flugzeugen und U- 
Booten der Treibstoff ausgegan- 
gen ist.« 


Alles wurde für den 
Angriff vorbereitet 


Und auch die Pinsker Kriegsflot- 


tille war ausschließlich offensiv 


ausgelegt. Ihre Schiffe waren in 
einem Nebenfluß des Dnjepr, 
dem Pripjet, so hoch vorgedrun- 
gen, daß sie nicht einmal mehr 
wenden konnten, weil die Fluß- 
breite dort nur noch 50 Meter 
betrug. Dies wird nur dann ver- 
ständlich, wenn man weiß, daß 
unmittelbar nach der »Befrei- 
ung« des westlichen Beloruß- 
lands von der Roten Armee be- 
gonnen wurde, von Pinsk bis 
Kobrin einen insgesamt 127 km 


‚langen Kanal zu bauen, der das 


Dnjepr-Becken mit dem Flußsy- 
stem des Bug verband. 


»Die einzige Bestimmung des 
Kanals konnte nur darin beste- 
hen, Schiffe in das Flußsystem 


der Weichsel und weiter in Rich- . 


tung Westen passieren zu las- 
sen.« In einem Verteidigungsfall 
hätte man dagegen die gesamte 
dort stationierte Flottille spren- 
gen müssen, da ein Abzug nicht 
möglich gewesen wäre. Auch 
der erst vor wenigen Jahren ge- 
baute Kanal hätte vernichtet 
werden müssen, da er sonst für 
deutsche Kriegsschiffe als Ein- 
marschweg hätte dienen 
können. 


Zum Abschluß sei noch auf die 
sowjetischen Gebirgsjägerdivi- 
sionen hingewiesen. Schukow 
interessierte sich persönlich für 
Gebirgspässe und deren Begeh- 
barkeit. Aber nicht aus Verteidi- 
gungsgründen, denn dann hätte 
er die Pässe unpassierbar ma- 
chen müssen, was aber nicht ge- 
schah, ganz im Gegenteil. 


Zumal: »Wer würde auch die 
Sowjetunion über die Gebirgs- 
> angreifen, wenn sich ohne- 
in bereits eine Menge offener 
Räume in der Ebene anbieten? 
Doch für die sowjetische Füh- 
rung besitzen diese Berge (die 
Karpaten, der Verfasser) einen 
unschätzbaren - Wert: Deutsch- 
land und seine Haupt- 


.erdölquellen : sind durch eine 


doppelte Gebirgsbarriere in der 
Tschechoslowakei und Rumä- 
nien voneinander getrennt. Ein 
Vorstoß sowjetischer Truppen 
über das Gebirge wäre für 
Deutschland eine tödliche Ge- 
fahr. Über die eigenen Gebirgs- 

ässe vorzurücken und die Pässe 
ın der Tschechoslowakei oder in 
Rumänien zu besetzen wäre 


gleichbedeutend mit dem 
Durchtrennen der Erdöl- 


Aorta.« 


Im übrigen wurden diese Trup- 
pen bei Kriegsbeginn voller Pa- 
nik aus den Karpaten zurückge- 
zogen, fielen der deutschen Ar- 
mee aber fast vollständig zum 
Opfer. Alleine dies kennzeich- 
net, daß diese dort nicht zu Ver- 
teidigungszwecken stationiert 
waren. 


Heute wird vordergründig in der 
Sowjetunion Kritik an Stalin 
laut, daß er angeblich nämlich 
die Verteidigung vernachlässigt 
habe und zu blauäugig gegen- 
über Hitler gewesen sei. Aber 
die von Suworow vorgetragenen 
Fakten beweisen genau das Ge- 
genteil. Und dies ist auch der 
Grund für die derzeitige sowjeti- 
sche Propagandaoffensive. Die 
aufkeimende Diskussion über 
die von Suworow ans Licht der 
Öffentlichkeit gebrachten Fak- 
ten sollen im Keime erstickt 
werden. 


Stalin wurde von der 
Invasion überrascht 


Denn ein einziger Punkt wirft 


die ganze derzeitige von Gorba- 
tschow angeleierte Diskussion 
über den Haufen: Es ist unbe- 
stritten, daß Stalin und die mili- 
tärische Führung von der deut- 
schen Invasion überrascht wur- 
den, daß sie vielmehr an irgend- 
welche Provokationen seitens 
deutscher Truppen dachten. Der 
Generalstab versandte sogar ei- 
ne Unmenge »eiserne Befehle«, 
nicht auf diese Provokationen zu 
reagieren. Erst nach mehreren 
Tagen, als deutsche Truppen 
schon weit auf sowjetisches Ge- 
biet vorgedrungen waren, wur- 


den ernsthafte‘ Gegenmaßnah- 
men eingeleitet. 


Wenn aber diese ganzen oben 
von Suworow dargesteliten 
Maßnahmen wirklich nur rein 
der Verteidigung dienten, wie 
kann dann die oberste sowjeti- 
sche Führung tagelang von dem 
deutschen Angriff überrascht ge- 
wesen sein? Dies allein ist doch 
ein ganz klarer Beweis, daß sich 
in der sowjetischen Führung nie- 
mand ernsthafte Gedanken an 
eine so früh stattfindende deut- 
sche Invasion gemacht hatte. 


Zumal durch Mussolinis blödsin- 
nigen Angriff gegen Griechen- 
land der Zeitpunkt für einen 
möglichen - dann auch erfolgten 
- deutschen Präventivangriff 
trotz der auch von den Sowjets 
beobachteten deutschen Aufrü- 
stung an der Grenze sehr 
schlecht war. Auch waren die 
deutschen Truppen gar nicht für 
einen Krieg mit der Sowjetunion 
gerüstet. Die Unterlegenheit 
wurde dargestellt, doch muß 
auch noch folgendes berücksich- 
tigt werden: 


Stalin gilt nicht als 
Initiator des Krieges 


Das deutsche Waffenöl wurde 
starr bei der extremen russischen 
Winterkälte, die Waffen funk- 
tionierten nicht mehr, die Klei- 
dung der deutschen Soldaten, 
besonders das Schuhwerk, wa- 
ren alles andere als geeignet. 
Doch Hitler wußte, was dem 


* Deutschen Reich drohte, ihm 


blieb gar nichts anderes übrig, 
als einem sowjetischen Angriff 
zuvorzukommen. So schreibt 
Suworow dann auch: »Wenn die 
deutsche Industrie nur Waffen 
produzierte, die allein in West- 
europa und in Afrika zu verwen- 
den waren, jedoch nicht in Ruß- 
land, wie kann man dann anneh- 
men, Deutschland sei für diesen 
Krieg vorbereitet gewesen?« 


Und auch was der Dolmetscher 
von Molotow derzeit im Fernse- 
hen sagt, daß nämlich Stalin 
wirklich nicht an einen Angriff 
Hitlers glaubte, was sich auch 
daran zeigte, daß er bis zuletzt 
die Rohstofflieferungen Japans 
durch die UdSSR nach Deutsch- 
land gelangen ließ, paßt haarge- 
nau in Stalins obiges Konzept. 
Denn, wie bereits erwähnt, daß 
der Sowjetdiktator die bis zur 
Halskrause bewaffnete Rote Ar- 
mee direkt an die deutsche 


Grenze marschieren ließ, ist un- 
bestritten. Wenn dies aber aus 
Angst vor einem deutschen An- 
griff geschehen wäre, warum 
hätte er dann die japanischen 
Lieferungen an Deutschland 
durchgehen lassen und die 
Kampfkraft der Wehrmacht 
stärken sollen, wenn er nicht an- 
dere Strategien entwickelt hätte, 
nämlich den Angriff auf 
Deutschland. - 


Suworow stellt dann auch noch 
in einigen anderen Punkten die 
Geschichtsschreibung richtig: 
»Eine eigenartige Wissenschaft 
ist diese ° Historiographie: 
Deutschland hat Polen angegrif- 
fen, also ist Deutschland Initia- 
tor des Krieges und am europäi- 
schen Krieg, folglich auch am 
Weltkrieg beteiligt. Die Sowjet- 
union’ hat dasselbe getan und in 
demselben Monat - aber sie gilt 
nicht als Initiator des Krieges. 
Sogar unter die Kriegsteilneh- 
mer fällt sie aus irgendeinem 
Grunde nicht in der Zeit von 
1939 bis 1941... 


| Wie lange noch ist Stalin 


das unschuldige Opfer? 


Wenn wir schon die sowjetische 
Aggression gegen sechs neutrale 
Staaten mit dem Terminus »Stär- 
kung der Sicherheit unserer 
Grenzen« belegen, warum wen- 
den wir den gleichen Terminus 
nicht bei Hitler an? Hat er etwa 
durch die Besetzung der Nach- 
barländer nicht die Sicherheit 
seiner eigenen Grenze gestärkt. 


Man hält mir entgegen, die So- 
wjetunion habe in der »Vor- 
kriegsperiode« keinen perma- 
nenten Krieg geführt, es habe 
sich um eine Reihe von Einzel- 
kriegen und Invasionen mit da- 
zwischenliegenden Pausen ge- 
handelt. Aber schließlich hat 
auch Hitler eine Reihe von Krie- 
gen mit Pausen dazwischen ge- 
führt. Weshalb messen wir bei 
ihm mit einem anderen 
Maß?... 


Polen war nicht in der Reichs- 
kanzlei. aufgeteilt worden, son- 
dern im Kreml. Hitler war nicht 
anwesend bei der Unterzeich- 
nung, wohl aber Stalin! Den- 
noch ist Hitler schuld am Aus- 
bruch des Krieges, nicht aber 
Stalin. Stalin ist das unschuldige 
Opfer. Stalin ist der Befreier 
Osteuropas.« D 
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Shamir bot 
‚Hitler seine 
Dienste an 


Naim Ghiladi 


Der israelische Premierminister Yitzhak Shamir bot während des 
Zweiten Weltkrieges an, sich und die terroristische Bande unter 
seinem Kommando in die Dienste der nationalsozialistischen Regie- 
rung des Deutschen Reiches zu begeben. 


Die Bestätigung der Verbindun- 
gen zwischen Shamir und Nazi- 
Deutschland, über die schon lan- 
ge Gerüchte kursierten, habe ich 
in unterdrückten Dokumenten 
gefunden, die in deutschen Ar- 
chiven aus der Kriegszeit ausge- 
graben wurden. Sie enthüllen, 
daß der israelische Premiermini- 
ster seine Begeisterung für Hit- 
lers Politik bekannte und sich 
anbot, diese im Nahen Osten mit 
terroristischen und Spionageein- 


Der Martneattache 
(Dierststtz lstonbul) 


B.N.— 120 ch. 


Deutsche Botschaft Ankara 


Br re A Pu TEE N N 


Gewalt gewesen, dem Betrug 
und der militärischen Expansion 
verschworen. In den dreißiger 
Jahren hatten es ihnen Benito 
Mussolini und sein faschistisches 
Regime in Italien besonders an- 
getan. 


Eine Reihe von Killern der Ir- 
gun- und später der Lehi-Bewe- 
gung erhielten vor dem Zweiten 
Weltkrieg in Italien ihre Grund- 
ausbildung. Sie machten das bei 
Mussolini wieder gut, indem sie 
sich an terroristischen Anschlä- 


Das deutsche Begleitdoku- 
ment besagt, daß Shamirs ge- 
heime Denkschrift von einem 
Emissär in der Botschaft in 
Ankara abgegeben wurde. 


.. ER 
Derische Sedatı in der Terdıl 
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gen gegen die Gegner. des Fa. 
schismus beteiligten. n 


Dokumente mit R 
peinlichen Einzelheiten 


Nach Ausbruch des Zweiten '- 
Weltkrieges boten Shamir und ; 


seine Männer dem deutschen 


Oberkommando ihre Dienste 
an. Die Dokumente über die 


Einzelheiten dieser Kontakte ; 


wurden von britischen Truppen 


beschlagnahmt und 1945 zusam- : 


men mit Tonnen von anderem - 
deutschen Archivmaterial nach 
London geschafft. 


1955 erhielt Mosche Sharett, Is- : 
raels seinerzeitiger Premiermini- 
ster, die Erlaubnis, die erbeute- 
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sätzen gegen die alliierten Mäch- 
te - die Vereinigten Staaten und 


Großbritannien - zu unter- 
stützen. 
Enthüllungen über 


altgediente Terroristen 


Ich habe mich vor kurzem ent- 


schlossen, das aufzudecken, was 2.) eine Yarfi;uay deir. Disoilli.chiw,;, Mic von dan Sranze 
ich über diese unerwartete ge- sischen Üllitärbehürden In rien vol Can Deui;cnssilern in 
schichtliche Episode herausge- Unlauf -eretzt zordın ist. 

funden habe, als ich in den sech- 3.) einen Yorsckia; &rr auilensia: Milttror; 


ziger und siebziger Jahren als 
Journalist und Historiker arbei- 
tete. Ich befürchte, daß Shamir 
den Westen auf eine weitere un- 
erwartete Allianz vorbereitet: 
eine neue »Beziehung« zwischen 
der Sowjetunion und. Israel. 


Die Dokumente aus der Zeit des 
Zweiten Weltkrieges, die ich 
ausfindig gemacht habe, werden 
uns helfen, die israelische Kehrt- 
wendung zu verstehen. Sie ent- 
hüllen, daß Shamir und sein in- 
nerer Kreis von altgedienten 
Terroristen Amerikas demokra- 
tisches System und seine Werte 
schon immer verachtet haben, 


trotz ihrer Behauptungen, ein - 


»Verbündeter« der Vereinigten 
Staaten zu sein. 


Im Herzen sind Shamir und sei- 
ne Freunde immer Totalitäre der 
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"Kopie der Denkschrift, die der 

heutige israelische Premier- 
minister während des Zweiten 
‚Weltkrieges an Hitler-Deutsch 
land richtete. 


ten Dokumente einzusehen und 
einige davon abzulichten. Ein is- 
raelischer Forscher wurde nach 
London entsandt. Als er Monate 
später zurückkam, brachte er ein ° 
Dutzend Akten mit, die er in 
London kopiert hatte. Kurze 
Zeit später erhielt ich eine den 
Forschern zugestandene Erlaub- 
nis, diese Aufzeichnungen zu 
überprüfen. Ich war erstaunt 
und erregt, als ich darunter Do- 
kumente entdeckte, die Shamirs 
Affinität zum Faschismus und 
Nationalsozialismus beschrie- 
ben. Aber meine Erregung war 
nur von kurzer Dauer. 


Shamir war zu dieser Zeit Ein- 
satzleiter des Mossad, des israe- 
lischen Geheimdienstes, eine 
mächtige, undurchsichtige Per- 
son. Er erhielt bald darauf einen 
Tip, daß die in London verviel- 
fältigten Dokumente peinliche 
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Einzelheiten über seine vergan- 
genen Tätigkeiten enthielten. 


Begleitet von Mossad-Agenten 


mit .Maschinenpistolen- mar- 
schierte er in die Archive, wo ich 
die Kriegsaufzeichnungen stu- 
dierte, und beschlagnahmte jede 
Akte, die einen Hinweis auf ihn 
enthielt. Diese Unterlagen wur- 
den in Israel niemals wieder ge- 


sehen. Doch ich bekam sie noch - 


einmal zu sehen. 


Nach 1982 entschloß ich mich 
dazu, Israel zu verlassen, aus 
Protest gegen die von israeli- 
schen Truppen im Libanon be- 
gangenen unmenschlichen Greu- 
eltaten. Im Exil spürte ich die 
Originale dieser vielsagenden 
Papiere auf und es gelang mir, 
für mich Kopien von Schlüssel- 
dokumenten zu bekommen. 


Sie beweisen, daß Shamir 1941 
als Leiter dessen, was er die’ Un- 
tergrund Jewish National Milita- 
ry Organization (NMO) nannte, 
der deutschen Reichsregierung 
eine geheime Denkschrift zu- 
sandte. Darin wurde erklärt: 


stürzen. 


43 Looyosetisa Jer Yosseliäschen Arssheitssswegung 
wurde auch in der Linie eiuer Gyr lessten Isien des deutschen 
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Shamir und die NMO teilten Na- 
zi-Deutschlands Interessen und 
befürworteten die Politik des 
Aufbaus einer »Neuen Ord- 
nung« unter deutscher Leitung. 


Shamir tat sein Bestes, 
um Hitler zu gefallen 


Shamirs Kämpfer waren bereit, 
Hitler den Krieg gewinnen zu 
helfen mit einem Untergrund- 
feldzug des Terrorismus und der 
Sabotage gegen Großbritannien 
und seine Kriegsverbündeten, 


das heißt die Vereinigten 
Staaten. 
Als Gegenleistung verlangte 


Shamir, Deutschland möge in 
Erwägung ziehen, »das Juden- 
problem« durch Ausweisung eu- 
ropäischer Juden nach Palästina 
zu lösen und sie unter die Herr- 
schaft seiner NMO zu stellen. 


Wie ein deutsches Begleitdoku- 
inent aus der Kriegszeit, das hier 
kopiert ist, besagt, wurde Sha- 
mirs geheime Denkschrift per 
Hand von seinem Emissär, Na- 
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than Yelin-Mor, der deutschen 


. Botschaft in Ankara überbracht. 


Es war an den Marine-Attache, 
Fregattenkapitän Hantik, adres- 
siert, der es mit einem amtlichen 
Umlaufzettel nach Berlin weiter- 
leitete. 


Die deutsche Regierung hatte 
Bedenken, sich mit einer Bande ' 
von jüdischen Terroristen im 
Nahen: Osten zusammenzutun. 
Shamir tat sein Bestes, um Hit- 
ler von seiner Aufrichtigkeit zu - 
überzeugen. Er startete einen 
Untergrundkrieg des Mordes 
und der Bombenlegung gegen 
britische und alliierte Soldaten 
und Anlagen, wo immer er sie 
erreichen konnte. Aber 
Deutschland zögerte trotzdem 
immer noch. 


Shamirs Pläne für ein Großisra- 
el, aufgebaut auf Terrorismus, 
militärische Macht und Betrug, 
mußten noch ein Jahrzehnt war- 
ten, um mit der Unterstützung 
einer anderen Großmacht ver- 
wirklicht zu werden: den Verei- 


nigten Staaten. 4 
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Banker- 
Journal 


Die Folgen der 
Alaska- | 
Katastrophe 
zahlen die 
Autofahrer 


Steuerzahler und Autofahrer 
“werden letztendlich den Löwen- 
anteil an Exxons-Olkatastrophe 


- spältung von Rockefellers Firma 


vor der Küste Valdez, Alaska, 


zahlen. Autofahrer stellen be- 
reits fest, daß die Benzinpreise 
an.den Tankstellen durchschnitt- 
lich um zehn Prozent erhöht 
wurden, wobei die schlimmsten 
Preisanstiege nicht durchgesetzt 
werden konnten. 


Was aber noch schlimmer ist, 
auf Grund von Steuererlassen 
für Exxon werden den amerika- 
nischen : Steuerzahlern minde- 
stens ein Drittel der Kosten für 
die umfangreiche Beseitigung 
des ausgelaufenen Ols aufge- 
brummt. Der Umweltschaden ist 
unberechenbar. 


Das ausgelaufene Öl hat bereits 
ein Gebiet von mehr als 3000 
Quadratmeilen Wasser im Golf 
von Alaska und im Prinz Wil- 
liam Sund verseucht. Das giftige 
Rohöl bedeckt mehr als 1300 
Meilen des Küstenstreifens von 
Alaska. 


Die meisten Umweltexperten 
sind sich darüber einig, daß die 
- Umweltkosten der größten Ol- 
katastrophe der USA niemals 
voll bekannt werden, da das 
Ausmaß der Schäden nicht zu 
übersehen ist und bestimmt noch 
das kommende Jahrzehnt darun- 
ter leiden wird. 


Die Tragweite der Katastrophe 
für Exxon selbst wird nicht so 
furchtbar sein. Als größte ameri- 
kanische Olgesellschaft hatte 
Exxon im vergangenen Jahr Ein- 
nahmen von 5,2 Milliarden Dol- 
lar. In jeder Stunde rund um die 
Uhr macht Exxon fast zehn Mil- 
lionen Dollar und in jeder Se- 
kunde, die vergeht, werden 150 
Dollar Gewinn erzielt. 


Früher unter dem Namen Stan- 
dard Oil of New Jersey bekannt, 
ist Exxon die größte der 34 Ein- 
zelfirmen, die sich aus der Auf- 
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Standard Oil durch das amerika- 
nische Justizministerium. unter 
US-Präsident Theodore Roose- 
velt im Jahr 1911 ergaben. Das 
oberste Gericht der USA erklär- 
te damals das Rockefeller-Impe- 
rium zum Monopol und ordnete 
seine Aufspaltung an. 1972 wur- 
de Standard Oil of New Jersey in 
Exxon umbenannt. In Deutsch- 
land firmiert das Unternehmen 
unter dem Namen Esso. 


Weltweit verfügt Exxon über ei- 
ne Flotte von 500 Schiffen, die 
aus 115 Häfen heraus verkehren 
und 270 Bestimmungsorte anlau- 
fen, wobei Lasten von 160 Ol- 
sorten in 65 Länder verschifft 
werden. Nur ein Dutzend der 
Staaten in der Welt haben ein 
höheres Bruttosozialprodukt wie 
Exxons jährliche Umsätze. 


Etwa ein Drittel der Gesamt- 
umsätze von Exxon werden in 
den Vereinigten Staaten getä- 
tigt. f 


Es ist geschätzt worden, daß die 
Kosten der Ölbeseitigung sich 
auf mindestens 500 Millionen 
Dollar belaufen werden, eine 
Rechnung, die zum Beispiel für 
jeden Amerikaner mehr: als zwei 
Dollar ausmacht. Obwohl Ex- 
xon für die Reinigungskosten die 
Verantwortung übernommen 
hat, könnte jeder amerikanische 
Steuerzahler am Ende mit mehr 
als 1,20 Dollar belastet werden, 
um den Verlust an Steuerein- 
nahmen wieder wettzumachen, 
da Exxon 34 Prozent der Reini- 
gungskosten von dem versteuer- 
baren Einkommen absetzen 
kann, weil Umweltunfälle als 
»gewöhnliche Geschäftskosten« 
betrachtet werden. 


Mit anderen Worten: Unter den 
geltenden Steuergesetzen der 
USA kann Exxon einen von drei 
Dollar, die man für die Reini- 
gungkosten aufwendet, abset- 
zen. 


Zusammen- 
un zwischen 
Kinder- 
sterblichkeit 
und IWF 


Die Schuldenkrise der dritten 
Welt hat die Kindersterblichkeit 
erhöht, wie aus einer UNICEF- 
Studie »Crisis and Infancy in 
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Brazil« (»Krise und Kindheit in 


.Brasilien«) hervorgeht. Darin 


wird festgestellt, daß es direkte 
Zusammenhänge zwischen der 
Politik, die den Nationen durch 
den Internationalen Währungs- 
fonds- (IWF) auferlegt wird, den 
Lebensbedingungen und der 
Kindersterblichkeit gibt. 


Im verarmten Nordosten Brasi- 
liens sank die Sterbeziffer von 
Kindern im Jahr 1982 auf einen 
Tiefstand von 91 herab. Aber so- 
bald Brasilien sich dem Hunger- 
Sparprogramm des IWF mit Be- 
ginn des Jahres 1983 ausgesetzt 


hatte, sprang die Ziffer auf 101° 


und bis auf 114 im Jahr 1984. 


Professor Pedro Israel Cabral‘ 


sagte, die Kindersterblichkeit sei 
1985 und 1986 zurückgegangen, 
als der Finanzminister Dilson 
Funaro damit begann die Nah- 
rungsmittel wieder auf den Tisch 
zu bringen und Gelder für die 
Sanierung und Impfungen bereit 
zu stellen. 


Die Trends für Brasilien als 
Ganzes sind ähnlich, obwohl die 
Zahlen niedriger liegen. Insge- 
samt sind laut Angabe des For- 
schers an der autonomen Uni- 
versität von Mexiko, Jose Luis 
Calva, 163 Millionen Ibero- 
Amerikaner unterernährt, was 
bei 15 Prozent von ihnen eine 
Verlangsamung ihrer Entwick- 
lung hervorruft. 


Die ehemalige Schauspielerin 
Audrey Hepburn, die jetzt bei 
der UNICEF ist, sagte, das 
durchschnittliche Familienein- 
kommen in der Region sei seit 
1980 um 10 bis 25 Prozent gesun- 
ken, und die Regierungen hätten 
die Sozialausgaben zum Nachteil 
der Kinder reduziert. Sie mein- 
te, die UNICEF habe errechnet, 
daß in der Region jährlich etwa 
500 000 Kinder sterben. 


Calva stellte fest, daß der 
Fleischverbrauch in Mexiko City 
in der Zeit von 1982 bis 1987 um 
45,1 Prozent gesunken ist, und 
daß 1988 42 Prozent der ibero- 
amerikanischen Exporteinkünf- 
te zur RückZahlung von Schul- 
den: verwendet wurden. Calva 
kommt zu der Schlußfolgerung: 
»Obwohl einige Technokraten 
dies nicht wahrhaben wollen, 
steht die Verschlimmerung des 
Hungers mit der Krise der Aus- 
landsschulden in Zusammen- 
hang.« 


Aus der Statistik, die von der 
Economic Commission for La- 


tinamerica (ECLA) herausgege- 
ben wurde, geht hervor, daß’ .- 


mindestens 165 Millionen Ibero- 
Amerikaner in Armut leben, 


55 Millionen mehr als 1970. 


»Die Probleme der Armut und ° 


des An-den-Rand-Drückens, die‘ 
in der Region schon vor zehn “ 


oder 20 Jahren sehr ernsthaft - 


waren, sind jetzt noch schlimmer ..- 


geworden«, sagte Gert Rosen- 
thal, 
ECLA. Die 165 Millionen in Ar- 


mut stellen 40 Prozent der ge- N 


samten Bevölkerung dar. m 


Swiss 
Bankcorp 


brinst Nabisco 


vor Gericht 
Ein Sprecher der Swiss Bank- 


corp in Basel hat zugegeben, daß ;; 


rechtliche Schritte, die das Insti- 


tut kürzlich gegen Kohlberg, , 


Kravis, Roberts & Co. (KKR) 
und RIR Nabisco eingeleitet 
hat, das »hypothetische Poten- 


tial« in sich berge, die gesamte : 


25-Milliarden-Dollar-Übernah- 


me von Aktien durch RJR Na-, ° 
größte Welle von .: 
durch Kredite finanzierten Fir-. ©: 
menaufkäufen der letzten Zeitin 


bisco, die 


den USA, zu entwirren. 


Der Sprecher sagte, der Fall ha- 
‚be sich ergeben aus einem Ersu- .. 


chen durch Swiss Bankcorp im 
Januar wegen der Ausgabe von 
Industrieobligationen in Höhe 
von 120 Millionen Dollar, die 
die Bank für die alte RIR Nabis- 
co Corporation vermittelt habe. 
Nach den Ausgabebedingungen 
für diese Obligationen von 1986 
war Swiss Bankcorp berechtigt, 
im Falle einer Firmenumgrup- 
pierung des Darlehensnehmers, 
RIR Nabisco, die Obligationen 
für unverzüglich fällig und zahl- 
bar zu erklären, es sei denn, die 
Umgruppierung schlösse »aus- 
reichenden Schutz für die Inha- 
ber der Obligationen« ein. 


Ein Ersuchen um solche Absi- 
cherungen an die Direktion der 
neuen KKR und RJR Nabisco 
wurde schließlich im März mit 
nein beantwortet, teilt die Swiss 
Bankcorp mit. KKR-Nabisco 
weigerten sich, ausreichende Si- 
cherheiten für die alten Obliga- 


- tionsnehmer, das heißt Gläubi- 


ger, zu geben, bevor die Firma 
die Aktienschuld von 25 Milliar- 
den Dollar übernahm. 


Vorstandssekretär der ; 


eg a} 
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Am darauffolgenden Tag ging 


.“ die Bank in Basel vor Gericht, 
.. „um ein »Feststellungsurteil« ge- 


gen Nabisco zu bekommen. Die- 
se Herausforderung könnte eine 


. grundlegende Offensive gegen 


Firmenübernahmen durch -Ak- 
tienspekulationen darstellen. 
Durch Kredite finanzierte Auf- 
käufe von Firmen bergen das 
Potential für einen raschen Zu- 
sammenbruch nach dem Prinzip 
der »umgekehrten Hebelwir- 
kung« in sich. D 


Japans Finanz- 


skandale mit 
US-Handels- 
gesprächen 
verknüpft 


Masayuki Fujio, ehemaliger ja- 
panischer Erziehungsminister 
und einer der vier höchsten Be- 
amten in der regierenden Libe- 
raldemoraktischen Partei, teilte 
seinen Anhängern mit, daß der 
Recruit-Cosmos »Insider-Tra- 
ding«-Skandal, der derzeit das 
Land erschüttert, eng mit Han- 
delsgesprächen zwischen dem 
ehemaligen japanischen Mini- 
sterpräsident Yasuhiro Nakaso- 
ne und dem ehemaligen US-Prä- 
sidenten Ronald Reagan ver- 
knüpft ist. 


Aber Nakasones leitender Se- 
kretär Yasu Tsuiji verurteilte 
Fujios Behauptungen unverzüg- 
lich als »völlig unbegründet«. 
»Andere Parteiführer haben mir 
mitgeteilt, daß Herr Fujio ein 
kranker Mann ist, und wir brau- 


.chen daher seine Worte nicht 


ernstnehmen«, sagte Tsujji. 


Die Vereinigten Staaten hatten 
zur Zeit der Gespräche zwischen 
Reagan und Nakasone auf Japan 
Druck ausgeübt, amerikanische 
Supercomputer von Cray zu 
kaufen, um dazu beizutragen, 
daß amerikanische Handelsdefi- 
zit auszugleichen. 1986 bis 1987 
kaufte Nippon Telegraph and 
Telephone zwei Cray-Computer 
und verkaufte sie an Recruit, die 
sie anschließend im Leasing- 
Verfahren an NTT verkaufte. 


»Zunächst verkaufte Cray einen 
Supercomputer an NTT für 200 
Millionen Dollar«, sagte Fujio. 
»Aber der zweite kostete 400 
Millionen Dollar und der dritte 
600 Millionen Dollar. Und als 


Recruit zwei davon: von NTT 
kaufte, stieg der-Preis auf je 800 
Millionen Dollar. Diese Ver- 
dienstspanne mußte irgendwo 
zurückschlagen. Die Hauptper- 
son, die diesen Handel in die 
Wege leitete, ist Nakasone. Da- 
her ist die Vorladung Nakasones 
vor das Parlament der Schlüssel 
zur Lösung des Skandals.« 


»Der Grund, warum Nakasone 
sich weigert, als Zeuge auszusa- 
gen, ist darin zu sehen, daß Rea- 
gans Name wahrscheinlich auf- 
tauchen wird, wenn Nakasone 
vorgeladen .wird«, fuhr Fujio 
fort. »Wenn Nakasone gegen 
Reagan zurückschlagen würde, 
dann bedeutet das, daß Japans 
Premierminister Bestechungs- 
gelder an den US-Präsidenten 
geleistet hat. Es ist nicht ‚leicht 
für Nakasone so etwas zu 
sagen.» 


Nakasone könnte aus dem Parla- 
ment zurücktreten, wenn er 
nicht aussagen will, meint Fujio. 


Fujio war Vorsitzender des For- 
schungsrates für politische An- 
gelegenheiten der LDP vom De- 
zember 1983 bis Juli 1986 und 
dadurch einer der vier Spitzen- 


funktionäre in der Partei. Er ist- 


ein starker Verfechter der mili- 
tärischen Verteidigung und hat 
sowohl Nord- als auch Südkorea 
verärgert, indem er versuchte, 
Japans Annektion Koreas im 
Jahre 1910 zu rechtfertigen. U 


Japan und 
Korea streben 
nach Verein- 
barungen mit 
den USA 


Japan plädiert intensiv für drin- 
gende Gespräche mit den Ver- 
einigten Staaten auf Minister- 
ebene. Außenminister Sosuke 
Uno sagte, daß er sich sofort mit 
dem US-Außenminister James 
Baker treffen will, um eine Ver- 
schlimmerung der Reibungen 
auf dem Handelssektor zu ver- 
hindern. 


Japans Handelsüberschuß ge- 
genüber den USA belief sich al- 
lein im Monat März auf 4,13 
Milliarden Dollar, im Vergleich 


“zu 3,4 Milliarden Dollar vor 


einem Jahr. Das sind Nachrich- 
ten, die Furcht vor größeren 


Handelskonflikten 'zwischen .Ja- 
pan und den USA auslösen. 


Indessen. machte der südkorea- 
nische Handelsminister Seung- 
Soo Han bei seinen Bemühun- 
gen, einen Angriff der USA ge- 
gen die koreanische Handelspo- 
litik abzuwehren, wenig, wenn 
überhaupt einen Fortschritt. 
Han konferierte mit vier ameri- 
kanischen 
und zwei Kongreßmitgliedern. 
Das dürftige Ergebnis: Die USA 
ziehen in Erwägung, den Philip- 
pinen Sonderhilfe zu gewähren, 
um die dortige demokratische 
Regierung zu stärken. »Unsere 
Regierung ist viel labiler und 
jünger als die der Philippinen, 
und von daher gesehen gilt der 
Rat, das Liberalisierungspro- 
gramm nicht zu destabilisieren«, 
meinte Han. Ü 


New Zealand 
Steel gehört 


jetzt Rotchina 


Die Volksrepublik China hat 
New Zealand Steel Ltd. über- 
nommen. Durch eine staatseige- 
ne Handelsfirma überbot China 
sowohl neuseeländische als auch 
australische Firmen. Die Firma 
ist Neuseelands größter Stahl- 
produzent. Der Preis der Über- 
nahme wird auf etwa 215 bis 245 
Millionen Dollar geschätzt. 


New Zealand Steel war Ende 
1987 privatisiert worden, und die 
Holdinggesellschaft, Equicopr., 
ging im Januar in Konkurs, ein 
Problem für Neuseelands »ehr- 
geiziges«  Privatisierungspro- 
gramm. 


Minmetal, die staatseigene chi- 
nesische Firma, die New Zea- 


“land Steel übernommen hat, teil- 


te mit, daß mit dem Erwerb der 
Firma ein langfristiges Ziel ver- 
wirklicht wird. Sie beabsichtigt 
Lieferungen nach Neuseeland 
sowie Exporte, darunter auch an 
China, beizubehalten. Minmetal 
hofft auf Unterstützung durch 
die neuseeländische Regierung. 


China ist eines der größten 
Stahlausfuhrländer. China mag 
die Anlage hauptsächlich wegen 
der Technologie erworben ha- 


ben, sagte ein japanischer Stahl- 


händler in Beijing, weil New 
Zealand Steel eines der wenigen 
erfolgreichen Beispiele in der 


Kabinettsbeamten 


Welt für ein nach dem Verfah- 


‘ren der Direktreduktion arbei- 


tendes Stahlwerk ist. D 


IWF-General- 
direktor 


besuchte 
China 


Der Generaldirektor des Inter- 
nationalen Währungsfonds 
(IWF), Michel Camdessus, be- 
suchte China, um auf höchster 
Ebene Gespräche in Beijing zu 
führen. Camdessus sagte über 
seinen Besuch, für China sei es 
»von wesentlicher Bedeutung« . 
bei seinen »Markt orientierten 
Reformen« Erfolg zu haben. 


In diesem »besonders brennen- 
den kritischen Augenblick« in 
Chinas Reform-Vorstoß vertieft 
»der IWF seinen Dialog mit den 
chinesischen Behörden, um die 
Situation wieder in den Griff zu 
bekommen«, was bedeute, so 
Camdessus, daß die Inflation un- 
ter Kontrolle gebracht werden 
muß. 


Camdessus Besuch war der erste 
eines hochrangigen IWF-Vertre- 
ters in China, obwohl China 
schon seit 1945 Mitglied des IWF 
ist. Chinas Probleme, so Cam- 
dessus, ist es, sich auf ein »Sy- 
sten der offenen Preise« zuzu- 
bewegen ohne die »repressiven 
Hemmungen und Bilanzen einer 
Marktwirtschaft«. 


Einer der Gründe, warum der 
IWF der chinesischen Situation 
soviel Bedeutung beimißt, fügte 
er hinzu, sei, daß »alle zentral 
geplanten Wirtschaften auf das 
chinesische Experiment. schau- 
en«, und nannte dabei Ungarn 
und Jugoslawien als zwei Bei- 
spiele dafür. 


Der IWF veranlaßte vergeblich 


- dazu, China eine Zeitlang dabei 


zu helfen, »die Schlüsselsekto- 
ren seiner Wirtschaft zu verbes- 
sern«. In diesen Tagen kam al- 
lerdings der ehemalige Chef des 
amerikanischen Federal Reserve 
Systems, Paul Volcker, zusam- 
men mit führenden Zentralban- . 
kern nach Beijing, um an einem 
IWF-Seminar teilzunehmen, in 
dem sie den Chinesen die 
»Gunst« ihrer Erfahrung in der 
Geldpolitik angedeihen lassen. 
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"Deutsche Bank 


nn De: Pa En 


Die Schuld 
am Girmes- 
Konkurs 


Ludwig Bader 


“ CODE hat in den vergangenen Ausgaben ausführlich die Mitschuld 
der Deutschen Bank am Konkurs des Grefrather Textilkonzerns 
Girmes beschrieben. Bekanntlich hatte der »Effecten-Spiegel«, der 
. auf der seinerzeitigen außerordentlichen Hauptversammlung die 
Opposition angeführt hatte, danach eine Schadensersatzklage gegen 
das Girmes-Aufsichtsrats- und Deutsche Bank-Vorstandsmitglied 
Ulrich Cartellieri angestrengt. In diesem Zusammenhang hat jetzt 
einer der führenden Prozeß- und Aktienrechtler der Bundesrepu- 
blik, vielleicht sogar der führende, Professor Dr. Wolfgang Grunsky, 
ein Rechtsgutachten erstellt, das ganz klar das Mitverschulden des 
größten deutschen Bankhauses an dem Konkurs darlegt. 


Um was war es am Anfang des 
Jahres gegangen? Durch Miß- 
management des Vorstandes, 
speziell des früheren Aufsichts- 
ratsvorsitzenden ‘und Deutsche 
Bank-Vorstandsmitglieds An- 
dreas Kleffel war der renom- 
mierte Konzern in ernste Liqui- 
ditätsschwierigkeiten. geraten, 
da‘ Pensionsverpflichtungen in 
immenser Höhe nicht bilanziert 
wurden. 


Nur 10 Millionen 
zur Sanierung 


Eine außerordentliche Haupt- 
versammlung sollte nun eine 
Herabsetzung des Grundkapitals 
im Verhältnis 5:2 von 50 auf 
20 Millionen DM beschließen, 
das heißt, die Aktionäre, die 
schon jahrelang auf eine Divi- 
dende verzichtet hatten, sollten 
die Hauptlast tragen. Der Pen- 
sions-Sicherungs-Verein (PSV) 
sollte sich mit 44 Millionen DM 
beteiligen, Beschäftigte und Lie- 
feranten sich mit 24 Millionen 
DM - und die Banken bei einem 
Gesamtkreditvolumen von etwa 
100 Millionen DM wollten nur 
zehn Millionen DM zur Sanie- 
rung beitragen. 


Dies sah der Herausgeber des 
»Effecten-Spiegels«, Bolko 
Hoffmann, nicht ein, stellte sich 
an die Spitze der Opposition und 
brachte weit mehr als 200 000 
. der insgesamt eine Million Stim- 
men hinter sich. Da der Be- 
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schluß der Kapitalherabsetzung 
mit mindestens 75prozentiger 
Mehrheit der auf der Hauptver- 
sammlung anwesenden Stimmen 
gefaßt werden muß, war bei ei- 
ner Präsenz von rund 50 Prozent 
das Vorhaben von Vorstand und 
Banken zum Scheitern verur- 
teilt. 


Nachdem die Banken aber ein- 
geschwenkt und sich bereiter- 
klärt hatten, weitere zehn Mil- 
lionen DM Forderungsverzicht 
zu leisten beziehungsweise eine 
Kapitalerhöhung in dieser Grö- 
Benordnung zu garantieren, 
lenkte Hoffmann ein und wan- 
delte seinen Ursprungs-Alterna- 
tiv-Vorschlag einer Kapitalher- 
absetzung von 10:9 auf 5:3 um. 
Da durch die Kapitalerhöhung 
der Gesellschaft zehn Millionen 
DM neues Kapital zugeführt 
worden wäre, wurde damit ei- 
gentlich die Minderleistung der 
Aktionäre in gleicher Höhe aus- 
geglichen, so daß das Unterneh- 
men eigentlich vor dem Konkurs 
hätte bewahrt werden können. 


Zweimal eigentlich, denn die 
Rechnung hatte man ohne die 
Banken gemacht. Diese hatten 
nämlich, wenn man Hoffmann 
und entsprechenden Börsenge- 
rüchten Glauben schenken darf, 
die Absicht, das Unternehmen 
billig an einen anderen Vertreter 
des Großkapitals übergehen zu 
lassen - zu Lasten vieler Klein- 
aktionäre, und genau das ge- 
schah dann auch: Für einen Ap- 
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pel und ein Ei, nämlich für die 


lächerliche Summe von 153 Mil- 
lionen DM, stiegen unter Füh- 
rung des Hussel-Vorstandsvor- 
sitzenden Jörn Kreke zwei Ak- 
tionärsgruppen in die neuge- 
gründete Auffanggesellschaft 
Girmes GmbH ein. ; 


Die Dummen sind 
die Aktionäre 


Angesichts des inneren Wertes 
des Unternehmens, speziell der, 
wie später auch von der Kreke- 
Gruppe bestätigt, sehr hohen 
stillen Reserven - warum diese 
nicht aufgelöst wurden, versteht 
bis heute niemand, denn auch 
damit hätte das Unternehmen 
vor dem Konkurs bewahrt wer- 
den können - sowie der im 
Markt eingeführten und zum 
Teil sehr erfolgreichen Marken - 
alleine der Teppichboden Gir- 
loon wird auf einen Marktwert 
von rund 100 Millionen DM ge- 
schätzt - ein im wahrsten Sinne 
des Wortes lächerlich geringer 
Betrag. 


Die einzig Dummen waren die 
Aktionäre sowie der PSV, der 
sich nun statt der 44 Millionen 
DM mit mehr als 80 Millionen 
DM an dem Konkurs beteiligen 
mußte. Die Banken hatten im 
übrigen stets erklärt, der PSV sei 
zu keiner anderen Sanierung als 
der ursprünglich ausgehandel- 
ten, von der Hauptversammlung 
nicht genehmigten, Sanierung 
bereit gewesen, was sich heute 
aber als falsch und auch rechtlich 
gar nicht möglich erweist. 


Dagegen war Hoffmann ange- 
gangen und hatte Cartellieri in 
seiner Eigenschaft als »haupt- 
verantwortliches Aufsichtsrats- 
mitglied« auf Schadenersatz in 
Höhe von mehr als fünf Millio- 
nen DM verklagt. Die Deutsche 
Bank stritt natürlich alle Mit- 
schuld ab. Cartellieri habe nie- 
mals von sich aus vorgeschlagen, 
Hoffmanns Vorschlag abzuleh- 
nen, — obwohl er, wie aus gut 
informierter Quelle verlautete, 
in der Beratungspause der 
Hauptversammlung gedroht ha- 
ben soll, alle Kredite umgehend 
fällig .zu stellen, sollte Hoff- 
manns Vorschlag seitens des 
Vorstands unterstützt werden -, 
vielmehr sei diese Initiative von 
seiten des Vorstandsvorsitzen- 
den Uwe Klimant ausgegangen. 
Allerdings sei er, Cartellieri, da- 
gegen auch nicht eingeschritten. 
Eine Mitschuld sei aber nicht ge- 
geben. 


Professor Grunsky kommt aber 


zu einem ganz anderen Urteil: 


dem viele sagen, kälter als er sei 


‚nämlich daß Cartellieri - von ° 


nur Herrhausen und danach - 


. komme sofort eine Kühltruhe - 


sehr wohl an dem Konkurs der . 


Girmes AG mitschuldig ist. 


Denn das wichtigste für ein Auf-,. 


sichtsratsmitglied müsse das Un- - 
ternehmen sein. Bei einer möglı- " 
chen Interessenskollision mit 


seinem Amt als Vorstand der .'. 


Deutschen Bank müsse dies zu- ‘; 
rückstehen. Und seit der Ent- , 


scheidung des Bundesgerichts- 


hofs (BGH) vom 21. Dezember - 


1979 könne es als »Selbstver- :: 


ständlichkeit« gelten, »daß die . 


Mitglieder des 


Aufsichtsrats 


nicht nur verpflichtet sind, Schä- : 


digungen des Unternehmens zu "- 


verhindern, die vom Vorstand ! 
drohen, sondern, daß ein Auf- 


sichtsratsmitglied 
(und zwar »erst recht«) dem Vor- 
stand keine pflichtwidrigen 


außerdem. 


aus 


Maßnahmen anraten darf. Für * 
die Beurteilung der Schadenser- --: 


satzpflicht des Beklagten spielt :-; 
es damit keine Rolle, ob er le- 


diglich den Vorstellungen des .; 


Vorstands 


über das weitere” 


Schicksal der Girmes AG nicht.‘ 


entgegengetreten ist, oder ob er‘. 
durch seine Stellungnahme den 


Vorstand seinerseits dazu veran- : 


laßt hat, das Sanierungskonzept " 


von: Herrn Hoffmann abzu- : 


lehnen... 


Urbild eines 


Andererseits muß festgehalten 
werden, daß Vorstand und Auf- 
sichtsrat dann zur Erhaltung der 


Gesellschaft verpflichtet sind, 


wenn sich diese zwar in Schwie- 
rigkeiten befindet, diese ihrer- 
seits aber behebbar sind. Wer 
die Flinte hier vorzeitig ins Korn 
wirft, handelt pflichtwidrig. 


Die Befürwortung einer Ableh- 


nung des Sn ee £ 
en ° 


von Herrn Hoffmann durch 

Beklagten um den Preis eines 
Antrags auf Eröffnung des Ver- 
gleichsverfahrens wäre - sofern 


die Sanierung nicht ohnehin aus-- 


sichtslos gewesen wäre (Klimant 
hatte‘ aber noch auf der Haupt- 
versammlung betont, daß der 
Trend bei Girmes klar aufwärts 
zeige; der Verfasser) - eine 
Pflichtverletzung ... Überdies 
war im konkreten Fall ohnehin 
nicht mit einem erfolgreichen 
Vergleichsverfahren zu rechnen: 


Wer die Girmes AG in den Ver- 


gleich trieb, mußte wissen, daß 
dies den Anschlußkonkurs be- 
deutete... Ein vermeidbarer 
Untergang der Gesellschaft muß 
geradezu als das »Urbild« eines 
pflichtwidrigen Verhaltens der 
Personen angesehen werden, die 
das Gesellschaftsinteresse wahr- 
zunehmen haben. 


Unter dem Punkt 2c stellt 
Grunsky dann die Pflicht Cartel- 
lieris heraus; dem Sanierungs- 
konzept Hoffmanns zustimmen 
zu müssen. Durch vorherigen 
Schriftwechsel und einem per- 
sönlichen Gespräch habe den 
Girmes-Verantwortlichen klar 
sein müssen, daß der Vorstands- 
Sanierungsplan wahrscheinlich 
scheitern würde. »In dieser Si- 
tuätion mußte die Verwaltung 
der Gesellschaft -— und damit 
auch der Beklagte - darum be- 
müht sein, eine »Auffangstel- 
Jung« für den Fall der Ablehnung 
ihres Vorschlags aufzubauen. 
Dies gilt zumindest solange, als 
ein anderes Sanierungskonzept 
wirtschaftlich sinnvoll ist . ... In 
dieser Richtung ist jedoch nichts 
geschehen. Der Beklagte hat 
vielmehr von Anfang an ebenso 
wie der Vorstand die Linie, 5:2 
oder Beantragung des Ver- 

eichsverfahrens 
Schon darin liegt eine Verlet- 
zung seiner Pflichten als Mit- 
glied des Aufsichtsrats. 


Schwerer wiegt jedoch das Ver- 


"halten des Beklagten in der 
“ Hauptversammlung am 3. Fe- 
bruar 1989, und zwar konkret in 
“dem Augenblick, als der Vor- 
schlag der Verwaltung abgelehnt 
worden war und der von Herrn 
Hoffmann gestellte Antrag zur 
Abstimmung anstand. Unstreitig 
schlug der Vorstand der Haupt- 
versammlung vor, diesen Antrag 
abzulehnen, was - wie allen Be- 
teiligten klar war — nichts ande- 
res bedeutete, als daß der Vor- 
stand für ein Insolvenzverfah- 
ren, und damit für die Auflösung 
der Gesellschaft plädierte. Ge- 
gen diese Vorgehensweise des 
Vorstands ist der Beklagte nicht 
eingeschritten, sondern hat sich 
damit vielmehr vollinhaltlich so- 
lidarisiert. Ob er dabei maßgeb- 
lich auf eine Ablehnung des 
Vorschlags hinwirkte oder ob er 
- wie er selbst behauptet - ledig- 
lich dagegen nicht eingeschritten 
ist, weil allen Mitgliedern der 
Verwaltung klar gewesen sei, 
daß nur eine Kapitalherabset- 
zung im Verhältnis 5:2 weiter- 
helfe, ist für die Bejahung der 
Pflichtwidrigkeit unerheblich. 


verfolgt. 


Aus seiner Überwachungs- 
pflicht, $ 111 Abs. 1 Aktienge- 
setz, folgt nämlich eine Pflicht 
zum Einschreiten gegen einen 
pflichtwidrig handelnden Vor- 
stand. ? 


Grunsky schreibt dann weiter, 
daß es gar nicht darauf ankom- 
me, welches Modell, also 5:2 
oder 5:3 besser gewesen wäre, 
denn »würde dies nichts daran 
ändern, daß nach der endgülti- 
gen Ablehnung des Vorschlags 
der Verwaltung auf die in den 
Augen der Verwaltung nur 
zweitbeste Lösung zurückgegrif- 
fen werden mußte und die Ge- 
sellschaft nicht einfach in den 
Abgrund getrieben werden 
durfte«. 


Pflichtwidriges Verhalten 
von Cartellieri 


"Auch werde die Situation des 


PSV, der am 20. Januar dieses 
Jahres schrieb, daß »die Aktio- 
näre durch den Kapitalschnitt im 
Verhältnis 5:2 einen wesentli- 
chen Beitrag zur Sanierung ihres 
Unternehmens leisten« müßten, 
durch Cartellieri falsch darge- 
stellt. Dieser Wortlaut sei nur 
auf die damaligen Verhältnisse 
abgestellt gewesen. Er könne 
»sinnvollerweise nicht dahinge- 
hend verstanden werden, daß 
der PSV jede andere Sanie- 
rungsmöglichkeit auch dann ab- 
blocken wollte, wenn als einzige 
Alternative ein Vergleichs- oder 
Konkursverfahren übrigblieb. 
Wenn die Einstandspflicht des 
PSV ohnehin unabwendbar war, 
konnte er an den Einzelheiten 
eines Sanierungskonzeptes kein 
nachvollziehbares Interesse 
haben. 


Er mußte vielmehr einem Sanie- 
rungskonzept zustimmen, das ei- 
ne realistische Chance bot, die 
Girmes AG am Leben zu erhal- 
ten. Die Verweigerung einer Zu- 
stimmung zu einem solchen 
Konzept würde den PSV seiner- 
seits vielmehr zumindest dann 
Schadenersatzansprüchen aus- 
setzen, wenn er wegen des damit 
unvermeidbar gewordenen Ver- 
gleichsverfahrens ohnehin ein- 
standspflichtig wäre, die Verwei- 
gerung der Zustimmung also nur 
den Effekt hätte, die Gesell- 
schaft in die Insolvenz zu trei- 
ben, ohne daß der PSV davon 
einen Vorteil hätte... 


Der Beklagte behauptet aller- 
dings weiter, daß die. Bereit- 
schaft der Banken zur Übernah- 


me nicht gezeichneter Aktien 
aus der Kapitalerhöhung (was 
Grunsky als für das Unterneh- 
men sogar besser erachtet als ein 
Forderungsverzicht in gleicher 
Höhe; der Verfasser) davon ab- 


hängig gemacht worden sei, daß . 


die Kapitalherabsetzung im Ver- 


‚hältnis 5:2 erfolge, bei einer Ka- 


pitalherabsetzung im Verhältnis 
5:3 also nicht gelten solle. Dieser 
Vortrag ist ° deswegen wenig 
glaubhaft, weil es für die Banken 
letztlich weitgehend gleichgültig 
sein mußte, in welchem Verhält- 
nis die Kapitalherabsetzung er- 
folgte. Für sie konnte es nur dar- 
auf ankommen, den Fortbestand 
eines Unternehmens zu sichern, 
was nicht kurz vor dem Zusam- 
menbruch steht... Letztlich 
leuchtet es damit nicht ein, daß 
die Banken ihre Zustimmung 
von einer Kapitalherabsetzung 
im Verhältnis 5:2 abhängig ge- 
macht haben sollen... 


Für die Banken hieß die Alter- 
native ebenso wie für den Be- 
klagten jetzt (nach der Ableh- 
nung des Vorstandsvorschlags; 
der Verfasser) nicht mehr »5:2 
oder 5:3<; sondern nur noch »5:3 
oder Anschlußkonkurs«. In die- 
ser Situation kann kein vernünf- 
tiger Zweifel daran bestehen, 
daß sie sich bei einer Unterstüt- 
zung des Konzepts Hoffmann 
durch den Vorstand und Auf- 
sichtsrat für dieses Konzept aus- 
gesprochen hätten.« 


Sanierun 
statt Konkurs 


Grunsky kommt zu dem Ergeb- 
nis, »daß sich der Beklagte 
pflichtwidrig verhalten hat. Er 
hätte die Gesellschaft nicht in 
die Auflösung hinemtreiben dür- 
fen, sondern die auf der Basis 
einer Kapitalherabsetzung im 
Verhältnis 5:3 bestehende Sanie- 
rungsmöglichkeit wahrnehmen 
müssen... 


Die wirtschaftlichen Folgen der 
vom Beklagten pflichtwidrig ge- 
troffenen Fehlentscheidung ha- 
ben also ausschließlich die Ak- 
tionäre zu tragen.« Für den PSV 
gelte dies nicht, weil er so oder 
so hätte einspringen müssen, 
was bei den Aktionären erst 
jetzt durch das pflichtwidrige 
Verhalten Cartellieris der Fall 
gewesen sei. 


Grunsky geht dann im weiteren 
Verlauf seines Rechtsgutachtens 
auf die Gründe ein, warum den 


Aktionären und aufgrund wel- 
cher Gesetze und Paragraphen 
ein Schadenersatzanspruch zu- 
steht, worauf hier aber nicht 
mehr eingegangen werden soll. 
Die Aktionäre seien so zu stel- 
len, als wenn das Hoffmannsche 
Konzept angenommen worden 
wäre. Also nicht der Differenz- 
betrag zwischen damaligem und 
heutigem Kurs, der gleich Null 
ist, sondern der hypothetische, 
vom Gericht festzusetzende 
Wert einer erfolgreich verlaufe- - 
nen Sanierung. Und dieses Kon- 
zept war Grunsky zufolge »er- 
folgversprechend«. 


Dies sind die wesentlichen hier 
zu interessierenden Teile des 
Rechtsgutachtens. Es ist auch 
deshalb so besonders brisant, 
weil es sich bei der von Hoff- 
mann angestrengten Klage um 
einen Präzedenzfall handelt. 
Bislang konnten nämlich einzel- 
ne Aufsichtsratsmitglieder von 
Aktionären nicht für ihre Fehl- 
entscheidungen haftbar gemacht 
werden, sondern konnte nur der 
Vorstand diesbezügliche gericht- 
liche Schritte einleiten. Da es 
aber nun nach dem Anschluß- 
konkurs keinen Vorstand mehr 
gibt, befürwortet Grunsky die 
Klagemöglichkeit der Aktio- 
näre. 


Von daher hat dieser Prozeß 
jetzt nicht nur für die Deutsche’ 


.Bank Folgen (in Form eines von 


ihr zu zahlenden Schadenersat- 
zes in Millionenhöhe), sondern 
würde dies bei positivem Ent- 


. scheid auch eine ganz klare Stär- 


kung der Stellung der Klein- 
aktionäre gegen das Großkapital 
bedeuten. OD 


Gold ä 


Bei den 
Gold-Aktien 
tut sich etwas 


C. Gordon Tether 


Die Werte der südafrikanischen Goldaktien sind Anfang dieses Jah- 
res steil nach oben gestiegen - trotz der lustlosen Darbietung seitens 


der Notierungen für Gold selbst. 


Man könnte erwarten, daß nor- 
malerweise ein enges Verhältnis 
bestehen müßte zwischen den 
Bewegungen in den Preisen der 
südafrikanischen Goldminenak- 
tien und denen des Metalls, mit 
dem sie weitgehend zu tun ha- 
ben. Aber solch ein Zusammen- 
hang glänzt mehr und mehr 
durch sein Nichtvorhandensein, 
da die Apartheid-Krise des Lan- 
des einen immer tiefer werden- 
den Schatten über das Wohler- 
gehen der Industrie wirft. 


Angst vor Umwälzungen 
durch Rassenkrise 


In den ersten Wochen des Jahres 
lagen die auf dem Londoner 
Markt -— dem Haupthandelszen- 
trum außerhalb Südafrikas selbst 
— für solche Aktien genannten 
Preise im Schnitt bei etwas mehr 
als 25 Prozent der Preise, die ge- 
nannt wurden, als ihre Indexzif- 
fern Anfang 1983 den höchsten 
Stand aller Zeiten erreichten. 


Die Erosion, die sie erlitten hat- 
ten, beläuft sich auf fast vier 
Fünftel, wenn der Kaufpreisver- 
fall des Geldes, in dem ihre Wer- 
te in den gleichen sechs Jahren 
ausgedrückt werden, berück- 
sichtigt wird. Und doch fiel über 
diesen Zeitraum hinweg der 
Dollar-Preis des Goldes um nur 
wenige Prozentpunkte von dem 
Stand, auf dem er sich am Be- 
ginn dieses Zeitraums befand. 


Die Erklärung dieses Phäno- 
mens findet sich natürlich in der 
mehr und mehr bedeutenden 
Rolle, die äußere Faktoren bei 
der Formung der Goldpreise 
Ben genauer gesagt, durch 
ie wachsende Befürchtung, daß 
die Rassenkrise des Landes 
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P. W. Botha wird sich aus Ge- 
sundheitsgründen als Pre- 
mierminister zurückziehen, 


kommt:es dann zu einem Um- 
denken in der Regierung? 


letztlich in politische Umwälzun- 
gen kulminieren könnte, die 
dann in der Lage wären, dem 
Schicksal der Goldminenindu- 
strie und deren Investoren ernst- 
haften und dauerhaften Schaden 
zuzufügen. 


Derartige Befürchtungen began- 
nen Anfang der achtziger Jahre 
sehr stark auf die Aktienpreise 
einzuwirken. 


Es ist ihre seitherige Tendenz, 
von Zeit zu Zeit zu fallen und zu 
steigen, die die massiven Preis- 
schwünge der Aktien Jahr für 
Jahr verursacht hat. 


Ein Umdenken in der 
südafrikanischen 
Regierung 


Ein Schwung dieser Art - dies- 
mal in Richtung aufwärts — be- 
gann etwa fünf bis sechs Wochen 
nach Beginn dieses Jahres For- 
men anzunehmen. Er erwies sich 
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als einer von solcher Kraft, daß 
er im Zeitraum von ungefähr ei- 
nem Monat die Werte der gängi- 


. gen südafrikanischen Goldak- 


tien um etwas über ein Viertel in 
die Höhe trieb. 


Da sich der Weltmarkt für Gold- 
barren seinerzeit etwas schlep- 
pend verhielt, muß die Erklä- 
rung für dieses plötzliche Zur- 
schaustellen von Lebenskraft in 
den Aktien anderswo gesucht 
werden. Und es kann in der Tat 
wenig Zweifel daran bestehen, 
daß diese in dem Gefühl des 
Marktes in der Umgebung der 
südafrikanischen Goldindustrie 
zu finden ist. 


Bis kürzlich neigte man zu der 
Vermutung, daß das Gerangel 
um die Apartheid eine ernsthaf- 
te Bedrohung für das Wohlerge- 
hen der Industrie des Landes im 
allgemeinen — und des Goldmi- 
nensektors im ‘besonderen - 
auch unter den optimistischsten 
Annahmen für viele kommende 
Jahre eine ernsthafte Bedrohung 
sein könnte. Nun wird langsam 
vermutet, daß sich dies als eine 
unnötig pessimistische Weise, 
die Dinge zu betrachten, heraus- 
stellen könnte. 


Meinungsänderung ist das Pro- 
dukt der wachsenden Überzeu- 
gung, daß ein Umdenken in süd- 
afrikanischen Regierungskreisen 
den Weg für die schon lange be- 
nötigte Annäherung zwischen 
der weißen und den farbigen 
Rassen und von daher gesehen 
zum allmählichen Abflauen der 
Rassenkrise freimachen könnte. 


Welche Beweise gibt es dafür, 
daß man sich in Pretoria im In- 
nersten gewandelt hat? Ein Hin- 
weis darauf sei, so wird argu- 
mentiert, in Südafrikas Bereit- 
schaft zu sehen, die notwendigen 
Zugeständnisse zu machen, die 
erforderlich waren, um die kürz- 
lich erfolgte, lange umstrittene 
Regelung der Namibia-(Süd- 
westafrika-)Frage zustande zu 
bringen. 


Ein weiterer und noch bedeutsa- 
merer Hinweis wird in der vom 
südafrikanischen Kabinett mani- 
festierten Entschlossenheit gese- 
hen, sich die Krankheit des Pre- 
mierministers P. W. Botha zu- 
nutze zu machen, um ihn von 
seinem Spitzenposten in der Re- 
gierung zu stürzen. 


Gleichermaßen treffend, so wird 
behauptet, sei das, was geschah, 
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nister, Pik Botha, Gespräche mit 
dem britischen Premierminister, 


Margaret Thatcher, in London 


geführt hatte. 


Mrs. Thatcher 
als Vermittler 


So legte Mrs. Thatcher bei einer 


anschließenden Reise durch die 


sogenannten Frontstaaten längs 
.der südafrikanischen Grenzen - 


große Betonung auf Britanniens 
Bereitschaft, in einer erneuten 
Debatte über die Apartheid als 
Vermittler tätig werden zu wol- 


len. Sie hätte das wohl nicht ge- 
tan, so wird gesagt, wenn ihr - 


südafrikanischer Besucher ihr 
nicht von einer neuentdeckten 
Bereitschaft in Pretoria, an sol- 
chen Gesprächen teilzunehmen, 
Mitteilung gemacht hätte. 


Wo die Preise der südafrikani- 
schen Goldaktien heute stün- 
den, wenn sie sich nicht so viele 
Jahre lang unter einer riesigen 


politischen Wolke befunden hät- 


ten, ist schwer zu sagen. 


Man kann aber mit Sicherheit 
sagen, daß sie weit näher bei ih- 
ren Höchstständen von 1983 
stünden, als sie nach ihrer plötz- 
lichen Erholung im ersten Vier- 
tel dieses Jahres standen. Wo- 
raus zu schließen ist, daß, falls 
Aussicht darauf besteht, bei der 


Beendigung des Alptraums der 


Apartheid-Krise solide Fort- 
schritte gemacht werden, Spiel- 
raum für weitere merkliche Fort- 
schritte der Preise auf diesem 
Sektor des Aktienmarktes vor- 
handen sein dürfte. 


Man muß sorgfälti 
zu Werke air = 


Es ist jedoch von wesentlicher 
Bedeutung, wählerisch zu sein. 
Wie der »Lynch International 
Investment Survey«, ein renom- 
mierter, in New York erschei- 
nender Investitionsbrief, kürz- 
lich ausführte, bietet die derzei- 
tige Lage dadurch, daß sich eine 
Wiederaufaahme von Käufen 
von Edelmetallaktien als Absi- 
cherung gegen Inflation emp- 
fiehlt, »eine Kaufgelegenheit für 
Hersteller von Qualitätsproduk- 
ten und für diejenigen, sich in 
der Entwicklung befindlichen 
Minen, die ein echtes Wachs- 
tumspotential aufweisen«. Kurz 
gesagt, man muß sorgfältig zu 
Werke gehen. DO 
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Gold 


Ausblick auf 
die Preis- 
entwicklun 


C. Gordon Tether 


Wie sind die Aussichten für den Goldpreis? Die Diskussion darüber 
ist seit Beginn dieses Jahres heftiger, oft sogar hitziger geworden. 


Nachdem der Goldpreis sich fast 
das ganze Jahr 1988 hindurch in 
kurzem Abstand auf seinem 
-Durchschnittsniveau für 1987 
von 440 Dollar pro Unze gehal- 
ten hatte, begann der Goldpreis 
im letzten Monat des: Jahres 
plötzlich dahinzuwelken. Die 
Abwärtsbewegung setzte sich 
über den Jahresanfang von 1989 
fort, mit dem Ergebnis, daß die 
440-Dollar-Grenze durchbro- 
chen wurde und bald weit zu- 
rücklag. 


Expansion in 
der Goldproduktion 


Es sah so aus, als hätte es in dem 
Verhältnis Lieferung — Nachfra- 
ge einen grundlegenden Wandel 
gegeben, und dazu noch einen 
von ausreichend dramatischer 
Natur, um die Behauptungen 
einiger der Fachgelehrten zu 
rechtfertigen, daß ein Sturz un- 
ter die 300-Dollar-Marke nicht 
lange außer Frage stehe. 


.Um dies zu erklären, verweisen 
sie auf eine relativ neue Ent- 
wicklung auf dem Goldmarkt - 
die eindrucksvolle Expansion 
der achtziger Jahre in der Gold- 
produktion in Ländern, die tra- 
ditionell nur zu einem relativ ge- 
ringen Teil an dem Strom von 
neu abgebautem Gold auf dem 
Weltmarkt bis dahin beteiligt 
waren. Es sind Kanada, Austra- 
lien und die Vereinigten 
Staaten. 


Vor 1980 hatten Südafrika und 
die Sowjetunion den Hauptan- 
teil an der Welt-Goldproduk- 
tion. Zusammen werden Kana- 
da, Australien und die Vereinig- 
ten Staaten allen derzeitigen An- 

-zeichen nach die südafrikani- 
schen Zahlen einholen. 


Immer mehr Gold drängt auf 
den Markt und beeinflußt in- 
ternational trotz Inflation die 


Preisentwicklung. 


Wie wir alle wissen, wird Gold 
normalerweise nicht in gleicher 
Weise verbraucht als andere Gü- 
ter, nachdem es auf den Markt 
gekommen ist, da viel von die- 
sem Metall, das vor undenkli- 
chen Zeiten erzeugt wurde, im- 
mer noch in der einen oder an- 
deren Form vorhanden ist. Da- 
her haben Schwankungen in der 
Menge des aus den Minen geför- 
derten Metalls nicht unbedingt 
den gleichen Einfluß auf das 
Preisverhalten, wie man in ande- 
ren Fällen mit Sicherheit erwar- 
ten könnte. 


Dennoch wäre es nicht von der 
Hand zu weisen, daß eine Ent- 
wicklung auf der Angebotsseite 


von einer solchen Größenord- 
nung wie der erste große Auf- 
schwung in der weltweiten Pro- 
duktion seit vielen Jahrzehnten 
auch-einen Druck auf die Preise 
nach unten zur Folge. haben 
könnte, der mehr als kurzfristige 
Bedeutung haben dürfte. 


Wenn es jedoch die: Hauptbe- 
schäftigung der Marktführer zu- 
nächst mit der Rolle war; die 
wahrscheinlich von dem:Produk- 
tionsfaktor gespielt wird, die'den 
Goldpreis zum Jahreswechsel 
nach unten in Bewegung setzte, 
scheinen sie sich später im 
Kampf mit Kräften befunden zu 
haben, die in ‚die entgegenge- 
setzte Richtung ziehen. So ist 
der Goldpreis, nachdem.er einen 
Tiefstand von 375 Dollar er- 
reicht hatte, wieder im Steigen 
begriffen, und das so schnell, 
daß er’ in wenigen Wochen wie- 
der in Rufweite der 400-Dollar- 
Marke sein wird. 


Vieles hängt von Bush und 


dem Dollar ab 


Einer der daran beteiligten Fak- 
toren könnte sehr wohl Spekula- 
tion sein, die von dem Umden- 
ken über die Art und Weise her- 
rührt, wie der internationale 
Wert des Dollar sich jetzt bewe- 
gen wird, wo die Bush-Präsi- 
dentschaft sich entscheiden 
muß, wie das Problem der chro- 
nischen Defizite in der amerika- 
nischen Zahlungsbilanz in An- 
griff genommen werden soll. 


Aber es scheint fast sicher zu 
sein, daß das, was dem anfängli- 
chen Abwärtstrend des Gold- 
preises am meisten im. Wege 
steht, das Wiederäufleben der 
Befürchtungen wegen einer 
weltweiten Inflation ist. Im Au- 
genblick schwirrt die Luft natür- 
lich von dem Gerede über die 


Entschlossenheit der Regierun- ° 


gen der schrittmachenden Indu- 
strienationen, Himmel und Erde 
in Bewegung zu setzen, um si- 
cherzustellen, daß .die Tendenz 
der Verbrauchsgüterpreise, wie- 
der nach oben zu klettern, ins 
Gegenteil verkehrt wird. 


Aber die bloße Tatsache, daß sie 
sich über diese Angelegenheit so 
aufregen, kann sehr wohl bewir- 
ken, daß die breite Offentlich- 


keit wegen des Ausmaßes der; 


Bedrohung, die die neue Infla- 
tion für den Wert des Papiergel- 
des darstellt, in Alarmzustand 
versetzt wird. 


Es wäre unter solchen Umstän- 
den kaum überraschend, wenn 
man zu der Schlußfolgerung 
kommen würde, daß die Lage 
sich möglicherweise verschlim- 
mern wird, bevor sie merklich 
besser wird — kurz gesagt, daß 
die Zeit gekommen. ist, alles 
Mögliche zu unternehmen, um 
in Papiergeld ausgedrückte Ver- 
mögenswerte durch Umwand- 
lung in Gold zu schützen. 


Wenn man im Auge behält, daß 
in vielen industrialisierten Län- 
dern die Erosion des Geldwer- 
tes, die sich aus der Inflation er- 
gibt, bereits die realen Zinssätze 
auf sehr niedrige Zahlen verrin- 
gert, dann bedeutet eine solche 
Absicherung nicht. länger einen ° 

rößeren Verlust der Erwerbsfä- 

igkeit in bezug auf das so umge- 
wandelte Kapital. 


Das Comeback 
der Inflation 


Es erübrigt sich zu sagen, daß 
eine Umwandlung sich als ein 
teures Geschäft erweisen könn- 
te, wenn der Marktpreis des 
Goldes, das das Papiergeld er- 
setzt, in wesentlichem Umfang 
fallen würde, nachdem man es 
erworben hat. Es hängt so viel 
von dem Ausgang des Gerangels 
unter den Kräften ab, die den 
Goldpreis in entgegengesetzte 
Richtungen ziehen. 


' Alles, was man sagen kann, ist, 


daß angemessene Aussicht be- 
steht, daß in den unmittelbar vor 
uns liegenden Monaten die Be- 
sorgnis über die Inflation weiter- 
hin’an Kraft gewinnen wird, statt 
umgekehrt. Schließlich. feierte 
die Inflation just in dem Augen- 
blick ihr Comeback, als man an- 
zunehmen begann, die in den 
achtziger . Jahren  ergriffenen 
Maßnahmen zu ihrer Bekämp- 
fung hätten’so gut gegriffen, daß 
man sich noch auf unbestimmte 
Zeit darauf verlassen kann. 


Daß diese Annahme sich jetzt 
als ohne Grundlage erwiesen 
hat, muß unweigerlich das Ver- 
trauen der Öffentlichkeit in die 
Fähigkeit der Behörden, die In- 
flation unter Kontrolle zu be- 
kommen, unterminieren, solan- 
ge sich diese dazu auf genau die 
gleichen Waffen verlassen - ins- 
besondere auf die Manipulation 
der Zinssätze, die nicht verhin- 
dert haben, daß die Inflation er- . 
neut ernsthaft in Erscheinung 


getreten ist. 
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Drogen en 


Banken i im 
Mittelpunkt 
der Skandale 


Warren Hough und James Harrer 


Die Geheimdienste sowohl der Vereinigten Staaten als auch des 
Sowjetblocks, einschließlich einer bulgarischen Agentur, die 1981 
mit dem versuchten Mord an Papst Johannes Paul Il. in Verbindung 
gebracht wurde, haben gemeinsam mit dem internationalen Drogen- 
kartell jahrelang Geldwäscherei betrieben und geheim Bankeinrich- 


tungen in Anspruch genommen. 


Die Entdeckung, daß kommuni- 
stische Agenten in dem Multi- 
milliarden schweren Dollar-Dro- 
gen-Banknetz, gegen das jetzt in 
Europa und in den Vereinigten 
Staaten ermittelt wird, verwik- 
kelt sind, hat die lange Nachrich- 
tensperre, die die Establish- 
ment-Medien über diesen bro- 
 delnden Skandal ee hat- 
ten, beendet. 


Die Spur führt zu über 
hundert Banken 


Die Affäre, die mit dem Hinaus- 
wurf von Elisabeth Kopp, der 
Polizei- und Justizministerin der 
Schweiz, Anfang dieses Jahres 
begonnen hatte, breitete sich 
schnell aus und . belastet jetzt 
einige der ass Ban- 
ken der Welt. 


Untersuchungsbeamte in der 
Schweiz, den Vereinigten Staa- 
ten und aus mindestens vier wei- 
teren Ländern haben eine inter- 
essante Milliarden-Dollar-Heiß- 
geldspur aufgedeckt, die von der 
Chase Manhattan Bank in New 
York bis Credit Suisse in der 
Schweiz und schließlich bis zu 
über hundert Finanzinstituten 
weltweit führte. 


Chase Manhattan und Credit Su- 
isse sind Riesen - beide liegen an 
zweiter Stelle unter den Geld- 
zentren ihrer jeweiligen Län- 
der -, und leitende Medienchefs 
bekamen Angst, solche bedeu- 
tenden Bankhäuser »in. Mißkre- 
dit« zu bringen. 


Die Besorgnisse über diese An- 
gelegenheit wurden durch Nach- 
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Bulgarien ist unter dem Chef 
der Kommunistischen Partei, 
Todor Zhivkow, eine stalinisti- 
sche Plantage alten Stils. 


richten verstärkt, aus denen 
ganz richtig hervorging, daß so- 
wohl der CIA als auch der Mos- 
sad, Israels Geheimdienst, in 
den Skandal verwickelt sind. 


Erst als sich dem erlauchten 
Kreis von Verdächtigen einige 
kommunistische Agenten hinzu- 
gesellten, entschlossen sich die 
»New York Times« sowie »Ti- 
me« und »Newsweek« dazu, ih- 
ren Lesern über die Entdeckung 
eines ausgedehnten Drogen- 
Banknetzes Mitteilung zu ma- 
chen. 


Täglich Millionen 


schmutziges Geld 


Allerdings geht es bei diesem 


Fall um mehr als nur einen wei- 
teren »kommunistischen An- 


schlag«. »Der CIA, der Mossad 
und eine Reihe von Großban- 
kern sowie korrupten Bürokra- 
ten stecken mindestens genauso 
tief in diesem Schlamm wie der 
KGB und dessen bulgarische 
Vollstrecker«, sagt ein Schwei- 
zer Untersuchungsbeamter, der 
mit den Beweisen vertraut ist. 


Seine Bewertung wurde von an- 


deren Experten aus dem Geset- 


zesvollzug sowohl in Europa als 
auch in den USA bestätigt. Um 
ihre.  Untersuchungsergebnisse 
zusammenzufassen, ist es wich- 
tig, sich die Hauptdarsteller in 
diesem Drehbuch der Unterwelt 
einmal näher anzusehen. 


Das von den Straßendealern ein- 
kassierte Bargeld geht auf der 
Eintrittsebene durch die Hände 
einer Bande von Geldschiebern, 
als »Spallones« bekannt. Im blü- 
henden Drogenhandel ist ein 
»Spallone«, der täglich Millio- 
nen an schmutzigem Bargeld be- 
wältigt, wahrscheinlich selbst ein 
Millionär, der in einer Welt von 
Limousinen mit Chauffeur und 
das ganze Jahr hindurch gemie- 
teten Luxushotel-Suites arbeitet. 


»Aber nach Geschäftsbegriffen 
ist ein solcher Arbeiter eher ein 
Zweigstellenleiter als ein leiten- 
der Angestellter auf der Ebene, 
wo die Geschäftspolitik gemacht 
wird«, sagte Clay Markham, ein 
ehemaliger Drogenfahnder der 
amerikanischen Bundesbe- 
hörden. 


Die eigentliche Arbeit der Geld- 
wäscher auf breiter Basis wird 
gewöhnlich von Devisenhänd- 
lern geleistet, die für die Dro- 
genmagnate als Kundenberater 
tätig sind. Eine große Geldmak- 
leragentur dieser Art, die Sha- 
karchi Trading Co., die in einem 
Dutzend Ländern vom Libanon 
bis New York City Währungs- 
und Goldhandelsgeschäfte un- 
terhält, ist die angebliche Lünse 
(Achsnagel) in der laufenden 
Untersuchung. 


In der Schweiz wurden die 
prächtigen Büros der Hauptge- 
schäftsstelle der Shakarchi Co. 
von einem der mächtigsten 
Schweizer Anwälte geleitet: 
Hans Kopp, dessen Ehefrau Eli- 
sabeth auf den Posten des höch- 
sten Gesetzesbeamten und Vize- 
präsidenten der Schweiz gehievt 
wurde, die wegen ihrer großen 
und diskreten Finanzdienstlei- 
stungs-Industrie bekannt ist. 


Nun ermittelt ein Sonderstaats- 


anwalt gegen beide Eheleute 
aufgrund von Aussagen, daß sie, 
indem sie Shakarchi beschützten 
und leiteten, ihre gemeinsam ge-, 
gründete Anwaltspraxis in eine 


Fassade für das Drogenkartell 


verwandelt hätten. 


Eine Fassade für das 
Drogenkartell 


Um auf einfache Weise deutlich 
wie solche ver- 


zu machen, 
schwommenen Finanzgeschäfte 
funktionieren, haben Informan- 
ten die Route eines Betrags von 


10 Millionen Dollar, der mit ei- 
ner verdeckten gemeinsamen 


ren Du 


Tätigkeit des CIA und des Mos- . 


sad zu tun hat, zurückverfolgt. 


Das Verfahren begann im Fe- 
bruar '1986, als der saudi-arabi- 
sche »wheeler-dealer« (einer der 
sich bei dem Zustandebringen 


ds 


von ‚geschäftlichen oder politi- 


schen Abmachungen aggressiv 
und auffällig verhält) Adnan 
Khashoggi 10 Millionen Dollar 


auf sein. Konto bei der Chase 
Manhattan Bank in New York 
einzahlte. Das Geld sollte als 
»UÜberbrückungsgeld« für einen 


geheimen Waffenverkauf an den 
Iran dienen. Zu diesem Zweck 


wurde es zunächst aus den Ver- 


einigten Staaten an die. Credit 


Suisse in die Schweiz transfe- 


riert, auf Anordnung eines Kun- 
densachbearbeiters von Shakar- 
chi, der anschließend nachfol- 
gende Variationen durchspielte, 
um das Bargeld zu sanieren: 


Das Grundsystem der 
Geldwäsche 


Die Gelder wurden anfangs auf 


das Konto einer israelischen 
Vertragsfirma des Verteidi- 
gungsministeriums überwiesen, 
die mit Khashoggi Geschäfte ge- 
tätigt hatte, die aber im Grunde 
genommen als Finanzfassade für 
den Mossad diente. Von dort 
wurden sie auf das Konto einer 
Schweizer Firma überwiesen, 
die in der ‚gleichen Bank ein 
Konto unterhielt, nämlich. die 
Compagnie des Service Fiducia- 
ries (CSF), die von dem sich im 
Ruhestand befindlichen General 
der US-Air Force, Richard Se- 
cord, ein Geheimagent des Wei- 
ßen Hauses für Waffengeschäfte 


mit dem Iran und den nicaragu- _ 


anischen »Contras«, kontrolliert 
wurde. 


Als nächstes wurden sie — 
noch innerhalb von Credit Suisse 


immer‘ 


- auf ein drittes von dem CIA 
kontrolliertes Konto bewegt. 
Sechs Millionen wurden dann 
auf ein vom US-Verteidigungs- 
ministerium kontrolliertes gehei- 
mes Konto in einer anderen 
Bank verbracht. 


Die letzte Transaktion: Das US- 
Verteidigungsministerium _be- 
gann mit der Übergabe von etwa 
‚000 TOW-Raketen an den CIA 

zwecks heimlicher Lieferung an 
den Iran. 


»Das Grundsystem der Geldwä- 
sche für ein Drogenkartell arbei- 
tet auf ähnliche Weise«, sagt 
Markham. »Shakarchi richtete 
angeblich die notwendigen 
Bankkonten ein und arbeitete 
die Strategie aus, um das Geld 
zwischen diesen hin und her zu 
bewegen. Credit Suisse stellte 
die Bankeinrichtungen und - äu- 
Berst wichtig - die Tarnung zur 
Verfügung.« 


In dieser geschmeidig funktio- 
nierenden und verschwiegenen 
Organisation sollte der bulgari- 
sche Geheimdienst, — der in 
Kreisen des Nachrichtendienstes 
in Washington als eine der fa- 
denscheinigsten und bösartig- 
sten Filialen des KGB bezeich- 
net wird — eine einmalige eigene 
Rolle spielen. 


Für Dienste als Geld- 
Eilboten 


»Unter dem Chef der Kommuni- 
stischen Partei, Todor Zhivkov, 
wird Bulgarien wie eine stalini- 
stische Plantage alten Stils re- 
giert«, behauptet Journalist 
Theo Hagemann, der Osteuropa 
fast zwei‘ Jahrzehnte lang bear- 
beitet hat. »Im Hundestall des 
KGB. sind die bulgarischen 
Agenten die angreifenden Hun- 
de - knurrende Dobermann-Pin- 
scher,“ die in Europa umherge- 
sandt werden, um Überfälle und 
andere Schlagring-Heldentaten 
zu vollbringen. In den frühen 
achtziger Jahren waren bulgari- 
sche Agenten die Hauptverdäch- 
tigen in dem düsteren Komplott 
hinter dem Attentatsversuch, 
bei dem der Papst beinahe getö- 
tet worden wäre.« 


Nach dieser Gewalttat erhielt 
der bulgarische Geheimdienst 
anscheinend von den Sowjets die 
Sondererlaubnis, sich den inter- 
nationalen Geldwäscherkreis 
zum eigenen Gewinn unter die 
Fittiche zu nehmen. 


»Ungeachtet dessen, was die 
amerikanischen Medien jetzt 
vermuten, haben die Bulgaren 
bei der Wäsche des ersten Dro- 
gen-Bargelds niemals eine be- 
deutende Rolle gespielt. Das 
Drogensyndikat und die Schwei- 
zer Banken brauchen keine Ver- 
mittler aus dem Balkan«, 
Markham. 


»Die Bulgaren verdienen ihr 
Geld - wie berichtet wird, zwi- 


. schen 15 und 20 Millionen Dol- 


lar pro Jahr - durch Dienstlei- 
stungen als Geld-Eilboten und 
Goldbarrenschmuggler für den 
umfangreichen Handel mit 
Schleichhandels-Gold, mit dem 
die Türkei überflutet wurde.« 


Die türkischen Behörden sind 
wütend über Hunderte von Mil- 
lionen Dollar an Steuern und 
Verbrauchsgüterabgaben, die 
sie angeblich jedes Jahr an Gold- 
und  Antiquitätenschmuggler 
verlieren. 


Seltsame Bettgenossen im 
Drogengeschäft 


Dieser blühende Unterwelthan- 
del mit geschmuggelten Gold- 
barren und Kunstgegenständen 
ist in den letzten Jahren weitge- 


hend mit Drogengewinnen fi- 


nanziert worden. Weil die Tür- 
ken sie zornig verfolgen, tätigen 
viele der Finanziers, die mit ge- 
schmuggeltem Gold und .ande- 
ren illegalen Wertartikeln han- 
deln, ihre Geldgeschäfte über 
Kintex, eine sich in Staatsbesitz 
befindliche bulgarische Firma 
und deren Außenhandelsnieder- 
lassung Globus Ltd. 


Beide Firmen traten in den letz- 
ten Jahren wiederholt auf der Li- 
ste der Verdächtigen der US- 
Drug Enforcement Administra- 
tion (Drogengesetz-Vollzugsbe- 
hörde) in Erscheinung. 


»Die Entdeckung, daß die Ex- 
Ministerin Kopp und ihr Ehe- 
mann, die Milliardenfirma Sha- 
karchi Trading, der CIA, die 
Chase Manhattan, Credit Suisee 
und die Israelis zusammen mit 
den kommunistischen Agenten, 
die anscheinend versuchten, den 
Papst zu ermorden, alle in die- 
sem Unterwelt-Finanzimperium 
verwickelt sind, sagt einiges dar- 
über aus, welche seltsamen Bett- 
genossen durch den blühenden 
Drogenhandel zusammenkom- 
men«, schloß Markham seine 
Beobachtungen. MM} 


sagt. 


Dr. Karl Salm . 


Fahnenflucht 
als politische 
Weltanschauung? 


Eine zeitgeschichtlich-politische Studie 
zum Fall Richard Freiherr von Weizsäcker 


Reihe Forum Band 11, 184 Seiten, kartoniert, DM 19,80 


Die eingehende Analyse des erfahrenen Juristen 
kommt zu dem Urteil, daß Richard von Weizsäcker 
als junger Hauptmann im April 1945 vor dem schwer 
umkämpften Berlin Fahnenflucht begangen hat. 
Das daher rührende Trauma hat zu der überzogenen 
Vergangenheitsbewältigung des amtierenden Bun- 
despräsidenten geführt: ein Buch höchster politi- 
scher Brisanz. 


Postfach 1611 
7400 Tübingen 


HOHENRAIN 


. Der Islam 
wird uns fressen! 


Feinde der christlichen Religion haben die Landes- 
kirchen — und auch die großen Freikirchen — 
. unmerklich besetzt und behandeln sie wie ihr 
Privateigentum. 


Auch wer dem Evangelium fernsteht, sollte über 
diese folgenschwere Entwicklung orientiert sein. 
Denn die marxistische Zersetzung der christlichen 
Kirchen öffnet.die Tore für den Islam. 


Der in 4. Auflage vorliegende Warnruf: 


Die protestantischen Kirchen 
im Sog des Kommunismus 


Autor: Dr. jur. B. C. Bäschlin, 46 Seiten, 
SELVAPIANA-Verlag, CH-6652 Tegna 


Preis 14,— DM/12,- sfr. Direkt beim Verlag 
(Porto inbegriffen) oder im Buchhandel. 


Banken 


Schweigen 


uber 


Drogen- 


Machen- 
schaften 


James Harrer 


In der letzten Zeit herrscht Schweigen über eine Flut von Ereignissen 
in der Drogenszene, in der Spionage-Agenturen und Großbanken 
verwickelt sind, und wobei es um viel Geld geht. Der Grund: Die 
schwer bedrängten Finanzinstitute könnten durch noch mehr Schlag- 
zeilen, in denen sie als »riesige Geldwäschereien für Drogenmillio- 
näre« dargestellt werden, noch mehr in »Mißkredit« geraten. 


Zu dieser Schlußfolgerung ka- 
‚men Mitarbeiter der Associated 
Press in Florida und amerikani- 
sche Vollzugsbeamte. Die inter- 
viewten Personen teilten auch 
mit, daß sich die Eigenzensur 
der Medien als so wirksam er- 
wiesen hätte, daß amerikanische 
Bundesbeamte und Drogenspe- 
zialisten schließlich damit began- 
nen auf französische und deut- 
sche Nachrichtenagenturen zu- 
rückzugreifen, die über Untersu- 
chungen zur Aufdeckung der 
großen Geldwäscheskandale seit 
dem Zweiten Weltkrieg berich- 
teten. 


Warum die 
Medien schweigen? 


»Es ist nicht schwer zu erken- 
nen, warum die großen Medien 
die Story von der Öffentlichkeit 
ferngehalten haben«, sagte Te- 
rell Bayliss, ehemaliger Rech- 
nungsprüfer des US-Handelsmi- 
nisteriums, der jetzt die Finanz- 
prüfstelle einer Drogenfahn- 
dungs-Einsatzgruppe der ameri- 
kanischen Bundesbehörden in 
Südflorida leitet. »Sehen Sie sich 
dies einmal an!« 


Bayliss zeigte auf eine Ausgabe 
von »Newsweek«, ein von der 
Washington Post Company her- 
ausgebrachtes führendes Nach- 


24 [CODE 


Yasar Musulullu, Eigentümer 
von Transportfirmen, wurde 
vom FBi fotografiert, wie er 
mit Drogenhändlern konfe- 
riert. 


richtenmagazin. In diesem Heft 
befand sich ein kurzer Bericht 
über den lange unterdrückten 
euro-amerikanischen Drogen- 
skandal — der erste Bericht die- 
ser Art, der in einem überregio- 
nalen Blatt des Establishments, 
erschien. 


Drogenfahnder »verfolgten eine 
gewundene Spur«, um diesen 
Fall aufzuklären, »von Drogen- 
dealers in einer Pizza-Imbißstu- 
be in Philadelphia über ein La- 
bor in Palermo bis zu Drogen- 
lords in der Türkei«, berichtete 
das Magazin. 


I 


»Newsweek« hat diese Drogen- 
spur für seine Leser aufge- 
deckt«, spottete Bayliss. »In 
Wirklichkeit verlief die von den 
Fahndern verfolgte Spur von 
den Drogenhändlern an der 
amerikanischen Ostküste direkt 
zu Chase Manhattan Plaza 1, 
von dort zu anderen führenden 
Banken. Aber offensichtlich ha- 
ben diese Nachrichtenmagazine 
Angst, der amerikanischen Of- 
fentlichkeit diese Informationen 
anzuvertrauen.« 


Andere amerikanische Voll- 
streckungsbeamte und ein 
Schweizer Untersuchungsbeam- 
ter, der mit der europäischen 
Seite der Untersuchung vertraut 
ist, haben die von dem altge- 
dienten Rechnungsprüfer der 
Vollstreckungsbehörde geäußer- 
te Kritik erläutert und unter- 
mauert. 


»In dem Jargon der Mafia ist ein 
Unterweltfinanzier oder Geld- 
schieber als »Spallone< be- 
kannt«, berichtete ein ehemali- 
ger FBI-Agent, der jetzt den Si- 
cherheitsdienst eines Vertrags- 
partners des US-Verteidigungs- 
ministeriums in Florida leitet. 


»In den frühen achtziger Jahren 
erkannten und verfolgten wir ei- 
ne Reihe solcher »Spallones«, de- 
ren Aufgabe es war, die Ein- 
künfte des Drogensyndikats an 
der Ostküste auf die Bank und 
damit wieder in den Umlauf zu 
bringen. Einige von ihnen wie 
Salvatore Amendolito, ein zwie- 
lichtiger italienischer Finanzier, 
und Yasar Musulullu, ein türki- 
scher Reeder, waren Multimil- 
lionäre, die ihre Beute in Limou- 
sinen mit Chauffeur herumkut- 
schierten.« 


Bargeld 
in Schnapskisten 


Wie aus den Original-Überwa- 
chungsfotos, die von FBI-Agen- 
ten gemacht wurden, als sie Mu- 
sulullu und Amendolito auf der 
Spur waren, hervorgeht, began- 
nen diese Drogen-Banker ihren 
Geschäftstag damit, Ballen von 
Bargeld, gewöhnlich in Schnaps- 
kisten verpackt, zusammenzu- 
raffen. Wenn der Kofferraum 
der Limousine mit solchen Lat- 
tenkisten voller Geld beladen 
war, fuhren Amendolito und 
Musulullu zur Landesgeschäfts- 
stelle der Chase Manhattan 
Bank, dem Finanz-Flaggschiff 


der Rockefeller-Dynastie im = 
Herzen des Finanzviertels von: 
New York. 


Bei der Chase wurden Kisten 
mit 10-, 20- und: 50-Dollar-No- 
ten, die man den Drogensüchti- 
gen abgenommen hatte, sortiert, 
gestapelt und elektronisch ge- « 
zählt. Von dort ging das Geld 
über sorgsam. ausgearbeitete 
Geldtransfer-Routen zur Swiss - 
Credit Bank, Swiss Bank Corp. 
und andere Finanzzentren in der 
ganzen Welt, wo sie von Dro- 
genfinanziers wieder in den 
Kreislauf zurückgeführt und in- 
vestiert wurden. 


Warum wollen die riesigen ame- 
rikanischen Nachrichtenmedien 
so eine Story nicht der Offent- 
lichkeit mitteilen? Im Washing- 
toner Büro von »Newsweek« 
sagte ein stellvertretender Chef- 
redakteur: »Bankstories sind für 
Finanzschreiber reserviert, die 
dazu neigen, schützend zu rea- 
gieren, wenn ein Skandal das ge- 
samte System zu bedrohen 
scheint. Andere Berichterstatter 
werden fast nie zu solchen Fällen 
herangezogen.« 


Es geht um die 
Integrität der Banken : 


Liegt die Sicherstellung der »In- 
tegrität« der Banken an der Wall 
Street im »nationalen Inter- 
esse«? 


Im Büro der »New York Times« 
in Washington meinte eine mür- 
rische Stimme am Schreibtisch 
des Nachrichtenredakteurs nur: 
»Wir brauchen die Bewertung 
unserer Nachrichten nicht erklä- 
ren«, und legte, den Hörer auf 
mit den Worten: »Es tut mir 
leid, aber wir haben hier Ter- 
mine.« 


Im CQM Center in Miami, der 
größten spanischsprachigen 
Rundfunkgesellschaft in den 
Vereinigten Staaten, bemerkte 
der Chefredakteur Agustin Alles 
lakonisch: »Ich bin seit über 
zwanzig Jahren Journalist in die- 
ser Stadt und habe das Drogen- 
Bankengeschäft in die führende 
Finanzindustrie des Bundesstaa- 
tes hineinwachsen sehen. Aber 
ich kann mich keines Falles erin- 
nern, wo irgendein Blatt des 
Establishments einen genauen 
Untersuchungsbericht über das 
Auswuchern solcher kriminellen 
Geldmanipulationen veröffent- 
licht hätte.« DO 


| Trilaterale Kommission Kommission 


Mein Ruhm 
dauerte 
15 Minuten 


James P. Tucker 


Es ist ein berauschendes Erlebnis, von Mitarbeitern der Trilateralen. 
Kommission aus drei Ländern umschmeicheit zu werden. Es begann 
damit, daß mir ein Namensschild mit den für Mitglieder verwendeten 
Farben, die sich von denen unterscheiden, die für die Mitarbeiter der 
Trilateralen Kommission und die dienerische Presse verwendet wer- 
den, bei dem Andrang und Durcheinander der vielen Menschen in 
dem riesigen Büro, das die Trilateralen im Hotel Intercontinental 
eingerichtet hatten, irgendwie in die Hände fiel. 


Es stand kein Name auf der Kar- 
te, deshalb schrieb ich meinen 
darauf, wenn auch die Lesbar- 
keit Anlaß zur Kritik gab. Meine 
- Trilateralen-Kollegen waren be- 
reits zusammengetreten, daher 
entschuldigte ich mich bei den 
Wachen am Eingang zu einem 
langen, geschmückten Korridor, 
der zu der Versammlung führte. 
Die Wachen lächelten und ver- 
beugten sich und sprachen Fran- 
zösisch. Da ich die Notwendig- 
keit spürte zu antworten, sagte 
ich: »Senator Robb.« 


Keiner berichtet 
über die Tatsachen 


= Ich sagte nicht, ich sei Senator 
Charles Robb, ich nannte ein- 
fach seinen Namen und die Wa- 
chen kamen schnell zu ihrer ei- 
genen Schlußfolgerung. Ein Kol- 
lege sprach etwas auf Franzö- 
sisch in sein Walkie-talkie. Eine 
- hübsche Französin begleitete 
mich zur Versammlungshalle. 


Ich fühlte mich wie David Rok- 
kefeller, abgesehen davon, daß 
ich Steuern zahle und versuche 
ein sozialer Wohltäter statt ein 
Parasit zu sein. 


Als die französische Dame auf 
‘einen Sitzplan schaute, von dem 
sie mir ein Exemplar aushändig- 
te, kam mir der Gedanke, daß 
. Robb es vielleicht nicht so gerne 
sehen würde, wenn ich mich auf 
seinen Schoß setze, und so er- 
klärte ich, einen Sitz für Mitar- 
:beiter einnehmen zu wollen, um 
nicht noch mehr zu stören. 


Fünfzehn Minuten lang hörte ich 
zusammen mit meinen Kollegen 
in der Trilateralen Kommission 
jemandem zu, der deutsch 
sprach. Ich verstand zwar kein 
an Wort, aber es machte 


Sp 


Veröffentlicht wird nur 
das, was erlaubt ist 


Dann wurde ich von Peter Wit- 
te, Chef des nordamerikani- 
schen Mitarbeiterstabs der Trila- 
teralen in-New York, aufgefor- 
dert, zurück in den Korridor zu 
gehen. Er war sehr aufgeregt 
und sagte mir, ich hätte ein Na- 
mensschild für Mitglieder und 


nicht eines für die Presse. 


Ich erklärte ihm, dies sei das Na- 
mensschild, das mir von seinen 
eigenen Mitarbeitern »zur Ver- 
fügung gestellt« worden sei. 
Nach meiner Auslegung ist alles, 
worauf ich meine Finger legen 
kann und trotzdem in Freiheit 
bleibe, von der Trilateralen 


Kommission »zur Verfügung ge- 


stellt« worden. 


Ich mußte auf der Stelle die Tri- 
laterale Kommission verlassen, 
würde zum Pressebüro begleitet, 
wo ich das »richtige« Namens- 
schild bekam. 


Die liebe Presse kam in voller 
Stärke heraus, mit Stories dar- 
über, wie gut der Menschheit 
durch die Trilaterale Kommis- 
sion gedient werde. Aber was 
von ihr veröffentlicht wird, sei es 
in der »New York Times«, 


'»Washington Post«,. 


»United 
Press. International« oder wo 
auch immer, ist nur die von den 
Trilateralen ausgegebene Kost. 
Es gibt keinerlei Bemühungen 
seitens der Establishment-Pres- 
se, hinter die verschlossenen, 
bewachten Tore der Versamm- 
lung vorzudringen. 


Es ist möglich, ein guter patrioti- 
scher Amerikaner und Randmit- 
glied der Trilateralen zu sein und 
zu denken, daß sie nicht so 
schlecht ist - obwohl es nur hilft, 
wenn man nicht gerade schlau 
ist. Dieser Gedanke drängt sich 
einem angesichts der Rückkehr 
des Generals Alexander Haig 
zur Sitzung der Trilateralen in 
Paris auf. 


Ich befragte Haig einmal über 
die Trilaterale Kommission und 
er sagte, sie sei für ihn »zu libe- 
ral«. Sehr viel von dem, was bei 
den Zusammenkünften gesagt 
wird, geht über seinen Horizont, 
und die Bedeutung des Nörgelns 
über »Provinzialismus« und 
»Nationalismus« in einer »von 
einander abhängigen Welt« geht 
an den Haigs vorbei. 


Die Feigenblätter 
der Unschuld 


Da sie nicht zu den wirklichen 
Maklern der Macht gehören, 
dienen die Haigs den Trilatera- 
len zu einem nützlichen Zweck, 
indem sie Außenstehenden 


nachdrücklich klarmachen, daß - 


nichts Bedeutendes vor sich 
geht. 


Als Richard Nixons Stabschef 
und Ronald Reagans erster Au- 
Benminister tragen Haig und 
Leute seiner Art die behauptete 
Unschuld der Trilateralen Kom- 
mission in hohe Kreise hinein. 


Die richtige Gelegenheit zu fin- 
den, einen Blick auf die verbote- 
nen Dokumente der Trilateralen 
zu werfen, ist eine unsichere Sa- 
che. Man muß sich solche Gele- 
genheiten selbst schaffen. An 
zahlreichen Stellen im Verfolg 
dieser Geschichte wurde ich von 
den vielen Wachleuten, die im 
ganzen Hotel stationiert waren, 
argwöhnisch beobachtet, als ob 
ich einer möglichen Diebestat 
verdächtigt würde. 


Da ich selbst weder reich‘ noch 
besonders mächtig bin, fühlte 
ich mich nichtsdestoweniger 
ebenso als Teil der Vorgänge 
wie ein Rockefeller oder ein Kıs- 


.singer. Letzten Endes war ich 


ebensogut mit den Machenschaf- 
ten der Trilateralen vertraut wie 
irgendeiner der alten Hasen und 
wahrscheinlich besser als viele 
der neueren Mitglieder, da ich 
die Tätigkeiten dieser Gruppe 
schon seit vielen Jahren verfolge 
und ebensolange ihren Sitzun- 
gen beiwohne. 


So wurde mir meine Aufgabe in 


- den letzten Jahren erleichtert, 


bewaffnet mit dem Wissen dar- 
über, welche Art von Dingen zu 
tun ist, welche Art von Doku- . 
ment zu prüfen ist und welche 
Art von Sitzung zu beobachten 
ist. Vielleicht werde ich eines 
Tages zum Ehrenmitglied. er- 
nannt, aber das läßt mich nicht 
den Atem anhalten. Ich muß 
mich nur auf meine gelegentli- 
che fünfzehnminütige Mitglied- 
schaft einstellen. 


Wiedersehen 199% | 
in Washington 


Einmal kam ich nur mit knapper 
Not davon. Am Abend vor 
Eröffnung der Trilateralen-Sit- 
zung hatte ich eine Dame be- 
grüßt, die der Damentoilette au- 
Berhalb eiries der offiziellen Bü- ° 
ros zusteuerte. Sie hatte meinen 
Gruß erwidert und damit, so- 
hoffte ich, angedeutet, daß wir 
zusammengehörten, so daß es 
folgerichtig war, wenn ich vor 
der Tür auf sie warten würde. 


Der einzige Trilateralen-Funk- 
tionär in dem betreffenden Büro _ 
ging in das Büro nebenan, und . 
ich sprang schnell hinein, um 
Dokumente durchzusehen. Das 
Thema der Papiere war: »Ost- 
West-Beziehungen«, stellte ich 
fest. Zwei Funktionäre erschie- 
nen plötzlich und verlangten ei- 
ne Erklärung. 


Die Kommission hat Gott sei 
Dank eine große und weit zer- 
streute Belegschaft. Ich glaube, 
sie waren zu der Schlußfolge- 
rung gekommen, ich sei tatsäch- 
lich ein etwas verwirrter Un- 
schuldiger, denn es wurde wegen 
mir kein Alarm ausgelöst. 


In den kommenden neun Mona- . 


ten wird die Trilaterale Kommis- 
sion behaupten, ihre Sitzung von 
1990 sei noch nicht festgelegt. 


Glauben Sie das nicht: Eines der ° - 


von mir erworbenen Dokumente 
enthüllt, daß die Trilateralen 
vom 21. bis 23. April 1990 in 

Washington zusammentreten 


werden. 
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Trilaterale Kommission 


PER En a in ae er er 


Unvollstän- 
dige Pariser 
Gästeliste 


Nachstehend veröffentlichen wir eine »öffentliche Liste« von Teil- 
nehmern an der hiesigen Zusammenkunft der Trilateralen Kommis- 
sion. Aus geheimen Dokumenten der Trilateralen geht jedoch her- 
vor, daß noch weitere Personen an der Pariser Tagung teilnahmen, 
deren Anwesenheit jedoch aus welchen Gründen auch immer geheim 
bleiben sollte: Manfred Wörner, Generalsekretär der NATO, und 
Horst Schulmann, Direktor des Institute of Internationale Finance in 
Washington, waren zwei Teilnehmer, deren Namen nicht auf der 
offiziellen Liste verzeichnet waren, die der Presse übergeben wurde. 


Nachstehend die offizielle, doch 
unvollständige Liste der Trilate- 
ralen Kommission: 


Europa 


Georges Berthoin, Präsident der 
Europäischen Trilateralen Kom- 
mission und Präsident der Inter- 
nationalen Europäischen Ehren- 
bewegung; Garrett Fitzgerald, 
Vizepräsident der Europäischen 
Trilateralen Kommission und 
ehemaliger Premierminister von 
Irland; Egidio Ortona, Vizeprä- 
sident der Europäischen Trilate- 
ralen Kommission und Botschaf- 
ter Italiens. 


Japan 


Isamu Yamashita, Präsident der 
japanischen Trilateralen Kom- 
mission und Präsident von Mit- 
sui Engineering; Yoshio Okawa- 
re, Vizepräsident der japani- 
schen Trilateralen und ehemali- 
ger Botschafter. 


Frankreich 


Paul Delouvrier, Ehrenpräsi- 
dent; Harve de Carmoy, Präsi- 
dent der französischen Sektion. 


USA und Kanada 


David Rockefeller, Präsident 
der Trilateralen Nord-Amerika 
und ehemaliger Vorsitzender 
der Chase Manhattan Bank; 
J.H. Warren, Vizepräsident der 
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verneur von Arkansas; William 
T. Coleman, ehemaliger Trans- 
portminister; Richard N. Coo- 
per, Professor, Harvard Univer- 
sity. 


Ebenfalls: Gerald E. Corrigan, 
Präsident, Federal Reserve 
Bank of New York; Lynn Davis, 
Kings College, University of 
London; Robert W. Decherd, 
Präsident, A.H. Belo Corp.; 
Peter C. Dobell, Kanada, Di- 
rektor, Parliamentary Center for 
Foreign Affairs; Dianne Fein- 
stein, ehemaliger Bürgermei- 
ster, San Francisco; Martin Feld- 
stein, ehemaliger Wirtschafts- 
berater für Präsident Reagan; 
Allan Gottlieb, ehemaliger Bot- 
schafter Kanadas für die Verei- 
nigten Staaten; Katharine Gra- 
ham, Vorsitzende und Verlege- 
rin der »Washington Post«. 


Auch: Robert Haas, Präsident, 
Levi Strauss & Co.; Alexander 
Haig, ehemaliger US-Außenmi- 


Otto Graf Lambsdorff, FDP-Bundesvorstandsmitglied und ehe- 
maliger Bonner Wirtschaftsminister nahm am Treffen der Trila- 
teralen teil. 


Trilateralen Nord-Amerika (Ka- 
nada), Rechtsberater der Regie- 
rung von Quebec. 


Dwayne O. Andreas, Präsident, 
Archer Daniels Midland; Fred 
C. Bergsten, Direktor, Interna- 
tional Economic Institute; Con- 
rad M. Black, Kanada, Präsi- 
dent, Argus Corp.; Gerald Bou- 
ey, Kanada, ehemaliger Gouver- 
neur, Bank of Canada; Zbigniew 
Brzezinski, ehemaliger Assistent 
Präsident Carters; James Burke, 
Präsident,  Textilarbeiter-Ge- 
werkschaft; Bill Clintin, Gou- 


nister; David Hennigar, Kana- 
da, Direktor, Burns Fry; (Rev) 
Theodore M. Hesburgh, Präsi- 
dent emeritus, Notre Dame Uni- 
versity; Richard Holbrooke, 
ehemaliger stellvertretender Au- 
ßenminister; Robert Hormats, 
ehemaliger stellvertretender Au- 
Benminister; William Hyland, 
Redakteur der Zeitschrift »For- 
eign Affairs«; Robert Ingersoll, 
ehemaliger stellvertretender Au- 
ßenminister; Bobby Ray Inman, 
Präsident, Westmark Systems; 
ehemaliger stellvertretender Di- 
rektor der CIA. 
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Auch: Thomas Johnson, Publi- 
zist, »Los Angeles Times«; Tho- 
mas V. Jones, Präsident, North- 
rop Corp.; Donald Kendall, Prä- 
sident, PepsiCo Inc.; Henry Kis- 
singer, ehemaliger US-Außen- . 
minister; Thomas Labrecque, 
Präsident, Chase Manhattan 
Bank; Flora Lewis, Kolumnis- 
tin, »New. York Times«; Bruce 
MaclLaury, Präsident, Brookings 
Institution; Robert D. McNa- 
mara, ehemaliger Präsident, 
Weltbank. 


Und: Joseph $. Nye, Professor, 
Harvard University und Berater 
Gouverneurs Michael Dukakis; 
Charles Rangel; Senator Charles ‚ 
Robb; Charles Robinson, ehe- 
maliger stellvertretender US- 
Außenminister; Duff Roblin, 
Kanada, PM, Manitoba; Henry 
Rosovsky,' Professor, Harvard; 
Senator William Roth; William 
Sceranton, ehemaliger Gouver- 
neur von Pennsylvania; Albert 
Shanker, American Federation 
of Teachers; Gerard Smith, ehe- 
maliger Vermittler, SALT I; 
Frederick Starr, Präsident, 
Oberlin College. 


Auch: Fritz Stern, Professor, 
Columbia University; David 
Stockman, ehemaliger Direktor, 
OMB; Robert Strauss, ehemali- 
ger Vorsitzender, Democratic 
Party; Strobe Talbott, Chef des 
Washingtoner Büros »Time« 
Magazine; Lester Thurow, Pro- 
fessor, Massachusetts Institute 
of Technology; William Turner, 
Kanada, Präsident, Consolida- 
ted-Bathurst; G. A. Van Wielin- 
gen, Kanada, Präsident, NuGas 
Ltd.: Paul Volcker, ehemaliger 
Vorsitzender, Federal Reserve 
System: Russell Phillips, Vize- 
präsident, Rockefeller Brothers 
Fund. 


Auch: Charles Heck, Direktor, 
Nord-Amerika Trilateral Com- 
mission. 


Weitere Mitglieder 
aus Europa 


Gianni Agnelli; Umberto Co- 
lombo; Francesco Cingano; Sa- 
muel Brittan, Raymond Barre; 
Volker Rühe; David Owen; An- 
drew Knigt; Arrigo Levi; Otto 
Graf Lambsdorff; Walter Leisler 
Kiep; Lord Roll of Ipsden; Cesa- 
re Romiti; Karl-Heinz Narjes; 
Michael Palliser; Edmond de 
Rothschild; Gaston Thorn; Otto 
Wolff von Amerongen, Philip de 
Zulueta und Simone Veil. Er 


Trilaterale Kommission 
Liberali- 
sierung der 
Bindungen 


mit 


Moskau 


Peter Blackwood 


Abrüstung, Ost-West-Beziehungen, internationale Geld- und Schul- 
denprobleme und Frankreichs Status quo in Europa und der Welt 
waren die drei Fragen, die auf der Jahresversammlung der Trilatera- 
len Kommission im Hotel Intercontinental in Paris diskutiert 


wurden. 


Die Rollenverteilung ist stets die 
gleiche: Man sah Gianni Agnel- 
li, elegant und parfümiert, wie er 
auf dem Plüschteppich des Ho- 
tels hin und her ging; ein ziem- 
lich verlassener Robert McNa- 
mara, der einen mürrischen und 
ziemlich erregten Eindruck 
‘ machte, hockte zusammenge- 
sunken in einer Ecke des Rau- 
mes; Henry Kissinger, immer 
noch ein bißchen übergewichtig 
wie ein alternder Filmstar; der 
Neuankömmling Valery Giscard 
d’Estaing, sichtbar glücklich dar- 
über, wieder einmal mit »les 
grands de ce monde« beeinander 
zu sein; Raymond Barre, der aus 
dem Anzug herausplatzte, der 
ihm oder seinem Ego niemals zu 
passen schien; der gewaltige 
Paul Volcker, der mit einer Zi- 
garre im Mund geboren wurde. 


Man sollte die Damen der 
Erhabenen nicht vergessen 


“Der übliche Rest der Rollenver- 
teilung war ebenfalls anwesend: 
Katharine Graham; David Rok- 
kefeller, der jetzt seine Zeit da- 
mit verbringt, sich über die man- 
gelnde Moral an Boeskys Wall 
Street zu beklagen; Umberto 

Colombo; Zbigniew Brzezinski; 

Alexander Haig; Pater Theodo- 

re Hesburg von der Universität 

Notre Dame; Flora Lewis, von 

der »New York Times«; Simone 

Veil; Volker Rühe; Otto Graf 

Lambsdorff; Otto Wolf von 


Amerongen und die Gruppe der 
ui gekleideten, sehr gepflegten 

übschen und affektierten Jun- 
gen und Mädchen, aus denen 
das Sekretariat der Trilateralen 
besteht. 


Man solite die Damen, die Gat- 
tinnen der Erhabenen, nicht ver- 
essen, die zu Rundreisen, Kaf- 
ee und Kuchen und anderen 
Freuden eingeladen wurden, 
während ihre Männer über das 
Schicksal der Welt debattierten. 


Das Ereignis war leider kein blo- 
ßes Theater. Anders als in den 
ersten Jahren der Reagan-Re- 
ierung, die in Macht und Ein- 
uß der Trilateralen in Washing- 
ton einen Tiefstand verzeichne- 
ten, gingen die ersten Schritte 
der Bush-Regierung mit einer 
erneuten Vitalität des »perma- 
nenten Establishments« einher, 
das, wenn es nicht die Politik 
diktiert, bei der Formierung der 
Gedanken und der Politik für 
George Bush eine bedeutende 
Rolle gespielt hat und spielen 
wird. 


Das Treffen der Trilateralen 


spiegelt die Rückkehr »der Be-. 


sten und Klügsten«, der perma- 
nenten Regierung, der WASP- 
Elite nach Washington, wider. 
Nach den Worten von Brzezins- 
ki ist die Bush-Regierung die 
»beste seit 50 Jahren«. Für Da- 
vid Ignatius von der »Washing- 


ton Post« ist sie die moderne 
Verkörperung des »wahren 
Establishments«, die Rückkehr 
der »Weisen« zur Macht. 


Konzept der 
abschreckenden 
Abrüstung 


Aber, wie die Vorgänge auf der 
Pariser Konferenz verdeutli- 
chen, bedeutet die Rückkehr der 
Trilateralen Kommission zur 
Prominenz’ eine Festigung der 
Politik des »Neuen Jalta«-Han- 
dels mit der Sowjetunion. Nichts 
könnte dies mehr verdeutlichen 
als die von Henry Kissinger ge- 
spielte Rolle als Sprecher für das 
neue Konzept der »abschrecken- 
den Abrüstung« der Trilate- 


ralen. 


Obwohl auf der Konferenz Mei- 
nungsverschiedenheiten über die 
Methoden, mit denen die Ost- 
West-Detente vonstatten gehen 
soll, bemerkbar waren, war die 
Prämisse der Hauptredner, daß 
es in den Ost-West-Beziehungen 
ein »Fenster der Gelegenheiten« 
gibt, das den Weg zu einer neu- 
en »Liberalisierung« ebnen 
sollte. 


In ihrem öffentlichen Bericht: 
»East-West Relations, a Draft 
Report to the Trilateral Com- 
mission« stimmen Henry Kissin- 
ger‘ Valery Giscard d’Estaing 
und Yasuhiro Nakasone (der auf 
Grund von persönlichen recht- 
lichen Problemen in Japan nicht 
anwesend war) darüber überein, 
daß »die Entspannung gegen 
Ende der achtziger Jahre sich 
qualitativ von den früheren Pe- 
rioden der Detente unter- 
scheidet«. 


Sie rufen zu einer Arbeitsteilung 
für den Westen und Japan im 
Umgang mit der Sowjetunion 
auf. »Westeuropa sollte im Au- 
genblick die politische Initiative 
ergreifen«, während die Verei- 
nigten Staaten »die Initiative zur 
Beschränkung der strategischen 
Waffen ergreifen sollten«. 


Osteuropa 
und Brüssel 


Der Bericht legt den Schwer- 
punkt auf das Potential für ein 
neues Arrangement oder auf 
das, was Kissinger in seiner Pres- 
sekonferenz »die Wiedervereini- 
gung des historischen Europas« 
nennt. Giscard schlägt vor, daß 
sich »die europäischen Wirt- 


schaftsgemeinschaften mit einer 
Formel für eine Übereinstim- 


"mung über die Assoziierung Ost- 


europas befassen sollten«. 


Der grundlegende Gedanke da- 
bei sei, »eine Kategorie der As- 
soziierung mit der Europäischen 
Gemeinschaft auf der Basis des 
Artikels 238 des Vertrags von 
Rom zu entwerfen. Diese Art 
von Assoziierung sollte als neu- 
es, an die besonderen Umstände 
der betroffenen Länder ange- 
paßtes Verhältnis betrachtet 
werden. Das Verhältnis werde 
für die vorausschaubare Zukunft 
keine politische oder Sicher- 
‚heitsdimension beinhalten.« 


Der Bericht bekräftigt auch die 
Realisierung von Joint-ventures 
(Arbeitsgemeinschaften) in der 
UdSSR, schlägt die Schaffung 
einer Finanzeinrichtung zur Fi- 
nanzierung der Joint-ventures . 
vor, fordert die Länder des Co- 
mecon dazu auf, sich an den in- 
ternationalen Geld- und Han- 
delsinstitutionen zu beteiligen, 
wenn auch nicht ihnen beizutre- 
ten, kommt aber zu der Schluß- 
folgerung, daß »es keine welt- 
weite Finanzhilfe an die UdSSR 
geben darf, die die Reformen, 
unterhöhlt«. 


Der Bericht schließt damit, daß 
»die Gelegenheit, die Ost-West- 
Beziehungen auf ein neues Fun- 
dament zu stellen, unseren Län- 
dern zu Füßen liege. Um diese 
Gelegenheit zu ergreifen, müs- 
sen unsere Länder auf der 
Grundlage einer sorgfältigen 
Analyse, nicht auf Wunschden- 
ken handeln.« 


In einem internen Bericht an die 
Konferenz: »Können wir den 
kalten Krieg beenden? Sollten 
wir es versuchen?« kommt Ro- 
bert McNamara schließlich zu 
noch radikaleren und weitge- 
hend globalistischen Schlußfol- 
gerungen. 


»Wir stehen vor einer Gelegen- 
heit, der größten seit 40 Jahren, 
das Ende des kalten Krieges her- 
beizuführen. Sie nicht zu ergrei- 
fen kommt auf unbestimmte 
Zeit der Vergrößerung des Risi- 
kos gleich, daß ein unbeabsich- 
tigter Konflikt zwischen Ost und 
West das bloße Überleben unse- 
rer Zivilisation in Gefahr 


bringt«, schreibt McNamara. Er 
schlägt ein gemeinsames Mana- 
gement der Weltangelegenhei- 
ten durch die Supermächte vor. 
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- Trilaterale Kommission 


Die Tagung 
ın Paris 


James P. Tucker 


Das Programm der diesjährigen Tagung der Trilateralen Kommis- 
sion im Pariser Intercontinental, das durch geheime Dokumente und 
aus Quellen innerhalb der geschlossenen Sitzung bekannt wurde, 
bestand aus einem kunstvollen Jonglieren. 


Es muß genug Bewegung hin 
zum Frieden geben, damit die 
Amerikaner die massiven Trans- 
fusionen ihrer Steuergelder in 
kommunistische Länder dulden, 
um den Internationalisten zu 
helfen, das Land hinter dem Ei- 
sernen Vorhang wirtschaftlich zu 
stützen. Auf der anderen Seite 
muß genügend Kriegsfurcht vor- 
handen sein, damit der militä- 
risch-industrielle Komplex, vor 
allem die Strategische Verteidi- 
gungs-Initiative (SDI). weiterhin 
ungeheuer lukrativ bleibt. 


Moskau soll Vollpartner 
der Weltwirtschaft werden 


Die nächsten Monate werden 
dramatische Fortschritte im 
»Friedensprozeß« in Europa 
bringen; es hat bereits in Polen 
begonnen, und die Welt-Schat- 
tenregierung trägt dabei die Lor- 
beeren davon. 


Es ist das Ziel der Trilateralen, 
die Sowjetunion und die kom- 
munistischen Ostblockländer zu 
»Vollpartnern der Weltwirt- 
schaft« zu machen, mit gleichzei- 
tiger Mitgliedschaft in der Welt- 
bank und im Internationalen 
Währungsfonds (IWF), beides 
Hauptleitungen für westliche 
Dollar in Länder der dritten 
Welt. y 


Als Belohnung für die Locke- 
rung ihrer Bande mit Moskau 
sollen die westlichen Industrie- 
staaten den Fluß ihrer Steuergel- 
der dorthin unterstützen, so daß 
die Kommunisten es sich besser 
leisten können, die Materialien 
zu kaufen, wenn die Internatio- 
nalisten die Fabriken bauen, um 
sie zu verarbeiten. 


In direkten Stellungnahmen 
oder die anderer Trilateraler be- 
anspruchte David Rockefeller 
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Alexander Haig, ehemaliger 
US-Außenminister und Kis- 
singer-Vertrauter, nahm nach 
langer Zeit wieder einmal am 
Treffen der Trilateralen teil. 


das Lob für die »Friedensinitiati- 


ve« des sowjetischen Parteichefs 


Michail Gorbatschow und für 
das historische Abkommen der 
polnischen Regierung mit »Soli- 
darnosc«. 


Rockefeller führte im Januar ei- 
ne Delegation nach Moskau an 
und hatte eine ausgedehnte Zu- 
sammenkunft mit Gorbatschow. 
Dort drang er darauf, daß die 
Sowjetregierung »Vollpartner in 
der Weltwirtschaft« werde, und 
bot die Mitgliedschaft in der 
Weltbank und im IWF an. 


Die Ausbeutung 
des Ostens beginnt 


Im Februar führte Rockefeller 
eine Delegation des Council on 
Foreign Relations (CFR) nach 
Warschau, wo Polen ähnliche 
Versprechen gemacht wurden. 


In Warschau drängte Rockefel- 
ler das kommunistische Land da- 


a ee 


hin, noch vor der Sitzung der 


Trilateralen in Paris am 8. April 


zu einem Abkommen mit »Soli- 
darnosc« zu kommen, so daß 
Strategien zur Erlangung der 
»globalen Unabhängigkeit« aus- 
gearbeitet werden können. 


Polen hielt Rockefellers Stichtag 
auf drei Tage genau ein und kam 
am 5. April zu einer Vereinba- 
rung. Ein polnischer Beamter 
hatte vorher bestätigt, die Re- 
gierung sei entschlossen, den 
Termin »um jeden Preis« einzu- 
halten. 


Wenn auch die Vereinbarungen 
ein bemerkenswertes Ausmaß 
an Freiheit gewähren, darunter 
einige freie Wahlen, wird der 
Kommunistischen Partei die 
Kontrolle über das neue Abge- 
ordnetenhaus garantiert und der 
neue Senat kann keine Gesetz- 
gebung verabschieden. Dadurch 
behält der Kreml Polen weiter- 
hin in festem Griff. Die Trilate- 
rale Kommission wiegt sich je- 
doch in der Hoffnung, daß die 
Veränderung drastisch genug ist, 
um es politisch zu ermöglichen, 
Washingtons Geldbörse für die 
kommunistische Regierung zu 
öffnen. 


Die Ausbeutung der hinter dem 
Eisernen Vorhang liegenden 
Volkswirtschaften wird für die 
internationalen Banker und poli- 
tischen Führer von ungeheurem 
Nutzen sein, aber zum Nachteil 
für den Westen. Sechs amerika- 
nische Firmen haben bereits für 
eine Reihe von Arbeitsgemein- 
schaften (Joint-ventures) im 
Werte von 16 Milliarden Dollar 
eine Vereinbarung mit Moskau 
unterzeichnet. 


Gefragt ist eine neue 
Welt-Finanzstruktur 


Es sind: Chevron Corp., East- 
man Kodak, Johnson & John- 
son, RJR Nabisco, Archer Da- 
niels Midland Co. und Mercator 
Corp. Sie werden sowjetische 
Arbeitsplätze schaffen, keine 


amerikanischen. Ford hatte ge- 
plant, Autos in der Sowjetunion 


zu produzieren, führte jedoch - 


Schwierigkeiten beim Rück- 
transfer von genügend Profiten 
an. 


Bei der geschlossenen Sitzung 


gab es viele Gespräche über die 
Notwendigkeit für eine Weltfi- 
nanzstruktur, die die Weltbank _ 


und den IWF durch ein stärkeres 
globales System ersetzen soll. 


Zbigniew Brzezinski, Berater 
für nationale Sicherheit des ehe- 
maligen US-Präsidenten Jimmy 
Carter, wurde dazu um Stellung- 
nahme gebeten, als er im Hotel 
einen Flur durchschritt, nach- 
dem er aus einer der bewachten 
Türen herausgekommen war. 


»Ich weiß nicht«, sagte er, schien 
erregt zu sein und beschleunigte 


seinen gemütlichen Gang zu ei- 


nem Laufschritt. 


»Haben Sie nicht zugehört, Dr. 
Brzezinski?« — »Ich weiß nicht«, 
wiederholte dieser und 'ver- 
schwand hinter einer anderen 
bewachten Tür. 


Die Bedeutung des Plans, das 
Sowjetreich in die westliche 
Welt hineinzubringen, zeigt sich 
an der formellen Straffung der 
Führung der Schattenregierung. 


Es gab immer eine ineinander- 
greifende Führung unter der Tri- 
lateralen Kommission, dem 
CFR und der älteren Bilderberg- 
Gruppe, die in diesen Wochen 
ebenfalls zu einer Geheimsit- 
zung zusammentritt. 


Rockefeller ist schon seit langem 
eine Macht im CFR (einer ame- 
rikanischen Gruppe), in der Tri- 
lateralen Kommission (mit Mit- 
gliedern aus Europa, Nordame- 
rika und Japan) und bei den Bil- 
derbergern (in Europa und 
Nordamerika), wo er die Macht 
mit den Rothschilds teilt. Aber 
gewisse andere wichtige Elitisten 
haben sich, bis jetzt, auf einen 
Flügel der internationalen Ver- 
schwörungsbewegung konzen- 
triert. 


Programm für 
eine Weltregierung 


Die Rothschilds zum Beispiel -- 


eine Hauptkraft in der Weltver- 
schwörung seit Jahrhunderten - 


waren schon eine Macht in der‘ 


Bilderberg-Gruppe, bevor sie 


ee 


sich 1957 den Namen »Bilder- 
berg« gab. Doch zu keinem Zeit- 
punkt hatten die Rothschilds di- 
rekt etwas mit der Trilateralen 
Kommission zu tun. 


Jedoch. auf dieser Sitzung trat 
Baron Edmund de Rothschild, 
soweit bekannt ist zum ersten 
Mal, auf einer Sitzung der Trila- 
teralen in Erscheinung. 


In ähnlicher Weise war Henry 
Kissinger ein Bilderberg-Führer. 
Jetzt ist er auch ein Führer der 
Trilateralen Kommission. Von 
Rockefeller hatte man kaum, 
wenn überhaupt, in der Offent- 
lichkeit etwas über seine Rolle 
beim CFR gehört, obwohl er 
dessen Mitglied war.. Mit Wil- 
liam Hyland und anderen reiste 
er aber nach Warschau und be- 
fahl der polnischen Regierung, 
sich mit »Solidarnosc« zu 
einigen. 


Die Trilateralen und damit zu- 
sammenhängende Gruppen be- 
schleunigen auch ihr Programm 
für eine Weltregierung. Sie re- 
den über neue weltweite Finanz- 

- strukturen und sogar über eine 
Weltwährung. Viel Aufhebens 
wird damit gemacht, wie Europa 
1992 praktisch »ein Staat« wer- 
den soll. 


Wenn auch die Trilaterale Kom- 

‚ mission schon immer Europa, 
Japan und Nordamerika einge- 
schlossen hat, so unternimmt sie 
derzeit Schritte, um auch Süd- 
amerika hinzuzubekommen, so 
daß sie praktisch den ganzen 
Erdball umspannt. 


»Der Vorsitzende kam im ver- 
gangenen Herbst zu der Schluß- 
folgerung, daß wir eine Gruppe 
von Mitgliedern nach Mexiko 
bringen sollten zu Gesprächen 
mit mexikanischen Führungsper- 
sönlichkeiten, um die Zeit der 
Sitzung von 1990 in Washington 
herum«, heißt es in einem Ge- 

 heimdokument der Bilderber- 
ger. Der Lateinamerika-Bericht 
für das Washingtoner Treffen 
wird einigen ‘Sprengstoff ent- 
halten. 


Das nächste Treffen 
1990 in Washington 


Wie stellt man die Delegation 
der Trilateralen und das Pro- 
gramm für diesen Besuch am be- 
sten zusammen? David Rocke- 
feller hatte im vergangenen 
Herbst ein Vorgespräch über 
den Besuch mit dem gewählten 


Präsidenten Carlos Salinas de 
Cortari, der sehr hellhörig war. 
Im Dokument wird festgestellt, 
daß sich darin ein »Lateinameri- 
ka-Projekt« für das Treffen im 
Jahre 1990 befindet. 


Auf der Tagesordnung der Pari- 
ser Sitzung standen auch folgen- 
de Themen: »Was sollte in unse- 
rer Arbeit bezüglich der Sowjet- 
union und der Ost-West-Bezie- 
hungen der nächste Schritt sein? 
Gibt es spezifische Möglichkei- 
ten, nach dem vorliegenden Be- 
richt vorzugehen? Gibt es einen 
besonderen Punkt, auf den wir 
weitere Einsatzgruppen anset- 
zen sollten? 


Sollten wir uns auf das Gespräch 
innerhalb der Trilateralen Kom- 
mission beschränken oder soll- 
ten die Kontakte mit den So- 
wjets oder den einzelnen Euro- 
päern, entweder im Zusammen- 
hang mit einem neuen Einsatz- 
gruppen-Projekt oder während 
einer zukünftigen Sonderreise 
nach Moskau, weitergehen? 
Welche Art von Zusammen- 
kunft wäre wohl die beste für das 
Treffen in Washington im April 
1990? Gibt es einen sowjetischen 
oder: östeuropäischen Redner, 
der sich für diese Sitzung eignen 
würde?« 


In einem anderen Geheimdoku- 
ment sorgt man sich um die »Be- 
handlung von Nakasones Abwe- 
senheit«. 


Yasuhiro Nakasone, ehemaliger 
Premierminister von Japan, ist 
ein regelmäßiger Besucher von 
den Sitzungen der Trilateralen 
und hatte der Sitzung in Moskau 
im Januar beigewohnt. Mitglie- 
der der Trilateralen lehnten es 
ab zu erklären, warum die »Be- 
handlung« seiner Abwesenheit 
ein Problem darstellt, oder zu 
sagen, ob es irgendwie mit dem 
derzeitigen Skandal in Japan zu- 
sammenhängt. 


Auf Japans derzeitigen Premier- 
minister, Noburo Takeshita, 
wird gegenwärtig Druck ausge- 
übt zurückzutreten, weil heraus- 
gekommen ist, daß er von einer 
Firma, die bereits in einen Be- 
stechungsskandal mit Aktien 


verwickelt ist, Geld angenom- 
men hat. U 


George Bush 


Die geheime 


lages- 


ordnung 


Peter Blackwood 


Seit der Ernennung von George Bush zum neuen amerikanischen 
Präsidenten vertreten die Experten und Auguren des Weißen Hauses 
die Auffassung, daß die neue Regierung jede wichtige Entscheidung 
über Fragen der strategischen: Politik absichtlich hinauszögere und 
sich statt dessen für eine »Go-Slow«-Annäherung entschieden habe, 
zumindest so lange, bis der Berater für nationale Sicherheit der 
USA, Brent Scoweroft, einen vom US-Präsidenten angeordneten 
umfassenden Überblick beendet hat. Der Überblick könnte noch 
drei Monate, aber auch bis zu einem Jahr dauern, bevor er beendet 
ist. Bis dahin, so wird gesagt, wird der amerikanische Präsident keine 


‚größeren Initiativen ergreifen. 


Die Öffentlichkeit soll den Ein- 
druck bekommen, daß nichts 
von großer Bedeutung stattfin- 
det. Das ist also nicht der Wahr- 
heit entsprechend. Der laut hin- 
ausposaunte Überblick über die 
künftige Strategie der USA ist 
als Tarnung für eine geheime 
Tagesordnung, die die Bush- 
Mannschaft bereits angenom- 
men hat und schnell verwirk- 
licht, gedacht. Der Inhalt dieser 
geheimen Tagesordnung kann 
mit zwei Worten zusammenge-. 
faßt werden: Henry Kissinger. 


Kissinger als 
treibende Kraft 


In der Tat ist Henry Kissinger 
zurückgekehrt, und zwar mit ei- 
nem Racheakt. Der Mann, der 
die Vereinigten Staaten an die 
SALT-I- und. ABM-Verträge 
band; der die große Getreide- 
Schenkung an die Sowjets ver- 
mittelte; der die eskalierende 
Abkoppelung der Nato in die 
Wege leitete; der die Länder der 
dritten Welt einem qualvollen 
Tod durch Armut, Krankheit 
und niederschmetternde Schul- 
denlasten auslieferte; der per- 
sönlich den Tod führender inter- 
nationaler Personen befahl, die 
seiner Politik widersprachen - 
Kissinger ist als treibende Kraft 
hinter der neuen Regierung der 
USA aufgetaucht. 


Das erste offizielle 'Anzeichen 
dieser Entwicklung kam wäh- 
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Henry Kissinger ist die trei- 
bende politische Kraft hinter 
der neuen amerikanischen 
Regierung unter George 
Bush. 


rend des. Präsidentschaftswahl- 
kampfs, als Bush ihn in sein 
zwölfköpfiges Berater-Kolle- 


rief. 


Aber das war nur der Anfang. 
Trotz seiner persönlichen Ab- 
neigung gegen diesen Mann hat 
Bush über den Zeitraum der 
letzten Monate hinweg einen 
Kreis von hochstehenden Kissin- 
ger-Agenten in Schlüsselstellun- 
gen der Politik gehievt: Brent 
Scoweroft, ein Kissinger-Ver- 
bündeter aus den frühen siebzi- 
ger Jahren und bis kürzlich Lei- 


ter des Washingtoner Büros von | 


Kissinger Associates, hat es sich 
im National Security Council be- 


den ie 


gium für strategische Politik be- 
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George Bush ; 
Die geheime 
Tagesordnung 


quem gemacht, wo er eine Um- 
organisation durchführen wird, 
die fast die ganze strategische 
Politik in seiner Hand zentrali- 
sieren wird. Lawrence Eaglebur- 
ger, ein weiterer Kissinger- 
Schützling und Mitarbeiter von 
Kissinger Associates; erhielt den 
zweithöchsten Posten im ameri- 
kanischen Außenministerium. 
Den Kissingerleuten Paul Wol- 
fowitz und John Negroponte 
wurden auch bedeutende Posi- 
tionen zugeteilt. 


Eine Katastrophe 
für die USA 


Was noch bedeutsamer ist: Bush 
sprach Kissinger an, damit die- 
ser als sein persönlicher Bot- 
schafter zu Michail Gorbatschow 
diene und vertraute ihm einen 
Brief an den Sowjetführer an, 
als Kissinger Mitte Januar mit ei- 
ner Delegation von Mitgliedern 


KISSINGER 


on zu verhandeln: Im Grunde 


genommen waren sie gegen 
mich, weil ich ein Freund von 
Nelson Rockefeller war, der mit 
dem gemäßigten Flügel der Re- 
publikanischen Partei identifi- 
ziert wird.« In der Bush-Regie- 
rung sind diese Ansichten an- 
scheinend kein Hindernis, son- 
dern qualifizieren Kissinger so- 
gar dazu, als De-facto-Außenmi- 
nister zu dienen. 


Obwohl die Bush-Mannschaft es 
zweifellos vorziehen würde, die 
von Kissinger verfaßte geheime 
Tagesordnung geheim zu halten, 
enthalten die öffentlichen Auf- 
zeichnungen mehr als genug Be- 
weise darüber, was die Tages- 
ordnung enthält. Hier einige die- 
ser Beweise, die im Grunde eine 
Neuzeichnung der Weltkarte be- 
deuten: 


Obwohl politische Zweckmäßig- 
keit Kissinger in den letzten. Jah- 
ren dazu zwang, der Sowjetuni- 
on gegenüber einen strengeren 
Kurs einzuschlagen, gab es keine 
grundlegende Änderung in sei- 
nen Einstellungen zu dieser ent- 
scheidenden Frage. Das Haupt- 
ziel der »Sowjet-Politik« Kissin- 
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ausübt. 


der Trilateralen Kommission, 
darunter sein persönlicher För- 
derer, David Rockefeller, zu- 
. sammen mit Valery Giscard 
d’Estaing und Yasuhiro Nakaso- 
ne nach Moskau reiste. 


Kissingers Aufstieg bedeutet ei- 
ne totale Katastrophe für die 
* Vereinigten Staaten und deren 
Verbündete. Wie Kissinger in ei- 
nem Interview mit Mexikos 
Fernseh-Netz zugab, wäre er vor 
zwei Jahren in die Reagan-Re- 
- gierung, vermutlich als Außen- 
- minister, eingetreten, doch »es 
gab Widerstand dagegen, weil 
- man glaubte,.ich sei zu sehr dar- 
‘ auf bedacht, mit der Sowjetuni- 
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gers besteht darin, ein umfassen- 
des globales Machtteilungsab- 
kommen mit Moskau zu treffen. 


Eine direkte Folge davon wäre 
das Ende der amerikanischen 
militärischen Präsenz in Westeu- 
ropa, das dann in die sowjetische 
Einflußsphäre hineingezogen 
würde. 


Österreich-Lösung für 
Europa 


Andere Hauptbestandteile die- 
ses Teufelshandels - den die So- 
wjets nicht beabsichtigen zu ho- 
norieren - sind: ein überstürzter 
Verfall der amerikanischen Ver- 


teidigungsverpflichtungen in 
Asien; eine neue Hervorhebung 
der Betonung auf die in Mißkre- 
dit geratene »China-Karte«; die 
Integration der Ost- und West- 
wirtschaften in ein malthusiani- 
sches Eine-Welt-Regime; »re- 
gionale Abkommen« über so 
heiße Eisen wie Afghanistan, 
Mittelamerika und Afrika. 


; 8 
Der neue US-Präsident Geor- 
ge Bush hat Kissinger als Be- 
rater für eine langfristige poli- 
tische Strategie geholt. 


Kissinger hat wiederholt seine 
europäische Abkupplung ange- 
boten, was bis auf das Jahr 1965 
zurückgeht, als er eine »öster- 
reichische Lösung für Mitteleu- 
ropa« vorschlug. Als US-Außen- 
minister argumentierte er wie- 
derholt dahingehend, daß West- 
und Osteuropa als »organische 
Einheit« betrachtet werden 
sollten. 


In einer Rede Anfang der achtzi- 
ger Jahre stellte Kissinger fest, 
daß die Vereinigten Staaten sich 
darauf einstellen sollten, als Teil 
eines Handels mit der Sowjet- 
union 25 Prozent ihrer weltwei- 
ten Macht zu opfern. 


Das Aus 
für die Nato 


Im März 1984, zum gleichen 
Zeitpunkt, als er in das Presi- 
dent’s Foreign Intelligence Ad- 
visory Board (PFRAB) berufen 
wurde, spielte Kissinger eine 
Schlüsselrolle bei der Ankurbe- 
lung des Drehbuchs zur Ab- 
kupplung der Nato, als er im 
»Time«-Magazine einen Vor- 
schlag zur »Umorganisation« 
veröffentlichte, der das europä- 
isch-amerikanische _ Verteidi- 


gungsverhältnis praktisch zer- 
schnitten hätte. 


Die Neuzeichnung der Weltkar- 
te zugunsten der Sowjetunion ist 
weiterhin der wichtigste Punkt 
im strategischen Spielplan Kis- 
singers. Kissinger war der haupt- 
sächliche Gestalter, des Ikle- 
Wohlstetter-Berichts 
der Bericht der Commisson on 


Integrated Long-Term Strategy 


= Kommisson für integrierte 
langfristige Strategie), der im Ja- 
nuar 1988 im US-Verteidigungs- 
ministerium freigegeben wurde. 
Der Bericht, der jetzt die ameri- 
kanische strategische Politik do- 
miniert, . besagte im wesentli- 
chen, daß die Verbündeten der 
Vereinigten Staaten nicht mehr 
mit einem Schutz unter dem 
amerikanischen Atomschirm 
rechnen können. 


Dann, im vergangenen Sommer, 
während des Höhepunkts seiner 


angeblich falkenartigen Verän- 
derung, schrieb Kissinger zu- 


(offiziel : 
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sammen mit Carters Außenmini- 


ster Cyrus Vance eine Artikel 


für das Blatt des Council on For- 


eign Relations »Foreign Af- 
fairs«, in dem mitgeteilt wurde, 
daß das Establishment zu einem 
endgültigen Konsensus gekom- 
men sei, die Nato aufzugeben. 


Unter dem Titel: »Bipartisan 
Objectives on Foreign Policy« 
ee zur Au- 
enpolitik«) wird in dem Artikel 
festgestellt, daß die Vereinigten 
Staaten die Tatsache akzeptie- 
ren müssen, daß sie nicht mehr 
die führende Macht der Welt 
sind und ihre internationalen 
Verpflichtungen _ dementspre- 
chend zurückschneiden sollten. 


»Trotz unserer riesigen Militär- 
macht wird unsere Fähigkeit, die 
Welt einseitig zu formen, mehr 
und mehr begrenzt... Wir 
können es uns finanziell nicht 
mehr leisten, international so 
viel zu tun... Wir erwarten, 
daß die amerikanische Rolle in 
einigen Gebieten vielleicht weni- 
ger auffällig sein wird.« 


Der langsame Abzug der 
USA aus Europa 


Es ist nichts zu befürchten we- 
gen eines derartigen Rückgangs 
des amerikanischen Einflusses, 
betonten Kissinger und Vance 


nachdrücklich, weil »heute das - 


Auftauchen einer verjüngten so- 
wjetischen Führung neue Hoff- 


a 


Sr 


nungen für die sowjetisch-ameri- 
kanıischen Beziehungen geweckt 
hat. Wir sind beide mehrmals 
mit Generalsekretär Gorba- 
tschow  zusammengetroffen«, 
berichteten sie und fanden ihn 
»höchst intelligent und ent- 
schlossen, die Fehlschläge der 
sowjetischen Wirtschaft wettzu- 
machen ... Er ist redegewandt, 
wenn er dahingehend argumen- 
tiert, daß er lieber mit dem We- 
sten.im Frieden lebt, und daß er 
die sowjetischen Verteidigungs- 
ausgaben verringern will, um 
Ressourcen für die Zivilwirt- 
schaft freizumachen. 


Wir schließen daraus insgesamt, 
daß eine strategische Gelegen- 
heit zu einer bemerkenswerten 
Verbesserung der amerikanisch- 
sowjetischen Beziehungen vor- 
handen ist.« 


Zu den Schritten, die der neue 
Präsident nach der Empfehlung 
“von Kissinger und Vance unter- 
nehmen sollte, gehören: 


Die Nato ist zu veranlassen, »ih- 
re Ziele neu zu definieren und 
sich neuen Aufgaben zu wid- 
men« angesichts der Tatsache, 
daß »die relative Rolle der Ver- 
einigten Staaten« in der Vertei- 
digung Westeuropas »sich wahr- 
scheinlich verkleinern wird«. 


Schwerpunkt der nächsten Phase 
der Abrüstung liegt bei »den 
konventionellen Streitkräften 


und Waffen in Europa«, wo- 
durch sich das Ende der ameri- 
kanischen Präsenz dort 
schleunigen wird. 


be- 


US-Außenminister James Ba- 
ker ist ein gelehriger Schüler 
des ehemaligen US-Außenmi- 
nisters Henry Kissinger. 


Weiterverfolgung der »China- 
Karte«. »Es besteht ein starker 
Zwei-Parteien-Konsensus dar- 
über, das Verhältnis weiter zu 


entwickeln ... . Wir sind zuver- 
sichtlich, daß die chinesischen 
Führer jetzt und in der Zukunft 
für Chinas geopolitische Interes- 
sen, die wir als mit den unsrigen 
übereinstimmend erachten, ein 
wachsames Auge haben wer- 
den.« 


Geheime Absprachen mit 
Gorbatschow 


Dies ist das Paket, das Kissinger 
Bush im wesentlichen verkauft 
hat. Die Bedeutung von Bushs 


Wie verlautet, teilte Kissinger 
Bush und Baker mit, daß er ein 
Nachlassen der sowjetischen 
Kontrollen über Osteuropa vor- 
aussehe, was eine drastische 
Verringerung der westlichen 
Streitkräfte in Europa möglich 
machen würde. 


Die Bush-Regierung hat deutli- 
che Hinweise darauf gegeben - 
von denen Bakers absichtlich 
provokative Reise durch West- 
europa und die Erklärung des 
designierten Verteidigungsmini- 
sters John Tower auf dem Wehr- 


Als Richard Nixon amerikanischer Präsident war, erledigte Kis- 


singer die Dreckarbeiten auf internationalem Parkett. 


Wahl von Kissinger, der als 
rückwärtiger Kanal zu Gorba- 
tschow dienen soll, kann nicht 
überbewertet werden, besonders 
im Hinblick auf den Inhalt dieser 
Kontaktaufnahme. 


Nach verschiedenen Berichten 
über Kissingers Treffen mit Gor- 
batschow Mitte Januar, darunter 
ein durchgesickerter Bericht der 
»Washington Post«, war das 
Hauptthema des Treffens zwi- 
schen Kissinger und Gorba- 
tschow der Vorschlag des erste- 
ren zu einer politischen Ost- 
West-Einigung in Mitteleuropa, 
die ein »unabhängiges«, neutra- 
lisiertes Mitteleuropa nach dem 
österreichischen Modell vor- 
sieht. Laut »Post« informierte 
Kissinger sowohl Bush als auch 
US-Außenminister James Baker 
über Gorbatschows Reaktion 
auf diesen Vorschlag sowie auf 
Bushs Brief, dessen Inhalt nicht 
bekannt wurde. 


kunde-Treffen in München, in 
der er den Rückzug amerikani- 
scher Streitkräfte aus Europa 
andeutete, nicht die unbedeu- 
tendsten waren -, daß sie tat- 
sächlich nach Kissingers Ab- 
kopplungsplan vorgeht. 


Der zweite Punkt ist, Gorba- 
tschow durch Sicherheitsleistun- 
gen aus dem Schneider heraus- 
zubringen. 


Kinebeterung Moskaus in 
die Weltwirtschaft 


Kissinger spielte in der »Detente 
I«-Periode eine Angelpunktrolle 
bei der Überführung von Tech- 
nologien, Nahrungsmitteln und 
anderer Wirtschaftshilfe in die 
Sowjetunion, so daß es kaum 
überraschend sein dürfte, daß er 
trotz seiner kürzlichen Warnun- 
gen, der Westen solle Gorba- 
tschow nicht durch Sicherheits- 
leistungen aus seinen Schwierig- 


keiten herausbringen, eine Poli- 
tik betreibt, die darauf abzielt, 
genau das zu tun. 


Die Gespräche zwischen den 
Trilateralen und Gorbatschow 
Mitte Janur befaßten sich mit 
den Aussichten für riesige Erhö- 
hungen der Finanzhilfe an die 
zusammenbrechende _sowjeti- 
sche Wirtschaft. Nach einer 
TASS-Reportage über das Tref- 
fen bezog sich die grundlegende 
Frage der Delegation der Trila- 
teralen Kommission auf »seine 
Ansichten über die Möglichkei- 
ten der Perestroika und wie lan- 
ge ‚es dauern wird, bis seine 
Ideen so verwirklicht werden, 
daß es möglich sein wird, die 
Frage der organischen Einglie- 
derung der Sowjetunion in die 
Weltwirtschaft anzuschneiden.« 


In dem oben zitierten Artikel in 
»Foreign Affairs« stellten Kis- 
singer und Vance lapidar fest: 
»Wir sind nicht darüber beunru- 
higt, daß erweiterte wirtschaftli- 
che Bindungen an die UdSSR 
zur Herbeiführung einer ernst- 
haften wirtschaftlichen Bedro- 
hung beitragen könnten.« 


Lawrence Eagleburger, dessen 
unzählige finanzielle und politi- 
sche Bindungen an Jugoslawien 
durch Kissingers Associates be- 
kannt sind, half mit, eine Studie 
für das Institute for East-West 
Security Studies zu entwerfen, in 
der dazu aufgerufen. wird, die 
Beschränkungen in den. ameri- 
kanisch-sowjetischen Wirt- 
schaftsbeziehungen einzustellen. 
Die Studie, die im Herbst 1987 
herauskam, lobt Gorbatschows 
Reformen und empfiehlt den 
Vereinigten Staten, die meisten 
Beschränkungen auf dem sowje- 
tisch-amerikanischen Handel ab- 
zubauen und der Sowjetunion 
sowohl den Handelsstatus der 
Meistbegünstigung wie auch den 
IWF-Beobachterstatus zuzuer- 
kennen. 


Lippenbekenntnisse für 
sDt 


Eagleburger sprach die gleiche 
Frage in dem Kapitel an, die er 
zu dem »American Agenda«-Be- 
richt beitrug, der von den ehe- 
maligen US-Präsidenten Ford 
und Carter unmittelbar nach der 
Präsidentschaftswahl als Blau- 
pause für die neue Regierung 
herausgebracht wurde. 


Eagleburger schrieb, eine der 


wesentlichen Fragen in den ame-, 
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Die geheime 
Tagesordnung 


rikanisch-sowjetischen _ Bezie- 
hungen sei: »Welche Schritte 
sollten unternommen werden, 
um die Sowjetunion und die Ost- 
blockländer in die Weltwirt- 
schaft einzugliedern, und welche 
Bedingungen daran geknüpft 
werden müssen, wie zum Bei- 
spiel das Fallenlassen solcher 
Praktiken wie Dumping und be- 
trächtliche Subventionen?« 


Bei der Strategic Defense Initia- 
tive (SDI) stellt Kissingers politi- 
sche Ränkeschmiederei die 
größte einzelne Bedrohung dar. 
Er und seine Mitarbeiter haben 
von Anfang an versucht, das 
Programm zu zerstören, seitdem 
Reagan es im März 1983 be- 
kanntgab, weil sie wissen, daß 
die Entwicklung und Aufstel- 
lung eines umfassenden strategi- 
schen Verteidigungssystems dem 
Balance-of-Power-Regime, von 
dem ihre Neues-Jalta-Pläne ab- 
hängen, ein schnelles Ende be- 
reiten würden. 


Obwohl Kissinger kürzlich ge- 


genüber SDI Lippendienste ge- 
leistet hat, haben er und seine 
Mitarbeiter klar zum Ausdruck 
gebracht, daß sie das SDI-Pro- 
gramm nur insoweit zulassen 
werden, wie es als Handelsob- 
jekt verwendet werden kann 
oder höchstens zur Aufstellung 
einer begrenzten Raketenab- 
wehr führt. 


Wie Brent Scowcroft in einem 
im vergangenen Jahr herausge- 
brachten Bericht des Atlantic 
Council schrieb, müssen die 
Vereinigten Staaten, um das 
strategische Gleichgewicht zu 
gewährleisten, »während sie den 
Frieden und die Freiheit vertei- 
digen... erkennen, daß eine ge- 
wisse Art von Druckausübung 
auf die Sowjetunion sowjetische 
Reaktionen auslösen könnten, 
die für den Frieden, die demo- 
kratischen Werte und die Sicher- 
heit des Westens höchst gefähr- 
lich sein könnten«; dazu gehöre 
ein volles Engagement für die 
SDI. 


| Glücksspiele mit der 
‚Rüstung 


Scowcroft hat wiederholt für die 


Kissinger-Lobby gegen SDI Stel- 
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lung bezogen. Er erklärte öffent- 
lich Reagans Vision der SDI als 
Schutzsystem für die Bevölke- 
rung für »unmöglich« und nann- 
te eine frühe Aufstellung der 
SDI ein »Glücksspiel«, das um 
jeden Preis vermieden werden 
sollte. 


Kurz vor den Präsidentschafts- 
wahlen sagte Scoweroft, der sei- 
nerzeit zusammen mit Kissinger 
in der Bush-Wahlkampfmann- 
schaft im Beratungsausschuß für 
strategische Politik tätig war, zur 
»Washington Post«, Bush sei 
sich »völlig darüber im klaren«, 
daß SDI nicht weiter einen im- 
mer größer werdenden Anteil an 
einem knappen Verteidigungs- 
haushalt haben kann. »Es be- 
steht absolut kein Zweifel dar- 
über, daß SDI nicht mehr nach 
den Richtlinien weiterbestehen 
kann, wie Ronald Reagan dies 
wollte.« 


Alexander Haig »betreute« als 
General der US-Army für Kis- 
singer eine Reihe von fehl- 
geschlagenen Putschversu- 
chen. 


Scowcroft sprach sich auch für 
eine »enge Auslegung« des 
ABM-Vertrags aus - wie es 
Moskau tut —, wodurch der Wei- 
terentwicklung der SDI Tö- 
tungsbeschränkungen auferlegt 
werden. In seiner Erklärung vor 
dem House Democratic Caucus 
on SDI im Jahre 1987 vertrat er 
die Auffassung, daß »eine zehn- 
jährige Einhaltung der »engen« 
oder traditionellen Auslegung 
des ABM-Vertrags die Dinge 
nicht ernsthaft behindern würde, 
die wir in der SDI tun müs- 
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sen..«, was nach Scowcrofts 
Ansicht sehr wenig ist. 


Im vergangenen Herbst half 
Scowcroft mit, unter der Leitung 
des Center for Strategic and In- 
ternational Studies (CSIS) in 
Washington Empfehlungen für 
die neue Regierung auszuarbei- 
ten. In dem Bericht wird versi- 
chert, daß »es gegen das natio- 
nale Interesse verstößt, sich zu 
diesem Zeitpunkt die Aufstel- 
lung von SDI zum Ziel zu set- 
zen .. . Eine Entscheidung über 
die Aufstellung sollte bis frühe- 
stens in die neunziger Jahre ver- 
schoben werden.« 


Scowcroft sprach wohlwollend 
über Senator Sam Nunns ALPS- 
(»Accidental Launch Protection 
System«)-Vorschlag (System 
zum Schutz gegen unbeabsich- 
tigten Abschuß), der darauf ab- 
zielt, die SDI schwach und veral- 
tet zu halten; und in einem Kapi- 
tel, das er für den »American 
Agenda«-Bericht schrieb, - wird 
empfohlen, die SDI auf eine 
»vertragsgemäße Aufstellung 
von 100 bis 200 am Boden statio- 
nierter ABM-Abschußrampen« 
zu beschränken, wodurch nur 
amerikanische Bomber ge- 
schützt würden. 


Schuldenprobleme der 
dritten Welt 


Kissingers Name ist in der drit- 
ten Welt zum Inbegriff der völ- 
kermörderischen Kampagne des 
Internationalen Währungs- 
Fonds (IWF) und der internatio- 
nalen Banken geworden, Rück- 
zahlung von Schuldenlasten zu 
erzwingen, auch wenn dies die 
völlige Zerstörung. der betroffe- 
nen Länder bedeutet. Zu ver- 
schiedenen Zeitpunkten über 
die letzten 15 Jahre hinweg hat 
er persönlich diejenigen politi- 
schen Kräfte terrorisiert, einge- 
schüchtert und erpreßt, die ver- 
suchten, die Grundsätze der 
staatlichen Souveränität und der 
Heiligkeit des menschlichen Le- 
bens gegen diesen Ansturm zu 
verteidigen. 


Zum Beispiel, als der mexikani- 
sche Präsident Jose Löpez 1982 
eine Reihe von wirtschaftlichen 
Notmaßnahmen ergriff, um die 
mörderischen Konditionalitäten 
des IWF zu umgehen, bezeich- 
nete Kissinger dessen Handlun- 
gen als gefährlich und radikal 
und machte sich anschließend 
daran, den Baker-Plan zu ent- 
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werfen, der dem ausdrücklichen 
Zweck diente, das auszuhöhlen, 
was er als »populistischen« Wi- 
derstand gegen den IWF be- 
zeichnete. ER 


Licio Gelli, Kopf der Loge P-2, 
erhielt von Kissinger über das 
Comite Monte Carlo »Kroko- 
dilgelder«. 


Auf dem Weg zum 
gemeinsamen 
amerikanischen Markt 


Die Bush-Regierung hat jeden 
Hinweis darauf gegeben - von 
der Schimpfrede des Vizepräsi- 
denten Dan Quayle gegen das 
»Schuldner-Kartell«e während 
seiner jüngsten Reise nach Ibe- 
ro-Amerika bis zu Bushs Fest- 
stellung, es sei kein Spielraum 
vorhanden für Schuldenerlasse 
in irgendeinem amerikanischen 
Schuldenplan, und Bakers Beto- 
nung auf Schuld-für-Billigkeit- 
Vertrauensspiele —, daß sie be- 
absichtigt, Kissingers Rat auch 
auf diesem entscheidenden Ge- 
biet zu befolgen. 


Es hat den Anschein, daß Eagle- 
burger der Hauptvollstrecker 
der Regierung in Schuldenange- 
legenheiten sein wird. Und dies 
trotz der Tatsache, daß er in den 
Vorständen verschiedener: grö- 
Berer Gläubigerbanken sitzt, 
darunter Midland Bank, wäh- 
rend Kissinger Associates Chase 
Manhattan, Citybank und Mid- 
land repräsentiert, was eine Si- 
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tuation des Interessenkonflikts 
heraufbeschwört, wogegen die 
jüngsten Enthüllungen bezüglich 
James Bakers Beteiligungen bei 
der Chemical Bank vergleichs- 
weise verblassen. 


Eagleburger behandelte die 
Schuldenkrise kurz in seinem 
Kapitel zur »American Agenda« 
über Ford - Carter, worin er sie 
»ein großes schwelendes Pro- 
blem«, ein Problem, das so ernst 
ist, daß es nicht »einfach eine 
Frage für das Finanzministe- 
rium« sein kann, nannte. Er 
drängte die neue Regierung 
auch darauf, Mexiko _ zum 
Hauptgebiet ihrer Sorgen um 
Ibero-Amerika zu erklären und 
als ersten Schritt in diese Rich- 
tung »einen »Zar< zu ernennen, 
der sich mit mexikanischen Fra- 
gen befassen soll und Son- 
dervollmacht hat, alle Aspekte 
der amerikanisch-mexikanischen 
Politik zu behandeln«. 


Die Betonung auf Mexiko ist ein 
Hinweis auf einen weiteren 
Hauptbestandteil von Kissingers 
geheimer Tagesordnung: die 
Eingliederung Mexikos, Kana- 
das und der Vereinigten Staaten 
in einen Nordamerikanischen 
gemeinsamen Markt, in dem 
Mexiko die Rolle zugeteilt wer- 
den soll, seinen »Partnern« billi- 
ge Arbeitskräfte und billige 
Rohmaterialien zu liefern. 


Beobachter glauben, daß Kissin- 
gers und Eagleburgers Fingerab- 
drücke deutlich sichtbar waren 
bei der starken Rückendeckung, 
die Bush dem mexikanischen 
Präsidenten Carlos: Salinas de 
-Gortari zuteil werden ließ, als 
dieser im Januar die mexikani- 
sche Olarbeiter-Gewerkschaft 
herunterputzte, ein Schritt, der 
darauf abgezielt war, jede unab- 
hängige Opposition zum Spiel- 
‚plan. des gemeinsamen Marktes 
auszuschalten. 


Die blutige Hand eines 
geopolitischen Gangsters 


Während Kissingers letzter 
Amtszeit in der amerikanischen 
Regierung geriet er in den Ver- 
dacht, die Ermordung von min- 
destens drei ausländischen Füh- 
rungspersönlichkeiten in die 
Wege geleitet zu haben. Die Ak- 
te umfaßt: 


Aldo Moro, der Vorsitzende der 
regierenden Christlich Demo- 
kratischen Partei und ehemalige 


Premierminister Italiens, wurde 
von den italienischen Roten Bri- 
gaden entführt, und seine Leiche 
wurde am 9. Mai 1978 aufgefun- 
den. Anschließende Ermittlun- 
gen durch italienische Behörden 
— erhärtet durch die Aussagen 
von Moros Ehefrau, seiner 
Tochter Agnese und seines Soh- 
nes Giovanni — führten von den 
Roten Brigaden zunächst zur 
Freimaurerischen Loge Propa- 
ganda-2 des Licio Gelli, die eine 
jahrzehntelange Kampagne von 
Staatsstreichversuchen und »ro- 
tem« und »schwarzem« Terroris- 
mus in ganz Italien führte, von 
dort zu solch hochstehenden 
Persönlichkeiten in der Loge P-2 
wie Henry Kissinger und Ale- 
xander Haig. 


Frau Moro und ihre Kinder sag- 
ten während des Moro-Prozesses 
aus, daß, um die internationale 
Verschwörung hinter der Ent- 
führung und Ermordung ihres 
Gatten zu verstehen, es notwen- 
dig sei, bis zu den Drohungen 
zurückzugehen, die dieser 1975 
von Kissinger erhielt, als Moro 
mit seiner Politik begann, die 
Italieniscee Kommunistische 
Partei (PCI) dafür zu gewinnen, 
lieber den italienischen Staat, 
anstatt die mit den Terroristen 
verbundenen Radikalen zu un- 
terstützen. 


Nach den Aussagen von Aldo 
Moros Familie warnte Kissinger 
Moro, daß, falls er nicht damit 
aufhöre, »den Gedanken daß al- 
le politischen Kräfte zusammen- 
arbeiten und direkt am Leben 
des Landes teilnehmen sollten, 
weiter zu verfolgen, er teuer da- 
für bezahlen müsse«. Mehrere 
andere Politiker, die bei Treffen 
zwischen Kissinger und Moro 
zugegen waren, bestätigten diese 
Zusammenhänge. 


Kissingers Unterstützun 
für die P-2 x 


1982 legte Celso Elio Ciolini, ei- 
ne dem Kopf der Loge P-2, Licio 
Gelli, sehr nahestehende Per- 
son, der Presse Beweise für das 
Vorhandensein eines Comite 
Monte Carlo vor, das die Elite- 
Körperschaft war, von der die 
Loge regiert wird. Ciolini nannte 
Henry Kissinger als prominen- 
ten Namen auf der Liste von 400 
Personen, die zum Comite Mon- 
te Carlo gehören. 


Zu einem früheren Zeitpunkt 
hatten britische Pressequellen 


festgestellt, daß Kissinger, als er 
US-Präsident Nixons Berater für 
Nationale Sicherheit war, assi- 
stiert von General Alexander 
Haig, für eine Reihe von fehlge- 
schlagenen Putschversuchen 
»Krokodilgelder« an Gellis Loge 
P-2 geleitet hat. Ciolini ließ sich 
in einer Zeugenaussage vor ei- 
nem Gericht in Bologna des län- 
geren darüber aus, daß Gelli 
durch das Comit&e Monte Carlo, 
auf einer Sitzung im Hotel .de 
Paris in Monaco am 11. April 
1980, die Bombardierung des 
Bahnhofs von Bologna: geplant 
habe. 


So bedrohte Kissinger nach un- 
bezweifelbaren Informations- 
quellen nicht nur Moro direkt, 
sondern unterstützte auch die 
Loge P-2, die Moro ermordete 
und in Italien Terrorismus und 
Putschversuche praktizierte, mit 
Geldmitteln. 


Der Mord 
an Ali Bhutto 


Zulfigar Ali Bhutto, der Pre- 
mierminister von Pakistan, wur- 
de am 5. Juli 1977 durch einen 
Staatsstreich gestürzt, ins Ge- 
fängnis gesperrt und dann An- 
fang 1979 gehängt. 1977 schrieb 
Bhutto aus dem Gefängnis her- 
aus eine Antwort zu einem von 
der Regierung ausgeheckten 
Weißbuch. 


Darin erhob Bhutto die Beschul- 
digung, daß er wegen seiner 
Auseinandersetzung mit Henry 
Kissinger gestürzt worden sei, 
der »ein Todesurteil gegen seine 
Person« unterzeichnet habe. 
Der Grund, warum Kissinger 
Bhutto bedrohte, war laut Bhut- 


‘to, daß er sich geweigert habe, 


den Drohungen und Pressionen 
Kissingers dahingehend nachzu- 
geben, daß er die Entwicklung 
von »Uranium verarbeitenden 
Anlagen zu Befriedigung von 
Pakistans Energiebedarf« ein- 
stellen müsse. 


Zweifellos erinnert sich Bhuttos 
Tochter Benazir, die jetzige Pre- 
mierministerin ‚von Pakistan, 
lebhaft an die Beschuldigungen 
ihres Vaters, daß es Henry Kis- 
singer war, der die Verantwor- 
tung für seinen Justizmord auf 
seine Schultern geladen habe. 


Luis Carrero Blanco, der spani- 
sche Premierminister, war wie 
Moro gegen die Übertragung 
von. Militärstützpunkten, wie 
während des arabisch-israeli- 


‚schen Krieges im Oktober wie- 


derholt verlangt worden war. 
Kissinger reiste nach Spanien, 
um: Carrero Blanco direkt ge- » 
genüberzutreten, um mit ihm am 
18. und 19. Dezember über die- 
sen Punkt Gespräche zu führen. 
Carrero Blanco blieb standhaft. 
Am darauffolgenden Tag, dem 
20. Dezember, wurde Carrero 
Blanco ermordet, als eine gewal- 
tige, unter der Straßenoberflä- 
che gelegte Bombe explodierte 
und den Wagen mit Carrero 
Blanco darin auf das Dach einer 
nahegelegenen Kirche schleu- 
derte. 


Lange Liste von 
Staatsstreichen und 
Morden 


Die Aufzeichnung endet. hier 
nicht. Henry Kissingers Rolle in 
dem Staatsstreich und Mord an 
dem Präsidenten von Chile, Sal- 
vador Allende, ist von anderen 
weitgehend dokumentiert wor- 
den, darunter von dem ehemali- 
gen amerikanischen Botschafter 
für Chile, der selbst in Kissingers 
»zweispuriger« Diplomatie, die 
den Staatsstreich vorbereitete, 
völlig übergangen wurde. 


In gleicher Weise glauben infor- 
mierte Kreise daran, daß Kissin- 
ger bei' dem Mord an dem König 
von Saudi-Arabien, Faisal, des- 
sen Mörder zu diesem Zweck in 
den Vereinigten Staaten syste- 
matisch durch Gehirnwäsche 
vorbereitet wurde, seine Hand 
im Spiel hatte. 


Schließlich sind da noch die Ver- 
brechen, die sich, wie aus vielen 
Quellen berichtet wird, aus Kis- 
singers Vorliebe für sodomiti- 
sche, homosexuelle Vergewalti- 
gung ergeben. Unter denen, die 
Kissinger angeblich unter sol- 
chen Umständen getötet haben 
soll, so berichten Augenzeugen, 
befand sich ein rumänischer 
Kellnergehilfe in Acapulco, Me- 
xico. m 


Henry Kissinger Kissin er 


Finnlandisie- 
rung Europas 


Peter Blackwood 


Henry Kissingers Rede vor der National Governors Association ist 
eine Formel für die Übergabe Europas an die Sowjets. Er bestätigte, 
daß er eine dauerhafte von den Sowjets kontrollierte »Finnlandisie- 
rung« Osteuropas will. Weiter schlug er eine Vereinbarung zwischen 
den Vereinigten Staaten und den Sowjets vor, die den osteuropäi- 
schen Ländern freie Wahl im Austausch gegen Beschränkungen ihrer 


Streitkräfte bietet. 


»Jene, die gegen diese Gedan- 
ken sind, wollen nur, daß die ge- 
genwärtige Situation weiter be- 
steht«, argumentierte Henry 
Kissinger. »Was würden Sie vor- 
ziehen, sowjetische Truppen in 
diesen Ländern oder freie 
Wahlen?« 


Außenpolitik ist keine 
Psychiatrie oder Theologie 


Als Kissinger von’ Journalisten 
gefragt wurde, warum dies die 
beiden einzigen Möglichkeiten 
seien, da doch die westliche Al- 
lianz das Recht dieser Nationen 
auf volle Souveränität bekräftigt 
hat, meinte er: »Wenn Sie die 
Menschen dieser Länder fragen, 
ob sie sowjetische Truppen oder 
freie Wahlen wünschen, glauben 
Sie mir, dann werden sie sich für 
das Letzere entscheiden.« 


In seiner Ansprache an die Gou- 
verneure sprach Kissinger sich 
für die Notwendigkeit einer »Ba- 
lance-of-power«-Einstellung zur 
amerikanischen ° Außenpolitik 
auf der Grundlage des Wiener 
Vertrages von 1815 aus. Er sag- 
te, die Vereinigten Staaten hät- 
ten Außenpolitik als Parzelle 
entweder der Psychiatrie oder 
der Theologie behandelt - basie- 
rend im ersten Fall auf gute per- 
sönliche Beziehungen und in 
letzterem Fall auf einer Gut-ge- 
gen-Böse-Weltanschauung. Bei- 
de “behandeln internationale 
Streitigkeiten ähnlich wie per- 
sönliche Streitigkeiten, die von 
Einzelpersonen durch Umwand- 
lung gelöst werden. 


Im Gegensatz dazu trachte die 
Problemlösung nach dem Motto 
»Balance-of-Power« nicht nach 
»vollkommener Befriedigung« 
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Henry Kissinger tritt offen für 
eine Finnlandisierung West- 
europas ein. 


der vorgefaßten Ziele beider 
Seiten und bringe daher einen 
relativen Ausgleich zwischen wi- 
dersprüchlichen Vorstellungen 
von dem, was für richtig befun- 
den wird mit sich, sagte Kissin- 
ger. Ihr Erfolg liege jedoch in 
der Sicherstellung, daß unver- 
meidliche Unzufriedenheiten 
auf der einen oder anderen Seite 
nicht dazu ausreichen, um eine 
der beiden Seiten zum Kriege zu 
zwingen. 


Kissinger sagte, es bestünde 
jetzt eine einmalige Gelegenheit 
zur »Wiederherstellung des hi- 


storischen Se mit Sicher- 


heitsgarantien für die Sowjets, 


und das müsse die Grundlage für 
die nächste Gesprächsrunde 
über konventionale Waffen mit 
den Sowjets sein. Er sei sicher, 
daß die Entwicklung eines sol- 
chen Planungsrahmens für die 
amerikanische Außenpolitik der 
Bush-Regierung »absoluten 
Vorrang« hat. 


Die Schuldenpolitik muß 


ein Ende haben 


Kissinger setzte hinzu, das drin- 
gendste Problem auf der Tages- 
ordnung der Vereinigten Staaten 
seien die Schulden der dritten 
Welt, angesichts der Tatsache, 
daß in Brasilien und Argentinien 
in diesem Jahre Wahlen anste- 
hen und Mexikos neuer Präsi- 
dent die letzten sechs Jahre des 
Sparprogramms nicht durchhal- 
ten könne, ohne daß es zu einer 
Explosion kommt. 


»Diese Länder können ihren 
Fortschritt in Richtung auf mehr 
Demokratie und freie Märkte 
nicht durchhalten, ohne dabei 
ein wirkliches Wachstum zu ge- 
nießen in einer Weise, die die 
Vereinigten Staaten einbezieht«, 
sagte er. 


»Es liegt nicht in unserem natio- 
nalen Interesse, unsere derzeiti- 
gen Schuldenpolitik fortzuset- 
zen. Was wir bei der Schulden- 
rückzahlung gewinnen, büßen 
wir bei den Ausfuhren wieder 
ein. Es gibt 50 technische Lösun- 
gen für das Problem, wenn wir 
uns erst einmal dazu entschlie- 
ßen, überhaupt etwas zu tun.« 


Wiederherstellung des 
historischen Europas 


Abgesehen von diesem  ver- 
schwommenen Hinweis auf eine 
»Wiederherstellung des histori- 
schen Europas« ging Kissinger 
nicht näher darauf ein, was er 
wirklich in seiner Rede meinte - 
eine Eigenschaft, die bei ihm 
nichts Ungewöhnliches ist. Aber 
dies schien niemanden der dort 
anwesenden Gouverneure zu 
stören, die um eine halbe Stunde 
Fragen und Antworten baten, 
ohne ihn festzunageln. 


Darum trat am Schluß der Fra- 
gestunde ein Freund, der unter 
dem Publikum gesessen hatte, 
um Kissinger zuzuhören, auf 
mich zu und sagte: »Nun, das 


könnte wohl damit leben.« 


Ich erinnerte ihn daran, daß Kis- 


singer nichts Genaues gesagt 


hatte.. »Nun, ich glaube, er 
spricht über so etwas wie das 
schwedische Modell für Osteu- 
ropa«, meinte der Freund. 


»Ich glaube, es handelt sich um 


eine Finnlandisierung, was be- 
deuten würde, ganz Osteuropa 
im Prinzip für immer an die so- 
wjetische Einflußsphäre auszu- 
liefern«, sagte ich. »Finnlandi- 


sierung« beschreibt das Statthal- 


terschaftsverhältnis Finnlands 
zum Sowjetblock. Obwohl Finn- 
land nominale Unabhängigkeit 
genießt, besitzt es keine militäri- 
sche Macht, um den wirtschaftli- 
chen und politischen Fesseln an 
Moskau zu widerstehen.« 


Das ist genau das, was 
Gorbatschow will 


Solch eine »Finnlandisierung« 
für Osteuropa wäre eine Kata- 
strophe, weil sie ein Trugbild des 
Friedens schaffen würde und zu 
einem Fallenlassen der amerika- 
nischen Verpflichtungen gegen- 


über der NATO führen könnte. 


Daher würde dies schnell zu ei- 


ner Finnlandisierung ganz Euro- 


pas führen. 


»Nun, ich muß jetzt gehen, um 
Kissinger zu begrüßen, bevor er 
abreist«, sagte der Freund. 


»Aber fordern Sie ihn auf, deut- 
licher zu werden, wenn Sie mit 
ihm sprechen. Er soll Ihnen sa- 
gen, was er eigentlich für Osteu- 
ropa vorschlägt«, regte ich an. 


Nachdem ein paar Minuten ver- 
gangen waren, ging ich zum Foy- 
er des Hörsaals und sah, wie 
mein Freund mit Kissinger 
sprach. Ich überhörte, wie Kis- 
singer zu ihm sagte: »Nein, was 
mir vor Augen schwebt, ist mehr 
so etwas wie Finnlandisierung. « 
Das öffnete die Tür für Fragen 
von Journalisten über die wah- 
ren Absichten Kissingers. 


»Die Sowjets brauchen die Si- 
cherheit zu wissen, daß sie nicht 
von osteuropäischen Ländern 
bedroht werden«, sagte Kissin- 
ger. Im Austausch für den per- 
manenten Statthalterstatus, den 
ihnen ihre Verteidigungslosig- 
keit auferlegen würde, könnten 
diese Nationen »freie« Wahlen 
haben. Das ist genau das, was 
Gorbatschow will.« U 


klang nicht so schlecht. Ich 4 
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Mit dem 
Zeichen des 
Antichristen 


John Springfield 


Der theosophische Lucis Trust fließt über vor Lob für den sowjeti- 
schen Partei- und Staatschef Michail Gorbatschow, der als einer aus 
der verborgenen »Hierarchie« betrachtet wird, die dabei ist, eine 


»neue Weltordnung« aufzubauen. 


Die dem Lucis-Trust — früher 
nannte man diese Gruppierung 
Luzifers Trust - nahestehende 
deutschsprachige Zeitschrift 
»2000 - Magazin für neues Be- 
wußtsein« nennt Gorbatschow 
»den Pfadfinder für das neue Be- 
wußtsein«. Im gleichen Artikel 
wird ausführlich über eine neue 
Prophezeiung durch den’ ge- 
heimnisvollen Edgar Cayce be- 
richtet: »Aus Rußland kommt 
die Hoffnung der Welt.« 


Sein Leben ist ein 
Geschenk für uns 


In ähnlicher Weise wird der 
amerikanische Guru des »neuen 
Zeitalters«, Chris Griscom, nach 
seiner Rückkehr aus Rußland in 
der Zeitschrift zitiert: »Gorba- 
tschow ist der Mann, der die Zu- 
kunft repräsentiert. Sein Leben 
ist ein Geschenk für uns.« 


Die Zeitschrift fährt fort mit der 
Feststellung, daß die bolschewi- 
. ‚stische Revolution von 1917 in 
Wirklichkeit ein Ausdruck der 
Narodniki (»Wille des Volkes«, 


die Bomben werfenden Anarchi- ° 


sten, die zu-der Zurück-zum- 
Land-Bewegung jener Tage ge- 


hörten) und der Raskolnike : 


(Altgläubige der russisch-ortho- 
doxen Kirche) gewesen sei. 


Die Zeitschrift stellt fest: »Die 
russische Revolution war, was 
oft nicht gesagt wird, ein Pro- 
dukt der Polititk des Geistes. Ihr 
Hauptexponent waren die Na- 
rodniki, die Freunde des Volkes, 
die mit einer mystischen Vereh- 
rung predigten, Mutter Ruß- 
land, .heiliges Rußland. Dadurch 
erweckten sie die archaische Na- 

turreligion zu. neuem Leben. Sie 


traten für die »Mir«, die kommu- - 


nistische Gesellschaft, ein. Die 
Narodniki dachten, daß in der 
Mir das Erbe eines ehemaligen 
goldenen Zeitalters, das Erbe 
des Mystischen verborgen sei.« 


Die Zeitschrift berichtet an- 
schließend, daß Wladimir Lenin 
Teile des Satanisten-Projekts in 


"Ascona entwickelt habe, wo er 


unter anderem für seine extasi- 
schen Tänze berühmt gewesen 
sei. Ascona, wo ein Astarte-Kult 


“ herrschte, war das geistige Zen- 


trum für C. J. Jung, der in seinen 
gnostischen Unterrichtsklassen 
in den zwanziger und dreißiger 
Jahren Alice Bailey, die von Ma- 
dame Blavatsky ausgebildete 
Theosophin, zu seinen Jüngern 
zählte. 


1920, als sie mit der Theosophie 
brach, gründete sie den Lucis 
Trust unter dem Namen Luzifer 
Trust. Es ist auch bemerkens- 
wert, daß Lenin sich zusammen 
mit Lunarcharsky und Maxim 
Gorki auf der Insel Capri in den 
Mithra-Kult des Kaises Tiberius 
stürzten, und im Nymphenbad 
der kaiserlichen Villa die Bedeu- 
tung des Heidentums und des 
Römischen Reiches für den Bol- 
schewismus studierten. - 


Es war Kaiser Tiberius, in des- 


sen Namen Christus gekreuzigt' 


wurde, und wenn man unter der 
Oberfläche kratzt, ° entdeckt 
man, daß der Bolschewismus 
nicht der »gottlose Kommunis- 
mus«, sondern ein weiterer Aus- 
druck. des biblischen Kultismus 
»Große Hure von Babylon« ist. 


Die. gegenwärtige Liebesaffäre 
zwischen dem Lucis Trust und 


verschiedenen Unternehmen des 
»neuen Zeitalters« im Westen 
und Michail Gorbatschow ist le- 
diglich eine gesetzmäßige Fort- 
setzung dieser uralten Bezie- 
hungen, 


Satanismus im Ost-West- - 
Verkehr 


Es gibt mehrere Gruppen und 


- Einzelpersonen des »neuen Zeit- 


alters«, die in dem Ost-West- 
Verkehr des Satanismus verwik- 
kelt sind, der durch Michail Gor- 
batschows Glasnost ermöglicht 
wurde. 


Im April 1988 wirkte der Tempel 
des Verständnisses an der Ein- 
berufung einer weltweiten Kon- 
ferenz geistiger und parlamenta- 
rischer Führer über das Überle- 
ben des Menschen in Oxford 
mit, die von angesehenen Per- 
sönlichkeiten wie dem Tempel- 
Präsident, James Park Morton, 
Mit-Vorsitzender des weiterbe- 
stehende Global Forum, besucht 
wurde. Anwesend war Yevgeni 
Velikhov, stellvertretender Vor- 
sitzender der sowjetischen Aka- 
demie der Wissenschaften, zu- 
sammen mit drei weiteren Mit- 
gliedern des sowjetischen Zen- 
tralausschusses. 


Die nächste Konferenz findet 
1990 in Moskau statt und wird 
vom Obersten Sowjet, der Rus- 
sisch-Orthodoxen Kirche und 
der Akademie der Wissenschaf- 
ten veranstaltet. Der Leitungs- 
ausschuß des Global Forum hielt 
im Oktober 1988 im Verlagshaus 
des Moskauer Partriarchats der 
Russisch-Orthodoxen Kirche ei- 
ne Sitzung ab, wo dieses Ereig- 
nis vorbereitet wurde. 


Im Februar 1988 war der Tempel 


des Verständnisses Gastgeber ei- 
nes zweiwöchigen February- 
Fling (Februar-Freudenfest) in 
der Cathedral St. John the Divi- 
ne in New York, wo Dutzende 
von Sowjets vom amerikani- 
schen liberalen Establishment 
gefeiert wurden. 


Pater Louis Dolan, ein katholi- 
scher Priester, der im Vorstand 
des Tempels: sitzt, organisierte 
das Februar-Freudenfest.. Pater 
Dolan reist etwa alle sechs Wo- 
chen in die UdSSR und. sitzt 
auch im Vorstand des Wain- 
wright House, des ältesten Pro- 
jektes für Geistesentwicklung in 


den. Vereinigten Staaten, das 


‘die Sowjetunion. 


auch ausgedehnte Ost-West 
Projekte unterhielt. 


Im Wainwright House ist Pate: 
Dolan Koordinator des Institute 
on Global Issues Citizen Diplo 
macy Missions to the Soviet Uni 
on (»Institut für Reisen der Bür 
gerdiplomatie für allgemeinc 
Fragen in die Sowjetunion«), 
Wainwright organisierte 1988-8° 
über ein Dutzend Einzelreisen in 
die Sowjetunion im Stile des 
»neuen Zeitalters«, 


Die Machenschaften des 
Lucis Trust 


Pater. Dolan ist auch im Vor- 
stand des Center for Soviet- 
American Dialogue (CSAD), 
das zusammen mit anderen ein 
Bürger-Gipfeltreffen organisier- 
te, das zuletzt im Wainwright 
House abgehalten wurde. Das 
nächste Gipfeltreffen, das vom 
19. bis 22. Oktober 1989 in Mos- 
kau stattfinden soll, wird von 
dem sowjetischen Friedensaus- 
schuß, eine offizielle Fassade für 
die mit dem KGB verknüpfte In- 
ternationale Abteilung deı 
Kommunistischen Partei der So- 
wjetunion, veranstaltet. 


Im Vorstand des CSAD mit Pa- 
ter Dolan sitzen auch solche Per- 


‚sönlichkeiten des »neuen Zeital- 


ters« für den Umgang mit den 
Sowjets wie Barbara Marx Hub- 
bard, Mitglied des Soviet-Ame- 
rican Council for Joint Projects 
and Win-Win-World; Willis 
Harman, dessen Institute for 
Noetic Studies am Global Forum 
in Moskau teilnehmen wird und 
der Mitglied von Hubbard’s So- 
viet-American Council for Joint 
Projects ist; James A. Garrison, 
leitender Direktor des Soviet- 
American Exchange Program 


‘am Esalen Institute, von dem ei- 


ne Spur bis zur Durchdringung 
amerikanischer geheimdienstli- 
cher und militärischer Schichten 
durch die KGB-Spionage unter 
Einsatz sowjetischer »spoon- 
benders« (Löffelverbieger) führt. 


Der Lucis-Trust entsendet im 
Laufe des Jahres 1989 seine eige- 
ne »fact-finding Mission« (»Tat- 
sachenerforschungs-Mission«) in 
Der Lucis 
Trust steht nicht nur in Verbin- 
dung mit der »Russischen Gei- 
stigkeit« der Okhrana-Agentin 
Madame Blavatsky, sondern er 


‘operiert bereits im Ostblock 


durch seine versteckte »Trian- 
gels«-Front, die Sternenbetrach- 
tungen durchführt. 
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Europa- 


Journal 


Nach den 
: Robbenbabys 
die Luchse, 


Fischotter und 
Biber 


Nachdem das Abschlachten von 
Robbenbabys fast völlig aufge- 
hört hat, werden heute noch an- 
dere Pelztiere wie Luchse, Biber 
oder Fischotter auf besonders 
grausame Weise getötet, und 
dies in Kanada, in den USA und 
in der UdSSR. Da diese Länder 
die Schlageisen und andere bar- 
barische Gerätschaften nicht un- 
tersagt haben, schlägt die EG- 


Kommission den zwölf ein Im- ° 


portverbot in die Gemeinschaft 
von acht Pelzarten - Biber, 
Fischotter, Koyote, Wolf, 
Luchs, Zobel und Waschbär - 
aus Ländern vor, die die interna- 
tionalen Normen auf diesem Ge- 
biet nicht anerkannt haben. 


Das Schlageisen ist eine Metall- 
vorrichtung, meist aus Stahl, in 
der das Tier durch Bügel festge- 
halten wird, die sich über eines 
seiner Gliedmaßen krallen und 
ihm das Fell aufreißen und 
manchmal die Knochen bre- 
chen. Diese Vorrichtung wurde 
schon in fünf Ländern der Ge- 
meinschft - Dänemark, 
Deutschland, Griechenland, Ir- 
land und Großbritannien - sowie 
in sechzig anderen Ländern der 
Welt verboten. 


Die meisten EG-Länder, die 
diese Fallenart noch nicht verbo- 
ten haben, haben ihre Verwen- 
dung stark begrenzt. Außerdem 
hat die EG 1982 ein internatio- 
nales Abkommen zum Schutz 
der Wildtiere in Europa verab- 
schiedet, das die Verwendung 
von Fallen für das Fangen und 
. Töten von verschiedenen Tierar- 
ten untersagt. Doch damit ist 
noch nicht alles geregelt. 


Letztes Jahr hat die EG-Kom- 
mission den Mitgliedstaaten vor- 
geschlagen, in der gesamten Ge- 
meinschaft die Herstellung, den 
Verkauf und die Verwendung 
. von Schlageisen zu untersagen. 


Der Vorschlag liegt immer noch ° 


zur Prüfung beim EG-Minister- 
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rat und dem Europäischen Par- 
lament. . 


Gegenwärtig sind Wissenschaft- 
ler und Ingenieure aus mehreren 
europäischen und anderen Län- 
dern dabei, Fangmethoden für 
Wildtiere zu entwickeln, die ih- 
nen Leiden ersparen sollen und 
mit denen sie entweder lebendig 
gefangen oder getötet werden. 
Diese Forschungen werden noch 


einige Jahre in Anspruch neh- : 


men, bis Ergebnisse vorliegen. 
Aus diesem Grund schlägt die 
EG-Kommission ein ziemlich 
fernes Datum für das Inkrafttre- 
ten eines Importverbotes von 
Pelzen vor, den 1. Januar 1996. 
Bis dahin haben die »Hersteller- 
länder« Zeit, sich an neue Tech- 
niken anzupassen. 


Fünf Prozent 


der Europäer 
sind 
Analphabeten 


Das Europäische Parlament hat 
kürzlich einen Bericht vorgelegt, 
in dem konkrete Maßnahmen 
zugunsten all derjenigen getrof- 
fen werden sollen, die weder le- 
sen noch schreiben können. 


In Belgien haben 60 Prozent al- 
ler Arbeitslosengeld beziehen- 
den Personen gerade einen 
Grundschulabschluß. Diese La- 
ge ist besonders besorgniserre- 
gend, denn diese geringe Schul- 
bildung geht meistens Hand in 
Hand mit einer geringen berufli- 
chen Qualifikation, wodurch je- 
der Versuch einer Weiterbildung 
sehr kompliziert wird und die 
beruflichen Auswahlmöglichkei- 
ten - sofern diese Art von Arbeit 
überhaupt angeboten wird - sich 
auf eine monotone Tätigkeit als 
ungelernter Arbeiter be- 
schränken. 


In Belgien und Frankreich, wo 
während des Militärdienstes 
Tests durchgeführt werden, wird 
der Prozentsatz von Analphabe- 
ten unter den Rekruten auf fünf 
Prozent geschätzt. Wenn man 
diesen Prozentsatz - der nur 


. Männer, Erwachsene und eigene 


Staatsangehörige betrifft - auf 
die Gesamtbevölkerung umrech- 
net, so liegt man wahrscheinlich 
noch weit unter der Realität. 


Mangels zuverlässiger Statisti- 
ken schätzt man, daß fünf Pro- 
zent der Europäer funktionelle 


Analphabeten sind, das heißt sie . 


haben zwar Lesen und Schreiben 
gelernt, diese Fähigkeit aber 
nach und nach verloren. Es geht 
dabei also um ein ernstzuneh- 
mendes soziales Problem, das ei- 


‘nen großen Teil der Beschäftig- 
iM) 


ten betrifft. 


Mountbatten 
® 

war nicht 
wirklich 

.. ® ® 
königlich 
Der verstorbene Lord Louis 
Mountbatten, Onkel von Prinz 
Charles, »war ein pathologischer 
Lügner. Er log beharrlich über 
seine eigene Geschichte und 
Herkunft. Er war nicht wirklich 
königlich, beharrte jedoch dar- 
auf, es zu sein. Er war ein kom- 
pletter Snob. Er übte einen 
schlechten Einfluß auf Prinz 
Charles, einen links-lastigen 
Einfluß, aus.« Das behauptete 
Lord Lambton, ehemaliges To- 


ry-Parlamentsmitglied und briti- 
scher Verteidigungsminister so- 


wie Verfasser eines neuen Bu-. 


ches über Mountbatten, das in 
Kürze vom Verlag Constable 
Publishers herausgebracht wird. 


Lampton sagte, die Königin ha- 
be ihm geholfen, Zugang zum 
Archiv des House of Windsor zu 
bekommen. Nach einem Bericht 
in der »Mail on Sunday« versi- 
chert Lambton, daß der Titel 
Battenberg, später zu Mountbat- 
ten anglisiert, verliehen wurde, 
um die Tatsache zu verschleiern, 
daß Mountbattens Großvater, 
Prinz Alexander von Rußland, 
eine schwangere Bürgerliche 
heiratete, wodurch ihren Kin- 
dern das Recht auf irgendeinen 
anderen Titel verwehrt wurde. 
Der Skandal führte dazu, daß 
Alexander aus Rußland ver- 
bannt wurde. Lambton behaup- 
tet, Prinz Alexander sei selbst 
unehelich gewesen; statt der 
Sohn des Großherzogs Ludwigs 
von Hessen zu sein, war er das 
Kind der Herzogin und ihres 
Liebhabers. 


Lampton sagt, Mountbatten ha- 
be diese Tatsachen unterdrückt, 
weil er über seine eigene Be- 
handlung sowie über den er- 
zwungenen Rücktritt seines Va- 
ters als Erster Seelord zu Beginn 
des Ersten Weltkrieges wegen 
seiner engen Bindung zu 
Deutschland tief verletzt gewe- 
sen sei. 


Mountbatten, klagt .Lampton 
an, war entschlossen, sich in die. 
königliche Familie einzuschlei- 
chen durch Befürwortung der 
Annahme seines Namens durch 
Prinz Philip und später durch 


. Prinz Charles, indem er Prinzes- : 


sin Anne und Prinz Andrew da- 
zu veranlaßte, den. Familienna- 
men Mountbatten-Windsor an- 
zunehmen. DO 


: Paris liefert 


Waffennach 
Libyen 

Aus Geheimdienstquellen ist zu 
erfahren, daß Paris Tripolis mit 
Kampfflugzeugen des Typs »Mi- 
rage 2000« ausrüstet. Dabei. ist 
den. französischen .Regierungs- . 
stellen klar, daß der kurze Luft- 
kampf über der Großen Syıte, 
bei der zwei libysche Maschinen 
sowjetischen Fabrikats von der 
US Air Force abgeschossen wur- 
den, vielleicht anders verlaufen 
wäre, wenn die Libyer schon da- 
mals über einsatzbereite Mirage- 
2000-Flugzeuge verfügt hätten. 


Libyen hatte Rom im vergange- 
nen Herbst angeboten, seine Ita- 
lien-Schulden in Form von Öllie- 
ferungen zu begleichen. Zu- 
gleich ‚sollte aber Italien alle 
Flugzeuge und Motoren, Waf- 
fensysteme und Ersatzteile zu- 
rückgeben, die vor zwei Jahren 
im Zuge von anti-libyschen EG- 
Sanktionen in italienischen War- 
tungs- und Servicefirmen be- 
schlagnahmt worden waren. Da 
sich Italien vie] Geld davon ver- 
sprach, ließ es sich heimlich auf 
diesen Handel ein. Gaddafi zahl- 
te Anfang Dezember eine erste 
Rate: Öllieferungen in Höhe 
von 75 Millionen Dollar. 


In Washington fiel man aus allen 
Wolken als die Zentrale des CIA 
von der Rückgabe des instand- 
gesetzten libyschen Rüstungsge- 
räts erfuhr. Mi) 


Glasnost: 
Größte 
Täuschung der 
Geschichte 


Michail Gorbatschows Glasnost 
ist eine der größten »Täuschun- 
gen« der Geschichte, ein »spitz- 
findiger Schwindel«, der eigent- 
lich schon »der sechste Glas- 


a 


nost« in der Geschichte der 
Sowjetunion ist, schrieb Ian Ball 
im »Daily Telegraph«. Er be- 
richtete über ein neues Buch des 
amerikanischen Autors Edward 
Jay Epstein mit dem Titel »De- 
ception« (»Täuschung«). 


In Epsteins Augen zieht Gorba- 
tschow derzeit das »dreisteste 
Täuschungsmanöver und Ta- 
schenspielertricks« seit dem ur- 
alten Theoretiker des Krieges 
und der psychologischen Kriegs- 
führung Sun-Tzu ab. Was Sun- 
Tzu »falsche Botschaften« nann- 
te, ist in der Methode mit den 
sowjetischen Täuschungsmanö- 
vern identisch. Nach Balls Be- 
richt ist Epstein der Ansicht, daß 
man den Vergleichen des ver- 
storbenen James Jesus Angleton 
zwischen der sowjetischen Stra- 
tegie und der des Sun-Tzu grö- 
Bere. Aufmerksamkeit widmen 
sollte. 


Sun-Tzu schrieb einst: »Wenn 
du fähig zum Angriff bist, schei- 
ne unfähig zu sein; wenn aktiv, 
scheine inaktiv zu sein; wenn du 
in der Nähe bist, rede dem Feind 
ein, daß du weit weg bist; wenn 


“ organisiert, täusche Unordnung 


vor; wenn schwach, gib vor, 
stark zu sein und veranlasse den 
Feind auf diese Weise, dir auszu- 
weichen; wenn stark, gib vor 


‚schwach zu sein, so daß der 


Feind immer arroganter wird.« 


Laut Epstein war Glasnost Mar- 
ke »Lenins Neue Wirtschaftspo- 
litik«, bei der damals wie heute 
Armand Hammer, Sohn eines 
hochstehenden Führers der ame- 
rikanischn Kommunistischen 
Partei, Beihilfe leistete. Dieser 
politische Trend setzte 1921 ein 
und dauerte bis 1929, als er 
durch Stalins Zwangskollektivie- 
rung ersetzt wurde. 


Interessanterweise wurde der 
Begriff »Perestroika« oder »Um- 
strukturierung« von 1929 an be- 
nutzt und zwar als Begriff der 
Kommunistischen Partei, mit 
dem die Zwangsfusionen der 
Privatbauern in Staatskollektive 
(Kolchosen) erklärt werden 
sollte. 


Zu den vier anderen Vor-Gor- 
batschow-Glasnosts gehören die 
Bemühungen in den Jahren 1936 
und 1937, eine Verfassung ins 
Leben zu rufen; die »Onkel-Joe- 


‘ Partnerschaft mit dem Westen« 


von 1941 bis 1945; die Bresch- 
new-Nixon-Entspannungspolitik 


. der Jahre 1970 bıs 1975. U 


Rapider 
Anstieg 

des Meeres- 
spiegels 

Angesichts der Tatsache, daß 
fast ein Drittel der Menschheit 
weniger als 60 km von einer Kü- 
ste entfernt lebt, könnte eine 
Anhebung des Meeresspiegels 
um einen Meter katastrophale 
Folgen für die Bevölkerung ha- 
ben, womöglich die zwangsweise 
Umsiedlung von Hunderten von 
Millionen Menschen bedeuten. 
Allein in Europa wären ganze 
Länder bedroht. Man braucht 
nur an die Niederlande, Däne- 


mark, Norddeutschland und ei- 
nen kleinen Teil Belgiens zu 


“ denken oder an die Gironde- 


Mündung sowie an Venedig. 


Daher macht sich das Europäi- 
sche Parlament zu Recht $or- 
gen, wenn sein Berichterstatter, 
der Belgier Roelants du Vivier, 
kürzlich den Hauptverantwortli- 
chen für dieses Phänomen nann- 
te, nämlich die Klimaerwärmung 
durch den sogenanten Treib- 
hauseffekt. 


Aber was soll man tun? Eine er- 
ste politische Richtung wird 
deutlich, die Verringerung der 


° CO,-Emissionen und "anderer 


Gase mit Treibhauseffekt. Der 
Bericht zitiert in dieser Hinsicht 
unter anderen Vorbeugungs- 
maßnahmen wie Energiespar- 
maßnahmen durch rationelleren 
Brennstoffeinsatz, die Verwen- 
dung von möglichst wenig um- 
weltverschmutzenden fossilen 
Brennstoffen, den Ersatz von 
fossilen Brennstoffen durch al- 
ternative Energiequellen, die 
Umkehrung der gegenwärtigen 
Tendenz zur Abholzung der 
Wälder, doch vor allem die An- 
derung einer Reihe von mensch- 
lichen Aktivitäten. U 


Kissinger 
bremst seinen 
»Neuen Jalta- 
Plan« 


Da ihm offenbar sein »Neuer 
Jalta-Plan« zur Sicherstellung 
der sowjetischen Vormachtstel- 
lung in Europa zu heiß zu wer- 
den scheint, versuchte Henry 
Kissinger in einem Kommentar 
in der »Washington Post« unter 


der Überschrift »Reversing 
Yalta« zu erklären, warum sein 
Plan vermutlich im Interesse des 
Westens liegt. 


Kissingers Strategie zur Umkeh- 
rung von Jalta besteht darin, den 
Großteil der amerikanischen 
Streitkräfte aus Europa abzuzie- 
hen und die wirtschaftliche Inte- 
gration Westeuropas und des 
Sowjetblocks zu betreiben. Der 
Westen sollte »die Länder Ost- 
europas in die Lage versetzen, 
sich von Fall zu Fall mit der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft zu ver- 
einigen, während die NATO 
und der Warschauer Pakt wei- 
terhin mit verringerter Stärke in 
Mitteleuropa bestehen bleiben«. 


Kissinger meint, daß Fortschrit- 
te in Richtung auf ein vereinigtes 
Europa nur dann gemacht wer- 
den eine, »wenn die politi- 
sche Freiheit Osteuropas irgend- 
wie mit der Berücksichtigung le- 
gitimer Besorgnisse der Sowjets 
wegen ihrer Sicherheit in Zu- 
sammenhang gebracht wird«. 


Um dies zu bewerkstelligen, be- 
steht Kissinger auf drei Bedin- 
gungen: Erstens, den Grundsatz 
der Nichteinmischung in die in- 
neren Angelegenheiten aller 
Teilnehmerstaaten; zweitens, 
amerikanische und sowjetische 
Truppen sollten auf ihre Stütz- 
punkte beschränkt werden, ab- 
gesehen von einer vorher ange- 
kündigten Zahl von Manövern; 
und drittens, Truppen, die aus 
Gebieten mit beschränkter Rü- 
stung abzogen werden, dürfen 
nicht wieder stationiert werden. 


Kissinger: behauptet, daß »ein 
vertraulicher Dialog zwischen 
Washington und Moskau letzt- 
lich nicht nur unvermeidlich, 
sondern wünschenswert sei. Sein 
Zweck sollte es sein, Begriffe 
festzulegen, die Ziele und Me- 
thoden des Prozesses der Eini- 
gung Europas abzuklären.« U 


Irland wendet 
sich wegen Ol 
an die Sowjets 


Unmittelbar nach dem Ausfluß 
von Öl aus dem Riesentanker 
vor der Küste Alaskas ließ Ir- 
land in der Befürchtung, daß die 
Olgesellschaften bald die Preise 
erhöhen würden, die Benzin- 
preise einfrieren. Shell und Ex- 
xon übten sofort Vergeltung, in- 
dem sie Einfuhren nach Irland 


vorläufig einstellten. British Pe- 
troleum (BP) und andere Liefe- 
ranten warnten, daß sie bald das _ 
Gleiche tun würden, es sei denn, 
die Regierung gestatte ihnen, 
die Preise über den Rotterdamer 
Kassamarkt anzuheben. Aber 
Irland wandte sich an die Sow- 
jetunion. 


Irland führt etwa zwei Drittel 
seines Ölbedarfs ein und verfügt 
nur über eine zwei- bis dreiwö- 
chige Reserve. Die Ölfirmen 
sagten, sie rechneten damit, daß 
fast sofort Panikkäufe einsetzen 
würden. Die irische Regierung 
vereinbarte eine Zusammen- 
kunft mit den Olgesellschaften, 
auf der sie versuchen wollten, zu 
einer Einigung zu kommen. 


Die langwierigen Auseinander- 
setzungen mit Shell und Exxon 
gerieten in eine Krise als die Re- 
gierung sich dazu entschloß, mit 
einer geplanten »Fair trade com- 
mission« (»Kommission zur För- 
derung eines fairen Handelns«) 
zur Untersuchung von Beschul- 
digungen, daß die großen Ol- 
Multis Irland vorsätzlich über- 
vorteilen, fortzufahren. 

Aber inzwischen ließ die Regie- 
rung wissen, daß sie vorhat, Ge- 
spräche mit Moskau über einen 
Tauschhandel zu führen, um der 
Erpressung seitens der »Sieben 
Schwestern« entgegenzuwirken. 
Premierminister Haughey erör- 
terte bei seinem Gespräch mit 
Michail Gorbatschow in Shan- 
non den Tausch von sowjeti- 
schem Ol gegen irisches Rind- 
fleisch und andere Nahrungsmit- 
tel. Minister des irischen Kabi- 
netts sollen bald nach Moskau 
reisen, um die Gespräche zu for- 
cieren. 


Irland hat bereits ein einmaliges 
Arrangement mit Moskaus 
Aeroflot getroffen, wonach sow- 
jetisches Ol in Spezialtanks auf 
dem „ughalen Shannon gela- 
gert wird, so daß sowjetische 
Maschinen :auf dem Weg nach 


‚Havanna auftanken können, oh- 


ne in harter Währung für den 
Treibstoff bezahlen zu müssen. 


REN TER IR 
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_ Sowjetuni 


Gorbatschow 


ein humaner 


Stalin 


Heinz Dierke 


Was bisher nicht gelang, nämlich Deutschland und danach das restli- 
che Europa dem Sowjetsystem einzuverleiben, hat sich nun Michail 
Gorbatschow zum Ziel gesetzt. Nur daß er, im Gegensatz zu Stalin, 
dies auf diffizilere Weise erreichen will: nämlich mit einer Einschläfe- 
rungsstaktik. Und der Westen und auch viele Deutsche fallen darauf 


herein. 


Von besonderem Interesse sind 
dabei die Erkenntnisse, die der 
neue US-Verteidigungsminister 
Richard Cheney im April der 
Nuklearen Planungskommission 
der NATO in Brüssel vortrug: 
Während der sowjetische Staats- 
und Parteichef Gorbatschow sei- 
ne Propaganda-Offensive der 
Abrüstungs-Offerten vortrug, 
führte er gleichzeitig eine Mo- 
dernisierung und Aufstockung 
seines auf Europa. gerichteten 
Raketen-Arsenals im Kurzstrek- 
kenbereich durch. 


Gorbatschow 
läßt aufrüsten 


Demzufolge beläuft sich das 
Verhältnis bei den Kurzstrek- 
kenraketen auf 18:1 zugunsten 
der UdSSR. Den 88 Lance-Ab- 
schußrampen, die von der NA- 
TO seit 1972 nach Art und An- 
zahl nicht verändert worden sei- 
en, stünden jetzt 1608 moderni- 
sierte russische Kurzstrecken- 
Systeme gegenüber. 


Gorbatschow ließ aufrüsten un- 
geachtet der Tatsache, daß die 


NATO ihr nukleares Potential in 


Europa seit Anfang der achtzi- 
ger Jahre um 2400 Waffen redu- 
zierte. 


Er hat nicht nur mehr, sondern 
auch wirkungsvollere Atomra- 
keten gegen den Westen in Stel- 


- Jung gebracht: 


Die veralteten FROG-Raketen 
(Reichweite 90 Kilometer) wur- 
den fast vollständig durch die 
hochmoderne SS 21 (Reichweite 
120 Kilometer) ersetzt. Auch in 


21-Raketen sowie der älteren 
SCUD-B-Raketen steigern, ihre 
Treffgenauigkeit verbessern (auf 
wenige Meter zielgenau) und die 
Verwendungsfähigkeit dieser 
Raketenstreitmacht vervielfälti- 
gen: Sämtliche Raketen können 
nunmehr sowohl mit nuklearen, 
mit konventionellen und mit 
chemischen Gefechtsköpfen be- 
setzt werden. 


Sowjets installieren neue 
strategische Systeme 


Ferner hat der Warschauer Pakt 
die Nuklearwaffen kürzerer 
Reichweite, die nukleare Rohr- 
Artillerie, in den letzten Jahren 
modernisiert und von 900 auf 
3800 Geschütze drastisch er- 
höht. 


len, Meyer-Truelsen, anläßlich 
des vierzigjährigen Bestehens 
der Bundesrepublik be- 
kanntgab. 


Eimler teilte mit, daß die ge- 
plante Verringerung der Sowjet- 
armee bis 1991 um 500 000 
Mann für Europa lediglich die 
Verminderung der sowjetischen 
Divisionen von 156 auf 150 be- 
deute. Noch im letzten Jahr ha- 
be die Sowjetunion 700 modern- 
ste Kampfflugzeuge produziert; 
das entspreche der Kapazität 


von 20 Geschwader. Die Bun- 
desluftwaffe verfüge aber nur 


über 15 Geschwader. Das ge- 
samte, sehr umstrittene Projekt 
neuer Jagdflugzeuge für die 
Bundesluftwaffe, das über 15 
Jahre lang gestreckt werden sol- 
le, entspricht laut Eimler der so- 


Dieses sowjetische Laser- 
geschütz wird in keinem Ab- 
rüstungsvertrag bis heute er- 
wähnt. 


der DDR, in der CSSR und in 


Polen sind einige SS-21-Raketen 
eingeführt worden. Insgesamt 
wird heute das NATO-Gebiet 
von mehr als 180 Startrampen 


‘dieser Waffensysteme bedroht. 


Die SS 21 hat nicht nur eine grö- 
Bere Reichweite als die FROG, 
sie ist auch erheblich treffgenau- 
er, zuverlässiger und reaktions- 
schneller. 


Auch die 650 SCUD-B-Raketen 
(Reichweite 300 Kilometer) sind 
in ihrer Treffgenauigkeit verbes- 
sert worden. 


Insgesamt ließ Gorbatschow die 
Reichweiten der modernen SS- 


Auf der gleichen Sitzung wurde 
von Cheney vorgetragen, daß 
die Sowjetunion auch ihr strate- 
gisches Potential (Reichweiten 
über 5000. Kilometer) moderni- 
siert hat: Danach hat sie auf Ba- 
sen, von denen die SS 20 im 
Rahmen des INF-Vertrages zu- 
rückgezogen wurden, neue stra- 
tegische Systeme vom Typ SS 25 
installiert. Da es sich dabei um 
mobile Systeme handelt, sind sie 
weniger verwundbar. Rußland 
bedroht mit ihnen sowohl die 
USA als auch Europa. 


Besonders deutlich werden die 
Intentionen Gorbatschows auch, 
wenn man die Fakten berück- 
sichtigt, die Vier-Sterne-General 
Eberhard Eimler, einer der bei- 
den ranghöchsten deutschen Of- 
fiziere bei der NATO, Ende 
April bei einem Empfang des 
Präsidenten der Wehrbereichs- 
verwaltung Nordrhein-Westfa- 


wjetischen Produktion von le- 
diglich viereinhalb Monaten. 


Milliarden Rubel 
für neue Schlachtschiffe 


Wer kann da noch davon reden, 
daß Gorbatschow wirklich der 
»Friedensengel« ist, als der er 
sich immer darstellt. Auch aus 
folgendem werden die Absich- 
ten des sowjetischen Staatschefs 
deutlich: 


Einem Ende des vergangenen 
Jahres veröffentlichten Streit- 
kräftevergleich stehen den rund 
22 200 Panzern der NATO etwa 
51500 Panzer des Waschauer 
Pakts gegenüber. Bei den Artil- 
leriegeschützen beläuft sich das 
Verhältnis auf rund 
43 400:17 300 zugunsten der So- 
wjetunion. Während die NATO 


etwa 4500 Kampfflugzeuge hat, . 
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nennt der Warschauer Pakt 8250 


sein eigen. 


Anläßlich der vielen Abrü- 
stungsvorschläge Gorbatschows, 
die angeblich das Ziel hätten, 
das wirtschaftliche Defizit in der 
UdSSR zu verringern, schrieb 
die »Frankfurter Allgemeine 
Zeitung« bereits Anfang dieses 
Jahres unter der Überschrift 
»Viele Milliarden Rubel für 
neue Schlachtschiffe« folgendes: 


»Um so mehr fällt Fachleuten im 
Westen auf, daß die sowjetische 


Marinerüstung - von Gorbat- 
schows Entscheidung unberührt 
geblieben ist. Dabei böte sich ei- 
ne Einschränkung hier beson- 
ders an, wenn man Kapitel und 
Industriekapazitäten für die zivi- 
le Wirtschaft freimachen will.« 
Zwar seien die Kosten nur be- 
dingt vergleichbar, doch koste 
beispielsweise ein amerikani- 
sches Atom-U-Boot der »Ohio«- 
Klasse, das mit denen der sowje- 
tischen »Delta-TV«-Booten ver- 
gleichbar sei, 1,7 Milliarden 
Dollar, ein Flugzeugträger der 
»Nimitz«-Klasse 3,1 Milliarden 
Dollar, ein moderner Kreuzer 
eine Milliarde Dollar und selbst 
ein vergleichsweise kleines 
Kriegsschiff noch 720 Millionen 
Dollar. 


Das Rüsten 
geht weiter 


. _»Wenn man sparen und Kapazi- 


täten freisetzen will,« so die 
»FAZ« weiter, »lohnt es also be- 


sonders, die Marineplänung zu 
überprüfen. Das ist nach allem, 
was man im Westen bisher beob- 
achten konnte, in den vier Jah- 
ren, in denen Gorbatschow die 
Sowjetunion führt, nicht gesche- 
hen. Alle großen Schiffbaupro- 
gramme laufen weiter... 


Die beiden spektakulärsten 
Neubauten sind die Flugzeugträ- 
ger, die in Nikolajewsk am 
Schwarzen Meer vorangetrieben 
werden. Es dürften die ersten 
»richtigen< Angriffsträger der 
sowjetischen Marine werden, 


Ein mit Atomwaffen ausgestatteter sowjetischer Schlachtkreu- 
zer der Kirow-Klasse. 


das heißt Flugzeugträger, die 
nicht nur Hubschrauber und 
Senkrechtstarter einsetzen kön- 
nen, sondern auch Düsenma- 
schinen, die mit. Katapulten ge- 
startet werden... Auch im Zer- 
störerbau geht die Marinerü- 
stung unverändert weiter... 


Zu diesem viele-Milliarden Ru- 
bel verschlingenden, Programm 
zum Bau neuer Überwasser- 
schiffe kommt ein weiteres zum 
Ausbau der sowjetischen 
U-Boot-Flotte. Derzeit sind sie- 
ben verschiedene U-Boot-Typen 
im Bau; von den riesigen, 25 000 
Tonnen verdrängenden Unter- 
wasserschiffen der »Typhoon«- 
Klasse bis zu den konventionel- 
len U-Booten der »Kilo«-Klasse. 
Derzeit umfaßt die sowjetische 
Flotte an atomgetriebenen U- 
Booten 63 Einheiten. Zur Beur- 
teilung der sowjetischen Marine- 
rüstung ist aber die Beobachtung 
des Zeittaktes, in dem die neuen 
Einheiten zulaufen, noch wichti- 


ger als die Zahl der in Dienst 
stehenden Schiffe. Er verlang- 
samt sich nach allem, was im 
Westen erkennbar ist, nicht.« 


Wem jetzt aber noch immer 
nicht klar ist, in welche Richtung 
der Hase läuft, der sollte sich 
den kürzlich in der »New York 
Times« veröffentlichten Artikel 
mit dem Titel »Ganze Dörfer in 
Vergessenheit gebombt« zu Ge- 
müte führen. Dort schildert 
John F. Burns, wie mehr als 50 
Dörfer nahe den Hindukusch- 
Bergen von der sowjetischen Ar- 
mee dem Erdboden gleichge- 
macht wurden: 


»Brigadegeneral * Mohammed 
Shalı, 41, Kommandeur der 41. 
Infanteriedivision in Jabalus-Sa- 
raj sagt, daß die Dörfer in dem 
zehnjährigen Kampf der Regie- 
rungstruppen und ihrer sowjeti- 
schen Verbündeten gegen die 
Rebellen deshalb verwüstet wur- 
den, weil Rebellen sie besetzt 
gehalten hätten. 


Der Beginn eines neuen 
Terrorsystems 


Aber Soldaten sagen etwas an- 
derers: die meisten Zerstörun- 
gen seien in den letzten Wochen 


vor dem 15. Februar angerichtet 


worden. Vor jenem Tag, da sich 
die letzten sowjetischen Trup- 
pen offiziell aus Afghanistan zu- 
rückzogen. Wegen möglicher 


Angriffe von in den Dörfern ver- 
steckten Rebellen auf die abzie- 
henden Einheiten hätten sowje- .. 
tische Kommandeure Luft- und 


ge-- 


Artillerie-Bombardements 


gen die Dörfer und andere 
Schlupfwinkel der Rebellen be- 
fohlen.« 


Und man kann davon ausgehen, 
daß Gorbatschow dies geneh- 
migt hat. Derjenige Gorbat- 
schow, der von einer zunehmen- 
den Zahl Deutscher, Europäer 
und Amerikaner als friedenslie- 
bend bezeichnet wird. Genau 
derjenige, der sich auch nicht 
scheute, zur Niederwerfung von 
Unruhen in Tiflis Anfang April 
dieses Jahres Giftgas einsetzen 
zu lassen, was zu vielen Toten 
führte. Die Presse schrieb dar- 
über: »Sowjetische Arzte sind. 
immer noch nicht in der Lage, 
230 Opfer der April-Unruhen in. ° 
Georgien richtig zu behandeln. 
Die Behörden halten weiterhin 
die Zusammensetzung des Gases 
geheim, mit dem Soldaten die 
Demonstranten auseinanderge- 
trieben hatten.« 


Wie es wirklich in der UdSSR in 
der Frage der Bürgerrechte aus- 
sieht, schilderte die »FAZ« wie 
folgt: »Aus der Sowjetunion lie- 
gen neue Berichte über Repres- 
salien gegen Bürgerrechtler 
vor.« Der Herausgeber der Sa- 
misdat-Zeitschrift »Expreß- 
Chronik«, Juriji Gorfunow, sei 
ohne Grund zu 15 Tagen Arrest 
verurteilt worden. Während der 
Bürgerrechtler Alexander Pro- 
drabinek fünf Tage Arrest erhal- 
ten habe, sei Frau Jewgenija 
Debrjanskaja zu :1000 Rubel 
Geldstrafe verurteilt worden. 
Wahrscheinlicher Grund: Teil- 
nahme an einem »Samisdat- 
Fest« in Moskau. 


Der strategische sowjetische Bomber der neuen Generation mit 


dem Spitznamen »Blackjack«. _ 


Sowjetunion 


Gorbatschow 
ein humaner 
Stalin 


»Auch in Leningrad geht die Be- 
hörde gegen die dortige IGFM- 
Gruppe vor (IGFM = Interna- 
tionale Gesellschaft für Men- 
schenrechte). So wage es deren 
Sprecher, der frühere politische 
Häftling Rostislaw Jewdoki- 
mow,, seit einiger Zeit nicht 
mehr, sich in seiner Wohnung 
aufzuhalten, weil er befürchte, 
festgenommen zu werden. Im 
April habe das die Miliz zweimal 
versucht.« 


Die »Privat-Depesche« berichte- 
te von einer Verordnung, die 
nach den schweren Unruhen im 
April in Tiflis erlassen wurde 
und die die »Perestrojka zurück- 
zunehmen scheint«: »Die Sorge 
der Sowjetbürger ist, daß die 
Demokratisierung der Sowjetge- 
sellschaft langsm, aber zielstre- 
big abgebaut und in ein »umge- 


staltetes< Terrorsystem münden ' 


wird. Denn: Schon im Juli des 
vergangenen Jahres erließ das 
Präsidium des Obersten Sowjet 
eine Verordnung zur Schaffung 
einer _ Sondereinheit (Innere 
Truppen), die speziell gegen De- 
monstranten eingesetzt wird.« 


Angesichts all des vorstehend 
Geschilderten ist der Ansicht 
von Generalinspekteur Dieter 
Wellershoff, dem ranghöchsten 
Soldaten der Bundeswehr, nur 
zuzustimmen. So schrieb Wel- 
lershoff: 


»Es zeichnet sich bisher keine 
grundlegende Wende in der so- 
wjetischen Außenpolitik ab. Ge- 
ändert haben sich vor allem Stil, 
Taktik und Klima der politi- 
schen Auseinandersetzungen.« 
Für die Sowjetunion seien die 
Abrüstungsverhandlungen »le- 
diglich eine Phase, die zur 
Schwächung des Gegners ge- 
nutzt werden soll.« 


Wie weiter berichtet wird, habe 
Wellershoff die Ansicht vertre- 
ten, »daß sich auch unter dem 
sowjetischen Parteichef Gorbat- 
schow an dem seit Gründung der 
Sowjetunion 1917 verfolgten 
Ziel der kommunistischen Welt- 
herrschaft nichts geändert ha- 
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Bear-H, eine aktualisierte Version des Tu-95, gehört zur jüng- 


sten Generation sowjetischer Bomber, die mit den neuen 
AS-15-Marschflugkörpern bestückt sind. 


be... Doch weder der Rück- 
zug aus Afghanistan noch die 
friedliche Tonart neuerer sowje- 
tischer Außenpolitik. dürften 
darüber hinwegtäuschen, daß 
die sowjetische Strategie weiter- 
hin auf Kriegsführung angelegt 
sei.« 


Blauäugigkeit 
der Bonner Politik 


Wie war nun aber die Reaktion 
auf die ‚angesichts der Fakten 
eindeutig gerechtfertigten War- 
nung Wellershoffs? Nicht nur al- 
le Partein reagierten (von Aus- 
nahmen einiger Politiker abgese- 
hen) negativ, auch die Bundes- 
regierung wandte sich gegen ihn! 
FDP-Abrüstungsexperte : Olaf 
Feldmann hierzu: »Diese Wel- 
lershoff-Thesen entsprechen 
nicht der Außenpolitik der Bun- 
desregierung.« 


Diese läßt sich noch immer 
durch  Gorbatschows Abrü- 
stungsgerede einlullen. So kün- 
digte dieser im Januar dieses 
Jahres an, die Verteidigungsaus- 
gaben um genau 14,2 Prozent 
kürzen zu wollen. Auch würden 
von den 10 000 Panzern, die ver- 
schrottet werden sollen, 5300 
hochmoderne sein. 5000 davon 
sollen völlig ausrangiert werden 
und die anderen 5000 in Zugma- 
schinen für zivile Zwecke umge- 
baut oder als Simulatoren Ver- 
wendung finden. 


Ein anderes Beispiel ist der von. 


Honecker angekündigte Abbau 
von 600 Panzern (bei einem Ge- 


samtbestand von 3140 Panzern). 
Hierzu wurde unter. Berufung 
auf Oberstleutnant Uwe Hempel 


.von der Presseabteilung des Ost- 


Berliner Verteidigungsministe- 
riums bekannt: Dieser Truppen- 
abbau betrifft etwa ein Fünftel 
des Bestandes beziehungsweise 
ein Drittel der bei der Truppe 
verwendeten Kampfpanzer, und 
zwar wohl ausschließlich die äl- 
teren Typen T54 und T55, 
während die mit dem modernen 
T 72 ausgestatteten Regimenter 
bestehen bleiben. 


abfeuern. 


Das sowjetische U-Boot Typ »Oscar« kann Marschflugkörper 


ichail Gorbatschow will 
zwar die Rüstungskosten kür- 
zen, aber die Kriegsindustrie 
läuft wie nie zuvor auf Hoch- 
touren. 


trauenswürdigkeit« zu beweisen, 
werden dann mediengerecht 
einige neue Panzer vernichtet, 
einige alte für »zivile Zwecke 
oder als Simulatoren« (Origi- 
nalton Gorbatschow) umgebaut 
- und schon jubelt die ganze 
Welt. Dabei können Simulato- 
ren oder für zivile Zwecke um- 
gebaute Panzer binnen kürzester 
Zeit wieder gefechtsfähig. ge- 
macht werden. 


Eine Diskussion über die atoma- 
ren Kurzstreckenraketen oder 
über die gesamten westlichen 
Atomwaffen ist seitens der Bun- 
desrepublik zwar richtig, doch 
müßte sie unter einem anderen 
Aspekt stehen. Und zwar dürfte 


Raketendiskussion 
mit anderem Tenor 


Auffällig ist auch, daß von den 
10 000 Panzern, die Gorbat- 
schow abbauen will, genau 5000 
verschrottet werden sollen. Man 
kann mit Sicherheit davon aus- 
gehen, daß darunter der Groß- 


..teil der 4700 alten Panzer sein 


wird, die sowieso nicht mehr ge- 
fechtsfähig sind. Um .dem We- 
sten seine. »Ehrlich- und Ver- 


nicht die ‚Frage vorrangig sein, 
ob diese modernisiert werden 
müssen oder nicht, vielmehr 
müßte die Bundesregierung dar- 
auf drängen, daß sie für die auf 
deutschem Boden stationierten 
Atomwaffen auch ein Mitspra- 
cherecht eingeräumt bekommt 
und daß nicht irgendein viele 
tausend Kilometer von Deutsch- 
land entfernter Präsident eines 
anderen Staates darüber be- 
stimmt, ob Deutschland mit die- 
sen Waffensystemen verteidigt 
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oder ob es aus tatktischen Grün- 
den geopfert wird; wie es seiner- 
zeit der damalige Staatssekretär 
- im  US-Verteidigungsministe- 
rium, Fred Ikle, ankündigte. 


Und Gorbatschow hat auch be- 
reits - wahrscheinlich viel früher 
als von ihm selber erwartet - ein 
anderes Ziel erreicht. US-Präsi- 
dent Bush kündigte jetzt an, bei 
einem anhaltenden »Nein« der 
Bundesregierung zur Moderni- 
sierung der Kurzstrecken-Atom- 
Raketen amerikanische Solda- 
ten aus Europa und speziell aus 
der Bundesrepublik abzuziehen. 
Auch hiergegen wäre im Prinzip 
nichts einzuwenden, mittelfristig 
muß dies auch Ziel einer jeden 
deutschen Politik sein, doch darf 
darunter nicht die deutsche Ver- 
teidigungsfähigkeit leiden. 


Der neue Rattenfänger 
von Hameln 


Aber diese Fragen stellen sich 
derzeit in der Bundesrepublik 
und den meisten anderen Staa- 
ten gar nicht. Abrüsten, abrü- 
sten und nochmals abrüsten lau- 
tet die Devise. Der Prozentsatz 
derer, die Gorbatschow wie dem 
Rattenfänger von Hameln hin- 
terherlaufen und ihm zujubeln, 
wird nahezu täglich größer. Eine 
Sympathiewelle, die fast ihres- 
gleichen sucht, geht durch die 
Bundesrepublik. 


Zu welchen Übertreibungen das 
führt, zeigte sich erst kürzlich 
nach dem furchtbaren Erdbeben 
in Armenien. 


Alleine auf den vom Bundesver- 
band Deutscher Zeitungsverle- 
ger eingerichteten Sonderkonten 
für die Erdbebenopfer in Arme- 
nien gingen (Stand Mitte April) 
rund 8,7 Millionen DM ein. 
Mehr als drei Millionen DM 
wurden zusätzlich von einigen 
Zeitungen in Einzelinitiativen 
aufgebracht. Weitere Abermil- 
lionen wurden auf Sonderkonten 
der Kirchen und zahlreicher 
Wohlfahrtsverbände einbezahlt. 
Alles in allem kann man wohl 
ruhig von einer Summe, die um 
die 20 Millionen DM liegen dürf- 
te, ausgehen. 


Richtig ist natürlich, daß den 
von diesem Unglück betroffenen 
- Leuten, meist armen Arbeitern, 
geholfen werden muß. Doch 
darf nicht vergessen werden, daß 
diese Leute Einwohner eines 
Staates sind, dessen gesamte 
Haushaltsausgaben im vergange- 
nen Jahr bei rund 1500 Milliar- 
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den DM lagen und dessen ge- 
samte Verteidigungsausgaben 
über 300 Milliarden DM (zirka 
15 Prozent des gesamten Brutto- 
sozialprodukts von etwa 2,300 
Milliarden DM; zum Vergleich, 
die Bundesrepublik gibt etwa 
drei Prozent des knapp 1,300 
Milliarden DM hohen BSP für 
Verteidigung aus und die USA 
rund sieben Prozent des knapp 
7,600 ‚Milliarden DM hohen 
BSP, wobei noch nicht einmal 
die in der UdSSR viel niedrige- 
ren Arbeitskosten berücksichtigt 
sind) ausmachten! 


Kann man, ja muß man nicht 
von so ‚einem Staat verlangen, 
daß er seinen von einer derarti- 
gen. Naturkatastrophe betroffe- 
nen Leuten nicht erst einmal sel- 
ber hilft? Nur wenige Kilometer 
Luftlinie von der UdSSR ent- 
fernt, starben in Bangla-Desh, 


‘das mit einem BSP von rund 15 


Milliarden Dollar (etwa 150 Dol- 
lar je Einwohner) zu den ärm- 
sten Ländern der Welt gehört, 
Tausende an einer Überschwem- 
mungskatastrophe, Hungersnö- 
ten und Seuchen. Das gleiche 
gilt für den Sudan. (BSP etwa 7,5 
Milliarden Dollar, rund 330 Dol- 
lar je Einwohner), wo auch heu- 
te noch aufgrund einer langen 
Dürreperiode Tausende sterben 
und auch noch Abertausende 
Flüchtlinge in das Land drängen. 
Bei den Hilfeersuchen für diese 
Länder kamen aber jeweils nur 
mehrere hunderttausend Mark 
in die Kassen. Die Frage stellen, 
ob finanzielle westliche Hilfe für 
diese Länder nicht eher angesagt 
wäre statt Hilfe für eines der 
noch immer reichsten Länder 
der Erde, heißt sie ganz eindeu- 
tig zu bejahen. 


Quintessenz: Gorbatschow will 
die Weltrevolution und arbeitet 
zielstrebig darauf hin. Darum 
hält er auch an der Resolution 
des 7. außerordentlichen Partei- 
kongresses vom März 1918 fest, 
in der es heißt: »Der Kongreß 
betont insbesondere, daß das 
Zentralkomitee ermächtigt ist, 
zu jedem Zeitpunkt sämtliche 
Bündnisse und Friedensverträge 
mit den imperialistichen und 
bürgerlichen Staaten aufzukün- 
den, und ebenso, ihnen den 
Krieg zu erklären.« 


Gorbatschow hat diesen Partei- 
beschluß bis heute nicht aufge- 
hoben. Die Welt sollte doch fra- 
gen warum und ihn daran mes- 
sen, und nicht an irgendwelchen 
vordergründigen Versprechen. [] 


Rumänien 


In der 


Gewalt der 
Banker 


Martin Burns 


In Osteuropa kursiert ein Witz, der öffentlich von dem ungarischen 
Präsidenten Karoly Grosz erzählt wird: »Wissen Sie, womit das 
rumänische Volk seine Häuser beleuchtete, bevor es Kerzen gab?« 
Die Antwort, falls Sie es nicht erraten haben: »Mit elektrischem 


Strom«. 


Rumänien ist ein Land von et- 


was mehr als. 23 Millionen Men- . 


schen im Herzen des Balkans. 
Es grenzt an Bulgarien, Jugosla- 
wien, Ungarn, die Sowjetunion 
und an das Schwarze Meer. Ru- 
mänien erzeugt Eisen und Stahl, 
Textilien, Schuhe, Erdölproduk- 
te, Getreide und Grundnah- 
rungsmittel — aber nicht genug, 
um den Bedarf seiner eigenen 
Bevölkerung zu decken. 


Brillantester Sohn 
der rumänischen Nation 


Die kommunistische Regierung, 
an der Spitze der kommunisti- 
sche Diktator Nicolae Ceauses- 
cu, 71, exportiert das meiste da- 
von, intensiv: bemüht, seine Ge- 
samtverschuldung gegenüber 
den internationalen Banken dra- 
stisch zu verringern. Das Ergeb- 
nis ist der niedrigste Lebensstan- 
dard in Europa - abgesehen von 
Albanien. 


Ceausescu ist seit März 1965 
Kopf der rumänischen Kommu- 
nistischen Partei. Zunächst wur- 
de er als so etwas wie ein Libera- 
ler betrachtet. Er lehnte es ab, 
daß sowjetische Truppen in Ru- 
mänien stationiert werden. 


Er kritisierte die sowjetische In- 
vasion der Tschechoslowakei im 
Jahr 1968 und von Afghanistan 


1979. Sein System war die einzi- - 


ge Ostblock-Regierung, die nach 
dem arabisch-israelischen Krieg 
im Jahr 1967 die diplomatischen 
Beziehungen mit Israel nicht ab- 
gebrochen hat und das in den 
Jahren der chinesisch-sowjeti- 
schen Spaltung freundschaftliche 
Beziehungen zu Rot-China un- 
terhielt. 


Karoly Grosz, der ungarische 
Ministerpräsident, kritisiert 
die rumänische Diktatur. 


Ceausescu hat offiziell den »Per- 
sönlichkeitskult« im Ostblock 
gefördert, zumindest für die jet- 
zige Zeit. Er wird als »conduca- 
tor« oder Führer bezeichnet. Er 
ist der »brillanteste Sohn der ru- 
mänischen Nation« und »der 
höchste Berg des Balkans«. 


Schulden durch Fehler 
im Management 


»Wir leben im Zeitalter Ceau- 
sescus«, liest das verarmte rumä- 
nische Volk auf den Spruchbän- 
dern. 


Rumänische Staatsbürger müs- 
sen alle Kontakte mit ‚Auslän- 
dern innerhalb von 24 Stunden 
der Polizei melden, und es ist 
ihnen nicht gestattet, ihnen ein 
Nachtquartier anzubieten. Besu- 
cher werden zum Flughafen be- 
gleitet und in die nächste Ma- 
schine gesetzt, nur weil sie ge- 
wöhnlichen Rumänen die fal- 
schen Fragen gestellt hatten. 


Rumänien 


In der 
Gewalt der 
Banker 


In der Öffentlichkeit zeigte sich Gorbatschow mit Ceausescu 


terernährung im Anstieg begrif- 
fen ist.« — »Time« zitiert einen 
ungenannten westlichen Diplo- 
maten, der gesagt haben soll: 
»Die Situation vorher war 
schrecklich, aber nun ist sie sur- 
realistisch. Ceausescu nimmt die 


(rechts) mit lächelndem Gesicht, hinter verschlossenen Türen 
hieß es, Moskau wünscht, daß die Dinge in Ordnung kommen. 


Rumäniens Verarmung begann 
ernsthaft im Jahre 1981, als Prä- 
sident Ceausescu sich dafür ent- 
schied, die Auslandsschulden 
seines Landes - die auf irgendwo 
zwischen zehn und 15 Milliarden 
Dollar geschätzt werden - so 
bald wie möglich zurückzuzah- 
len. Er war »erfolgreich« — die 
Schulden werden jetzt auf 4,5 bis 
sechs Milliarden Dollar ge- 
schätzt. Aber er mußte seinen 
Erfolg teuer bezahlen. 


Die »Washington Post« berich- 
tet, daß Rumäniens Schuld 
»weitgehend auf Ceausescus ei- 
gene Fehler und das überzentra- 
lisierte System des Wirtschafts- 
managements zurückzuführen 
ist«. 


Die Schulden wurden zum größ- 
ten Teil in den siebziger Jahren 
gemacht, als Rumänien die 
höchste Wirtschaftswachstums- 
rate in der Welt genoß. 


Jetzt muß das rumänische Volk 
an den Musikanten bezahlen, 
genauer gesagt an die Banken. 


Am 5. September 1988 berichte- 
te das Magazin »Time«: »Ein 
rücksichtsloser Export hat die 
Regale der Lebensmittelhändler 
leergefegt; jetzt ist Rumänien 
das einzige Land in Europa, wo 
Hunger weit verbreitet und Un- 
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Kurve und nimmt sein Land 
mit.« 


Rationierung ist in Rumänien 
weit verbreitet. Zu den offiziel- 
len Rationen gehören ein halber 
Liter Salatöl und weniger als 
zwei Pfund Fleisch pro Person 
pro Monat. Besucher berichten, 
daß Betteln in ländlichen Gebie- 
ten und auf den Dörfern weit 
verbreitet ist, und die »Washing- 
ton Post« berichtet, daß es fünf- 
jährige Kinder gibt, die »niemals 
Schokolade oder frisches Gemü- 
se gekostet haben«. 


Dieses »Sparprogramm« hat ei- 


nen bizarren Schwarzmarkt - 
ausgerechnet in Kent-Zigaretten 
- entstehen lassen. Die rumäni- 
sche Regierung bekämpft sehr 
hart den Schwarzmarkt mit De- 
visen, scheint aber den Umlauf 
von Packungen und Kartons von 
Kent-Zigaretten als Parallelwäh- 
rung zu dulden, schreibt das 
»Wall Street Journal«. 


Kent-Zigaretten 
als Ersatzwährung 


Kent-Zigaretten, die sowohl in 
den Vereinigten Staaten als auch 
in Großbritannien hergestellt 
werden, werden durch amtliche 
Kanäle eingeführt und nur in 
Spezialläden verkauft, die nur 
fremde Währung annehmen. 


Diese Läden befinden sich in 
Luxushotels für ausländische 
Besucher und am internationa- 
len Flughafen Bukarest. Wissen- 
de Touristen, Geschäftsreisende 
und Diplomaten bringen einen 
ständigen Nachschub an Kents 
mit. Diese Zigaretten laufen 
dutzendmal, ja sogar mehrere 
hundertmal um, bevor sie 
schließlich geraucht werden. 


Kents werden laut »Wall Street 
Journal« für 25 Lei oder 2,20 
Dollar pro Packung mit 20 Stück 
verkauft. Die britischen und 
amerikanischen Lieferanten von 
Kents wollten keine Stellung 
nehmen zu deren Gebrauch als 
»De-facto«-Währung in Rumä- 
nien. Es wird darüber speku- 
liert, daß Kents - und nur Kents 
— diese Funktion erfüllen, weil 
sie in den Jahren unmittelbar 
nach dem Zweiten Weltkrieg zur 
Wahl-Import-Zigarette _wurde 
und weil in jener Zeit für Rumä- 
nen nur Kents, auf Kredit, er- 
hältlich waren. 


Dies klingt natürlich alles so, als 
stamme es aus einem schlechten 
Film über den Zweiten Welt- 
krieg. Bukarest, Rumäniens 
Hauptstadt, mit seinen zwei Mil- 
lionen Einwohnern war in den 
zwanziger und dreißiger Jahren 
als das Paris Osteuropas be- 
kannt. Jetzt werden in einer wei- 
teren von Ceausescus Exzeß- 
handlungen in dieser ehemals so 
stolzen Stadt viele der histori- 
schen Gebäude und Stadtviertel 
dem Erdboden gleichgemacht, 
um Platz zu schaffen für neue 
Büro- und Wohnhäuser der stali- 
nistischen Schule der Baukunst. 


Rumäniens Beziehungen zu sei- 
nem nördlichen Nachbarn Un- 
garn sind gespannt, da sich 
Volks-Ungarn bitter über Ver- 
folgungen beklagen. Seit Ende 
1988 haben etwa 20 000. Rumä- 
nen ungarischer Abstammung 
um Asyl in Ungarn ersucht und 
auch bekommen. 


Schuldentilgung, 
aber keine neuen Kredite 


Ceausescu ist sogar von Michail 
Gorbatschow kritisiert worden. 
Bei einem Staatsbesuch in Mos- 
kau wurde ihm am 5. Oktober 
vergangenen Jahres vom sowje- 
tischen Staatspräsidenten mitge- 
teilt, daß »der Ruf des Sozialis- 
mus entsprechend der gemeinsa- 
men Erfahrung der sowjetischen 
Völker steigen oder fallen wird«, 
und Gorbatschow fügte hinzu: 
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»Der Erfolg eines jeden Volkes 
wird eine gemeinsame ideologi- 
sche Errungenschaft sein; aber 
das Versagen eines von ihnen 
kann einen gemeinsamen Rück- 
schlag bedeuten.« 


Ceausescu antwortete: »Man 
sollte stets die Tatsache im Auge 
behalten, daß sich der revolutio- 
näre Prozeß in jedem Land un- 
ter verschiedenen Bedingungen 
entfaltet.« 


Während Rumänien mit Ungarn 
in Fehde liegt und von der 
UdSSR abgekanzelt wird, schei- 
nen die internationalistischen 
Freunde, die Banker, sich weit- 
gehend über das Thema Rumä- 
nien und seine Politik der Schul- 
denrückzahlung in Schweigen zu 
hüllen. Sie bejammern die Tat- 
sache, daß andere überzogene 
souveräne Schuldner sich im 
Zahlungsrückstand befinden 
und vor der Nichterfüllung ste- 
hen, sich aber nicht um ihre 
Hartwährungsschulden zu küm- 
mern scheinen. 


Zum Beispiel enthält der Jahres- 
bericht des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) über- 
haupt keinen Bericht über Ru- 
mänien. Das glücklose Land 
wird mit anderen Mitgliedern 
des Internationalen Währungs- 
fonds in drei statistischen Tabel- 
len erwähnt. 


Aus diesen Tabellen erfahren 
wir, daß der amtliche Wert des 
Lei an einen Korb von konver- 
tierbaren Währungen gekoppelt 
ist, daß Rumänien in dem am 
30. April 1988 endenden Finanz- 
jahr harte Devisen zu einem 
Special-Drawing-Right-(SDR)- 
Wert von 248,4 Millionen Dollar 
dem IWF zurückgezahlt hat. 


Rumänien hat von dem ihm ge-, 
währten Betrag von 1037 Millio- 
nen Dollar aus SDR nur 75,95 
Millionen seit April 1988 abge- 
rufen. Die Banker und der IWF 
hätten natürlich lieber, daß ein 
Schuldner seine Schulden zu- 
rückzahlt als Nichterfüllung. 
Aber noch besser ist es, wenn 
fällige Schulden überrollt und 
zusätzliche Kredite geborgt wer- 
den, solange der Geldleiher 
»kreditwürdig« ist. 


Auf diese Weise wird schließlich 
Geld geboren. Trotzdem ist den 
Bankern ein Land wie Rumä- 
nien lieber, das seine Kredite be- 
dient und zurückzahlt, als ein 
Argentinien, das seine Ver- 
pflichtungen nicht erfüllt. Oo 


Frankreich 


Die Politik 
der B’nai 
B’rith-Loge 


Beat Christoph Baeschlin 


Eigentlich ist es verboten, dieses Thema überhaupt zu stellen, und es 
ist noch viel verbotener, darüber zu sprechen. Die heutigen politi- 
schen Verhältnisse kann man aber nur verstehen, wenn man in 
Betracht zieht, daß es eine weltweite zionistische Geheimorganisa- 
tion gibt, die von einer Wolke von Geheimorganisationen umgeben 
ist: die zionistische B’nai B’rith-Loge. Diese spielt zudem die Rolle 
eines ideologischen Vorreiters für die weltweite Freimaurerei. 


Es ist nicht übertrieben zu sa- 
gen, B’nai B’rith sei in mancher 
Hinsicht so einflußreich wie die 
kommunistische Internationale 
oder die katholische Hierarchie, 
- die zwar beide heute in einer 
zermürbenden Krise stecken. 


Verpflichtungen 
gegenüber B’nai B’rith‘ 


Rolle und Einfluß der B’nai 
B’rith lassen sich am besten an 
der französischen Situation able- 
sen. Die weltumspannende zio- 
nistische Freimaurerloge hat am 
26. März 1986 in der offiziösen 
Tageszeitung. »Le Monde« be- 
kanntgeben lassen, daß die füh- 
renden Politiker der Liberalen - 
die Gaullisten unter Chirac und 
die Zentrums-Partei unter Gis- 
card d’Estaing - der Loge B’nai 
B’rith gegenüber die feierliche 
Verpflichtung übernommen hät- 
ten, niemals die wachsende Kri- 
minalität zu verurteilen und zu- 
dem ‘nie mit‘ der Nationalen 
Front gemeinsame Sache zu ma- 
chen. 


Man beachte die Reihenfolge 
der Verpflichtungen: In erster 
Linie darf auf die wachsende 
Kriminalität nicht hingewiesen 
werden, und erst in zweiter Linie 
darf nicht mit der Le-Pen-Partei 
zusammengearbeitet werden. 


Welche Gegenleistung erwirkte 
Chirac? Offensichtlich keine. 
Und doch hat der vor versam- 
melter B’nai B’rith-Loge abge- 
legte Schwur für die französische 
Innenpolitik entscheidende Be- 
deutung erlangt. Chirac hat wäh- 


Aber diese Rechnung ging nicht 
auf. Denn die Le-Pen-Anhänger 
hatten es satt, angeblichen 
Rechtsparteien die Stimmen zu 
geben, worauf diese dann ver- 
kappte Linkspolitik betrieben. 


Eine der mächtigsten 
Organisationen 


So hat Chirac seine Unterwer- 
fung unter das Diktat der zioni- 
stischen B’nai B’rith-Loge teuer 
bezahlt. Er hat nicht nur das 
Rennen um die Staatspräsident- 
schaft eindeutig verloren, son- 
dern er hat auch schwere Rück- 
schläge bei den Parlaments- und 
Gemeindewahlen einstecken 
müssen. All das, weil sich eine 
wachsende Wählerschaft um Le 
Pen schart, und die Wähler- 


schaft läßt sich durch Chiracs 
Gerede nicht mehr betören. 


Giscard d’Estaing (auf dem Bild mit dem damaligen Bundes- 
kanzler Helmut Schmidt) verpflichtete sich, nie mit der Nationa- 
len Front gemeinsame Sache zu machen. 


rend seiner Amtszeit als Mini- 
sterpräsident - 1986 bis 1988 — 
alles getan, um die Nationale 
Front zu verärgern und zu demü- 
tigen. Vorerst hat er ein neues 
Wahlgesetz eingeführt, das mit 
mathematischer Genauigkeit 
darauf zugeschnitten ist, die 
Wahl der vormals 40 Abgeord- 
neten der Le-Pen-Partei zu ver- 


hindern. Chirac glaubte, daß er . 


damit die Nationalgesinnten nö- 
tigen. könnte, für ihn. zu 
stimmen. 


Zwar: ist Chirac weiterhin Ober- 
bürgermeister von Paris. Doch 
das war er schon vor 1986. Er 
hat also nichts -eingehandelt 
durch seine Unterwerfung unter 
das Diktat der B’nai B’rith- 
Loge. 


B’nai B’rith rühmt sich, mehr als 
eine halbe Million Mitglieder in 
49 Ländern zu haben. Als Mit- 
glieder werden nur Zionisten 
aufgenommen. Das verleiht der 
Organisation einen ganz beson- 


Chirac änderte während sei- 
ner Amtszeit als Ministerprä- 
sident das französische Wahl- 
gesetz. 


deren Zusammenhalt und unge- 
wöhnliche Durchschlagskraft. 
Da es sich bei diesen 500 000 
Mitgliedern zum großen Teil um 
finanziell oder gesellschaftlich 
einflußreiche Leute ° handelt, 
müßte man eigentlich anneh- 
men, die weltweite zionistische 
Politik sei darauf ausgerichtet, 
die bestehenden Gesellschafts- 
und Wirtschaftsstrukturen zu er- 
halten. 


Sonderbarerweise trifft dies gar 
nicht zu. Weltweit fördert B’nai 
B’rith eine entschiedene Links- 
politik und ermuntert Bestre- 
bungen, die den Abbau sittlicher 
und christlich-religiöser Überlie- 
ferungen betreiben. 


Die gesellschafts-verändernden 
Bestrebungen segeln vorwie- 
gend unter dem Markenzeichen 
»Kampf gegen den Rassismus«. 
Die Vokabel wird unmerklich 
aıf immer weitere Begriffe und 
herkömmliche Vorstellungen 
ausgedehnt. Ausgehend vom 
Grundsatz der Gleichberechti- 
gung aller Menschen ist der Be- 
griff »Rassismus« ausgeweitet 
worden .auf Nationalismus, Va- 
terlandstreue, Heimatliebe, ja 
auf die Pflege des überlieferten 
Geschichtsbildes und: sogar auf 
den Familienzusammenhalt. 
Nach und nach wird jedes Ge- 
fühl für Überlieferung und für 
Hergebrachtes kurzerhand als 
»rassistisch« bezeichnet und soll 
dadurch verächtlich ‘gemacht 
werden. 


Ein wichtiges Kennzeichen der 
Bestrebungen, wie sie B’nai - 
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B’rith und die mit ihr engstens 
verknüpfte »Anti-Defamation 
League« (ADL) verkörpert, ist 
der kompromißlose Einsatz für 
die sogenannten »Civil Rights«, 
das heißt für die Aufwertung der 
Schwarzen in den USA. Dieses 
missionarica Wirken ist 
bewußt oder unbewußt gegen 
die in den USA führenden und 
staats-erhaltenden Kräfte des 
angelsächsischen und protestan- 
tischen Volksteils gerichtet. Die- 
se Haltung erklärt sich weitge- 
hend dadurch, daß die Zionisten 
sich unentwegt als »bedrängte 
Minderheit« vorkommen und 
deshalb anderen bedrängten 
Minderheiten beistehen wollen. 


Zionistische Politik 
in den USA 


Der rückhaltlose Einsatz zugun- 
sten der Schwarzen und der Far- 
bigen ergibt sich für B’nai B’rith 
jedoch vorwiegend aus dem 
Dogma von der »Einen Welt« 
(»One World«), womit eine 
weltweite Gleichschaltung aller 
Menschen in einem weltweiten 
Einheitsstaat angestrebt wird. 


Aus diesem Blickwinkel be- 
trachtet, erscheinen die USA als 
der große Schmelztiegel, worin 
angeblich eine neue Menschen- 
rasse entstehen soll durch Ver- 
mischung aller in den USA le- 
benden Völkerschaften. 


Das aus der amerikanischen Si- 
tuation sich ableitende Denken 
wurde im Verlauf des Zweiten 
Weltkrieges auch auf Europa 
projiziert. Ziemlich unverhohlen 
wird nun Rassenvermischung 
und Bastardisierung der west- 
europäischen Völker als heil- 
bringende Zukunftsvision ange- 
priesen zur Lösung der Proble- 
me der »unterdrückten Minder- 
heiten«, insbesondere der 
Schwarzen in den USA und der 
schwarz-afrikanischen und»ara- 
bischen Einwanderer in Europa. 
Das ist aber ein hochbrisantes 
gesellschafts-veränderndes Fern- 
ziel. 


Daß die B’nai B’rith und die mit 
ihr zusammenarbeitenden zioni- 
stiichen Kampforganisationen 


sich zu derart abenteuerlichen 
Bestrebungen hinreißen lassen, 
ist auf die'unterschwellige Angst 
vor dem Antisemitismus zurück- 
zuführen. Denn sowohl in den 
USA wie in Europa müssen alle 
Bestrebungen, wie die oben 
skizzierten, zu schweren politi- 
schen Erschütterungen führen 
und höchst bedenkliche Unruhe 
erzeugen. Denn weder Schwarze 
noch Araber sind und können 
jemals . Stützen dauerhafter 
staatlicher Einrichtungen und si- 
cherer Rechtsverhältnisse sein. 
Die 40 selbständigen Staaten 
Afrikas geben dazu eindrückli- 
chen Anschauungsunterricht. 


Angst vor einem 
Antisemitismus 


Die Angst vor dem Antisemitis- 
mus verleitet die zionistischen 
Kampforganisationen nicht nur 
zu radikalen Stellungnahmen, 
sondern ebenfalls zu oberflächli- 
chen politischen Analysen. Dar- 
um die fast krankhafte Feind- 
schaft allen konservativen und 
vaterländischen Tendenzen ge- 
genüber. Seit 1963 führen die jü- 
dischen Kampforganisationen in 
den USA ihren kompromißlosen 
Feldzug gegen die konservativen 
Denkstrukturen und gegen den 
Antikommunismus. Seit 1966 ist 
dieser Feldzug auch in der Bun- 
desrepublik Deutschland macht- 
voll ın Gang gesetzt worden. 


Francois Mitterrand weiß um 
die Verpflichtungen der fran- 
zösischen Regierung gegen- 
über B’nai B’rith und duldet 
sie. 


Diese Strategie ist verkörpert in 
der Person von Heinz Galinski. 


Wo der Kampf gegen die Kon- 
servativen mit der Bekämpfung 
des Antikommunismus gepaart 
ist, entsteht‘der Eindruck, B’nai 
B’rith-und ihre Verbündeten sei- 
en Freunde und Parteigänger 
der Kommunisten. Gerade diese 
wahre oder scheinbare Partei- 
nahme und Partnerschaft war 
einst und ist heute wieder ein ge- 
fährliches Reizmittel, womit An- 
tisemitismus erzeugt wird. B’nai 
B’rith müßte sich dessen bewußt 
sein. 


Die antinationale 
Verkrampftheit 


Die Furcht vor einem Antise- 
mitismus erzeugt Zwangsneuro- 
sen, die zum Teil krankhafte 
Abwehrreflexe hervorrufen. Da- 
zu gehört vor allem die falsche 
Einstufung des Nationalsozialis- 
mus als angeblich konservative 
politische Formation der Rech- 
ten. Dieser Irrtum dient als 
Rechtfertigung für den heute 
von den zionistischen Kampfor- 
ganisationen eingeschlagenen 
sturen Linkskurs. Diese ober- 
flächliche politische Diagnose 
kann für die zionistische Sache 
eines Tages sehr verhängisvolle 
Folgen haben. Denn dadurch 
werden alle auf Recht und Ord- 
nung ausgerichteten Volkskreise 
unnötig herausgefordert. 


Diese unausgereifte Analyse 
übersieht, daß der Nationalso- 
zialismus eine durchaus revolu- 
tionäre Bewegung war, die sich 
ganz in die gleichmacherischen 
Bestrebungen der Jakobiner und 
Marxisten einfügte. Indem aber 
die Vergottung des Proletariats 
durch den Kult von »Blut und 
Boden« ersetzt wurde, übertöl- 
pelten die Nationalsozialisten 
die Konservativen; denn Hitler 
verbarg seine wahren Absichten 
hinter einer Nebelwand von mi- 
litaristischem Überschwang und 
hinter doppelzüngigen Schlag- 
worten wie etwa »Wir stehen auf 
dem Boden des praktischen 
Christentums«. Das hat einst 
weite christliche Kreise zu täu- 
schen vermocht. 


In der nationalsozialistischen 
Methodik jedoch galt der Leni- 
nismus als das nachzuahmende 
Vorbild: Freudig wurde Lenins 
Hauptgrundsatz übernommen, 
wonach das Regime sich notfalls 
mit Terror durchsetzen müsse. 


Die Fehleinschätzung der sozio- 


politischen Gegebenheiten führ- 


te dazu, daß die zionistischen 


Kampforganisationen heute in 
den entscheidenden Ländern ih-: 
re eigenen Interessen grob miß- 
achten. In Frankreich zum Bei- 
spiel wird von konservativen 
Kreisen mit Nachdruck die Fra- 
ge aufgeworfen, weshalb die 
Zionisten in der Invasion fremd- 
rassiger Elemente das allein 
brauchbare Heilmittel für die 
Zukunft zu erblicken glauben. 
Was versprechen sich .die zioni- 
stischen Kreise davon, daß 
Frankreich heute bereits mehre- 
re Millionen mohammedani- 
scher Einwanderer zählt? 


Die afro-asiatische 
Invasion Europas 


Aber die B’nai B’rith und ihre 
Hilfskräfte tun alles in ihrer 
Macht Stehende, damit sämtli- 
che westeuropäischen Länder 
mit islamischen Einwanderern 
überflutet werden. Dabei ver- 
schließt man sich die Augen vor 
der Tatsache, daß diese Fremd- 
linge früher oder später eine an- 
tisemitische Haltung einnehmen 
werden. Die aufgenötigte Tür- 
ken-Invasion - Westdeutschlands 
gehört wohl mit in dieses Ka- 
pitel. 


Seit den sechziger Jahren gerät 
der ins Radikale abgleitende 
Linkskurs der weltweiten zioni- 
stischen Politik in Kollision mit 
den staats- und gesellschafts-er- 
haltenden . konservativen Ele- 
menten in Westeuropa und in 
den USA. 


Die Frage ist, ob dadurch wil- 
lentlich auf die Schaffung chaoti- 
scher Zustände hingearbeitet 
wird. Das hieße, daß die zionisti- 
schen Kampforganisationen dar- 
auf hintendieren, die Völker 
weißer Rasse zu neutralisieren 
und möglichst handlungsunfähig 
zu machen. Das ließe vermuten, 
daß unterschwellig die Absicht 
bestünde, die Völker zu mög- 
lichst willenlosen und unpersön- 


“lichen Massen abzuwerten, um 


sie.durch Manipulation in eine 
Art Knechtschaft zu führen. 


Sofern sich gewisse geheime 
Führungskräfte mit derartigen 
gefährlichen Spekulationen her- 
umtrügen, würde das bedeuten, 
man müsse annehmen, die »Pro- 
tokolle der Weisen von Zion« 
seien halt vielleicht doch keine 
Fälschung. 
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Frankreich 


Le Pens 
Partei lebt 


Patrick Plunkett 


In den letzten zwölf Monaten hat das internationalistische Establish- 
ment ständig wiederholt, die populistische Partei Frankreichs, die 


Front National, sei in der französischen und europäischen Politik 


keine Kraft mehr. 


Das »Le Pen-Phänomen« sei ei- 
ne Verirrung gewesen, die. der 
gesunde Menschenverstand der 
französischen Wähler schließlich 
begraben hat, heißt es in der 
Grabinschrift, die von den Me- 
dien des Establishments auf den 
politischen Grabstein der Front 
National gesetzt wurde. 


Was in Wirklichkeit geschah, 
war genau das Gegenteil. Immer 
mehr Franzosen wählen Le Pen, 
wie aus den Siegen seiner Partei 
bei den kürzlich abgehaltenen 
Gemeindewahlen hervorgeht. 


Bei den französischen Präsident- 
schaftswahlen im Jahr 1988 wur- 
den 15,5 Prozent der nationalen 
Wähler durch ein Manöver ent- 
rechtet, das in letzter Minute 
von der gaullistisch-kommuni- 
stisch-sozialistischen Koalition, 
die Frankreich in den letzten 45 
Jahren regiert hat, ausgeheckt 
wurde. 


Einen Monat vor der Wahl nutz- 
ten Jacques Chirac, der Gaullist, 
Georges Marchais, der Kommu- 
nist, und Francoise Mitterrand 
ihre Mehrheit in der National- 
versammlung, um das Verhält- 
niswahlsystem abzuschaffen, da- 
mit der Front National jede Ver- 
tretung in der Nationalversamm- 
lung verwehrt werden würde. 


Alle Hinterstuben-Abmachun- 
gen wurden mit den Kommuni- 
sten: getroffen. Gaullisten und 
Sozialisten leiteten Schlüssel- 
Wählergruppen durch Manipu- 
lation in die Irre, um die Kom- 
munisten für ihre Zusammenar- 
beit gegen Le Pen zu belohnen. 


Bürokraten des Establishments, 
die zur Stimmenzählung in den 
Wahllokalen eingesetzt waren, 
nahmen dazu ‘auch noch eine 
weitgehende Entwertung der 
Stimmzettel der Front National 
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Jean-Marie Le Pen will Frank- 
reich aus dem Würgegriff der 
Plutokraten und ihrer soziali- 
stisch-kommunistischen Un- 
terdrücker befreien. 


vor: Stimmen für Le Pen wurden 
mit unter den Nägeln der Stim- 
menzähler verborgenem Graphit 
angekratzt. Das französische 
Gesetz schreibt vor, daß jede 
Markierung auf einem Stimm- 
zettel diesen ungültig macht. 


Es gab auch fehlende Wahl- 
urnen, Tote, die wählten und 
Einschüchterungen von Wählern 
der Front National. Politiker 
und Bürokraten des Establish- 
ments bedrohten gewohnheits- 
mäßig Wähler, die man als An- 
hänger der Front National an- 
sah, mit Entzug der Pension, 
Steuerfahndung und alle Arten 
von Verfolgung auf sozialem 
Gebiet. 


Dies und der massive Wahlbe- 
trug führten zu einer Kette von 
Gerichtsverfahren, die jetzt in 
allen Teilen Frankreichs ausge- 
fochten werden. 


Als sich der von den Wahlen 
aufgewirbelte Staub gesetzt hat- 


te, bekamen die Gaullisten, die 
31 Prozent der Stimmen gewan- 
nen, 237 Sitze: Die Sozialisten 
mit 37 Prozent der Stimmen, er- 
hielten 274 Sitze. Die Kommuni- 
sten mit sechs Prozent, erhielten 
32 Sitze und die Front National — 
mit 15 Prozent - erhielt gerade 
einen Sitz. Das ist also der Egali- 
te-Stil des Establishments. 


Wahlbetrug aus 
politischer Angst 


Wenn man die 25 Prozent der 
Wähler berücksichtigt, die we- 
gen ihrer Abneigung gegen das 
Hose-wie-Jacke-System des 
Establishments, den massiven 
Wahlbetrug und wegen des un- 
gerechten Wahlsystems nicht zur 
Wahl gingen, dann bedeuten die 
Ergebnisse, daß mehr als 50 Pro- 
zent der Wählerschaft um ihre 
politische Vertretung betrogen 
wurde. 


Politische Analytiker haben ge- 
schätzt, daß in einer sauberen 
Verhältniswahl — einschließlich 
eines Verbots des Einsatzes der 
von der Regierung gelenkten 
Fernseh- und Rundfunkstatio- 
nen durch die Establishment- 
Parteien zur Förderung ihrer 
Wahlkämpfe und der Zwangser- 
hebung von Umsatzsteuern auf 
solche Dinge wie elektrische 
Energie, um die superreiche 
kommunistische Gewerkschaft 
CGT zu unterstützen -, hätten 
die Sozialisten Glück gehabt, 
wenn sie zehn Prozent der Stim- 
men, die Gaullisten acht Prozent 
und die Kommunisten zwei Pro- 
zent bekommen hätten. 


Die Front National hätte, würde 
man ihr den gleichen Zugang zu 
den Atherwellen zugestehen, 
über 60 Prozent der Stimmen er- 
ringen können. 


Die CGT erhält übrigens 76 Mil- 
lionen Dollar aus Steuergeldern, 
die auf öffentliche Einrichtun- 
gen erhoben werden. Mit dem 
Geld werden der hohe Lebens- 
stil der aufgeblasenen kommuni- 
stischen Funktionäre und ver- 
schiedene politische Bestechun- 
gen bezahlt. 


Es sind diese Zahlen, die dem 
Establishment so viel Angst be- 
reiten. Sie fahren darum fort, 
die Front National zu betrügen 
‚und zu beerdigen, aber sie haben 
dabei keinen Erfolg. 


In Frankreich werden alle sechs 
Jahre Gemeindewahlen abgehal- 
ten. Die örtlichen Politiker spie- 
len eine wichtige Rolle in der _ 
Entwicklung von Machtbasen 
für die höheren Regierungs- 
ämter. 


Wieder einmal wurde bei dieser 
Wahl der Front National der Zu- 
gang zu den von der Regierung 
beherrschten Medien des Estab- 
lishments verwehrt. Es wurde ei- 
ne mächtige Anti-Le-Pen-Koali- 
tion gebildet, um die Front Na- 
tional ein für allemal auszu- 
schalten. 


Sogar von der Kanzel 
wurde gehetzt 


Beispiellos in anderen Ländern, 
warnte die marxistisch-katholi- 
sche Hierarchie Frankreichs die 
Katholiken, daß sie »eine Sünde 
begehen«, wenn sie der Front 
National ihre Stimme geben. 


Desgleichen drohte der freimau- ' 
reriche_ Groß-Orient mit 
»Höchstvergeltung« gegen einen 
gaullistischen Kandidaten, der 
mit Kandidaten der Front »Be- 
günstigungen austauschen« 
würde. 


Unter dem französischen Wahl- 
system können Wähler angeben, 
welcher Partei sie vorzugsweise 
ihre Stimme geben würden, falls 
die Partei, für die sie gestimmt 
haben, verliert. Es ist bemer- 
kenswert, daß jedes einzele Mit- 
glied der Mitterrand-Regierung 
auch Mitglied des Groß-Orients 
ist, ebenso die gaullistische Füh- 
rung. 


Der Groß-Orient ist eine fanati- 
sche Geheimsekte, deren größ- 
ter Anspruch auf Ruhm auf der 
Enthauptung von mehr als einer 
Million unschuldiger Menschen _ 
beruht, nachdem er 1789 die 
Macht in Frankreich übernom- 
men hatte. Dieser Völkermord 
wird in jeder Loge des Groß- 
Orients dreimal im Jahr mit blu- 
tigem Pomp und Ritualhandlun- 
gen gefeiert. 


»Jeder haßt Le Pen, 
nur das Volk nicht« 


Die Kommunisten, die Bürokra- 
tie, das Big Business, die Me- 
dien und alle möglichen Grup- 
pierungen, die das Establish- 
ment zusammentrommeln konn- 
te, hatten sich ebenfalls der 
»Stop Le Pen«-Kabale ange- 
schlossen. 


. Frankreich 


Le Pens 
Partei lebt 


Die Medien brachten die »Nach- 
richten« in Schlagzeilen: »Jeder 
haßt Le Pen«. 


Seine Anhänger antworteten mit 
einem: volkstümlichen Lied: »Je- 
der haßt Le Pen, nur das Volk 
nicht«. 


So mußte Le Pen seinen Wahl- 
kampf unter einem allgemeinen 


Haß, dem Totschweigen und 


den Nachrufen der. Medien für 
die: Front National führen. Er 
scharte seine Anhänger in jeder 
Stadt und jedem Dorf in Ver- 
sammlungen um sich. 


Da er nicht über die verschwen- 
derischen Gelder verfügt, die 
seine Gegner den Steuerzahlern 
abgezwungen haben, erhob Le 
Pen Eintrittsgelder von jedem, 
der an seinen Versammlungen 
teilnahm. 


Die Versammlungen der Natio- 
nal Front waren stets brechend 
voll, und viele Menschen zahlten 
gerne fünfmal den Preis, um der 
Partei zu helfen. 


Dank der außergewöhnlichen 
Großzügigkeit des Volkes konn- 
te Le Pen einen aktiven Wahl- 
kampf finanzieren. Seine. Zei- 
tung »National Hebdo« konnte 
direkte Verbindungen mit der 
Wählerschaft und seinen Anhän- 
gern herstellen. 


Eingeschüchtert durch die Lob- 
by des Groß-Orients und der 
zionistischen Lobby, die be- 
haupteten, eine Stimme für die 
Front National sei eine Stimme 
für die »Gaskammer«, wurden 
die knieweichen gaullistischen 
Kandidaten gezwungen, der 
: Front National Begünstigungen 
zu verweigern. Das Ergebnis 
war, daß gaullistische Parteien in 
jeder Stadtgemeinde empfindli- 
che Verluste erlitten. 


Um das Gesicht zu wahren, ver- 
kündeten die Medien des Esta- 
blishments, daß die Sozialisten 
einen »bedeutenden Sieg« er- 
rungen hätten, eine Lesart, die 
von der amerikanischen Presse 


aufgegriffen wurde. Die »Los . 


Angeles Times« trompetete zum 
Beispiel in einer Schlagzeile: 
. »Sozialisten große Gewinner in 
französischer Gemeindewahl«. 
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‚Tatsache ist, daß die Sozialisten 
dort hineinkamen wo die Gaulli- 
sten den Kürzeren gezogen hat- 
ten. Die Gesamtstimmen waren 
niedriger für die Sozialisten, die 
Gaullisten und ihre kommunisti- 
schen Verbündeten. Die Gewin- 
ner waren die Front National 
und die Protestwähler der Grü- 
nen - eine Ökologische orientier- 
te Partei. 


Insgesamt wurden 850 Kandida- 
ten der Front National direkt in 
ein kommunales Amt gewählt. 
Der direkte Nachkomme des 
Generals Lafayette, Charles de 
Chambrun, der in der ehemali- 
gen gaullistischen . Pompidou- 
Regierung Außenminister war, 
war eine große liberale Kraft in 
der gaullistischen Hierarchie, bis 
ihn nach seinen eigenen Worten 
sein Gewissen dazu zwang, sich 


. mit dem Patrioten Le Pen zu 


vereinigen. Er wurde zum Bür- 
germeister der Front National in 
der wichtigen Stadt im Süden 
Frankreichs, St. Gilles, gewählt. 
Die Medien kanzeln diesen ehr- 
lichen politisch Liberalen seit- 


dem als »Extremisten des rech- 


ten Flügels« ab. 


Ein weiterer ehemaliger gaulli- 
stischer Liberaler, der sich schon 
früh am Wahlkampf der Front 
National beteiligte,. war Jean- 
Marie Le Chevallier, der in der 
Großstadt Toulon zum Bürger- 
meister gewählt wurde. 


“Die Front National erhielt bis zu 


35,74 der Stimmen im Süden in 
Städten wie Cagnes, und. fast 
30 Prozent in Städten wie Perpi- 
gnan, Marignane, St. Raphael 
und Sevran. 


1983 erzielten. die Gaullisten 
450 000 Stimmen in Paris; dies- 
mal bekamen sie 300 000 und 


. wurden im ganzen übrigen Land 


geprügelt. So war der in der 
Presse hinausposaunte »große 
sozialistische Sieg« lediglich auf 
die Entscheidung der Gaullisten, 
Selbstmord zu begehen, zurück- 
zuführen. 


Zum ersten Mal in 45 Jahren ist 
der Populismus jetzt eine Tat- 
sache des täglichen Lebens in 
Frankreich geworden. Vertreter 
der Populisten sind in jeder 
Großstadt und Stadt für die kom- 
menden sechs Jahre gewählt wor- 
den. Sie werden das Volk vertre- 
ten und une Frankreich 
aus dem Würgegriff der Pluto- 
kraten des Establishments und 
ihrer sozialistisch-kommunisti- 
schen Unterdrücker befreien. U] 


TOT TEE TEE TR men ame ummeran 


Südafrika 


Kooperation 
zwischen 


Terroristen 


Ivor Benson: 


Winnie Mandela, Ehefrau des inhaftierten Führers des African 
National Congress (ANC) Nelson Mandela, ist in großen Schwierig- 
keiten ebenso eine große Anzahl von linken Intellektuellen in der 
ganzen Welt, für die sie ein lebendes Symbol ihres Glaubens gewor- 


den war. 


Die sogenannte Mutter der 
Schwarzen in Südafrika wurde 
weiterhin als charismatische re- 
volutionäre Aktivistin in der 
Tradition_ von Martin Luther 
King und Che Guevara darge- 
stellt. 


Vorwürfe wegen schwerer 
Verbrechen 


Aber Südafrika scheint jetzt am 
Rand eines spektakulären und 
sensationellen Prozesses zu ste- 
hen: Winnie Mandela muß sich 
als Komplizin bei Entführung, 
Gewalttätigkeit und Mord ver- 
antworten. Vier Mitglieder des 
»Mandela United Football 
Club«, eines Aufgebots von 
mehr als 30 stämmigen jungen 
Männern mit phantasievollen 
Namen, die in Mrs. Mandelas 
riesigem Haus im schwarzen 
Stadtteil von Soweto bei Johan- 
nesburg wohnten und für sie ei- 
ne beachtliche Leibwache und 
eindrucksvolles Entourage dar- 
stellten, stehen heute bereits vor 
Gericht. 


Wiederholte Beschwerden dar- 
über außer acht lassend, daß ih- 
re Leibwachen, in Jogginganzü- 
gen, auf denen die Farben der 
verbotenen ANC zur Schau ge- 
tragen wurden, gekleidet, eine 
Schreckensherrschaft mit Ge- 
walttaten, Raub und Vergewalti- 
gung ausübten, weigerte sich 


ba 


Mrs. Mandela sogar die Gruppe 
in Zaum zu halten, Brschweige 
denn sie aufzulösen. 


Als jedoch die Polizei damit be- 
gann, die Vorwürfe schwerer 
Verbrechen gegen den »United 
Football Club« zu untersuchen, 
waren sich die Führer der 
schwarzen Gemeinde sowie die 
gesamte Bewegung »Schwarze 

Befreiung« darin einig, Winnie . 
Mandela zu verurteilen und den 
Anwohnern zu befehlen, sie völ- 
lig zu ächten. 


Dies war ein Urteil, das noch 
strenger war als das, welches 
nach den Soweto-Unruhen im 
Jahre 1976 gegen sie verhängt 
wurde, als die südafrikanischen 
Behörden sie in die kleine Stadt 
Brandfort in der Provinz Orange 
Freistaat, wo sie aufgewachsen 
war, in die Verbannung 
schickten. 


Zeugen werden einfach 
ermordet 


Zwei der Mandela-Rowdies, 
John Sitole und Jerry Richard- 
son, der als »Trainer-Manager« 
des . Fußballclubs bezeichnet 
wird, sind des Mordes an Stom- 
pie Mokhetsi, einem 14jährigen 
Jungen angeklagt, der mit drei 
anderen Jugendlichen aus einer 
Einrichtung der Methodistischen 
Kirche in Soweto entführt wor- 
den sein soll. - 
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Zwei andere Mitglieder von 


Mrs. Mandelas Leibwache er- 
schienen vor einem anderen Ge- 
richt, wo sie sich in dem Mord- 
fall eines sehr bekannten asiati- 
schen Anti-Apartheid-Aktivi- 


sten, Dr. Abu-Bakr Asvat, ver- 
antworten müssen. Der Arzt 
sollte in dem Mordfall Stompie 
Mokhetsi aussagen, wurde je- 
doch im Januar in seiner Klinik 
in Soweto erschossen. aufge- 
funden. 


ten Stompie Mokhetsi mit. 


Mokhetsi und drei andere Jun- 
gen wurden angeblich zu Mrs. 
Mandelas Haus gebracht, nach- 
dem sie. entführt worden waren. 
Ein Junge konnte jedoch ent- 
kommen, und die beiden ande- 


- ren wurden schließlich freigelas- 


sen, nachdem die Führer der ört- 
lichen Gemeinden Druck auf 
Mrs. Mandela ausgeübt hatten. 


Der Aufenthaltsort von Mokhet- 
si blieb ein Geheimnis, bis die 
Behörden sich der Fingerab- 
druck-Kataloge bedienten und 
eine stark verweste Leiche mit 
starken Stichwunden in der Lei- 
chenhalle von Soweto als die des 
Jungen identifizieren konnten. 


Mord, Verschleppung und 
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flammende Reden 


Die Polizei erhielt eidesstattliche 
Erklärungen von den drei ande- 
ren Jungen dahingehend, daß sie 
entführt und körperlich ange- 
griffen worden seien. Ihr An- 
- walt, Geof Budlender, soll ge- 
sagt haben: »Sie sagen, Mrs. 


- Mandela hat auch etwas. damit 
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zu tun«, lehnte es jedoch ab, nä- 
her darauf einzugehen. 


Mi 


ne ri ine 


Es gab noch andere Tötungen 
und verschwundene Personen, 
die in der einen oder anderen 
Weise mit den Tätigkeiten der 
Leibwache von Winnie Mandela 
in Zusammenhang stehen. Der 
jüngste dieser Vorfälle ereignete 
sich am 22. Februar, als Männer, 
die mit Sturmgewehren AK-47 
sowjetischer Bauart bewaffnet 
waren, einen Molotow-Cocktail 
in eine. Wohnung im Orlando- 
Viertel von Soweto warfen und 


Eine große Volksmenge marschiert im Trauerzug des ermorde- 


das Feuer eröffneten, wobei ein 
Mädchen getötet und mehrere 
andere Menschen verletzt 
wurden. 


Laut Polizei kann-es überhaupt 
keinen Zweifel darüber geben, 
daß der Angriff darauf abzielte, 
einen möglichen Zeugen in Pro- 
zessen auszuschalten, die jetzt 
vor südafrikanischen Gerichten 
anhängig sind. 


Das »Winnie-Problem«, wie es 
in Soweto genannt wird, nahm 
vor drei Jahren seinen Anfang 
als Mrs. Mandela bei Beerdigun- 
gen von Opfern der Gewalt 
flammende Reden hielt und die 
Jugendlichen aufforderte »mit 
ihren Streichhölzern und Hals- 
bändern« zu kämpfen. 


Dies war ein offensichtlicher 
Hinweis auf eine grausame Pra- 
xis schwarzer Guerillas, die ver- 
dächtige Informanten hinrich- 
ten, indem sie ihnen einen mit 
Benzin getränkten Autoreifen 
um den Hals legen und an- 
zünden. 


Das »necklacing« (Töten mit 
Halsbändern) war deutlich im 
Einklang mit der terroristischen 


:Politik des ACN, es wurde je- 


doch als schwerer Fehler erach- 
tet, es öffentlich als solche zu be- 
zeichnen. Die Folgerungen der 
Unehre und der sich daraus er- 
gebenden Verbannung Winnie 
Mandelas sind für diejenigen, 
die mitgeholfen hatten, ihren 
weltweiten Ruhm aufzubauen, 
bestürzend. Sie hat zahl- 
reiche '»Menschenrechts«-Aus- 
zeichnungen bekommen und 
wurde sogar zum Rektor der 
Universität Glasgow in Schott- 
land ernannt. 


Amerikanische Kongreßmitglie- 
der und europäische Politiker 
wollten alle mit Winnie foto- 
grafiert werden und in ihrem 
Ruhm als Ikone - als Figur der 
Befreiung, Freiheit und Gerech- 
tigkeit — baden. 


Die Bücher werden 
eingestampft 


Trotz der öffentlichen Aufrufe 
Winnie Mandelas nach weiterem 
»necklacing«, gelang es der libe- 
ralen Gemeinde in der ganzen 
Welt ihren Schock zu unterdrük- 
ken und so zu tun, als sei nichts 
geschehen. Aber jetzt sagen so- 
gar linksstehende Journalisten, 
die Verstoßung Winnie Mande- 
las sei vielleicht zu spät gekom- 
men, um die Anti-Apartheid- 
Bewegung davor zu bewahren, 
arg befleckt zu werden. 


Das könnte zum Beispiel den ei- 
ligen Einzug von Millionen von 
Büchern nach. sich ziehen, die 


rund um die Welt zum Verkauf 
stehen und in denen Mrs. Man- ' 


dela als öffentliche Figur darge- 
stellt wird, die kaum weniger 


“ heilig ist als Mutter Theresa. 


Die Aufdeckung der von Winnie 
Mandelas kleiner Privatarmee 
von Raubmördern ausgeübten 
Terrorherrschaft, kann nicht von 
dem fast völligen Zusammen- 
bruch der Macht und des Ein- 
flusses der United Democratic 


Front und anderer sogenannter - 


Befreiungsgruppen in den 
schwarzen Städten Südafrikas 
getrennt werden. 


Die vielen nichtweißen Bevölke- 
rungsgruppen des Landes hatten 
ihre Schwierigkeiten bei dem 
Versuch, sich modernen, markt- 
orientierten Bedingungen anzu- 
passen, aber es scheint ihnen 
endlich aufgegangen zu sein, daß 
es ihnen weit besser geht als den 
Schwarzen in den vielen angeb- 
lich demokratischen Staaten an- 


derswo auf dem afrikanischen 
Kontinent. 


Es ist kaum möglich, daß Süd- 
afrikas Schwarze nicht beein- 
druckt worden sind von den Er- 
zählungen über Bürgerunruhen 
und Hungersnot, der Flücht- 
lingsströme aus vielen dieser 
Länder sowie der Männer, die 
sich in Gruppen einschreiben 
lassen, um als Vertragsarbeiter 
in den Bergwerken des Landes 
nach Südafrika einreisen zu kön- 
nen. Es bestehen daher gute 
Gründe zu glauben, daß sich in 
den Köpfen der Bürger in den 
schwarzen Städten ein radikaler 
Wandel vollzogen hat, der die 
Position von Mrs. Mandela und 
ihrer Bande von Raubmördern 
unhaltbar macht. 


Eine heilsame 
Ernüchterung für die 
Linken 


In dieser 'neuen Situation wird 
die Polizei mehr und mehr. als 
Schützer, nicht als Unterdrücker 
gesehen. Dies würde der jüng- 
sten Welle von Tötungen und 
des Verschwindens von Perso- 
nen als Versuche erklären, die- 
jenigen zu beseitigen, die jetzt 
bereit sind, vor Gericht auszu- 
sagen. 


Es hat daher den Anschein, daß 
dies Zeiten der Ernüchterung 
sind, auch für Liberale, Progres- 

-sive und Linke und wie sie sich 
sonst nennen mögen, in der gan- 
zen Welt. 


In früheren Zeiten dieses Jahr- 
hunderts identifizierten, sich die 
Liberalen begierig mit dem ima- 
ginären politischen Zauber des 
Sozialismus, sogar in dessen ra- 
dikalster Form des Marxismus- 
Lenismus, nur um durch die 
schrecklichen Folgen überall 
dort, wo dieser Sozialismus auf 
die Erfahrungsprobe gestellt 
wurde, erschüttert und ent- 
täuscht zu sein. 


Auf genau die gleiche Weise ste- 
hen Liberale heute vor der mög- 
lichen Enttäuschung und Demo- 
_ralisierung, nachdem sie das ge- 
samte Kapitel ihrer Hoffnungen 
in etwas investiert haben, was 
von Anfang an nur eine weitere 
monströse, betrügerische Ubung 
war — ein hoch zentralisierter, 
politisch motivierter Neokolo- 
nialismus oder Imperialismus, 
der ‚sich wieder einmal als 


Kreuzzug für »Freiheit und Ge- 
rechtigkeit« maskiert. E33 


Warren Hough 


Die kürzliche Reise des sowjetischen Staats- und Parteichefs Michail 
‚Gorbatschow nach Kuba. machte einen Punkt sehr deutlich: Der 
Kommunismus ist ein sterbendes System, das schnell seine ideologi- 
sche Zugkraft wie auch seinen Druck auf Nationen, die sich derzeit 
. unter seinem Joch abmühen, verliert. 


Trotz seiner lächelnden Schau 
»sozialistischer .Bruderschaft« 
bei ihrem kürzlichen Gipfeltref- 
fen, befinden sich der sowjeti- 
«sche Parteichef und der kubani- 
sche. Diktator in der düsteren 
Welt der. . kommunistischen 
Machtpolitik auf tödlichem Kol- 
lisionskurs. 


Ein paar 
heruntergekommene 
Desperados 


Das ist die Einschätzung erfah- 
rener Experten, die den sowjeti- 
schen Führer auf seiner Reise 
nach Kuba begleiteten. »Castro 
und Gorbatschow sind ‚Meister 
in der Darbietung einer ein- 
drucksvollen Schau für die Fern- 
sehkameras«, kommentiert 
‘Allan OXley, ein‘ langjähriger 
britischer  Fernsehkorrespon- 
dent, der lange Zeit in Kuba 
lebte. 


»Aber im arbeitstäglichen Licht 
der Realität gesehen, sind sie ein 
paar heruntergekommene De- 
. ‚sperados. Gorbatschow ist pleite 
und gierig auf westliche Darle- 
hen und Verbrauchsgüter-Ein- 
fuhren, um seine Position zu ver- 
bessern. Castro, bis über beide 
Ohren verchuldet, lebt von’ der 
Hand in den Mund von kurfristi- 
gen Krediten seiner europäi- 
schen Lieferanten.« 


Politisch gehören beide Diktato- 
ren zu dem, was sie »das soziali- 
stische Lager« nennen, das heißt 
dem Sowjetblock. Aber ideolo- 
gisch vertreten sie rivalisierende 
Partei-Richtungen — das entge- 
. gengesetzte Extrem der gängi- 
. gen kommunistischen Doktrin. 
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Fidel Castro verspottete das 
von Gorbatschow daheim ge- 
förderte Reformprogramm als 
»verrückt«. Er will weiter die 
bewaffnete Revolution gegen 
die USA vorantreiben. - 


Castro ist ein unruhestiftender 
Prediger jener veralteten roten 
Religion: Er ruft zum Klassen- 
kampf, zur bewaffneten Unter- 
werfung Amerikas und im In- 
land zu einer streng von Partei- 
bürokraten kontrollierten Wirt- 
schaft auf. 


Gorbatschow muß seine 
Zeit abwarten i 


Auf der anderen Seite tritt der 
Sowjetführer für genau die ent- 
gegengesetzte Linie ein, zumin- 
dest in der Öffentlichkeit. Er 
drängt auf mehr Demokratie, 
weniger Bürokratie, und auf ein 
Ende des bewaffneten Konflikts 
auf der ganzen Linie. ‘ 


Trotz dieser weit auseinander- 


klaffenden Unterschiede in 


Sachfragen wird die straucheln- 


de kubanische Wirtschaft mit 
kräftigen sowjetischen. Hilfslie- 
ferungen, darunter große Men- 
gen an Ol, die Kuba mit Gewinn 
auf dem Weltmarkt verkauft, in 
Gang gehalten. 


Der CIA schätzt den Jahreswert 
der sowjetischen Subventionen 
an Kuba auf 6,8 Milliarden Dol- 
lar. Westeuropäische Experten 
glauben, daß der Gesamtbetrag 
niedriger, bei etwa 4,9 Milliar- 
den für 1988 liegt. 


Es ist auf jeden Fall eine be- 
trächtliche Summe, fünfmal so 
hoch wie der gesamte amerikani- 
sche Wirtschaftshilfen-Haushalt 
für ganz Mittelamerika, ein- 
schließlich El Salvador, wo Wa- 
shington einen Krieg zur Nieder- 
schlagung eines Aufstands gegen 
kommunistische Guerillas sub- 
ventioniert hat. 


»Wenn Sie sich die internen 
Realitäten ihrer Nationen be- 
trachten, dann sehen Sie, warum 
Castro und Gorbatschow trotz 
ihrer scharfen Unterschiede sich 
jetzt gegenseitig brauchen«, sagt 
Peter Hall, der für den Londo- 
ner »Economist« und andere eu- 
ropäische Finanzblätter aus der 
Karibik berichtet: 


Moskaus Subventionen 
werden gekürzt 


»Castro muß sichergehen, daß 
sein sowjetisches Rettungsseil 
nicht zerschnitten wird«, erklär- 
te Hall. »Wenn das geschähe 
oder wenn es auch nur danach 
aussähe, dann könnte er von sei- 
nen eigenen Anhängern von sei- 
nem Posten verjagt werden. Auf 
der anderen Seite kann Gorba- 
tschow, der den schwierigen Ca- 
stro gerne fallenlassen möchte, 
sich dies jetzt nicht leisten. 


Ein derartiger Bruch könnte den 
alten Kämpfern der Sowjet-Par- 
tei wie Verrat vorkommen - wie 
ein Ausverkauf eines alten Re- 
volutionären an die »Imperiali- 
sten. Gorbatschow muß seine 
Zeit abwarten.« 


Von solchen inländischen Zwän- 
gen getrieben, veranstalteten die 
beiden Stars des sowjetischen 
Umlaufkreises ihr Palaver in 
Havanna, mit dem Höhepunkt 
der Unterzeichnung eines neuen 
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Freundschaftsvertrages zwischen _ 


den beiden Regierungen. 


Wie jedoch aus Kreisen der so- 
wjetischen Delegation durchsik- 
kerte, waren die Gespräche der 
beiden Führer hinter verschlos- 
senen Türen »gespannt« und 
»beißend«, ein Spiegelbild der 
tiefen Spaltungen in der kommu- 
nistischen Sphäre in den Tagen 
ihres Untergangs. 


»Ganz gleich, was Gorbatschow. 
in der Öffentlichkeit über ‚seine 
Bewunderung für Castro als »le- 
gendäre Figur« gesagt hat, in pri- 
vaten Gesprächen machte er 
deutlich, daß die sowjetischen 
Subventionen in den nächsten 
zwei Jahren gekürzt werden, 
wahrscheinlich um die Hälfte«, 
erklärte Hall. 


Castro will Revolution 
vorantreiben 


»Castro seinerseits verspottete 
das von Gorbatschow daheim 
geförderte Reformprogramm als 
»verrückt«. Er machte klar, daß 


er die bewaffnete Revolution ge- . 


gen die »Yanguis< in Mittelame- 
rika weiter vorwärtstreiben 
wird, ganz gleich, welche besänf- 
tigenden Botschaften auch im- 
mer aus ihrem Zusammentreffen 
verlauteten.« 


Das Ergebnis für die Vereinig- 
ten Staaten ist »Aufwärmung 
der Beziehungen im Norden, 
aber fortgesetzter kalter Krieg 
im Süden«, sagte Oxley. »Die 
Bush-Regierung, die friedlich 


zugestimmt hat, daß UN-Streit- , 


kräfte in Mittelamerika Polizei- 
dienste leisten dürfen, wird jetzt 
herausfinden, wie gut Eine- 
Welt-Streifen gegen die Art von 
rücksichtsloser kommunistischer 
Unterwerfung sind, die von Ca- 
stro praktiziert wird.« 


Die Frage bleibt jedoch beste- 
hen, wie lange Castro es mit sei- 
nen angespannten Subventionen 
von der Sowjetunion und bei 
dem Trend weg von der harten 
Linie der stalinistischen Regie- 
rungsform in den kommunisti- 


schen Ländern noch mauz - 


wird. 
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Vie 


Das Ende _ 
der Monroe- 
Doktrin 


G. Russell Evans 


Kaum von der Weltöffentlichkeit bemerkt, hat sich der Kreis der 
Monroe-Doktrin jetzt geschlossen. 1823 warf Amerikas Präsident, 
der hitzköpfige James Monroe, mit seiner kühn verkündeten Mon- 
roe-Doktrin, Amerika für Amerikaner, die fremden Kolonisatoren 
praktisch aus der westlichen Hemisphäre hinaus. Aber 1989, 166 
Jahre später, schweigt Amerikas 41. Präsident, George Bush, prak- 


tisch in einer Zeit, in der die ausländischen Kolonisatoren, ein- . 


schließlich die Sowjets, zurückkommen und die Vereinigten Staaten 
aufgefordert werden, bitte zur Seite zu treten. 


James Monroe führte eine kleine 
Weltmacht, Bush führt eine Su- 
permacht. Erinnern wir uns: Die 
Monroe-Doktrin war ursprüng- 
lich gegen die Russen gerichtet, 
als 1823 die Streitkräfte des Za- 
ren Alexander I. zur Bucht von 
San Francisco drängten. Am 2. 
Dezember erklärte Monroe: 
»Die amerikanischen Kontinen- 
‘ "te werden von nun an nicht mehr 
als Gegenstand für weitere Ko- 
lonialisierung betrachtet.« 


- US-Hegemonie über die | 


. Region ist beendet 


Die Doktrin bestand weiter und 
später wurden Ableitungen hin- 
zugefügt, zum Beispiel: Keine 
Gebietsabtretungen und keine 
Grenzverschiebungen durch eu- 
ropäische Systeme. 


. Ist diese erfolgreiche Außenpoli- 
tik nun zu den Akten gelegt wor- 
. den? Bewaffnete Truppenkon- 
tingente aus Spanien, der Bun- 
desrepublik Deutschland und 
den Niederlanden werden wahr- 
scheinlich bald unter der Flagge 
, der Vereinten Nationen nach 
“ Mittelamerika kommen, um 
= »die US-Hegemonie über die 
: Region :zu beenden« und dem 
Frieden und der Demokratie ei- 
. ne Chance zu geben. 


. Dies alles wird behauptet auf die 
=; Vermutung hin, daß die kommu- 
 nistischen Sandinistas, die wirk- 

lich destabilisierenden Elemente 


‚in Mittelamerika, vor allem in. 


- Nicaragua, freie Wahlen zulas- 


sen und die Macht übergeben, 
wenn sie bei künftigen Wahlen 
verlieren. 


Das zehnjährige Doppelspiel der 
Sandinistas beweist die Nichtig- 
keit eines solchen Plans, ganz 
von der historischen Wahrheit 
abgesehen, daß Kommunisten 
niemals die Macht friedlich 
übergeben. Unzweifelhaft macht 
die Drohung der Sandinistas mit 
der »Revolution ohne Grenzen« 
die Nachbarstaaten äußerst 
nervös. 


Trotzdem, wie oft müssen die 
Präsidenten von Costa Rica, El 
Salvador, Honduras und. Guate- 
mala noch von Daniel Ortega 
zum Narren gehalten werden, 
bevor sie lernen, ihm nicht zu 
trauen? Oder werden sie in den 
Zustand einer Art lateinameri- 
kanischen Finnlandisierung ver- 
setzt? . 


Sieben Jahre lang waren die Prä- 
sidenten in dem marktschreie- 
risch 
Contadoras, das Nicaragua de- 
mokratisieren sollte, die Bauern 
auf dem Schachbrett. Und zehn- 
mal lief Ortega davon, als der 
Ausbruch des Friedens unmittel- 
bar bevorstand. 


Aber die Präsidenten versuchten 
es immer wieder, noch achtmal. 
Sie hatten 1986 ein Gipfeltref- 
fen: Versprechungen, keine Er- 
gebnisse. Die zweite Gipfelkon- 
ferenz im August 1987 brachte 
den Oscar-Arias-Friedensplan 
hervor mit Versprechungen von 


ropagierten Spiel der, 


freien Wahlen und Demokratie 
für Nicaragua innerhalb gewisser 


_ Zeitspannen, die fallengelassen 


wurden, wie es Ortega paßte, 
und zu Zeitpunkten, als er dabei 
war, etwas Macht zu verlieren. 


Entwaffnung der 
Freiheitskämpfer 


Nichtsdestoweniger brachte er 
dem Präsidenten von Costa Rica 
den Friedensnobeipreis ein. 


Auf dem dritten Gipfeltreffen 
im Januar 1988 wurde ein viertes 
Gipfeltreffen für August 1988 
vereinbart. Nach fünf Vertagun- 
gen fand das vierte Gipfeltreffen 
Mitte. Februar 1989 statt, und es 
wurde eine gemeinsame Erklä- 
rung abgegeben, die für Februar 
1990 freie Wahlen in Nicaragua, 
Entwaffnung und Rückführung 
der Freiheitskämpfer nach Nica- 
ragua oder in Drittländer sowie 


UN-Hilfe zur Durchführung die- - 


ser Ziele vorsieht. 


Der Ausblick für diese Freiheits- 
kämpfer ist trübe. Daniel Ortega 
wird Präsidentschaftskandidat 
sein. Und die Skepsis überwiegt: 
Der amerikanische Vizepräsi- 
dent Daniel Quayle rief nach 
»Taten, nicht Worten«. 


Der US-Außenminister James 
Baker warnte vor »Versprechen, 
die Nicaragua schon einmal ge- 
macht habe«, während Adolfo 
Calero, der Führer der Wider- 
standskämpfer, auf Zeichen 
wartete, daß Ortega »es mit der 
Demokratie ernst meint«. 


Nicaraguas Armee, die größer 
ist als die Armeen aller anderen 
mittelamerikanischen Staaten 
zusammen, wird intakt bleiben. 
Und Außenminister Miguel 
D’Escoto erklärte, daß die Frei- 
heitskämpfer »sich damit abfin- 
den sollten, mit einer Sandinista- 
Regierung zu leben«. Wie ist es 
unter diesen Umständen mög- 
lich zu glauben, daß freie Wah- 
len, Menschenrechte und Demo- 
kratie jemals nach Nicaragua 
kommen werden? 


Welch eine Ironie, daß die Ver- 
einigten Staaten in den Hinter- 
grund treten, um der buchstäbli- 
chen Verschrottung ihrer größ- 
ten außenpolitischen Initiative - 


der Monroe-Doktrin - zuzu-. 


schauen. 


Die Präsidenten der fünf mittel- 
amerikanischen Staaten wollen 


eine »Befriedigungsstreitmacht«, 
die in ihren Gemeinden Polizei- 
dienste leisten und mithelfen . 
soll, die nicaraguanischen Frei- 
heitskämpfer zu entwaffnen und 
sie aus ihren Lagern in Hondu- 


' Tas zu vertreiben - insgesamt ge- 


sehen eine Katastrophe für die 
Freiheitskämpfer, 
streben, ihr Land aus der kom- 
munistischen Versklavung zu be- 
freien. 


Diese Niederlage für die USA 
wird noch verschlimmert durch 
die aus 12 Nationen bestehende 
Europäische Gemeinschaft und 
deren »unzweideutige Unter- 
stützung« für Arias’ Friedens- 
plan - alles festgelegt auf der 
kürzlich ‚stattgefundenen Konfe- 
renz von San Pedro Sula, Hon- 
duras. Die Europäer schlagen ei- 
nen Mittelamerikanischen Ge- 
meinsamen Markt vor, ähnlich 
ihrem Europäischen Gemeinsa- 
men Markt. 


Niemandem gefällt diese »Ver- 
treibung der Yanquis besser als 
Manuel Antonio Norfern, Pana- 
mas Diktator, ein in den USA 
unter Anklage stehender illega- 
ler Drogenhändler und angehen- 
der Lord des Panama-Kanals, 
der die globale Strategie lobte. 


Die Medien schweigen 
über die Entwicklung 


Während die Bush-Regierung 
mit der Ernennung eines stell- 
vertretenden Außenministers 
für inneramerikanische Angele- 
genheiten zögert, ist eine feste 
amerikanische Mittelamerikapo- 
litik überhaupt nicht vorhanden, 
und die Europäer sind dabei, 
den Leerraum auszufüllen. 


Tim Coone von der britischen 
»Financial Times« schrieb: »Das 
Beste, was die Bush-Regierung 
jetzt tun kann, ist, den Europä- 
ern eine Chance zu geben, die 
Krise der Region zu lösen.« 


Diese schändliche Verschrot- 
tung der Monroe-Doktrin, der 
Vorstoß ehemaliger Kolonisato- 
ren nach Mittelamerika und die 
Bedrohung für den Panama-Ka- 
nal, den größten strategischen 
Wasserweg der Welt, wurden 
der Weltöffentlichkeit ver- 
schwiegen. Die Medien haben 
ihre eigenen Gründe für ihr Still- 
schweigen, aber was ist mit 
Bush? Die Erfahrung lehrt, daß 
die Monroe-Doktrin die beste 
Politik für Amerika ist. u 
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ie danach : - 


Öl Inoient die 


Welt 


. Martin Mann 


Lateinamerikanische Politiker, die sich lange und intensiv in Was- 
hington um amerikanische Hilfe bemühen, um damit die Drogengei- 
Bel zu bekämpfen oder die erdrückenden Auslandsschulden etwas zu 
lindern, haben meist keinen Erfolg. Wollen sie jedoch in den Verei- 
nigten Staaten Erfolg haben und gehört werden, dann gibt es ein 


Zauberwort: Öl. 


US-Präsident George Bush, der 
lange damit zufrieden war, einen 
»Krieg gegen die Drogen« zu 
führen, der. meistens rhetorisch 
war, trifft in aller Stille Vorkeh- 
rungen, um Mannschaften einer 
Sondereinheit (Special Forces) 
nach Peru, einem Hauptschau- 
platz der Drogenszene, zu beor- 
dern. 


ee Olquellen 
können alles verändern 


Aber dieser Schritt wurde kei- 
neswegs ausgelöst durch den 
steigenden Mißbrauch von unge- 
setzlichen chemischen Substan- 
zen oder durch die Welle des 
Verbrechens, die diese hervor- 
rufen. Die verborgene Substanz 
hinter der Entscheidung, militä- 
rische Kräfte zu mobilisieren, ist 
weder Kokain noch Marihuana 
noch Heroin: Es ist Ol. 


»Wie schnell sprudelnde Olquel- 
len alles verändern können«, 
stellte Patricio Aguirre Vargas, 
ein ehemaliger peruanischer 
Konsulatsbeamter fest, der heu- 
te leitender Export- Import- -An- 
gestellter in New York ist. »Wir 
wissen schon seit 20 Jahren, daß 
Peru reiche Vermögenswerte an 
Erdöl besitzt. Die Schwierigkeit 
bestand darin, daß wir sie nicht 
finden konnten.« 


Die Probleme verstärkten sich 
im Jahre 1973, als ein linkslasti- 
ges Militärregime sich dazu ent- 
schloß, alle Mineralvorkommen 
Perus zu enteignen und die ame- 
rikanischen Olgesellschaften 
hinauszuwerfen. In den darauf- 
folgenden Jahren, sagt Hinton 
Wellman, ein Wall Street-Ex- 
perte, der Olaktien beobachtet, 
ging das Bohren zurück. Es wur- 
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Alan Garcia stellt nur noch 
zehn Prozent der Einnahmen 
seines Landes für den Schul- 
dendienst bereit. 


de keines von Perus vielverspre- 
chenden Olfeldern ausgemacht. 


Ein Goldrausch ist 
ausgebrochen 


Aber im vergangenen Jahre stie- 
ßen Bohrmannschaften, die für 
die Occeidental Petroleum Cor- 
poration arbeiten, die von dem 
listigen internationalen Milliar- 
där Armand Hammer geleitet 
wird, auf reiche Ölquellen im 
Amazonengebiet Perus. Sowohl 
Hammer (der unter einer vor- 
läufigen Lizenz nach Ol suchte) 
als auch der peruanische Präsi- 
dent Alan Garcia schwiegen 
über die Entdeckung. 


Aber innerhalb von Monaten , 


schickten Shell, Exxon und BP 
Vorausmannschaften und Lob- 
byisten nach Peru, um dort für 
Bohraufträge zu werben. 


»Der : »Flüssiggold-Rausch«< ist 
ausgebrochen«, sagte Wellman, 
"»und er schafft eine völlig neue 
Situation. Die Vereinigten Staa- 
ten und Peru tanzen plötzlich 
beide nach einer gemeinsamen 
Melodie.« 


Garcia, ein kampferprobter Re- 
former, der häufig die amerika- 
nische Schuldenpolitik verurteil- 
te und die Zinszahlungen seines 
Landes an die Großbanken ein- 
stellte, sendet einen Strom von 
Botschaftern nach Washington, 
die sich dort einschmeicheln sol- 
len. Ihnen wird im Weißen Haus 
ein wärmerer Empfang zuteil als 
irgend welchen anderen latein- 
amerikanischen Emissären, ver- 
lautet aus gut unterrichteten 
Kreisen. 


Die Banken an der Wall Street 
und ihr weltweiter Vollstrecker, 
der Internationale Währungs- 
Fonds (IWF), die von Anfang 
an, seitdem Garcia das Finanz- 
wesen seines Landes verstaat- 
lichte, Peru boykottiert und sei- 
ne taumelnde Wirtschaft sabo- 
tiert haben, pfeifen nun eine an- 
dere Melodie. 


Liebesbotschaften von den 
ankern 


»Uns. werden herzliche Fühler 
von der Wall Street entgegenge- 
streckt, und der IWF sendet uns 
Liebesbotschaften«, berichtet 
Aguirre. »Das US-Verteidi- 
gungsministerium, das unsere 
wachsende Guerilla- und Dro- 
genkrise seit Jahren ignoriert, 
redet darüber, uns eine reale 
Hilfeleistung zukommen zu 
lassen.« 


Und das nicht zu früh, versicher- 
ten diese Kenner der Szene. 
Zermürbendes Elend, sich aus- 
breitende Arbeitslosigkeit und 
eine Volkswirtschaft, die statt zu 
wachsen (wie die Gläubigerban- 
ken vorauszusagen pflegten) 
jetzt um erschreckende zehn 
Prozent pro Jahr schrumpft, rie- 
fen eine mächtige marxistisch-le- 
ninistische Guerilla-Bewegung 
in Peru ins Leben. Den »Kühl- 
schrank-Kommunismus« sowje- 
tischen Stils verachtend, nehmen 
sich diese Rebellen, die als Sen- 
dero Luminoso (Leuchtender 
Pfad) bekannt sind, Mao Tse- 
tung und seine radikalsten An- 
hänger zum Vorbild. 


Und was noch bedeutsamer ist, 
die Guerilla-Streitkräfte haben 


et ee ee 


eine funktionierende Allianz mit 


mehrere Millionen schweren 
Drogenpflanzern geschlossen, 
die die Weite des oberen Hualla- 
ga-Tals Perus in die reichste Ko- 
kain-Quelle der Welt verwandelt 
haben. 


»Peru geht den gleichen Weg 
wie Kolumbien: Wo immer die 
Guerillas sich mit den Drogen- 
lords vereinigen, sind sie die 
oberste Macht im Lande«, sagt 
Aguirre. 


Um die weitgehend trägen - 
und, wie aus Geheimdienstkrei- 
sen verlautet, äußerst korrupten 
— peruanischen Streitkräfte dazu 
zu bewegen, gegen diese Bedro- 
hung aus der Doppelflinte vor- 
zugehen, stellt das US-Verteidi- 
gungsministerium eine Spezial- 
truppe zur militärischen Hilfelei- 
stung zusammen, die in Peru 
ausschwärmen soll. 


Mit dem Segen des 
US-Kongresses 


Eine kleine amerikanische Mili- 
tärmission, die nach solchen 
Richtlinien arbeitet, ist bereits in 
Bolivien aktiv, wo sie eine par- 
amilitärische Drogenbekämp- 
fungs-Streitmacht, bekannt als 
UMOPAR, zusammengestellt 
und ausgebildet hat. Im vergan- 
genen Februar empfahl ein Be- 
richt des House Committee on 
Foreign Affairs (Ausschuß des 
Repräsentantenhauses für Aus- 
wärtige Angelegenheiten) eine 
Kampfrolle für diese Green Be- 
rets, und es wurde angeregt, daß 
»ihnen gestattet werden sollte, 
UMOPAR-Einheiten bei ihren 
Einsätzen gegen Drogenbanden 
zu begleiten und sie zu unter- 
stützen«. 


Diese militärischen Schritte wer- 
den darüber hinaus keinen Wi- 
derstand im US-Kongreß finden 
und nicht so etwas wie die ver- 
hängnisvolle Boland-Gesetzes- 
änderung hervorrufen, die den 
Widerstand in Nicaragua zum 
Scheitern verurteilte. 


»Der Kongreß wird unseren pe- 
ruanischen Einsatzgruppen 
nichts anderes als seinen Segen 
nachsenden«, sagt Clement. 
»Der Unterschied liegt darin, 


daß, während der Feldzug sich 


vorgeblich gegen Drogen und 
Terrorismus richtet, er in Wirk- 
lichkeit eine von der Zeit gehei- 
ligte Art von Expedition ist: die 
Eroberung des Öls.« DJ 
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Israel 


Der Preis 
des Friedens 


Mark Lane 


Die Grundfrage, bei der alle Parteien, die an dem israelisch-palästi- 
nensischen Konflikt beteiligt sind, sich die erdenklichste Mühe 
geben, nicht darüber zu sprechen, ist die der finanziellen Kosten 
einer vorgeschlagenen Friedensregelung. 


Schließlich ist der Frieden nicht 
billig, zumindest soweit dies Is- 
rael und seine Nachbarn betrifft 
- wie die Abkommen von Camp 
David gezeigt haben. Seitdem 
Israel und Agypten den jetzt be- 
reits historischen Friedensver- 
trag vor zehn Jahren unterzeich- 
neten, haben die amerikani- 
schen Steuerzahler mehr als 60 
Milliarden Dollar an Militär- 
und Wirtschaftshilfe an die bei- 
den Länder abgezahlt, um den 
. von US-Präsident Jimmy Carter 
. im Namen des Friedens im Na- 
hen Osten eingegangenen Ver- 
-pflichtungen nachzukommen. 


- Die PLO konzentriert 
. sich auf die Amerikaner 


Sollte eine neue Friedensrege- 
lung zur Gründung eines unab- 
hängigen oder scheinbar unab- 
hängigen _ Palästinenserstaates 
führen, dann werden dessen 
wirtschaftliche Bedürfnisse der 
erste Punkt auf der Tagesord- 
- nung seiner neuen Führung sein. 
Auch Israel selbst wird sich neu- 
en wirtschaftlichen Herausforde- 
rungen gegenübersehen, die sich 
aus Änderungen seiner Verteidi- 
gungsstrategie sowie aus dem 
Verlust seines Zwangsmarktes 
für Palästinenser in den besetz- 
ten Gebieten und seiner Haupt- 
quelle billiger Arbeitskräfte er- 
geben. 


Trotz des kürzlich erfolgten Ein- 
dringens der Sowjets in das Ho- 
heitsgebiet der Nahost-Friedens- 
stiftung spielen die. Vereinigten 
Staaten immer noch weit und 


breit die Hauptrolle in der Re- . 


gion. Während der jüngsten Ge- 
“ spräche in Washington mit dem 
amerikanischen Außenminister 
James Baker erhielt der israeli- 
». sche Außenminister Mosche 

: Arens von Baker und US-Präsi- 
dent George Bush die Zustim- 


mung, daß beide Länder sich be- 
mühen sollten, alle Vorstöße 
zum Frieden in der Region zu 
koordinieren. Der israelische 
Premierminister Yitzhak Shamir 
wird hoffentlich bald seine Pläne 
für eine Friedensinitiative be- 
kanntgeben. 


Die PLO ihrerseits betrachtet 
die USA als beherrschende 
Macht in der Region. Khaled al- 
Hassan, einer von Arafats eng- 
sten Mitarbeitern, sagte im Ja- 


nuar dieses Jahres zu einer ägyp-. 


tischen Zeitung, daß »Israel 
nicht die. Hauptseite in dem 
Konflikt ist... Wir konzentrie- 
ren uns mehr auf die Amerika- 
ner als auf die Israelis.« 


Bei seinem jüngsten Zusammen- 
treffen mit Arens bestätigte Ba- 
ker noch einmal die amerikani- 


sche Verpflichtung Israel gegen- 


über und meinte, die amerikani- 
sche Regierung sei »verpflichtet, 


die historische amerikanisch-is- 


raelische Partnerschaft fortzu- 


:setzen und alles zu tun, um Is- 


raels Sicherheit und wirtschaftli- 
ches Wohlergehen zu gewährlei- 
sten«. 


Die Abkommen von Camp Da- 
vid, die von dem damaligen is- 
raelischen Premierminister Me- 
nachem Begin und dem ägypti- 
schen Präsidenten Anwar Sadat 
unterzeichnet wurden, waren für 
beide Länder von immensem 
Vorteil, wenn sie auch weniger 
vorteilhaft waren für die politi- 
sche Zukunft Sadats, der für sei- 
ne Friedensbemühungen von 
Attentätern aus seiner eigenen 
Armee ermordet wurde. 


Beiden Ländern wurden riesige 
Aufstockungen der Hilfeleistun- 
gen aus den Vereinigten Staaten 
und Israel der Segen einer neu- 


tralisierten Grenze zuteil, wo-. 


| durch sich die Zahl der Fronten 


verringerte, an denen ein zu- 
künftiger Endkrieg mit den Ara- 
bern geführt wird. Die Abkom- 
men befreiten Begin auch von 
seiner Invasion in den Libanon, 
die die ganze Zeit hindurch sein 
Ziel gewesen zu sein scheint. Es 


waren die chaotischen Zustände 


im Libanon, hervorgerufen 
durch das Hineinströmen palä- 
stinensischer Flüchtlinge aus 
Jordanien, und die wachsende 
Stärke der PLO, die seinerzeit 
für Israel die schwerste Bedro- 
hung darstellten. 


Camp-David-Abkommen 
als Vorbild 


Daß Camp David als Modell für 
eine zukünftige Friedensverein- 


.barung zwischen Israelis und Pa- 


lästinensern sein könnte, ma- 
chen Anzeichen deutlich, daß 
mindestens ein Aspekt jener 
Abkommen wieder -eine Rolle 
spielen wird - nämlich die Zah- 
lungen aus der amerikanischen 
Staatskasse an die kriegerischen 
Parteien. 


Man achte’ auf Stimmungen in- 
nerhalb des ' amerikanischen 
Kongresses. Stets sklavisch in 
seiner Hingabe zum Wohlerge- 
hen Israels - die so lächerlich 
weit geht, daß er dessen Wün- 
sche voraussieht und schon er- 
füllt, bevor sie von den Israelis 
selbst artikuliert werden — wird 
der Kongreß bestimmt jedem 


'Friedensplan zustimmen, der in 


irgendeiner Weise Israels Sicher- 
heitsbedürfnissen oder seiner 
Wirtschaft dient. 


Da ist auch noch die Tatsache, 
daß Israels Wirtschaft jetzt am 
Boden liegt. Israel ist abhängig 
von amerikanischer Hilfe, die 
jetzt zwölf Prozent von Israels 
Bruttosozialprodukt in Höhe 
von 33 Milliarden Dollar aus- 
macht. Diese Ziffer von zwölf 
Prozent schließt den Wert der 
indirekten Hilfe, wie Schulden- 
erlasse, Militärverträge mit dem 


amerikanischen Verteidigungs- ' 


ministerium und Finanzhilfe von 
der amerikanisch-jüdischen Ge- 
meinde, ein. 


Gründung einer Nahost- 
Entwicklungsbank 


Großartige »Reformmaßnah- 
men« werden täglich von israeli- 
schen Beamten losgelassen und 
besprochen; einige davon wur- 


.den sogar in die Tat umgesetzt, 


darunter das scharfe Vorgehen 
gegen Anpassungen an die Le- 


benshaltungskosten und Preis 


auftriebe, bei dem Versuch die 
Inflationsspirale in Grenzen zu 
halten. Aber es ist klar, daß bald 
was getan werden muß, um die 
Katastrophe abzuwehren, und 
die beste Gelegenheit, verstärk- 
te Hilfeleistungen herauszu- 
schinden, die sich irgendwann in 
naher Zukunft bieten wird, ist 
natürlich eine Friedensregelung 
mit den Palästinensern. 


In der Tat, der Grundstein für 
einen amerikanischen Marshall- 
Plan im Nahen Osten ist bereits 
gelegt worden. Der Abgeordne- 
te Wayne Owens hat einen Ge- 
setzentwurf zur Gründung einer 
Middle East Development Bank 
(Nahost-Entwicklungsbank) ein- 
gebracht. Der Zweck dieser 
Bank wäre es, die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit unter den Na-“ 
tionen des Nahen Ostens zu pfle- 
gen, und dies könnte durch die 
Finanzierung ‘von’ Joint-venture- 
Projekten durch diese Bank ge- 
schehen. Die Bank würde auch 
als Leitung für amerikanische 
Hilfe dienen, die von allen Mit- 
gliederländern der Bank ver- 


- wendet wird. 


Obwohl Owens ein Neuer in der 
Nahost-Szene ist, ist sein Plan ei- 
gentlich das Input von mehreren 
Mitgliedern des US-Kongresses. 


Das Modell für seinen Plan sind 
die Joint-venture-Projekte zwi- 
schen Israel und Agypten, die 
sich aus den Abkommen von 
Camp David ergeben. Die bei- 


‚den Nationen haben in den zehn 


Jahren, seitdem die Abkommen 
in Kraft sind, fast 30 bilaterale 
Vereinbarungen unterzeichnet, 
die sich vom wissenschaftlichen 
bis zum kulturellen Verkehr er- 
strecken und auch eine Reihe 
von wirtschaftlichen Abmachun- 
gen umfassen. 


Es gibt keine Möglichkeit abzu- 
schätzen, was es die amerikani- 
schen Steuerzahler kosten wird, 
im Nahen Osten eine Friedesre- 
gelung zustande zu bringen, si- 
cher ist aber, daß es sehr, sehr 
viel kosten wird, da für beide 
Seiten viel auf dem Spiel steht. 


Nahost-Journal 
Mossad-Chef 


trittin den 
Ruhestand 


Nahum Admoni trat vor weni- 
gen Wochen auf einer stillen Fei- 
er, der auch Premierminister 
Yitzhak Shamir beiwohnte, von 
seinem Posten als Chef des Mos- 
sad, des israelischen Geheim- 
dienstes, zurück. Admoni, des- 
sen Identität bei dieser Rück- 
trittzeremonie bekannt wurde, 
war Berufsoffizier, studierte in 
den fünfziger Jahren an der Uni- 
versity of California und in Ber- 
keley, diente in den sechziger 
Jahren und wieder in den siebzi- 
ger Jahren in Washington als 
Verbindungsoffizier zum CIA. 
Er arbeitete unter drei israeli- 
schen Premierministern: Mena- 
chem Begin, Shimon Peres und 
Shamir. U 


Weniger Geld 
für neue 


Siedlungen auf 
der West Bank 


So seltsam es auch zu sein 
scheint, es gab kürzlich mehrere 
Hinweise darauf, daß die Ver- 
treter der harten Linie der israe- 
lischen Politik in den besetzten 
Gebieten, vor allem in der West 
Bank, gegenüber den rebelli- 
schen Palästinensern eine weni- 
ger konfrontative Haltung ein- 
nehmen. Ob die neue Annähe- 
rung ein echter Versuch, die 
Spannungen zu lösen oder ledig- 
lich ein zeitweiliger Schritt ist, 
die amerikanische Bush-Regie- 
- rung zu besänftigen, ist noch 
nicht klar. 


Jedenfalls hat der. israelische 
Verteidigungsminister Yitzhak 
Rabin bestätigt, daß die Armee 
in den letzten Wochen davon 
Abstand genommen habe, Stütz- 
punkte des Fatah-Flügels der 
PLO im südlichen Libanon an- 
zugreifen. Fatah ist der Haupt- 
bestandteil der PLO und wird im 
Gegensatz zu anderen Teilen, 
die unter dem Kommando von 
radikaleren PLO-Führern ste- 
hen, vom PLO-Vorsitzenden 
Yasser Arafat geleitet. Letztere 
Gruppen werden weiterhin von 
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israelischen Streitkräften ange- 


griffen, sagte Rubin, weil sie für 
Guerilla-Übergriffe gegen Israel 
verantwortlich sind. 


Außerdem sagte der israelische 
Kommandeur in der West Bank, 


. Generalmajor Amram Mitzna, 


daß sich seine Truppen unter ei- 
ner neuen Politik, die darauf 
ausgerichtet sei, Konfrontatio- 
nen zu vermeiden, aus vielen 
Dörfern. heraushalte, Ein Be- 
weis dafür, daß diese Politik 
funktioniert, sagte er, ist die 
Tatsache, daß sich die Verluste 
der palästinensischen Zivilbevöl- 
kerung in den letzten Wochen 
verringert haben. 


Mittlerweile sind die Pläne zur 
Errichtung neuer Siedlungen in 
der West Bank verlangsamt wor- 
den. Shamirs ursprüngliche For- 
derung nach 60 Millionen Dollar 
in diesem Jahr für Siedlungsent- 
wicklung wurde von Finanzmini- 
ster Shimon Peres um die Hälfte 
gekürzt. Einige dieser Gelder 
werden verwendet, um die be- 
stehenden Siedlungen zu ver- 
stärken, wodurch der für neue 
Siedlungen zur Verfügung ste- 
hende Betrag weiter verringert 
wird. 


Nicht alle 
Juden werden 


Doktoren 


Eine kürzliche Ausgabe der 
»Los Angeles Times« brachte ei- 
ne Anzeıge, die eine große Zahl 
von Mitgliedern der dortigen jü- 
dischen Gemeinde schockierte. 
In der Anzeige mit dem reiße- 
risch aufgemachten. Foto eines 
verwahrlosten heimatlosen Man- 


nes, der auf einem Kissen zu- 


sammengeknüllter Zeitungen 
schläft, heißt es in fetten Buch- 
staben: »Nicht alle Juden wach- 
sen auf, um Doktoren zu 
werden.« 


Erstaunlicherweise wurde die 
halbseitige Anzeige vom Jewish 
Federation Council of Greater 
Los Angeles (Rat des Jüdischen 
Bundes von Groß-Los Angeles) 
aufgegeben und war der Anstoß 
zu der jährlichen Geldsamm- 
lungs-Kampagne des Bundes zu- 
gunsten des United Jewisch Ap- 
peal (UJA). Als erster in einer 
Serie von acht Anzeigen ist sie 
Teil einer gewagten und kontro- 
versen Kampagne, die das her- 
kömmlich Israel-orientierte Vor- 


ehen des UJA bei Geldeintrei- 
ungen auf den Kopf stellt. 


Die Anzeigen sind über einen 
längeren Zeitraum geplant und 
heben die Bedürfnisse der örtli- 
chen Gemeinde hervor, wie Für- 
sorge für die Armen und Alten, 
die Beschaffung von Wohnun- 


gen für Menschen mit niedrigem 


Einkommen und billige Kinder- 
horte, sowie von Geldern für die 
Absorbierung sowjet-jüdischer 
Einwanderer. 


Eine der gewagteren Anzeigen 
zeigt eine böse zugerichtete und 
geschundene Frau, die ein ver- 
ängstigtes Kind mit weit aufge- 
rissenen Augen in die Höhe hält. 
Die Unterschrift lautet: »Nicht 
alle jüdischen Frauen werden 
wie Prinzessinnen behandelt!« 


Nur eine der Anzeigen legt den 
Schwerpunkt auf Israel und trägt 
eine nicht ganz positive Bot- 
schaft: »Amerikanische . Juden 
sind verschiedener Meinung 
über Israels Politik, nicht über 
seine Existenz!« 


Bis zu diesem Jahr beruhte die 
herkömmliche Weisheit des Jü- 
dischen Bundes in den USA auf 
der Annahme, daß Juden ihren 
Beitrag zum UJA weitgehend 


zur Unterstützung Israels lei- 


sten. So wurden Bedürfnisse der 
Gemeinden stillschweigend im 
Huckepackverfahren mit Aufru- 
fen zur Finanzierung des Juden- 
staates verbunden. 


Aber diese Denkweise ändert 
sich langsam, vor allem im Ge- 
biet von Los Angeles. Aus Infor- 
mationen des Jüdischen Bundes 
ist zu erfahren, daß mindestens 
70 Prozent der fast 600 000 Ju- 
den, die im Bereich der Metro- 
pole leben, keiner Synagoge 
oder jüdischen Organisation an- 
gehören. Um die Aufmerksam- 
keit dieser ungebundenen Juden 
zu erwecken, glaubt der Vor- 
stand des Jüdischen Bundes, daß 
sie örtliche und dringende Fra- 
gen hervorheben müssen, mit 
denen sich die weniger Israel- 
orientierten Juden bereitwilliger 
identifizieren können. 
»Wir versuchen schon seit vielen 
Jahren, ungebundene Juden an- 
zusprechen und sie in die Ge- 
meinde hineinzuziehen«, sagte 
der dortige Präsident des Jüdi- 
schen Bundes George Caplan 
zum »Los Angeles Jewish Jour- 
nal«. »Wir wollen eine wirksame 


Werbung leisten, keck sein und 


Aufmerksamkeit auf uns len- 


ken. « 


Der Anzeigenredakteur Gary 
Wexler meinte, daß die Kam- 


pagne auf junge Professionelle - 


abgezielt sein wird, die norma- 
lerweise lieber für »Rettet die 
Wale« oder für die Einschrän- 
kung des Waffenbesitzes spen- 
den als für den UJA. 


In dem neuen Werbefeldzug, 
der etwa 300 000 Dollar kosten 
wird, sind Anzeigen im »Wall 
Street Journal«, »U. S. News & 
World Report« und »Sport Illu- 
strated« wie auch in Lokalzei- 
tungen vorgesehen. Die Anzei- 
gen sollen auch an schätzungs- 


weise 55 Bushaltestellen in Los . 


Angeles angeschlagen werden, 
und in der Passah-Woche wur- 
den Rundfunkversionen des An- 
zeigentextes ausgestrahlt. J 


Rabbi Meir 
Kahane und 
die Kach- 
Partei 


Der ehemalige amerikanische 
Rabbi Meir Kahane und seine 
radikale Kach-Partei, obwohl in 


Israel verboten, ziehen weiter- - 


hin Anhänger aus der jüdischen 
Gemeinde in den Vereinigten 
Staaten an. Sol Margolis, ein 
Rechtsanwalt aus Maryland und 
ehemaliger Schatzmeister der 
United Jewish Appeal Federa- 
tion von Groß-Washington, wur- 
de zum ersten Vorsitzenden des 
amerikanischen Zweiges der 
Kach-Partei gewählt. Margolis 
sagt, er wird im Land umherrei- 
sen, um in Universitäten Vorträ- 
ge zu halten, Studentengruppen 
zu organisieren und Gelder für 
die Israel-Aktivitäten aufzu- 
treiben. 


»Ich. habe Kahanes Buch »Why 
Be Jewish« gelesen, und es war 
so gezielt, daß es wehtat«, sagt 
Margolis, der vor drei Jahren 
zum Anhänger des radikalen 
Rabbiners wurde. »Als ich ihn 


traf, war ich sehr beeindruckt, . 


und er war von redegewandten 
und klugen Leuten umgeben.« 


Zu den Dingen, über die Margo- 
lis während seiner Reisen durch 
die USA sprechen will, gehört 
die Frage, was es bedeutet, Jude 
zu sein, und warum Israel die 


Araber ausweisen muß, um ein 
Judenstaat zu bleiben. 


»Kahana spricht schmerzhafte 
Themen an, von denen die Men- 
schen nichts wissen wollen, weil 
er ihnen einen Spiegel vorhält«, 
sagt Margolis. »Aber jeder, der 
ihm aufmerksam zuhört, wird 
von dem Vorgang angeregt.« U 


Wiederher- 
‚stellung des 
arabischen 

Image in den 


US 


Unter den pro-israelischen Akti- 
visten in Washington wächst das 
Gefühl, daß die Bush-Regierung 
die Karten gegenüber Israel an- 
ders mischt, wobei man letztend- 
lich hofft, den jüdischen Staat zu 
Verhandlungen mit der PLO zu 
zwingen, die zu einem Land-für- 
Frieden-Abkommen mit den Pa- 
lästinensern führen werden. 


»Während jeder versucht, die 
beste Miene zu Shamirs kürzli- 
chen Besuch zu machen«, ver- 
lautet aus Regierungskreisen, 
»kann man diesen in keiner Wei- 
se als einen Erfolg betrachten. 


Die Bush-Regierung hat völlig 
klar zum Ausdruck gebracht, 
daß sie nicht beabsichtigt, den 
bestehenden Zustand auf unbe- 
stimmte Zeit zu.halten.« 


Außerdem, so argwöhnen eini- 
ge, trachtet die Bush-Regierung 
danach, die amerikanisch-jüdi- 
sche. Unterstützung für Israel 
durch die Ermutigung einer ver- 
stärkten Einwanderung von so- 
wjetischen ‘Juden zu unterlau- 
fen. Dies, so glaubt man, ist ein 
Versuch, amerikanisch-jüdische 
Anstrengungen für die Pro-Isra- 
el-Lobby zu schwächen oder zu- 
mindest mit anderen Dingen zu 
mischen. 


Andere Experten glauben dar- 
über hinaus, daß die Regierung 
auf einer Vielfalt von kunstvol- 
; len Wegen die palästinensische 
Unabhängigkeitsbewegung er- 
mutigt. Sie verweisen auf die 
»Wiederherstellung« des arabi- 
schen Image in Washington und 
besonders auf die »Legitimie- 
rung« der PLO zu Lasten Is- 
raels. 


Die amerikanische Weigerung, - 


den Shamir-Plan für Gemeinde- 
wahlen, ohne Beteiligung der 
PLO, in der West Bank und im 
Gazastreifen uneingeschränkt zu 
unterzeichnen, wird als Anzei- 
chen wachsender amerikani- 
scher Ungeduld mit Israel ge- 
wertet. Dies, begleitet’ von der 
fortgesetzten und stillschweigen- 
den Förderung der europäischen 
und arabischen Bemühungen, 
Unterstützung für eine interna- 
tionale Friedenskonferenz durch 
die Amerikaner zu finden, beun- 
ruhigt die Freunde Israels in 
höchsten Maße. 


»Es scheint als sagten Bush und 
Baker zu Shamir: »O.K., Sie ha- 
ben einen Plan. Wir wollen ein- 
mal sehen, ob Sie ihn in die Tat 
umsetzen können. Wenn er 
nicht funktioniert, dann werden 
wir eine internationale Friedens- 
konferenz haben. In der Zwi- 
schenzeit beobachten wir die Si- 
tuation aus dem Hintergrund.« 
Das ist auch bei ausgedehnter 
Vorstellungskraft kein Vertrau- 
ensvotum« sagt ein langjähriger 
Beobachter der Nahostszene. : 


Diese Kreise glauben auch, daß 
die Bush-Regierung insgeheim 
auf mehreren Wegen mit der So- 
wjetunion verhandelt, um Israel 
unter Druck zu setzen, mit den 
Palästinensern ein Land-für- 
Frieden-Abkommen zu schlie- 
ßen. Sie sehen die Flut sowjetjü- 
discher Einwanderer als Teil die- 
ser Zusammenarbeit an. 


»Zu sagen, daß das Weiße Haus 
die Karten unehrlich gegen Isra- 
el mischt, ist wahrscheinlich eine 


Übertreibung«, sagt ein Insider. 


»Die Israelis haben sich selbst in 
diese Zwangslage gebracht und 
sie wissen nicht, wie sie ohne un- 
sere Hilfe wieder herauskom- 
men sollen. Ihre Unnachgiebig- 
keit hat nicht nur dazu beigetra- 
gen, die Intifada zu institutiona- 
lisieren, sie hat auch jedermanns 
Geduld in der Völkergemeinde 
verschlissen. 


Es hat darüber hinaus in den 
Augen der Welt ein Rollen- 
tausch stattgefunden. Die Israe- 
lis sind nicht mehr die tapferen 


‘Helden, die gegen schmutzige 


kleine palästinensische Terro- 
risten kämpfen. Sie werden nun 


‚als Bösewichter, als grausame 


militärische Besatzungsmacht, 
angesehen, und die Palästinen- 
ser sind die Helden, die Frie- 
denskämpfer.« 


So wird es jetzt, wo Israels inter- 
nationale Politik dahinschwin- 
det, für die Shamir-Regierung 
immer schwieriger werden, ih- 
ren Standpunkt über palästinen- 
sische Unabhängigkeit aufrecht 
zu erhalten. Und die Vereinig- 
ten Staaten werden es immer un- 
bequemer finden, die israelische 
Position zu verteidigen. uU 


Appelle der 
PLO an die 
US-Juden 


Salah Khalaf, einer der Gründer 
der PLO, ist der zweithöchste 
Offizier der Al Fatah, der PLO- 


‚Gruppierung, die unmittelbar 


von Jassir Arafat geführt wird. 
Er gab kürzlich der Washingto- 
ner »Jewish News« ein langes In- 
terview, in dem er an amerikani- 
sche Juden appellierte, sich mit 
Vertretern der PLO zu treffen, 
um eine »Brücke« zu den Israelis 
zu bauen. 


Die beiden speziell von Khalaf 
erwähnten Gruppen waren das 
American Jewish Committee 
und der American Jewish Con- 
gress. Das American Jewish 
Committee erklärte über seinen 
Sprecher Ira Silvermann, leiten- 
der Vizepräsident: »Wir brau- 
chen nicht mit den Folgen an Ort 
und Stelle zu leben. Daher ha- 
ben wir keine Rolle in einem 
quasi-diplomatischn Zusam- 
menhang übernommen.« 


Aber er ließ die Tür eine Spalt- 
breite offen und sagte, daß 
»formlose Gespräche«, um »her- 
auszufinden, ob sie real oder 
nicht möglich sind«. Und er füg- 
te hinzu, daß solche Gespräche 
bereits mit mindestens einem 
PLO-Beamten und einem ande- 
ren PLO-Führer an der West 
Bank stattgefunden haben, aber 
man verfolgt sorgfältig die feine 
Linie zwischen einem lediglich 
interessierten Beobachter und 
dem tatsächlichen Handeln als 
Vermittler. 


Nichtsdestoweniger wiesen bei- 
de Gruppen jede formelle Rolle, 
als »Brücke« zwischen den Palä- 
stinensern und: den Israelis zu 
dienen, kategorisch zurück. Die 
Wahrheit ist jedoch, daß dies ei- 


ne ideale Rolle für die amerika- - 


nisch-jüdische Gemeinde wäre. 
Es gibt einfach keinen Sinn, daß 


sie bereit sein sollten, das Was- . 


ser für Israel auf andere Weise 


zu tragen: -. Geldeintreibüng, 
Anwendung von entschiedenem 
Druck auf den amerikanischen 
Kongreß, um Dollar für Israel 
aus dem amerikanischen Steuer- 
zahler herauszuquetschen - und 
dann so zu handeln, als hätten 
sie kein »Recht«, weil sie nicht 
mit den »Folgen an Ort und Stel- 
le« zu leben brauchen, eine Frie- 
densregelung mit Israel zu ver- 
mitteln, indem sie mit: der PLO 
reden. 


Schließlich bestand der prinzi- 
pielle Einwand gegen die Aus- 
übung dieser Funktion, vorge- 
tragen durch amerikanisch-jüdi- 
sche Führungspersönlichkeiten, 
darin, daß man der PLO nicht 
trauen könne, weil ihre Charter 
immer noch die Zerstörung des 
Staates Israel verlange. Die 
Grundlage dieses Einwandes ist 
jedoch durch Arafats klug for- 
mulierte Einklärung in Frank- 
reich, während der Zusammen- 
kunft mit dem. französischen 
Staatspräsidenten Francois Mit- 
terrand geschwächt worden, mit 
der er andeutete, daß die PLO- 
Charter von 1974 »unwirksam« 
sei. 


Obwohl Arafat wegen dieser Er- 
klärung von Führern militante- 
rer Gruppierungen innerhalb 
der Position Kritik erhalten hat, 
ist jetzt offenbar der richtige 
Zeitpunkt für amerikanisch-jü- 
dische Führer gekommen - 


. wenn dies wirklich ihr Hauptan- 


Jiegen ist — hier hineinzutauchen 
und Arafat in seinem Angebot, 
auf die Charter zu verzichten, zu 
unterstützen. Aber dann müßten 
amerikanische Juden die Frage 
beantworten, ob sie wirklich 
wollen, daß ihr felsenfester Wi- 
derstand gegen Verhandlungen 
mit den Palästinensern selbst 
wirklich unwirksam wird. 


Fest steht, daß die israelische 
Regierung jeden Versuch, mit 
der PLO am Konferenztisch zu- 
sammenzutreffen, abblockt. Die 
PLO vollzieht daneben aller- 
dings einen Endlauf um die isra- 
elische Regierung herum, indem 
sie direkt bei den amerikani- 
schen Juden um Verständnis 
wirbt. Dies kann für die ameri- 
kanisch-jüdische Gemeinde 
peinlich werden, zumal sie be- 
reits heute zerrissen ist durch ih- 
re eigene interne Uneinigkeit 
darüber, welche Haltung sie ein- 
nehmen soll — die der israeli- 
schen Regierüng oder diejenige, 
die zum Frieden führt. oO 


[SODE 53 


. Israel 


Die Tra 


Ödie 


der Wes 


Bank 


Victor Marchetti 


In diesen Tagen läuft nicht alles gut bei den zionistischen Eiferern, 
die sich in Judäa und Samaria, besser bekannt als die West Bank, 
niedergelassen haben und danach streben, Eretz Yisrael, Großisrael, 
aufzubauen. Die Siedler werden weiterhin umgeben und zahlenmä- 
Big übertroffen von feindlichen Palästinensern, den rechtmäßigen 
Eigentümern des Landes. Inzwischen fühlen die jüdischen Pioniere 
auch, daß sie von der israelischen Regierung außer acht, ja sogar im 


Stich gelassen werden. 


Dina Shalit erinnert sich wehmü- 
tig daran, wie andere Israelis 
darauf zu reagieren pflegten, als 
sie erfuhren, daß sıe in Ariel, 
einer großen Siedlung im Shom- 
rontal von Samaria, wohnt, 
schreibt der Journalist Larry 
Cohler, der für die »Jewish 
Post« in der West Bank tätig ist. 


Ein Gefühl der 
Entfremdung 


»Die Leute schauten einen ir- 
gendwie beeindruckt an und sag- 
ten: »Tolle Sache, Sie wohnen 
dort?««, erinnerte sie sich weh- 
mütig, aber heute, sagt sie, »ist 
die Reaktion ganz anders. Die 
Leute sagen: »Oh, Sie mit Ihrem 
Shomron. Ich habe die Schnauze 
davon voll. Das ist alles, wor- 
über wir jeden Tag am Fernse- 
hen hören. Ihretwegen muß 
mein Mann zusätzlichen Reser- 
vedienst ableisten.« 


Shalit, Hilfskraft des Bürgermei- 
sters von Ariel, war nur eine von 
vielen israelischen Siedlern, die 
den verschwundenen Mythos 
der ersten Tage der Pionieraben- 
teuer, vor gerade zwanzig Jah- 
ren nach dem Sechs-Tage-Krieg, 
bejammerten. 


Der Ausbruch der Intifada, des 
Palästinenseraufstandes, vor 
eineinhalb Jahren, erweckte ihr 
Gefühl der Entfremdung vom 
übrigen Israel. In den Augen ih- 
rer Mitbürger, sagen sie, haben 
sie sich in ihrem Einfluß auf das 
Image, die Wirtschaft und die 
Chancen der Nation, zu einer 
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Verständigung mit den Palästi- 
nensern zu kommen, vom Segen 
zur Last verwandelt. 


Die Siedler verweisen auf 
scheinbar geringfügige Dinge, 
wie ihr Ausschluß aus dem kürz- 
lichen Gemeindewahltag, als das 
übrige Land einen arbeitsfreien 
Tag genoß. Die Entscheidung, 
für die jüdischen Städte an der 
West Bank einen anderen Wahl- 
tag festzulegen, wurde als Bot- 
schaft gesehen, die besagt: »Ihr 
seid anders. Ihr seid kein Teil 
des Landes«, beklagte sich Sha- 
lits Ehemann. 


Im weiteren Sinne verweisen sie 
auf die kälte Schulter, die ihnen 
sogar von ehemaligen Unterstüt- 
zern, wie Premierminister Sha- 
mir, dargeboten wird. Obwohl 
er nach außen hin scheinbar im- 
mer noch die Entschlossenheit 
der Siedler teilt, an dem Land 
festzuhalten, legt sich Shamir 
neuerdings seine Position selbst 
zurecht, vorgeblich, um die ame- 
rikanische und Weltmeinung zu 
besänftigen, und um sich die 
Kooperation der Arbeiter-Partei 
in-der Koalition der nationalen 
Einheit warmzuhalten. Dies hat 
ihn immer mehr mit: den Sied- 
lern und deren Forderungen in 
Konflikt gebracht. 


Die Siedler fühlen sich 
verraten 


Ehud Olmert, ein Likud-Kabi- 


nettsmitglied und einer von Sha- 
mirs engsten Mitarbeitern, sagt 
jedoch: »Sie müssen immer ... 
kämpferischer sein. So kommen 
ihnen alle möglichen extremen 
Gedanken, und sie versuchen, 
sich selbst davon zu überzeugen, 
daß diese realistisch sind.« 


Diese Art Feindschaft wird von 
den Siedlern mit gleicher Münze 
heimgezahlt. Erstaunlicherweise 
betrachten jetzt viele von ihnen 
die Likud-Partei und die Regie- 
rung als Feinde. Sie haben kein 
Vertrauen zu Shamir, daß er in 
seinen Verhandlungen mit der 
neuen Regierung von Präsident 


Ein Haus in Nablus, West Bank, wurde von israelischen Solda- 
ten als Vergeltung angezündet. 


Bush die Stellung an der West 
Bank halten wird. 


»Über Yitzhak Shamir bin ich 
stärker beunruhigt als über Shi- 
mon Peres (Chef der Arbeiter- 
Partei)«, sagte Chaim Gidovsky, 
eine Art Schriftgelehrter, Mitbe- 
gründer von Beit Chagai, einer 
Gush-Emunim-Siedlung in He- 
bron im Jahre 1984. 


»Begin warf Siedler aus Yamit 
heraus«, warnte Gidovsky und 
bezog sich dabei auf eine Sied- 
lung im Sinai, die der seinerzeiti- 
ge Ministerpräsident Menachem 
Begin als Teil seiner Vereinba- 
rung mit Ägypten, die aus dem 
Abkommen von Camp David er- 
wuchs, räumen ließ. 


»Peres käme mit so etwas nicht 
davon. Niemals. Aber ich be- 
fürchte, Shamir könnte uns aus 
Judäa und Samaria hinaus- 
werfen.« 


Rückzug, wenn man genu 
Geld bietet PB 


Siedler wie Gidovsky glauben, 
daß es eine Verschwörung sei- 
tens der Likud-Partei mit still- 
schweigender Zustimmung der 
Arbeiter-Partei gibt, sie aus der 
West Bank zu verdrängen, als 
Teil eines Plans, mit den Palästi- 
nensern Frieden zu schließen. 
Sie glauben, daß die israelische 
Armee den Aufstand der Palä- 
stinenser schnell, wenn auch 
brutal und blutig, hätte nieder- 
schlagen können, wenn sie den 
Befehl dazu bekommen hätte. 
Trotz der fast 500 Toten unter 
den Palästinensern und Tausen- 
den von Wunden und Verletzun- 
gen, die ihnen die Armee bei- 
brachte, sind die Siedler davon 
überzeugt, daß die Reaktion der 
Regierung auf die Intifada ge- 
fährlich schwach und unent- 
schlossen war. 


Die Folge davon war, daß die 
Siedler damit beognnen haben, 
ihre eigenen »Milizen« oder 
Wacheinheiten zusammenzustel- 
len und diejenigen Palästinenser 
zu bestrafen, die sie für die Ge- 
waltsamkeit des Aufstands ver- 
antwortlich machen. Ironischer- 
weise legte die Gush-Emunim, 
die sich vor Jahren unter Israelis 
den Ruf einer terroristischen Be- 
wegung erworben hatte, ange- 
sichts der Intifada eine bemer- 
kenswerte Geduld an den Tag. 
In diesen Tagen sind es die welt- 
lichen Siedler, auf die man mit 
als Anstifter der Wacheinheiten 
mit dem Finger zeigt. 


oJ 
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Israel 


Neue 


Einschätzung 


der. 
Palästinenser 


e Mark Lane 


Es vollzieht sich derzeit eine Böses verkündende neue Entwicklung 
. im Denken vieler Israelis und auch unter der amerikanisch-jüdischen 
= israel-freundlichen Gemeinde. Es ist, einfach ausgedrückt, die wach- 
sende Erkenntnis, daß der Palästinenseraufstand die Kundgebung 
einer wirklich echten nationalen Befreiungsbewegung - nicht einfach 
nur ein Tumult von Unzufriedenen - ist, der dem jüdischen Kampf 
um einen israelischen Staat in den Jahren bis zum Unabhängigkeits- 
- krieg von 1948 sehr ähnlich ist. 


Dieser neue Gedankengang ist 
natürlich Böses verkündend für 
die israelische Likud-Koalition, 
die die harte Linie vertritt, und 


für die amerikanischen Israel- 


- Anhänger. Er ist andererseits ei- 


ne willkommene Entwicklung 
für die Palästinenser selbst und 


für viele amerikanische Juden, 


- die über die brutale Handlungs- 


weise der israelischen Regierung 


bei der‘ Niederschlagung des 


Aufstandes beunruhigt sind. 


£ Veränderung i im Denken 


der Israelis 


Diese tiefgreifende Verschie- 


- bung in der Denkungsart ist 


u 


palästinensischen 


mehr als nur eine neue Einschät- 
zung der Palästinenser. Denn, 
sollte eine neue Auslegung des 
Kampfes 
durch eine Mehrheit von Israelis 
und amerikanischen Juden ak- 
zeptiert werden, würde dies ein 


"für allemal das israelische Argu- 


ment gegenstandslos machen, 
der Aufstand sei eine reine inter- 


ne Angelegenheit, die nur von 


Israel allein und so wie Israel es 


EakägY ia 


für richtig befindet, frei von ir- 
- gendwelcher Kritik oder Einmi- 
‚schung durch die amerikanisch- 


jüdische Gemeinde - oder durch 
einen anderen Außenseiter — be- 


handelt werden kann. 


1 Von größerer Bedeutung ist die 
- Tatsache, daß eine solche Ver- 


"änderung im Denken vieler Is- 


De Ten 


niger motivert und letztendlich 
weniger erfolgreich sein als Isra- 
els Gründungsväter? 


Auch ein Volk mit 
Geschichte 


Aber dies stellt auch einige bis- 
lang heilige Annahmen über den 
Zustand der nationalen Einheit 
der Israelis in Frage; zum Bei- 
spiel, daß die Nation Israel die 
Kulmination von Gottes Vertrag 
mit dem jüdischen Volk und das 
unvermeidliche Ergebnis einer 
tausendjährigen Geschichte sei. 
Denn die Palästinenser sind 
auch ein Volk mit Geschichte, 
einer Geschichte, die sich sehr 
von der Israels unterscheidet, 
die aber zeitgleich ist und geo- 
grafisch das gleiche Stück Land 
umfaßt wie das moderne Israel. 


Hinweise auf diese aufkommen- 
de Erkenntnis seitens der Israe- 
lis gibt es in Hülle und Fülle in 
den jüngsten _ Presseberichten 
aus Israel über den Aufstand 


.. 


Yitzhak Shamir wird keinen Kompromiß gegenüber den Palästi- 
nensern machen, noch ihnen irgendwelche Konzessionen ein- 


räumen. 


raelis alle Versuche der Starr- 
köpfe in der israelischen Regie- 
rung, die Palästinenser lediglich 
als Frontsoldaten einer großan- 
gelegten arabischen Anstren- 
gung, Israel ins Meer zu treiben, 
darzustellen, ernsthaft untermi- 
niert. Sie verleiht auch den Palä- 
stinensern ein gewisses Maß an 
Menschlichkeit gemeinsam mit 
den Israelis und läßt sie parado- 
xerweise als noch unerbittlichere 
Feinde erscheinen. 


Schließlich waren die legendären 
Bemühungen des jüdischen Un- 
tergrunds, die Araber aus dem 
eigentlichen Israel zu vertreiben, 
von Nationalismus motiviert und 
gegen alle überwältigenden 
Chancen erfolgreich. Warum 
sollten also die Palästinenser we- 


und in den Berichten über die 
israelische Reaktion auf die 
kürzlich erfolgten Friedensange- 
bote seitens des Vorsitzenden 
der PLO Yasser Arafat. Begriffe 
wie  »nationaler Befreiungs- 
kampf«, »Palästinenserstaat« 
(nicht »PLO-Staat«) und »palä- 
stinensische Ermächtigung« wer- 
den mit steigender Häufigkeit 
gebraucht. 


Dieser Punkt wurde tatsächlich 
in einem kürzlich in der »Jerusa- 
lem Post« erschienenen Artikel 
von Meron Benvenisti, einem li- 
beralen Autoren und Direktor 
eines Datenarchivs an der West 
Bank, ausführlich behandelt. 
»Ironischerweise«, schreibt er, 
»sind es die Jahrbücher der zio- 


nistischen Bewegung, die die hi- ° 


storische Perspektive bieten, mit 
der sich Entwicklungen in geg- 
nerischen nationalen Bewegun- 
gen abschätzen lassen. Die alte 
Fehde hat eine derart intime 
Feindschaft erzeugt, daß Palästi- 
nenser und Israelis für einander 
zum anderen Ich geworden sind. 


Die gemeinsame 
Geschichte ist ein riesiger 
Steinbruch 


Taktiken, Positionen und Sym- 
bole werden imitiert, wider- 
rechtlich angeeignet und ausge- 
beutet. Ihre gemeinsame blutige 
Geschichte ist ein riesiger Stein- 
bruch, aus dem sie Steine her- 
ausbrechen, um sie aufeinander 
zu schleudern.« 


Benvenisti führt dann eine Rei- 
he von Zwischenfällen und Ent- 
wicklungen im palästinensischen 
Kampf auf, die mit ähnlichen 
Ereignissen aus den frühen Ta- 
gen der zionistischen Bewegung 
eng parallel laufen. Eingebaut in 
die Palästinensische Unabhän- 
gigkeitserklärung waren zum 
Beispiel Abschnitte, die wort- 
wörtlich der israelischen Unab- 
hängigkeitsproklamation ent- 
nommen wurden. 


Die Legitimität des Zustands der 
nationalen Einheit der Palästi- 
nenser beruhte auf dem UN-Tei- 
lungsplan von 1947, der die is- _ 
realische Legitimität festlegte. 
Auf dem Höhepunkt der Intifa- 
da sandten Palästinenser in der 
ganzen Welt ein Schiff nach Isra- 
el mit dem Namen »Exodus II«, 
in Nachahmung des berühmten 
Flüchtlingsschiffes von 1946. 


Wenn man den israelisch-palä- 
stinensischen Konflikt in diesen 
Zusammenhang stellt, das heißt, 
von zwei nationalistischen Be- 
wegungen, die um das gleiche 
Stück Land wetteifern, dann 
werden die Israelis ihres An- 
spruchs auf historische Einma- 
ligkeit beraubt, die so viel dazu 
beigetragen hat, internationale 
Sympathie und. Unterstützung 
aufzuspeichern. 


Es gibt nicht viel, was die Israelis 
tun können, um die Vergleiche 
in Frage zu stellen oder zu zer- 
streuen, denn es war nur noch 
eine Frage der Zeit, bis alle die- 
jenigen darauf kamen, die nicht 
selbst in den Kampf verwickelt 
waren. Fast die ganze übrige 
Welt hat die Ähnlichkeiten be- 
reits zur Kenntnis genommen. U 


Israel 


Der 


wirkliche 
Yiıtzhak 
Shamir 


Victor Marchetti 


Der nachfolgende Artikel beruht auf einer Analyse der politischen 
Ansichten des israelischen Premierministers Yitzhak Shamir durch 
Arye Naor, der zur Zeit der Abkommen von Camp David Kabinett- 
sekretär in der Regierung des Premierministers Menachem Begin 
war. Die Analyse erschien in der Zeitung »The Jerusalem Post«. 
Nachdem Shamir sich mit dem neuen amerikanischen Präsidenten 
George Bush, US-Außenminister George Baker und anderen füh- 
renden Beamten der amerikanischen Regierung getroffen hat, um 
über Frieden in Palästina und im Nahen Osten zu diskutieren, ist 
Naors Analyse besonders relevant für die Überlegungen, ob der 
israelische Premierminister jemals seine zähe Haltung in bezug auf 
die arabisch-israelischen Beziehungen ändern könnte. 


»Für den Frieden«, sagte Yitz- 


hak Shamir in einem Interview. 


anläßlich des zehnten Jahresta- 
€ des Friedensvertrages mit 

ypten, »kann und sollte man 
Re en eingehen«. 


»Alle wissen, was meine 
Politik ist« 


Vor seiner Reise in die Vereinig- 
ten Staaten, auf der Shamir mit 
dem neuen amerikanischen Prä- 
sidenten zusammentraf, sagte 
der israelische Premier, er kön- 
ne dort »Dinge sagen, die ich 
niemals zuvor gesagt habe«. 


Wörtlich genommen waren dies 
“ aussichtsreiche Versprechen. 
Was sonst könnte man von dem 
israelischen Premierminister 
wohl erwarten, was er sagen 
will, außer die Möglichkeit anzu- 
deuten, daß er etwas Bedeu- 
tungsvolles in die Wege leiten 
und dabei keine Risiken einge- 
hen will? 


Doch wenn man um den Frie- 
densprozeß besorgt ist, dann 
sind es nicht die Worte, die Sha- 
mir benutzt, sondern die Bedeu- 
tung, die er ihnen zumißt, die 
Anlaß zur Besorgnis geben. 


Die Bedeutung hinter diesen 
freundlichen Worten, aus der 
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Yitzhak Shamir wird keinen 
Kompromiß gegenüber den 
Palästinensern machen, noch 
ihnen irgendwelche Konzes- 
sionen einräumen. 


die verborgenen Absichten des 
Premierministers hervorgehen, 
kann man seinen Ansprachen an 
seine eigene Wählerschaft — die 
Aktivisten der Likud-Partei - 
entnehmen. 


Sie hörten ihn immer wieder sa- 
gen, daß es keine Verhandlun- 
gen mit der PLO, keinen Palästi- 
nenserstaat, keine Teilung des 
Landes westlich des Jordans, 
keinen Rückzug aus Judäa und 
Samaria, der West Bank, geben 
werde. 


»Ihr wißt alle, was meine Politik 
ist«, sagte er vor noch nicht so 
langer Zeit vor einer Versamm- 
lung von Likud-Getreuen. Sie 


reagierten mit stürmischem 
Applaus. 

Keine Konzessionen an 
die Araber 


Ja, sie wissen es in der Tat.’ Sie 
erinnern sich daran, wie ihr Füh- 
rer noch vor einem Monat als 
Wahlkämpfer für die Kandida- 
ten der Likud-Partei kreuz und 
quer durch Israel reiste, im Na- 
men der politischen Ideologie 
Eretz Yisrael - das Land Großis- 
rael -, und dabei erklärte, daß 
das israelische Volk durch Wahl 
seiner Partei seine Ablehnung ir- 
gendwelcher Konzessionen an 
die Palästinenser Ausdruck ver- 
leihen will. 


Sie erinnern sich auch darart, wie 
Shamir 1987 die Friedensinitiati- 
ve des Führers der Arbeiter-Par- 
tei Shimon Peres und die des da- 
maligen amerikanischen Außen- 
ministers George Shultz ein Jahr 
später torpedierte. Sie kennen 
seinen Widerstand gegen den 
Austausch von Land gegen Frie- 
den und sie bejubeln seine inni- 
ge Zuneigung zum territorialen 
Status quo. 


Selbst, wenn Shamir wirklich 
den derzeitigen Zustand ändern 
wollte, — und es gibt keinen Be- 
weis dafür, daß er das jemals zu 
tun in Erwägung gezogen hat - 
dann ist zweifelhaft, ob er seine 
eigene Partei dazu überreden 
könnte, ihm zuzustimmen. 
Starrköpfige Minister wie Gene- 
ral Ariel Scharon, David Levy 
und Yitzhak Moda’i würden das 
nicht akzeptieren. Auch Außen- 
minister Mosche Arens nicht. 


Nicht einen Zoll 
preisgeben 


Aber es wäre unfair gegenüber 
Shamir, seine völlige Ablehnung 
des Vorschlags Land für Fieden 
der Parteipolitik zuzuschreiben. 
Er glaubt wirklich, daß im histo- 
rischen Konflikt mit den Ara- 
bern die Zeit auf Israels Seite 
steht. Er glaubt wirklich, daß die 
Araber mit Israel Frieden ma- 
chen werden, sobald sie keine 
militärische Auswahlmöglichkeit 
mehr haben, und daß Israel 
dann als Gegenleistung für den 
Frieden nichts zurückzahlen 
muß. 


SWEET ZEILE TEE T 

TRTZERSE ET ET 
Der Premierminister hat immer - “ 
wieder gesagt, er sei bereit, den: 
Arabern Frieden anzubieten -— 
als Gegenleistung für Frieden. ; 
Shamirs feste Überzeugung 
rührt von einem tiefen, echten 
ideologischen Glauben "her. Im ES 
Alter von 73 Jahren neigen de , 
Menschen nicht dazu die Über- 
zeugungen zu.ändern, denen sie. 
ihr ganzes Leben gewidmet ha- 
ben. Nur wenn man ihn davon 


überzeugen könnte, daß die blo- 
Be Existenz des Staates Israel in 
wirklicher, unmittelbarer Ge- 
fahr ist, würde eine Person mit 
Shamirs Hartnäckigkeit darüber 
nachdenken, ob er seine Über- 
zeugungen ändern soll oder 
nicht. 


Leider ist er nicht davon über- 
zeugt. In der Tat, er ist sogar 
vom Gegenteil überzeugt, näm- 
lich, daß die bloße Existenz Isra- 
els in Gefahr wäre, wenn die Re- 
gierung einem Abzug aus der 
West Bank zustimmen würde. 
Shamir ist kein Mann, der auch 


nur einen Zoll preiszugeben ge-. 


denkt. Er ist auch nicht der 
Mann, der einen Verhandlungs- 
prozeß in die Wege leiten wird, 
der zu Gebietsabtretungen 
führt. 


Wenn Shamir davon spricht Ri- 
siken einzugehen, dann meint er 
damit, daß die Palästinenserfra- 
ge durch Festlegung jener Art 
von Autonomie geregelt werden 
kann und sollte, die in Camp 
David zwischen Israel, Ägypten 
und den USA vereinbart wurde. 
Dies betrachtet er als gut einkal- 
kuliertes Risiko, ein verhältnis- 
mäßig gefahrloses Risiko. 


Unter dem Druck der 
neuen US-Regierung 


Aber er hat dennoch seine Vor- 
behalte. Er ist sich darüber im 
klaren, daß eine palästinensische 
Autonomie zur Unabhängigkeit 
führen könnte. Aus diesem 
Grunde hat er niemals zuvor ei- 
ne derartige Initiative vorge- 
schlagen. 


Jetzt, wo er durch die internatio- 
nale und die neue amerikanische 
Regierung unter Druck steht, et- 
was zu tun, ist Shamir jedoch be- 
reit, dieses kleine Risiko einzu- 
gehen, wobei er sich dessen fast 
sicher ist, daß es sich hier um ein 
Zu-spät-zu-wenig-Angebot han- 
delt, das die Palästinenser und 
andere Araber zurückweisen 
werden. 


L 
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Im Jahr 1988 schlug ein evangelischer Pastor in Schweden seine Bibel 
bei der Geschichte von Sodom und Gomorrah auf. Er verkündete 
seiner Gemeinde - zu der Homosexuelle gehörten -, Gott sei immer 
noch böse über die sexuelle Perversion und werde jene richten, die 


sie praktizieren. 


Einige Wochen später saß dieser 
Pastor eine vierwöchige Haft- 


 strafe im Gefängnis ab. Er hatte 


gegen Schwedens »Anti-Haß- 
Status« verstoßen, ein Gesetz, 
das Gruppen wie Homosexuelle 
vor »verbaler Gewalt« - öffentli- 


chen Außerungen, die ihnen we- 


gen ihrer sexuellen Orientierung 
peinlich sein könnten - schützt. 
Bekanntlich ist das sozialistische 
Schweden richtungweisend für 
den Umgang mit Menschen. 


Ein Schritt zum 
Verbot von Vorurteilen 


Was dort geschieht, wird wahr- 
“scheinlich zehn oder 15 Jahre 
später in vielen Teilen der Welt 
als selbstverständlich hingenom- 
men werden. Aber Gesetze in 
den Vereinigten Staaten, die 
Kritik an andere verbieten, das 
kann eigentlich nicht passieren, 
werden die meisten antworten. 
Nicht bei der von der amerikani- 
schen Verfassung garantierten 


\ Meinungsfreiheit. 


Aber es kann doch geschehen. 
Eine verborgene Initiative, mit 
der letztlich die Meinungsfrei- 


heit eingeschränkt werden soll, 


- werden. 


taucht bereits unter den Geset- 
zen auf, die in diesem Jahr in 
den US-Kongreß eingebracht 
Eine »Haß-Verbre- 
chens«-Gesetzgebung wird als 
erster Schritt zum Verbot von 
»Vorurteilen« vorgeschlagen. 


; James Keegstra wurde in Ka- 


nada angeklagt und straf- 
rechtlich verfolgt, weil er Ju- 
den seelische Qual bereitet 
hätte. 


Aber wenn sie verabschiedet 
wird, könnte eine solche Gesetz- 
gebung die Grundlage für eine 
»Anti-Haß«-Bürokratie ähnlich 
wie die in Schweden sein - eine 
Bürokratie, die den Begriff 
»Vorurteil« so auslegt, daß ein 
Christ zum _Gesetzesbrecher 
wird. 


1988 half der Hauptarchitekt der 
»Anti-Haß«-Gesetzgebung, die 
Anti-Defamation League 
(ADL) der B’nai B’rith-Loge, 
mit, einen landesweiten Wettbe- 
werb für die Formulierung eines 
Modell-»Anti-Haß«-Gesetzes 


für Amerika zu entwerfen. Die- 


ses Gesetz würde nicht nur kör- 
perliche Handlungen rassischer 
Gewalttat, sondern Aussagen, 
die zu Gewalttaten führen könn- 
ten, unter Strafe stellen. 


fentlich ein Videoband oder 
Film vorführen, bevor dieser bei 
der zuständigen Stelle überprüft 
worden ist, machen sich eines 
Vergehens schuldig.« 


Im April 1988 half die ADL mit, 
an der achtbaren Hofstra-Uni- 
versität in New York eine Kon- 
ferenz unter dem Titel »Defama- 
tion and Freedom of Speech: the 
Relationship Between Language 
and Violence« (»Diffamierung 
und Redefreiheit: das Verhältnis 
zwischen Sprache und Gewalt«) 
in die Wege zu leiten. Der Abge- 
ordnete John Conyers, Verfas- 
ser der Gesetzgebung bezüglich 
Haßdelikte, die jetzt dem ameri- 
kanischen Kongreß vorliegt, war 
der Hauptredner. Als der Ge- 
winner des Haßdelikte-Wettbe- 
werbs wurde Joseph Ribakoff, 
Jurastudent am Whittier College 
in Kalifornien, bekanntgegeben. 


Befürwortung 
einer strengen Zensur 


In seinem Vorschlag, mit dem er 
den Preis gewann, versicherte 
Ribakoff, daß es bei dem star- 
ken Anstieg von »Haßdelikten« 
in Amerika nicht mehr genüge, 
daß die Regierung lediglich 
Handlungen von körperlicher 
Gewalt unter Strafe stellt; sie 
muß auch alle Formen der ver- 
balen Kommunikation, die Haß, 
Argwohn und mögliche Gewalt- 
taten gegen Menschengruppen 
verursachen, verbieten. Riba- 
koff empfiehlt, daß auf Bun- 
desebene und auf staatlicher 
Ebene Zensurstellen eingerich- 
tet werden, um alle Filme und 
Videobänder zu prüfen, bevor 
sie in der Öffentlichkeit gezeigt 
werden, wobei festgestellt wer- 
den soll, ob sie Aussagen enthal- 
ten, die Haß oder Verachtung 
für eine Menschengruppe schü- 
ren könnten. Wenn das der Fall 
ist, soll der Film auf einen sofor- 
tigen Gerichtsbeschluß hin .in 
Amerika verboten werden. 


Ribakoff: »Eine Person, Perso- 
nen oder Organisationen, die öf- 


Weiterhin, wenn jemand Mit- 
glied einer Organisation ist, die 
öffentlich einen solchen Film ge- 
zeigt hat, Mitglied bleiben will 
und die Ziele dieser. Organisa- 
tion weiterhin unterstützt, macht 
er sich ebenfalls eines Vergehens 
schuldig. 


John Conyers, Verfasser der 
amerikanischen Gesetzge- 
bung bezüglich Haßdelikte, 
die jetzt dem US-Kongreß vor- 
liegt. 


Bundes-Datenbank 
für Verstöße 


Ribakoffs preisgewinnendes 
»Gruppenverleumdungs-Statut« 
beschränkt sich nicht auf verbale 
Kritik an Schwarzen, Juden, Hi- 
spaniern sowie anderen Minder- 
heiten, sondern stellt jeden un- 
ter Anklage, der Homosexuelle 
als Gruppe kritisiert und Zuge- 


ADL 


Neue 
Gesetze zur 
Ein- 
schüchterung 
der Bürger 


hörigen zu jener Minderheit 
»Seelenqualen« bereitet. 


Obwohl die Teilnehmer an der 
Hofstra-Konferenz in ihren Mei- 
nungen bezüglich der Zweckmä- 
Bigkeit solch einer strengen Zen- 
sur auseinandergingen, beschloß 
die ADL, daß eine Art Anti- 
Haß-Gesetzgebung Gesetzes- 
kraft erlangen sollte - auch wenn 
dieses Gesetz nur rudimentär 
sei. 


Rabbi Meir Kahana predigt of- 
fen Haß gegen die Christen 
und ihre Religion, was aber 
nicht verfolgt wird. 


Der Hate Crimes Statistics Act 
würde verlangen, daß die staatli- 
chen Behörden bestimmen sol- 
len, ob unter dieser Rechtspre- 
chung begangene Straftaten von 
Vorurteilen motiviert wurden. 
Dazu würden schwere Strafta- 
ten, aber auch relativ geringe 
Vergehen wie »Wandalismus, 
unbefugtes Betreten und Bedro- 
hungen« gehören. Den staatli- 
chen Behörden würde es oblie- 
gen, solche Informationen an ei- 
ne _ Bundes-Anti-Haß-Daten- 
bank weiterzuleiten, die mit 
Vollstreckungsbehörden im gan- 
zen Land gemeinsam betrieben 
wird. 


Wenn also ein Homosexueller 
Opfer eines so geringen Verge- 
hens wie Wandalismus, unbefug- 
ten Betretens oder Bedrohungen 
wäre, dann wären die Behörden 


zunächst gezwungen festzustel- 
len, ob das Vergehen durch Vor- 
urteil motiviert war — eine be- 
schwerliche Aufgabe. Wenn das 
der Fall ist, könnten Einzelhei- 
ten des Falles des. Homosexuel- 
len bei staatlichen und örtlichen 
Behörden dazu beitragen, solche 
Personen festzunehmen. 


Das zweite Gesetz würde eine 
Kommission für rassisch moti- 
vierte Gewalttaten ins Leben ru- 
fen, ein Gremium mit blauem 
Bändchen, bestehend aus zwölf 
Mitgliedern, die von den staatli- 
chen Behörden Statistiken erhal- 
ten, festlegen, was »Gewalttat« 
und Vorurteil darstellt, und ihre 
Ermittlungen dem Präsidenten 
vorlegen. Dieses Gremium wür- 
de auf landesweiter Ebene das 
Problem der Gewalttätigkeit ge- 
gen Schwule (Homosexuelle) 
und andere Minderheiten dra- 
matisieren. 


Der Begriff des 
»Haß-Deliktes« 


Während sie als Erzverteidiger 
der Redefreiheit sich gibt, ist es 
eine verbürgte Tatsache, daß die 
ADL hinterhältig darauf hinar- 
beitet, sie zu begrenzen. Letzt- 
endlich könnte die ADL die 
Comission on Racially Motiva- 
ted Violence unter Druck set- 
zen, den Begriff »Haß-Delikt« 
zu erweitern und »verletzende 
Worte« gegen eine Minderheit 
hinzunehmen. Jeder, der einem 
Marschierer in einem Homosex- 
uellen-Umzug störende Fragen 
stellt, hätte damit eine strafbare 
Handlung begangen. 


Jeder, der Juden »heftige Qua- 
len« bereitet, indem er ihre Vor- 
väter der »Kreuzigung Gottes« 
beschuldigt, könnte strafrecht- 
lich verfolgt werden. 


Wenige Amerikaner sind sich 
darüber im klaren, daß bereits in 
Ländern wie Schweden, der 
Bundesrepublik Deutschland, 
Großbritannien, Israel und Ka- 
nada Gesetze bestehen, mit de- 
nen »verletzende Worte« gegen 
Menschengruppen bestraft 
werden. 


Die kanadische ADL hat sich 
seit vielen Jahren unermüdlich 
als Lobby für eine »Gruppenver- 
leumdungs«-Gesetzgebung ein- 
gesetzt. Schließlich unterzeich- 
nete der kanadische Premiermi- 
nister eine Verordnung, mit der 
alle schriftlich niedergelegten 


oder verbreiteten Aussagen, die 
einer identifizierbaren Gruppe 
»Peinlichkeiten« bereiten, ver- 
boten werden. 


Unter diesem neuen Gesetz wur- 
den kanadische evangelische 
Christen wie James Keegstra 
und Malcolm Ross unter Ankla- 
ge gestellt und strafrechtlich ver- 
folgt wegen Beschwerden, daß 
sie Juden dadurch »seelische 
Qualen« bereitet hätten, daß sie 
in Frage stellten, ob volle sechs 
Millionen Juden im »Holocaust« 
gestorben sind. 


Ross schreibt, daß, wenn die 
Anklage der Krone gegen ihn 
aufrechterhalten wird, derar- 
tige »Gruppenverleumdungs«- 
Gesetze »alle anderen Gesetze 
außer Kraft setzen werden und 
jede Beschwerde, ganz gleich 
wie verschwommen sie auch sein 
mag, wenn sie nur in Begriffen 
wie »Diskriminierung oder 
»Rassismus< eingebettet ist, wird 
die Maschinerie der Menschen- 
rechtskommission in Gang 
setzen«. 


Dr. Paul Cameron, landesweit 
anerkannter Gegner der Schwu- 
lenrechte, traf kürzlich Vorbe- 
reitungen für eine öffentliche 
Vorlesung in Kanada, auf der 
der homosexuelle Lebensstil kri- 
tisiert werden sollte. Als er an 
der Grenze eintraf, wurden die 
Kisten mit Büchern und Litera- 
tur, die er mitgebracht hatte, be- 
schlagnahmt. Ihm wurde mitge- 
teilt, es sei in Kanada gesetzwi- 
drig, Homosexuelle öffentlich zu 
demütigen. 


Das Christentum als 


»schädliches Saatbett« 


Jetzt, wo die »Anti-Haß«-Ge- 


setzgebung vor den amerikani- 
schen Kongreß geht, legen die 
Medien wie nie zuvor ihren 
Schwerpunkt auf rassisch be- 
dingte Gewalttaten, wobei die 
Aryan Nations, der Klan und die 
Skinheads als Beispiele dessen 
angeführt werden, was die Ge- 
sellschaft ächten sollte. Und 
dennoch sind es alle Bürger, 
denkende Christen einer konser- 
vativen Gedankenrichtung, die 
Gefahr laufen, zum Stillschwei- 
gen verurteilt zu werden. 


Während Schwule, Kommuni- 
sten, Abtreiber und radikale Fe- 
ministen nicht als Menschen an- 
gesehen werden, die »hassen«, 
wird jede Art von »Anhängern 


des rechten Flügels« als Quelle 


von »verletzenden Worten« an- 
gesehen. 


Tatsächlich wird das Christen- 
tum selbst unter die Lupe ge- 
nommen. Ein weitverbreitetes 
neues Buch von James Coates 
mit dem Titel »Armed and.Dan- 
gerous: The Rise of the Surviva- 
list Right« beschuldigt das fun- 
damentalistische 
ein schädliches Saatbett zu sein, 
aus dem die Unduldsamkeit her- 
vorgeht. 


Das Buch spiegelt den weitver- 
breiteten Glauben wider, daß 
das Christentum durch seine An- 
klage, die Juden und deren Füh- 
rer hätten hinter der Kreuzigung 
Christis gestanden, den Juden 
mehr »geistige Seelenqualen« 


- bereitet als irgend etwas anderes 


in der Weltgeschichte. Obwohl 
er ein Extremist in der israeli- 
schen Politik ist, ist die Ansicht 


des Rabbis Meir Kahane ähnlich 


wie die von Coates: 


»Ich habe nicht die geringste 
Sympathie für das Christentum 
oder Jesus. Als gläubiger Jude 
bin ich der Meinung, daß Jesus 
nicht nur nicht »Gott«, sondern 
daß er weder Messias noch Pro- 
phet ist. Für die Juden war er ein 
Gotteslästerer, einer, der die 
Thora als unveränderliches Got- 
tesgesetz angriff und ein falscher 
Prophet und Ketzer war. 


Eine Hölle 
im Namen Jesu 


Was das Christentum betrifft, so 
ist dies ein Glaube, der im Na- 
men Jesu 19 Jahrhunderte lang 
dem jüdischen Volk das Leben 
zur Hölle gemacht hat. In sei- 
nem Namen und im Namen Jesu 
wurden Millionen von Juden ab- 
geschlachtet und die Qual des 
Lebens unter Christen kann mit 
all seinen Schrecken nicht aus- 
reichend beschrieben werden.« 


Coates behauptet, daß eine 
wörtliche Auslegung des Neuen 
Testaments die fundamentalisti- 
schen Christen den Juden feind- 
lich gegenüberstelle. Daher hät- 
te die Behauptung, daß die Kir- 
che Israel »segnen« wolle, keine 
wirkliche Substanz. 


Coates: »Der sich daraus erge- 
bende »Philosemitismus<, der 
von vielen der religiösen Rech- 


ten zum Ausdruck gebracht 


wird, ist nicht viel beruhigender 
als der Antisemitismus, der sich 


Christentum, 


FEIERN 


aus den Mäulern der survivalisti- 
schen Rechten erbricht... 
Rabbi Alexander Schindler, Prä- 
sident der Union of American 
Hebrew Congegrations, sagte 
vor einer Versammlung in San 
Francisco Ende 1980, es sei »kein 
Zufall, daß der Zulauf des 
christlichen Fundamentalismus 
des rechten Flügels mit dem 
schlimmsten Ausbruch von An- 
tisemitismus seit Ausbruch des 
Zweiten Weltkrieges einherge- 
gangen ist«.« 


Zu diesem Zeitpunkt sagt uns 
die ADL, daß wir Anti-Haß-Ge- 
setze brauchen, um die Schwar- 
zen vor den Weißen, die Schwu- 
len vor den Normalen, die Juden 
vor den Nazis zu beschützen. 
Viele befürchten, daß das, was 
diese Leute in Wirklichkeit wol- 
len, ein Gesetz ist, mit dem die 
historisch Behauptung der 


' - Christen, die Juden hätten hin- 
ter der Kreuzigung Christis ge- 


standen und die Juden müßten 
ihn jetzt als Retter anerkennen, 
um der Verdammnis zu entge- 
hen, für immer zum Schweigen 
gebracht werden soll. 


Wenn erst einmal eine breite 
Anti-Haß-Gesetzgebung, die je- 
de Kritik an »identifizierbaren 
Gruppen« verbietet, unter Dach 


und Fach ist, dann wird es nur. 


noch eine geringfügige Angele- 
genheit sein, die Menschheit und 
besonders den amerikanischen 
Kongreß davon zu überzeugen, 
daß diese elementare »Gruppen- 
verleumdung« verboten werden 
sollte. 


Die ADL als 
Schiedsstelle 


Ein Hauptgrund, warum diese 
Gesetzgebung so gefährlich ist, 
muß darin gesehen werden, daß 
»Vorurteile«, der Zustand, ge- 


gen den sie sich zu wenden vor- . 


gibt, ein äußerst zweideutiger 
Begriff ist. Zum Beispiel würde 
ein Pfarrer nicht denken, es sei 
eine Form von Vorurteil, einen 
Homosexuellen vor seinem au- 
Benseiterischen Lebensstil zu 
„warnen. Und doch würden 
Gruppen, die für die Rechte der 
. Schwulen eintreten, und die 
ADL das tun. 


Wessen Auslegung des Begriffs 
Vorurteil würde die Regierung 
folgen, wenn diese Gesetzesvor- 
“ schläge rechtskräftig würden? 


Die Erklärung der ADL vor 
dem US-Kongreß macht deut- 
+. lich, daß diese die landesweite 


Vollstreckungspersonal 


Akzeptanz ihrer Auslegungen 
stark vorantreibt. Die ADL hät- 
te gerne, daß bundesgesetzliche 
Definitionen des Begriffs »Vor- 
urteile« sich nach dem Stand- 
punkt der ADL richten; das 
sollte 
bei der Abfassung von Berichten 


über strafrechtliche Ermittlun- . 


gen die Auslegung von Vorurtei- 


len der ADL überlassen; das : 


Volistreckungspersonal sollte 
sich der von der ADL geleiteten 
Ausbildung zur Förderung der 
Empfindüngsfähigkeit unterzie- 
hen, so daß sie den Auslegungen 
von Vorurteilen seitens der 
ADL folgen können. 


Ermittlungsbeamten sollte ge- 
stattet werden, vor der Verhand- 
lung zu bestimmen, ob der Be- 
schuldigte von Vorurteilen moti- 
viert wird. Diese würde die örtli- 
che Polizei, unterstützt durch die 
ADL, zu einer Art vorläufiger 
Jury machen, unterstützt durch 
die Richtlinien der ADL, die ih- 
re Meinung zu Angelegenheiten 
erteilt, die sonst Psychologen zu- 
gewiesen werden. 


Polizeistaatliches 
System der 
Ausspionierung 


Diese Gesetzgebung ist eindeu- 
tig eine willkommene Gelegen- 
heit für die ADL, amerikanische 
Staatsbürger 
und zu manipulieren. Wie schon 
gesagt, hat die ADL auf die ka- 
nadische Regierung einen unab- 
lässigen. Druck ausgeübt, um 
»Gruppen-Verleumdung« . au- 
Berhalb des Gesetzes zu stellen. 
Sie hatten damit Erfolg, und nun 


ist es in Kanada ungesetzlich, die 


Homosexualität öffentlich zu 
rügen. 


In Amerika arbeitet die ADL 
sogar noch intensiver an dieser 
Sache. Ihre Absicht ist es an- 
fangs nicht, die freie Meinungs- 
äußerung völlig zu beseitigen, 
sondern die Bürger davon zu 
überzeugen, daß gewisse Rede- 
formen strafrechtlich geahndet 
werden können, ohne der Frei- 
heit der Meinungsäußerung im 
allgemeinen Gewalt anzutun. 


Unglaublich, trotz ihrer orwel- 


'lianischen Überspitzung wurde 
dieser Gesetzgebung wenig nen- 


nenswerter Widerstand entge- 
gengesetzt. Wenige erkennen sie 
als das Fundament, auf dem ein 
polizeistaatliches System der 
Ausspionierung und der Zensur 


‚aufgebaut werden kann. IM 
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Exclusives aus Politik und Wirtschaft 


Zionismus 


Ein trauriger 
Fehlschlag 


Mark Lane 


In einem Artikel in der Zeitschrift »Congress Monthly«, einem 
Organ des American Jewish Congress, schreibt Richard Webster, 
Professor für Geschichte an der University of California in Berkeley: 
»Der Zionismus ist als nationale Sache der Juden dahingeschwunden 
und damit einhergehend hat Israel aufgehört, die jungen jüdischen 


Pioniere anzulocken.« 


Richard Webster fragt in seinem 
Artikel: »Warum nicht hier und 
in Israel anerkennen, daß wir al- 
le in einem nach-zionistischen 
Zeitalter leben?« Laut Webster 
»hat der endgültige Test des Zio- 
nismus, als Programm, bereits 
stattgefunden, ohne daß wir uns 
dessen völlig bewußt geworden 
sind« — und es war ein trauriger 
Fehlschlag. 


Solche Ideen scheinen 
veraltet und irreal 


Webster glaubt, daß der Test un- 
mittelbar nach dem Zeitpunkt 
stattfand, als Israel siegreich aus 
dem Sechs-Tage-Krieg vom Juni 
1967 hervorging, als die israeli- 
schen Zionisten zur Annektion 
-und Besiedlung des Gazastrei- 
fens und der West Bank aufrie- 
fen. Die führenden Verfechter 
dieser Politik, Gush Emunim — 
die Land-Israel-Bewegung - sei- 
en sich sehr wohl über die demo- 
graphischen Probleme, die solch 
ein Unternehmen aufwerfen 
würde, im klaren gewesen. Aber 
sie wußten, daß, falls »der Staat, 
das Land und das Volk nicht mit 
einem dreifachen Faden zusam- 
mengebunden würden«, die 
großartigen Ziele des Zionismus 
niemals erreicht werden 
könnten. 


Ohne eine massive Einwande- 
rung von Juden nach Israel wür- 
den die Kämpfe und Ansprüche, 
ja das eigentliche Wesen des 
Zionismus, wie ein grausamer 
Witz aussehen, schreibt Web- 
ster. Aber das erhoffte Hinein- 
strömen von Juden fand niemals 
statt, und jetzt, eine Generation 
später, bemerkt er, »erscheinen 
solche Ideen veraltet und irre- 
al«. Es ist Zeit, sich mit dem Ge- 
danken vertraut zu machen, daß 
der zionistische Gedanke tot ist. 
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Unter den Teilnehmern des 6. Zionistenkongresses 1903 sitzt 


werk in der englischsprechenden 
Welt vielleicht nie das Tageslicht 
erblicken. 


Laut Webster greift Evron die 
zionistische Doktrin an ihrer 
schwächsten Stelle an. Er argu- 
mentiere dahingehend, daß die 
jüdische Weltgemeinde, von der 
Zeit der Zerstörung des Zweiten 
Tempels an bis zum 19. Jahr- 
hundert, keine Nation im Exil 
darstelle, wie die Zionisten be- 
haupten. Die jüdische rabbini- 
sche Tradition sei entweder un- 
national oder gegen die nationa- 
le politische Aktion gewesen, 
die rabbinische Herrschaft über 


Theodor Herzl (zweite Reihe mit gekreuzten Armen), Begründer 


des politischen Zionismus. 


Das ist harter Tobak. Hätte dies 
ein Nichtjude geschrieben und in 
einer nichtjüdischen Zeitung 
veröffentlicht, dann wäre diese 
Aussage wahrscheinlich als isra- 
el-feindlich und antisemitisch 
verdammt worden. Aber dieser 
Artikel hat die Druckerlaubnis 
des makellosen American Je- 
wish Congress, und die Arbeit 
des Verfassers beruht aus- 
schließlich auf den Werken jüdi- 
scher Gelehrter und Historiker. 


Webster beruft sich stark auf 
Boaz Evrons hebräisches Werk 
von 1988 »A National Recko- 
ning«, das noch auf Englisch 
herausgebracht werden muß - 
entweder in Israel oder an- 
derswo. 


Ein Abweichen von der 
jüdischen Geschichte 


Angesichts dessen, was Evron zu 
sagen hat, wird sein Schlüssel- 


die jüdischen Gemeinden in der 
ganzen Welt sei kein Ersatz für 
einen jüdischen Staat, sondern 
vielmehr der Weg, eine selbst- 
abgesonderte sektiererische Exi- 
stenz aufrechtzuerhalten, die ge- 
wollt, aber auch notwendiger- 
weise unpolitisch war. 


Evron versichert, daß der Zio- 
nismus nur wegen der Erfahrung 
der Juden in Osteuropa aufstei- 
gen konnte, wo die jüdische Ge- 
meinde vom 18. bis ins 20. Jahr- 
hundert eine einzigartige natio- 
nale Form entwickelte. Dort 
wurden die Juden zu einer de- 
mographischen Masse, zu einer 
regionalen Zusammenballung 
und zu einer kulturell charakte- 
ristischen Eigentümlichkeit, die 
in.embryonaler Form die Anfän- 
ge einer echten modernen: Na- 
tion in sich bargen. Dies sei in 
der Tat ein Abweichen von der 
jüdischen Geschichte gewesen 
und habe schmerzvoll, durch die 


zionistische Idee, zum Aufstieg - 


einer modernen hebräisch spre- 
chenden Nation im arabischen 
Palästina geführt. 


Aber, so argumentiert Evron, 
die Gründung eines jüdischen 
territorialen Volksstaates in Pa- 
lästina erfordere eine neue Iden- 
tität. Er müsse nicht nur mit der 
weltweiten jüdischen Gemeinde 
brechen, sondern auch die zu 
klein gewordene zionistische 
Schale abwerfen. 


Abhängig von den 
Geldbörsen der USA 


Der Staat Israel könne nicht sei- 
nen eigenen Bürgern dienen und 
gleichzeitig für die psychischen 
und religiösen Bedürfnisse einer 
weit zerstreuten jüdischen Welt- 
gemeinde verantwortlich sein. 


Evron macht die starke Einwan- 
derungswelle von Juden aus der 
moslemischen Welt dafür ver- 
antwortlich, das Wachstum eines 
echten modernen israelischen 
Bewußtseins in fataler Weise zu 
verzögern. Da diese Einwande- 
rer die Konzeption eines moder- 
nen- Volksstaats nicht verstehen 
konnten, fiel die junge israeli- 
sche Regierung auf den groben 
religiösen Traditionalismus zu- 
rück, um die Loyalität der Ein- 
wanderer zu bewahren. 


Ein weiterer Verzögerungsfak- 
tor sei Israels fast völlige Abhän- 
gigkeit von den USA und der 
westlichen Welt wegen finanziel- 
ler und militärischer Unterstüt- 
zung. Um die Geldbörsen des 
westlichen Judentums offenzu- 
halten, betonte die neue Regie- 
rung ihre jüdische Identität zu 
einem Zeitpunkt, als sie ver- 
suchte, eine wachsende arabi- 
sche Bevölkerung zu absorbie- 
ren. Und all dies wurde dem ur- 
sprünglichen Zionismus des em- 
porkommenden Staates aufge- 
laden. 


Das Reinergebnis aller dieser 
Dinge sei ein verwirrter, ja sogar 
schizophrener Staat, der die Be- 
dürfnisse oder Wünsche keiner 
der teilnehmenden Volksgrup- 
pen’ wirklich befriedigt. Darüber 
hinaus, meint Evron, habe der 
Zionismus oder das, was von. 
ihm übrig blieb, denen nichts zu 
bieten, die von der jungen Na- 
tion am. dringendsten benötigt 
werden — westliche Juden, die 
aber ganz gut in ihre gegenwärti- 
gen Gesellschaften hineinpas- 
sen. 
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Deutschland 


Zbigniew Brzezinski, früherer 
Sicherheitsberater des US-Präsi- 
denten Jimmy Carter und Vor- 
standsmitglied der Trilateralen 
Kommission: »Wie viele Ameri- 
kaner bewundere ich Deutsche 
so sehr, daß ich lieber zwei deut- 
sche Staaten als einen hätte. Na- 
-  türlich ist meine Ansicht etwas 
- durch meine polnische Herkunft 
beeinflußt. Das leugne ich nicht. 
- Ich glaube allerdings, daß in die- 
ser, Frage eine weitgehende An- 
näherung zwischen den Ansich- 
ten in Polen und denen in Frank- 
reich, Amerika und anderswo 
besteht.« 


- Viertes Reich 


Richard W. Judi, Europa-Ex- 
_ perte des Hudson-Instituts: »Im 
Zuge der schwindenden Kon- 
 frontation zwischen Nato und 
- Ostblock werden die wirtschaft- 
lichen Verflechtungen in Europa 
- an Bedeutung gewinnen. Dabei 
wird die Bundesrepublik ihre 
wirtschaftliche Vormachtstel- 
lung zweifellos ausbauen — auf 
- einer westeuropäischen Schiene 
und auf einer osteuropäischen.« 


‚Politik 
Roger Peyrefitte, französischer 
- Schriftsteller: »In der Politik 


wird Ratlosigkeit oft mit Geduld 
 verwechselt.« 
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Bonn 


Helmut Kohl, Bundeskanzler: 
»Daß sich in den’ Büschen der 
eine oder andere regt und denkt, 

‚die Zeit sei gekommen, das ge- 
- hört zur Politik. Ich habe Sterne 
' kommen und gehen sehen in 
großer Zahl.« 


Liberalismus 


Ernst Jünger, Schriftsteller: 

»Der Liberalismus, auf seine äu- 
 Bersten Grenzen getrieben, öff- 
net dem Mörder die Tür. Das ist 
ein Gesetz.« 


Ehe 
Elisabeth Motschmann, evange- 


- lische Theologin: »Düstere Pro- 
_ gnosen bestimmen das Bild von 
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Deutschland. Es gibt mehr zer- 
brochene als heile Ehen, wenn 
man die statistisch nicht erfaßten 
Trennungen zur Scheidungsrate 
hinzurechnet. Heute geht man 
davon aus, daß jede dritte Ehe 
geschieden wird, im Jahr 2000 
werden es nach wissenschaftli- 
chen Studien rund 85 Prozent 
sein.« 


Fernsehen 


Ulrich Kienzle, Chefredakteur 
Fernsehen von Radio Bremen: 
»Wenn die damals schon die 
Möglichkeit gehabt hätten, dann 
wäre auch die Kreuzigung Jesu 
live übertragen worden.« 


Zukunft 


Peter Scholl-Latour, Journalist: 
»Das 21. Jahrhundert wird ent- 
weder religiös oder es wird über- 
haupt nicht stattfinden. Schon 
jetzt leben wir in einem Jahrhun- 
dert des Mythos.« 


Multikulturell 


Wolfgang Schäuble, Bundesin- 
nenminister: »Wir sollten die 
Unterschiede zwischen den Na- 
tionen nicht verwischen. So, wie 
ein Franzose seine nationale Zu- 
gehörigkeit nicht ablegen will, 
können wir Deutsche es auch 
nicht. Manche möchten auf die- 
se Weise die Verantwortung für 
unsere Vergangenheit loswer- 
den. Es ist nicht legitim, unsere 
Vergangenheit für tagespoliti- 
sche Auseinandersetzungen zu 
instrumentalisieren. Das hat 
freilich nichts damit zu tun, daß 
wir mit Menschen anderer Na- 
tionalität zusammenleben. Wir 
sind ausländerfreundlich.. Damit 
das so bleibt, müssen wir das 
Notwendige behutsam, aber 
rechtzeitig tun, um nicht Kräfte 
zu stärken, die eine andere Ent- 
wicklung einleiten wollen.« 


Polen 


Lech Walesa, Führer der Ge- 
werkschaft Solidarität: »Ich den- 
ke, daß wir hier in Polen gar 
nicht genau wissen, was Kom- 
munismus eigentlich heißt. Wir 
haben Kommunismus lange Zeit 
mit Stalin identifiziert. Dann 
stellte sich heraus, daß Stalin der 
größte Bandit aller Zeiten war 
und sein Kommunismus kein 
Modell sein konnte. Später ha- 
ben wir dann Kommunismus mit 
Chruschtschow und Breschnew 
identifiziert, und auch dies stell- 


te sich als Reinfall heraus. Jetzt 
identifizieren wir Kommunismus 
mit Gorbatschow. Doch wer 
weiß, was in zwanzig Jahren sein 
wird. Ich wünsche, Gorbatschow 
und seinen Reformen das Beste. 
Aber immer noch wissen wir 
nicht genau, was Kommunismus 
in letzter Konsequenz beinhal- 
tet. Hingegen wissen wir sehr ge- 
nau, welche politischen und 
wirtschaftlichen Modelle sich in 
Europa, in der Welt bewährt ha- 
ben, und auf sie müssen wir zu- 
rückgreifen anstatt abgewirt- 
schaftete Ideologien und Kon- 
zeptionen zu »reformieren< ver- 
suchen. Darin liegt hier in Polen 
unsere Chance.« 


Verfassungs- 
schutz 


Peter Frisch, Vizepräsident des 
Bundesverfassungsschutzamtes: 
»Wenn man die Zahl der Be- 
schäftigten nimmt, die bei uns 
mit.der Aufklärung des Rechts- 
extremismus beauftragt sind, 
und setzt sie ins Verhältnis zu 
der Zahl der Beschäftigten, die 
sich mit dem Linksextremismus 
befassen, und vergleicht das mit 
der Stärke der entsprechenden 
Bestrebungen, so wenden wir im 
rechtsextremistischen Bereich 
weitaus mehr Personal auf. Ich 
halte das allerdings aufgrund un- 
serer Geschichte nicht nur für 
berechtigt, sondern für ge- 
boten.« 


Wahlen 


Vladimir Bukowski, sowjeti- 
scher Emigrant: »Wahlen, die 


sich in El Salvador unter den 


gleichen Umständen abgespielt 
hätten, würden einen internatio- 
nalen Skandal ausgelöst haben. 
Tatsächlich wurde alles unter- 
nommen, damit der Ausdruck 
des Willens des Volkes die 
Struktur der Macht nicht beein- 
flussen konnte, ob es um die 
Vorauswahl der Kandidaten 
oder um deren Registrierung 
ging... Indem Maße, in dem es 
dem Volk vorenthalten wird, auf 
parlamentariscem Weg am 
Entscheidungsprozeß teilzuneh- 
men... muß man darauf gefaßt 
sein, daß es sich auf außerparla- 
mentarische Weise artikulieren 
wird... Es ist eine finstere Aus- 
sicht, die von der sowjetischen 
Regierung sehr wohl vorausge- 
sehen wurde, da diese im letzten 
Sommer eine Reihe gesetzgebe- 
rischer Maßnahmen ergriff, die 


eine Einführung des Notstandes 
vorbereiten ... . Der Notstand 
reduziert sich nicht einfach auf 
die chilenische Form mit Pan- 
zern auf den Straßen und Plät- 
zen. Er bedeutet gleichermaßen 
die Aktivierung des KGB ... 
Indem man die Basis der gegen- 
wärtigen Oppositionsbewegung 
auf etwa zehn Millionen veran- 
schlagt — alle Formen: nationale 
Bewegung und informelle Grup- 
pen -, wäre es erstaunlich, wenn 
es 1990 und 1991 nicht ungefähr 
50 000 Häftlinge oder 50 000 Lei- 
chen geben würde.« 


Bittsteller 


Sir Geoffrey Howe, britischer 
Außenminister: »Präsident Gor- 
batschow muß sich auf eine ge- 
waltige Herausforderung gefaßt 
machen, wenn er die sowjetische 
Wirtschaft wieder in Gang brin- 
gen und Regale der Geschäfte 
mit Waren füllen will, die die 
Bevölkerung haben möchte. Die 
Sowjetunion ist der Bittsteller in 
den Ost-West-Beziehungen, wo- 
hingegen der Westen aus seiner 
Stärke heraus die Agenda be- 
stimmen kann. Das wirtschaftli- 
che und politische System des 
Westens wirkt wie ein Magnet 
auf die Länder Osteuropas und 
verstärkt für sie den Druck, un- 
seren Errungenschaften nachzu- 
eifern und zu versuchen, einen 
Wettbewerb nach unseren Be- 
dingungen zu führen. Angesichts 
des Jahres 1992 ist den Russen 
zudem bewußt, daß eine Brücke 
zu Europa geschlagen werden 
muß, wenn. die. Sowjetunion 
nicht noch weiter gegenüber 
dem wirtschaftlichen und techni- 
schen Fortschritt Westeuropas 
abfallen soll.« DO 


Flachdenken 


der 


Lernmedizin 


Günter Carl Stahlkopf 


Seit Hippokrates ist Krankheit nicht mehr Laune oder Strafe erzürn- 
ter Götter, sondern Naturgeschehen. Die Medizin gilt als zu erler- 
nende Heilkunde. Dennoch findet sich nicht selten der Ausdruck 
Heilkunst. Kunst kann man nicht ganz erlernen. Der Nachteil unse- 
rer heutigen naturwissenschaftlichen Medizin ist, daß sie alle Krank- 
heiten nur symptomatisch und nie ursächlich therapieren kann. Es ist 
das Verdienst von Günter Carl Stahlkopf, daß er dieses Grundfunda- 
ment für eine kausale Regenerations-Ganzheits-Therapie nach sei- 
nen Erkenntnissen aufgebaut hat, weil man nur so zu echten schädi- 
gungsfreien Kausal-Ausheilungen kommen kann. 


Als Biologe glaube ich, für die 
Zelltätigkeit im allgemeinen ein 
besonderes Verständnis zu ha- 
ben. Nach Professor Eppinger 
ist nämlich jede Zelle eine kleine 
Batterie, die nur bioelektrisch 
begriffen werden kann, und da- 
mit ist nicht nur die Biochemie 
zur Erforschung derselben auf- 
gerufen, sondern auch die Bio- 


physik. 


Nicht Erreger sind die 
Ursachen 


Danach ist das Leben vitalistisch 
aufzufassen, bioelektrisch, und 
der Biotonus dürfte nicht nur die 
Ausstrahlung der Zellsumme zu- 
stande bringen, sondern vom in- 
dividuellen Ich, von der Seele 


. aus kommen. 


Chirurg A. Bier sagte, das We- 
sen der Seele sei die Belebung, 
und von dort kommen auch alle 
den Körper verändernden Ursa- 
chen. Das übliche akausale 
»Flachdenken« der Schulmedi- 
zin bringt hier nichts. Nicht die 
verschiedenen Erreger sind die 
Ursachen der Krankheiten. Die- 
se sind nur der Nährboden, auf 
denen die »Keime« wohl als In- 
dikatoren, aber nicht als Initia- 
toren wirken können. 


Die Ordnungsgesetze der Immu- 
nität hängen nicht von den Bak- 
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Was das Leben wirklich ist, wis- 
sen wir nicht, aber es ist unlo- 
gisch gedacht, wenn wir anneh- 
men, alle Funktionen kämen nur 
aus einem bestimmten Substrat. 
Dieses muß danach erst vorhan- 
den sein, bevor es funktionieren 
kann. 


Ergo muß zuerst Energie vor- 
handen sein, die sich aus Wellen 
zu Teilchen verdichtet, und so 
aus Kraft den Stoff aufbaut — die 
Anthroposophen sprechen von 
Bildekräften. 


Die Virchow’sche Zellular-Pa- 
thologie glaubt in der Zelle die 
letzte Lebenseinheit gefunden 
zu haben. Aber jetzt glaubt man 
mehr an die Molekular-Biologie, 
an die Atome und Moleküle be- 
ziehungsweise Biophotonen, die 
nach Popp bioelektrische Signa- 
le setzen. 


Der Iskador-Apostel Rudolf 
Steiner spricht von einem Äther- 
leib, der im Schlaf vorherrscht 
und einem Astralleib — korre- 
spondierend mit der Gestirn- 


Der Biologe Günter Carl Stahlkopf hat nach seinen Erkenntnis- 
sen die Grundlagen der kausalen Regenerations-Therapie auf- 


gebaut. 


terien ab, sondern diese umge- 
kehrt von der Immunlage. 
Krankheit ist daher nicht ein 
Mangel an Immunität, sondern 
diese selbst, sie ist kein Feind, 
sondern ein Freund, der zeigt, 
was »fehlt«. 


strahlung -, der den Wachzu- 
stand, die Aktivität bestimmt. 


Die Akupunkteure glauben seit 
Urzeiten an die vitalistische Le- 
bensladung Chi, die in den zwölf 
Meridianen fließt. 


Sonderstellung ein, und wehrt 


Auch Trincher räumt dem Le- 
ben eine. naturwissenschaftliche 


sich gegen den Reduktionismus 


von Eigen und Prigogine - beide 
Nobelpreispräger -, die das Le- 


ben auf materialistische Grund- 


lagen reduzieren wollen. 


Das Primäre ist der 
seelisch-geistige 
Energiepool 


Das Primäre ist eben nicht der 


chemisch-physikalische Bereich, 
sondern der  seelisch-geistige 
Energiepool, aus dem verschie- 
dene ordnende, metaphysisch 


gestaltende, vernünftige Impulse $ 


strömen. 


Niehans überträgt mit seiner 
Zellular-Therapie wohl auch Le- 
bensladungen, aber nur geliehe- 
ne, und Pischinger komplettiert 


seine drei Pole: Zelle, Humores 


und Nerv durch den Begriff 


Grundsystem, der natürlich die & 


regulierende Energie bedeutet. 


Die Zelle ist außen positiv und _ 


innen negativ geladen. Die 


Mitochondrien, die Kerne mit 


ihrem Chromatin und den Nuk- 
leinsäuren sowie ihren Folgepro- 


dukten, der Harnsäure aus den 
zellreichen Innereien, der Oxal- 


säure und vielen anderen organi- 


schen Säuren, zeigen, mit der _ 
Wheatstone’schen Brücke ge- 


messen deutliche Negativität, 
die gesteigert zur Mitose führt. 


Bei der Messung des Wirkungs- 
mechanismus mit der Mikroab- 


greifelektrode ist nicht. einmal - 


ein direkter Kontakt mit der 
Substanzlösung nötig, weil ähn- 


lich der Voll’schen Medikamen- : 


tentestung auch eine Fernwir- 
kung möglich ist. Der Wider- 
stand entspricht dabei dem Va- 
ne und die Kapazität dem 
ympathikustonus. 


Mit der Mikroelektrode kann so 
auch die Reaktionslage, die 
Konstitution des Patienten be- 
stimmt werden, von der die Ver- 
träglichkeit und die Ansprech- 
barkeit auf Heilreize abhängt. 


Vagotoniker reagieren, wenn 
nicht gegenreguliert, total entge- 
gengesetzt wie die Sympathiko- 
toniker. ' 


Furchtbar schwer ist es natür- 
lich, Skeptiker von der Heilwir- 
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kung der Homöopathie zu über- 
zeugen, wenn sie zum Beispiel 
argumentieren: »Wie kann denn 
ein Mittel in immer kleinerer 
. Dosis immer mehr wirken? Das 
wäre ja so, wie wenn einer durch 
Verluste an der Börse immer rei- 
cher würde. Außerdem können 
in Hochpotenzen bei D 23 gar 
‘ keine wirksamen Atome mehr 
vorhanden sein.« 


'. Der Geist 
der Arznei 


: Hahnemann sprach aber seiner- 
+ zeit vom »Geist der Arznei« und 
“ von ihren »Miasmen«. Kellner 
meint, wir sollten: uns von der 
materiellen Therapie lösen, und 

“ mehr der homöopathischen Re- 
gulations-Therapie nachstreben. 


Nach Becker und Wentworth ge- 

ben kürzere Wellenlängen höhe- 
".. re Energie ab, weil durch einen 
“ Rücksprung auf ein niedrigeres 
‘ ‚Energieniveau ein angeregtes 
.. Atom Energie emittiert und so 
-. »absorbiert«, wodurch eine 
“ : Spektrallinie entsteht. 


‘ Photosynthese ist die Umset- 
.. zung von Wellenenergie in che- 
: mische, weshalb Weinbauern 

: klagen, wenn zu wenig Sonne 
die Trauben sauer bleiben läßt. 


‚Das homöopathische Prinzip ist 
“besonders in Kombination wirk- 
“. sam, und so habe ich mich sei- 
“.nerzeit auch für die Komplex- 
Homöopathie von Sauer in Genf 
interessiert, die heute nicht 
mehr existiert. 


Die Zusammenarbeit mit der 
Geobiologie Hartmanns_ zeigt, 


= daß nicht nur stoffliche Wirkun- 


gen angenommen werden, son- 
dern auch submolekulare wie 
Erdstrahlen. Auch die oligody- 
namischen Metallwirkungen 

-; können nicht nur durch Kontakt 
erklärt werden, sondern auch 
durch Strahlungen. 


Durch die »Potenzierung« stei- 
.. gen wir hinab zu den »Müttern«, 
.. wie Goethe sagte, von der mate- 

'tiellen Welt in die energetische, 
wo selbst das Elektron noch ex- 
- tra einen wellenwirksamen Spin 
hat. 


Auf die Aquivalenz von Wellen 
:»und Teilchen hat besonders un- 
: ser Nobelpreisträger E. Schrö- 
dinger hingewiesen. Seine Wel- 
©. lenmechanik erklärt, wieso eine 

-Wirkung auch dann vorhanden 


sein kann, wenn keine Korpus- 
keln, sondern nur mehr Wellen 
in den Verdünnungen aktiv sind. 


Eine atomenergetische Erklä- 
rung der Potenzierungsvorgänge 
gibt auch H. Jung. Nach diesem 


Heilerdeforscher erzeugt eine: 


immer weitere Verdünnung eine 
immer höhere Oberflächenspan- 
nung. Ein Würfel mit einem 
Zentimeter Kantenlänge hat 
nämlich eine Oberfläche von 
sechs Quadratzentimeter. Zer- 
schneidet man ihn in acht kleine- 
re Würfelchen, kommen wir zu 
einer Oberfläche von zwölf Qua- 
dratzentimeter. 


Krankheit als Weg zur 
Gesundung 


Je größer aber die Oberfläche, 
desto größer wird die Zahl der 
freien Ecken und Kanten und 
damit das Sorptionsvermögen, 
die wichtigste Eigenschaft der 
Kolloide. Adsorption und Ab- 
sorption können sich überla- 
gern, und ein Ion wird um so 
stärker sorbiert, je höher seine 
Wertigkeit, seine freie elektri- 
sche Ladung, und je weniger es 
hydratisiert ist. Wer wundert 
sich da noch über die Heilwir- 
kung von Moorpackungen? 


Nach Popp senden die Mito- 
chondrien Biosignale aus, modu- 
lierte Schall- und Lichtwellen, 
worüber Gurwitsch als mitoge- 
netische Strahlung schon vor 
über 20 Jahren berichtete. 


Da die Homöopathie auch in der 
Tiermedizin wirksam ist, kann 
sie mit Suggestion oder Plazebo- 
Wirkung nichts zu tun haben. 


Ich spreche darum immer wieder 
von der Entgiftung des Körpers, 
die angestrebt werden soll. Für 
mich bedeutet die Krise in einer 
Krankheit, daß das Ende der 
Krankheit angezeigt wird. Und 
was bedeutet das Wort »Aus- 
scheidung« in meiner Therapie? 


Der Körper stößt seine Stoff- 
wechseltoxine ab, durch Blutun- 
gen, Menstruation, Erbrechen, 
Durchfall,  Schweißausbrüche 
und Hautausschläge. Und so 
darf zum Beispiel Fieber, wenn 
es nicht zu hoch ist, durchaus 
nicht als Krankheit bezeichnet 
werden - es hilft, Gifte zu ver- 
brennen und damit zu besei- 
tigen. 


Krankheit, wenn nicht zu 
schwer, ist für mich ein Weg zur 


Gesundung, zur Blut-, Lymph- 
und Gewebsreinigung, ein Heil- 
bestreben. Da die Menschen 


aber nicht gleich sind, wird die 


Antwort des Körpers auf Heil- 
reize verschieden ausfallen, je 
nachdem die Konstitution eine 
Schontherapie verlangt oder die 
Konstitution eine Reiztherapie. 


Die Konsequenz aus dem Aus- 
geführten ist zwangsläufig, daß 
unsere heutige Medizin keine 
Prophylaxe gegen Krankheiten 
bieten kann. Es ist meiner Über- 
zeugung nach eine Utopie zu 
glauben, daß wir mit Chemothe- 
rapeutika, deren Waffen gegen 
viele Infektionskrankheiten in- 
zwischen stumpf geworden sind, 
sowie mit Immunsuppressiva, 
Hormontherapien und als letzte 
große Hoffnung mit Massenim- 
pfungen gegen möglichst alle 
Krankheiten die immer größer 
werdenden Probleme der heuti- 
gen Medizin bewältigen können, 
weil sie mit diesen Maßnahmen 
immer : neue Krankheiten 
schafft. 


Das heißt, die Probleme werden 
damit immer größer statt klei- 
ner. Diese Maßnahmen haben 
sich inzwischen schon als Bume- 


rang erwiesen, weil diese Thera- 


pien den intra- und extrazellulä- 
ren Stoffwechsel immer mehr in 
Richtung Zell-Latenz bis hin zur 
Entartung beeinflussen. 


Völlig frei von 
Nebenwirkungen 


Sind denn die zunehmenden 
chronischen und Krebs-Krank- 
heiten zum Besipiel im Kindesal- 
ter nur auf Umwelteinflüsse zu- 
rückzuführen, oder haben sie 
nicht zwangsläufig ihre Ursache 
mit in medikamentösen ‚Inwelt- 
vergiftungen? 


Eine Therapie, die diese gravie- 
rende Lücke in der Schulmedizin 
zu schließen vermag, sehe ich 
aus meiner Erfahrung in der 
Therapie mit Regenaplexen, das 
sind nach molekular-biologi- 
schen, wissenschaftlichen Er- 
kenntnissen von der kausalen 
Seite her weiter entwickelte ho- 
möopathische Komplexmittel, 
die völlig frei von Nebenwirkun- 
gen sind. 


Im Sinne einer ganzheitlichen 
Ursachen- und Therapieschau 
aller Krankheiten: bis hin zum 
Krebs, setzen wir diese Mittel 


mit großem Erfolg bei allen aku- 


‘ten und chronischen Krankhei- 


ten ein. 


Für die Einmaligkeit und Rich- 

tigkeit dieser Therapie spricht, 

daß jeder Therapeut die Mittel- 

wirkungen dieser homöopathi- 

schen Arzneien an sich und sei- 

nen Patienten reproduzierbar 

anwenden kann, und die Mittel 

ebenso wirksam sind in der Be- 

handlung von Krankheiten bei - 
Tieren und Pflanzen. 


Diese Kriterien sind an alle The-: 
rapieformen der Schulmedizin 
und der vielen sogenannten Au- 
Benseitermethoden zu stellen, 
und daraus ergibt sich die Mög- : 
lichkeit, sehr schnell die Spreu 
vom Weizen zu trennen. 


Im Namen aller Kolleginnen und 
Kollegen unseres Regena-The- 
rapie-Arzte-Kreises appelliere 
ich bittend an alle objektiven 
und verantwortungsvollen Per- 
sönlichkeiten der Lehrmedizin: 


Wo finden sich Klinikchefs aus 
den verschiedenen Fachgebieten 
wie Chirurgie, innere Medizin, 
Kinderheilkunde, Hautkrank- 
heiten, Gynäkologie, Onkolo- 


-gie, Tierheilkunde, die über ih- 


ren eigenen Schatten springen 
wollen, um ihrem wissenschaftli- 
chen Auftrag zur kausalen 
Wahrheitsfindung zu dienen, da- 
mit sie uns die Chance geben, 
daß die positiven Wirkungen 
dieser Therapie, die wir täglich 
vielfach erleben, von der Lehr- 
medizin objektiv getestet und 
anerkannt werden können? 


Die Tatsache aber, daß eine ur- 
sächliche wirksame Prophylaxe 
und Therapie von Krankheiten 
billiger ist als die immer intensi- 
ver um sich greifende Symptom- 
und Reparaturmedizin in Rich- 
tung Rekonstruktion und Trans- 
plantation von Einzelteilen un- 
seres Organismus, die einer hu- 
manen Medizin für den einzel- 
nen Patienten. nicht dient, und 
die unsere Gesundheitsmedizin 
schon aus Kostengründen zum 


.baldigen Kollaps führen wird, 


gibt uns Hoffnung, daß wir auch 
von der etablierten Lehrmedizin 
über eine kürzere Zeit voll un- 
terstützt werden, um weltweit 
zum Durchbruch zu kommen. U 


Weitere Informationen über die Re- 
gena-Ganzheits-Regenerations- _ 

Therapie und über den Regena-Arz- 
te-Arbeitskreis mit den Anschriften 
der Mitglieder erhalten Sie von Gün- 
ter. Carl Stahlkopf. Seine Anschrift: 
Hof Bommerten, CH-9220 Bischofs- 
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Vertrauliches 


B’nai B’rith Loge 

Goldmedaille 
für Kardinal 

Franz König 


Der ehemalige Bundespräsident 


von. Österreich, Dr. Rudolf 
Kirchschläger, verlieh dem, wie 
er in der Laudatio sagte, »öster- 
reichischen Brückenbauer« Kar- 
dinal Franz König im Auftrag 
des Distriks Kontinental-Europa 
von B’nai B’rith im Einklang mit 
der Zwi-Perez-Chajes-Loge und 
der Maimonides-Loge zu Wien 
die Goldmedaille der B’nai 
B’rith-Loge. Der »Pontifex Au- 
striacus«, wie König. tituliert 
wurde, habe »Brücken des Glau- 
bens zu den einzelnen Men- 
schen« gebaut, »Brücken von 
der Kirche zum Staat«, »Brük- 
ken zu den anderen Nationen 
und zu den anderen christlichen 
. Bekenntnissen«, »Brücken zum 
Judentum als unseren älteren 
Brüdern im Glauben« und Kö- 
nig »baute auch Brücken zum Is- 
lam« und »zu den Nichtglauben- 
den«. 


Trilaterale 
Kommission 


Forderungen 
an den U 
| Präsidenten 


Mit einer direkten Reaktion auf 
geheime Forderungen der Trila- 
teralen Kommission hat US-Prä- 
sident George Bush verspro- 
chen, Hunderte von Millionen 
Dollar amerikanischer Steuer- 
gelder freizugeben, um Polens 
Wirtschaft zu retten und die In- 
teressen internationaler Banker 
zu schützen, bei denen Polen tief 
in der Kreide steht. 


Polens Wirtschaft ist ein Trüm- 
merhaufen, weil der Kommunis- 
mus ein fehlgeschlagenes System 
ist, da er über sieben Jahrzehnte 
hinweg bei keinem seiner Expe- 
rimente erfolgreich war. Ohne 


Hilfeleistung von außen würde. 


das gesamte Sowjetreich bald 
vor dem Zusammenbruch ste- 
hen. Mit westlichen Steuergel- 
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.heits-Charade«. 


dern und Wirtschaftshilfe wird 
der Kommunismus bis weit in 
das nächste Jahrhundert hinein 
überleben. 


Um noch mehr Schenkungen an 
kommunistische Länder poli- 
tisch schmackhaft zu machen, 
orchestrierte die: Trilaterale 
Kommission in Polen eine »Frei- 
Zunächst. rei- 
sten David Rockefeller und eine 
Delegation seiner Thrilateralen 
nach Moskau, um dort vor ei- 
nem freundlichen Michail Gor- 
batschow zu sprechen, wobei 
ihm »volle Eingliederung in die 
Weltwirtschaft« mit Mitglied- 
schaft in der Weltbank, dem In- 
ternationalen Währungsfonds 
(IWF) und-anderen Kanälen für 
westliche Steuergelder verspro- 
chen wurde. 


Kurz danach war Rockefeller 
mit einer Gruppe aus dem Coun- 
cil on Foreign Relations (CFR) 
in Warschau. Dort arrangierte er 
dann endgültig die »Freiheits- 
Charade«. Als Gegenleistung 
mußte Polen die Gewerkschaft 
Solidarität legalisieren, etwas, 
was es unter dem starken innen- 
politischen Druck ohnehin hätte 
tun müssen. 


Dann sollte Polen eine »Demo- 
kratie« mit »freien Wahlen« er- 
richten. So wählten die Polen ei- 
ne staatliche Gesetzgebung mit 
so etwas wie einen Senat und ein 


Repräsentantenhaus. Der Kom- 


munistischen Partei werden nur 
38 Prozent der Sitze im unteren 
Haus gewährleistet, so hieß es in 
den Zeitungen des Establish- 
ments. Aber kommunistische 
Koalitionsgruppen, ' zusammen 
mit der Parteı selbst, wurden 62 
Prozent dauerhafte Mehrheit ga- 
rantiert. Die obere Kammer ist 
nicht in der Lage, Gesetze zu 
machen, daher wird die Kontrol- 
le des Kreml über Polen trotz 
der »freien Wahlen« beibe- 
halten. 


Und doch sind sich die Interna- 
tionalisten völlig sicher, daß der 
Vorwand der Freiheit ausrei- 
chen wird, daß die westlichen In- 
dustrienationen die Überweisun- 
gen von Krediten und Hilfsgel- 
der vornehmen werden. Dies 
wird dann Polen die Zahlung 


- von Zinsen auf seine gewaltigen 
Schulden an die internationalen 


Banker erleichtern. 


So geschah es kaum eine Woche 


‘nach der Jahresversammlung der 


.Trilateralen Kommission, daß 


Bush in den US-Bundesstaat Mi- 
chigan reiste, um die jüngste 
Schenkung an Polen vor Ameri- 
kanern polnischer Abstammung 
anzukündigen: »Wir wollen die 
friedliche Entwicklung der De- 
mokratie in Polen unterstützen. 
Wenn Polens Experiment ge- 
lingt, könnten andere Länder 
dem Beispiel folgen.« 


Bush kündigte weiter an, er wer- 
de den amerikanischen Kongreß 
bitten, die amerikanischen Zölle 
für polnische Waren, die die US- 
Regierung auf bis zu 25 Millio- 
nen Dollar jährlich schätzt, zu 
senken. Er versprach auch neue 
Darlehen vom IWF an Polen zu 
unterstützen. Im Gespräch sind 
300 Millionen Dollar vom IWF, 
gefolgt von 250 weiteren Millio- 
nen Dollar von der Weltbank. 


Bush sagte, seine Regierung 
werde amerikanische Firmen da- 
zu ermutigen, Geld in Polen zu 
investieren und mehr private 
Darlehen durch Handelsbanken 
zu gewähren, dadurch, daß der 
Overseas Private Investment 
Corporation, ein US-Bundes- 
programm, das private Anleger 


gegen politische Risiken bei. 


überseeischen Kapitalanlagen 
versichert, die Genehmigung er- 
teilt wird, in Polen tätig zu wer- 
den. Dies wird im kommunisti- 
schen Polen mehr Arbeitsplätze 
und Steuereinnahmen schaffen, 
mit dem Ergebnis, daß in Ame- 
rika Arbeitsplätze in der Pro- 
duktion verlorengehen. 


George Bush ist selbst langjähri- 
ges Mitglied der Trilateralen 
Kommission, wie es US-Präsi- 
dent Jimmy Carter auch war. 
Präsident Ford war Mitglied der 
Schwestergruppe der Trilatera- 
len, der Bilderberger-Gruppe. 
Beide Gruppen und der CFR ha- 
ben eine ineinandergreifende 
Führung und jede von ihnen tritt 
in jedem Jahr einmal hinter ver- 
schlossenen Türen zusammen, 
um ihre globalen Strategien fest- 
zulegen. U 


Süudwestafrika 


Zweifel an den 
Vereinbarungen 


Der südafrikanische Außenmini- 
ster Pik Botha erhob Anklage 
darüber, daß  nationalistische 


bewaffnete 


Guerillas eine 
lungs-Vereinbarung verletzt ha- 
ben und drohte damit, 
UNO-Streitmacht auszuweisen, 
die gerade erst begonnen hat, 
den Übergang zur Unabhängig- 
keit für das Gebiet, einst als 
Südwestafrika bekannt, zu HUB 
wachen. 


Botha stellte fest, daß bis zu 60 
Guerilläs ungeachtet eines von 
der UNO befürworteten Waf- 
fenstillstands von Angola aus 
nach Namibia eingedrungen sind ° 


und der Polizei an der Grenze ‘- 2 


Feuergefechte geliefert haben. 
38 Rebellen und zwei namibi- 
sche Polizeibeamte seien getötet 
worden. Der UN-Generalsekre- 
tär Javier. Perez du Cu£llar ord- 
nete eine sofortige Untersu- 
chung des Vorfalls an. 


Seitdem kam es zum heftigsten 
Feuergefecht seit Jahren zwi- 
schen südafrikanischen Streit- 
kräften und Guerillas der South 
West African People’s Organiza- 
tion (SWAPO). 


Ein Schreiben von Botha wurde 
Perez de Cudllar zugestellt, in 
dem behauptet wird, daß schwer 
Guerilla-Einheiten 
der SWAPO, unterstützt durch 
kubanische Streitkräfte, an der 


Grenze zwischen Angola und .:: 


Nambia konzentriert werden. 


Laut Botha sind. seit dem 
1. April, dem ersten Tag des In- 
krafttretens der Angola-Nami- 
bia-Vereinbarungen, 4500 
SWAPO-Soldaten in einer Zone 
im südlichen Angola ausge- 
schwärmt. Botha erhob Anklage 
darüber, daß die Verletzung der 
Feuereinstellungs-Vereinbarung 
durch die SWAPO spätestens 
am 21. März begonnen hatte, als 
die Panzereinheiten nach Süden 
in Stellung rollten, in Stützpunk- 
te innerhalb von 29 Meilen bis 
zur namibischen Grenze. 


Mittlerweile haben Vertreter 
afrikanischer Staaten die Ver- 
einten Nationen wegen ihrer 
Stümperei in den ersten Stadien 
der Unabhängigkeitsbemühun- 
gen verurteilt. Die afrikanischen 
Staaten beschwerten sich dar- 
über, daß der UN-Verwalter 
Martti Ahtisaari einen schweren 
Fehler begangen habe, indem er 
den südafrikanischen Soldaten 
erlaubt habe, ihre Stützpunkte 
im nördlichen Namibia zu ver- 
lassen, um in das Land von An+- 


Feuereinstel- -.. 


eine > 


Der 


gola aus eindringende SWAPO- 
Streitkräfte anzugreifen. U 


Südafrika 


Neues Mineral 
entdeckt 


Wissenschaftler der Universität 
Kapstadt unter der Leitung des 
Geologen Dr. John Moore ha- 
ben ein äußerst seltenes neues 
Mineral entdeckt und registriert. 


» Das Mineral wird als »Werdin- 


git« bezeichnet. Der Name geht 


- auf einen bekannten deutschen 


Hochschullehrer zurück. [ 


Sudan 


Überfälle auf 
Hilfskolonnen 


Gangsterbanden greifen immer 
häufiger Fahrzeugkolonnen der 

Vereinten Nationen an, die Nah- 
- rungsmittel zur Hungerbekämp- 
‚.. fung in die von Rebellen besetz- 
“ten Gebiete des südlichen Sudan 
”. bringen und zwingen sie nach 
Kenia zurückzukehren. Immer 


.. wieder werden Lastkraftwagen 
in die Luft gesprengt und kenia- 


;. nische Fahrer verwundet. 


Mit der von den Vereinten Na- 
tionen geleiteten Hilfsoperatio- 
nen: wird beabsichtigt, 170 000 
. Tonnen Nahrungsmittel in den 
südlichen Sudan zu transportie- 
ren, um die Hungersnot unter 
den zwei Millionen Sudanesen 
zu lindern, von denen schät- 
zungsweise 100 000 ohne Nah- 
. rungsmittelhilfe voraussichtlich 
in diesem Jahr sterben werden. 


Im vergangenen Jahr starben 
mindestens 250 000 Zivilisten an 
Hunger. Hilfsdienstleistende 
machen den Bürgerkrieg, in dem 
christliche animistische Rebellen 
im Süden gegen die überwiegend 
moslemischen Einwohner im 


\,.. Norden des Landes aufeinander- 


‘.. stoßen, für die Behinderung der 
 - Lebensmittellieferungen verant- 
“ wortlich. Im Augenblick werden 
Luftbrücken mit Nahrungsmit- 
teln von Kenia, Uganda und 
"Khartum aus durch die Welthun- 
:"gerhilfe, das Internationale Rote 
Kreuz und den Lutherischen 
Welthilfsdienst durchgeführt. 
Nahrungsmitteltransport 
"kostete bisher 133 Millionen 
' Dollar. Mi 


Indien 

Kissinger sagt 
weltweite Rolle 
voraus 


»Die Nachrichtenmeldung: »Kis- 
singer sieht mächtiges Indien« ist 
eine zeitlich angemessene und 
realistische Darstellung unseres 
Schicksals«, schrieb ein gewisser 
Prem Chand aus New Delhi an 
den Herausgeber der »Hindu- 
stan Times«. 


Kissinger hatte der Zeitung ein 
Interview gewährt, in dem er für 
Indien für die Zukunft eine 
»weltweite Rolle« voraussagte. 


. Der Briefschreiber Chand führt 


alle Wunder Indiens auf: »In nur 
einer einzigen Generation, seit- 
dem wir unsere Unabhängigkeit 
erreichten, haben wir ein mäch- 
tiges Fundament für die Indu- 
strialisierung aufgebaut. [200] 
Staudämme gebaut, um uns in 
der Ernährung autark zu ma- 
chen, und wir schreiten in der 
Kernkraft- und Raumfahrttech- 
nologie voran.« 


Aber dann kommt der Haken: 
»Unsere unkontrolliert gedei- 
hende Bevölkerung bleibt unse- 
re Achillesferse. Falls unsere Po- 
litiker keine Einigung darüber 
erzielen können, diese Frage 
nicht zur Betreibung von Wahl- 
propaganda zu benutzen, wird 
unser unkontrolliertes Bevölke- 
rungswachstum alle Wälder, das 
ganze Wildleben zerstören und 
dann unsere demokratische In- 
stitution verschlingen sowie alle 
unsere Errungenschaften auf 
Null setzen. Überzeugung allein 
hat auf dieser Front versagt. Wir 
müssen jetzt ein Gesetz verab- 
schieden, das die Registrierung 
von Eheschließungen zur Pflicht 
macht und die Zeugung von 
mehr als drei Kindern zur Straf- 
tat erklärt.« 


i 
Kissinger bekräftigte in seinem 
Interview das indische Atom- 


- kraft-Programm und stellte zu 


Indiens Ablehnung des Nuclear 
Non-Proliferation Treaty (Ver- 
trag über die Nichtverbreitung 
von Kernwaffen) fest: »Wenn 
ich Indiens Premierminister wä- 
re, dann könnte ich die Gründe 
verstehen, die Indien dazu ver- 
anlassen, diese Haltung einzu- 
nehmen. Ich glaube nicht, daß 
dies ein grundlegender Zankap- 
fel zwischen den Vereinigten 


Staaten und Indien werden 
wird.« .r 


Kissinger sagte, Indien werde in 
nächster Zukunft zu einer der 
fünf führenden Mächte der Welt 
und zum stärksten Land in Süd- 
asien aufsteigen. Aber es gibt 
laut Kissinger keine derartige 
Zukunft für Pakistan. Obwohl 
Indien meint, »es liegt kein 
schwerwiegender Grund vor, 
warum es Streitigkeiten zwi- 
schen China und Indien geben 
sollte, sei Pakistan für Indien na- 
türlich eine andere Frage«. 


»Indien wird Pakistan überho- 
len«, meint Kissinger. »Pakistan 
wird in erster Linie ein regiona- 
les Land bleiben, während In- 
dien eher eine globale Rolle 
spielen wird.« 


Über das indische Atompro- 
gramm sagte Kissinger, daß 
Kernkraft »die Richtung ist, die 
viele Länder einschlagen müs- 
sen, die keine größeren Ölvorrä- 
te besitzen. Die einzige eindeuti- 
ge Katastrophe, die sich in 
Tschernobyl ereignete, war eine 
Verkettung von Unfähigkeit und 
Nichtvorhandensein des Sicher- 
heitsmechanismus, der in jedem 
der relativ fortgeschrittenen 
Ländern, die Kernenergie ver- 
wenden, wie Indien, vorhanden 
ist.« 


Kissinger behauptet auch, daß 
die Nichtanpassung Indien gute 
Dienste geleistet habe, und mit 
einer Bemerkung, die man als 
sehr warme Empfehlung anse- 
hen könnte, besonders weil sie 
von ihm kommt, fügte Kissinger 
hinzu: »Indien beurteilt die Fra- 
gen nach einer sehr kaltblütigen 
Berechnung seiner Interessen. U 


Geheimdienste 


Kommit es zu 
einer Zusam- 


menarbeit 
zwischen CIA 
und KGB? 


Der Direktor des amerikani- 
schen Geheimdienstes CIA, Wi- 
liam Webster, bestätigte zuneh- 
mende Spekulationen darüber, 
daß der CIA und der KGB bei 
Terroristenbekämpfunges-Ein- 

sätzen zusammenarbeiten könn- 
ten. Nachdem Webster darauf 
verwiesen hatte, daß der KGB- 


Chef Wladimir Kryuschkow in 
Moskau ein bisher noch nie da- 
gewesenes Zusammentreffen 
mit dem amerikanischen Bot- 
schafter Jack Matlock hatte, 
meinte Webster: »Es liegen Hin- 
weise vor, daß wir vielleicht zu- 
sammen etwas gegen den Terro- 
rismus tun werden.« 


Webster fügte hinzu: »Das ist 
nicht, was ich im Sinne habe, 
denn ich betätige mich nicht als 
Lobbyist dafür, aber ich glaube, 
daß dies mehr und mehr vorge- 
schlagen und angedeutet wird, 
und wir irgendwann darum ge- 
beten werden, Empfehlungen 
dazu abzugeben.« 


Webster schlug vor, daß eine 
Zusammenarbeit stattfinden 
könnte wie bei dem Fall der 
Bombenlegung in der PanAm- 
Maschine, wo kein denkbares 
politisches Argument vorhanden 
ist, das um den Gedanken her- 
um entstehen könnte, »daß der 
Terrorist des einen der Freiheits- 
kämpfer des anderen ist«. 


Die »New York Times« berich- 
tete, daß die Sowjetunion zuge- 
stimmt habe über Zusammenar- 
beit in der Frage des Terroris- 
mus, des illegalen Drogenhan- 
dels und des Umweltschutzes zu 
sprechen. 


Unter der Reagan-Regierung 
war der verstorbene CIA-Chef 
William Casey zu dem Schluß 
gekommen, daß die Sowjets bei 
der Ausbildung von Terroristen 
eine Hand im Spiel hatten, und 
es herrschte Einvernehmen dar- 
über, daß Moskau den meisten 
Ländern, die von den Vereinig- 
ten Staaten als staatliche Förde- 
rer des Terrorismus erkannt 
en Unterstützung gewährt 
at. 


Herbert ‚Meyer, stellvertreten- 
der Vorsitzender des National 
Intelligence Council des CIA 
von 1982 bis 1985, sagte zu der 
»Times«, das Beweismaterial für 
die Verwicklung der Sowjets im 
Terrorismus sei unwiderlegbar. 
»Es besteht kein Zweifel dar- 
über, daß die Sowjetunion in der 
Vergangenheit im staatlich ge- 
förderten Terrorismus eine 
Schlüsselrolle gespielt hat. Die 
Sowjets leisteten Unterstützung 
mit Ausbildungseinrichtungen ° 
und anderen Mitteln. Wenn die 
Sowjetunion jene Staaten, die 
Terrorismus ausüben, immer 
noch unterstützt, dann ist der 
Gedanke an Zusammenarbeit 

IB 


[SODE 65 - 


‚ Wahnsinn.« 


Betr.: Bundesrepublik 
»Vierzig Jahre Bonn«, 
Nr. 6/89 


Die Bundesbürger sollen bereit sein, 
für das ihnen als absoluten Wert aufge- 
schwatzte Ideal der Freiheit von den 
Bürgern der DDR gegebenenfalls das 
Opfer des Lebens zu verlangen. Die 
Bürger der DDR sollen bereit sein, für 
das ihnen als absoluten Wert aufge- 
schwatzte Ideal des Sozialismus von 
den Bundesbürgern gegebenenfalls das 
gleiche zu verlangen. Weil beides un- 
sinnig und verbrecherisch ist, sollten 
sich die Bürger von Bundesrepublik 
und DDR für die Neutralität ihrer 
Staaten entscheiden. 


Selbst wenn die NATO einen neuen 
Krieg mit Sicherheit verhüten könnte, 
eine wohl etwas zu hoffnungsvolle An- 
nahme, und unsere Freiheit daher gesi- 
chert bliebe, wäre dieser Vorteil mit 
unserer schändlichen Bereitschaft zu 
teuer erkauft, im Rahmen der NATO 
gegebenenfalls an der »Verteidigung« 
der Bundesrepublik Deutschland und 
damit an der Selbstvernichtung des 
deutschen Volkes teilzunehmen. 


Man mag streiten, ob die Zugehörig- 
keit der Bundesrepublik Deutschland 
zur NATO den bundesdeutschen 
Schutz gewährt, den Frieden erhalten 
hat, oder ob der Nichtkrieg in Europa 
vor allem anderen Gründen zu danken 
ist, etwa der Bedrohung der UdSSR 
durch Rotchina und der Kriegsmüdig- 
keit der sowjetischen Supermacht, die 
im Zweiten Weltkrieg 20 Millionen 
Menschen verloren und riesige mate- 
rielle Schäden erlitten hat. 


Nicht zu leugnen ist, daß der wirkliche 
oder vermeintliche Schutz der Bundes- 
republik gewährt worden ist auf Kosten 
der Lebensbedingungen der Menschen 
des Ostblocks, mithin auch der DDR, 
die unter dem Wettrüsten haben leiden 
müssen. Die Versuchung, dieses Rü- 
sten zu betreiben, hätte für beide 
Bündnisse abgenommen, die Lebens- 
bedingungen der Menschen in beiden 
Bündnissen wären weniger durch Wett- 
rüsten beeinträchtigt gewesen, wenn 
beide deutsche Staaten neutral geblie- 


ben wären, mithin die Gebiete der‘ 


feindlichen Bündnisse in Europa wei- 
testgehend nicht unmittelbar aneinan- 
der gegrenzt hätten, wie es heute mit 
den benachbarten, zu einander feindli- 
chen Bündnissen gehörigen deutschen 
Staaten der Fall ist. 


Die Sowjets haben mit ihrer Ansicht, 
nur ihre starke Rüstung habe ihr Land 
vor einer westlichen Invasion bewahrt, 
genau so recht oder unrecht wie der 
Westen mit seiner umgekehrten These. 


Wir Deutschen sollten uns heute hüten, 
Politik samt militärischen Folgerungen 
unter dem Einfluß vielleicht einmal 
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verständlicher, jetzt fragwürdiger, 
Haßgefühle zu machen. 


Das deutsch-deutsche politisch-militä- 
rische Gegeneinander ist aus deutscher 
Warte die denkbar schlechteste deut- 
sche Politik und sollte auch die denkbar 
schlechteste europäische Politik sein, 
weil am Ende des 20. Jahrhunderts die 
europäischen Rivalitäten im Rahmen 
der Weltpolitik überholt sein müßten. 


- Die vom Westen gewünschte Raketen- 


erneuerung wird hoffentlich noch eine 
Reihe Bundesdeutscher ins Lager der 
Befürworter der Neutralität treiben. 
Was werden’denn die Polen sagen, 
wenn die Raketen des Westens knapp 


500 km Reichweite erhalten? Unver-- 


ständlich, wie die Verstärkung des Ra- 
ketenpotentials in Mitteleuropa dessen 
Bewohner zu Freunden der solche Ver- 
stärkung früher oder heute betreiben- 
den Supermächte soll machen können. 


Wenn Abschreckung und - Rüstungs- 
gleichgewicht den Nichtkrieg sichern, 
dann müßte er heute ebenso den sowje- 
tischen wie den amerikanischen Beiträ- 
gen hierzu zu danken sein. Besser wäre 
es, der unbedingte Friedenswille beider 
hätte den Nichtkrieg gesichert. Viet- 
nam und Afghanistan belegen indes, 
daß beide Supermächte sich nicht nur 
auf Verteidigung beschränken. 


Warum ist es ein Mitglied der Regie- 
rung der DDR und nicht die Bundesre- 
gierung, die das Ende der NATO und 
des Warschauer Pakts fordert, der das 
deutsche Volk am stärksten belasten- 
den politisch-militärischen Gebilde der 
Nachkriegszeit? 


Gottfried Jahn, Siegen 


Betr.: Bundesrepublik 
»Bonns blauäugige 
Politik«, Nr. 4/89 


Die allermeisten Marx-Kritiken lassen 
seine wesentlichsten Absichten nicht 
erkennen. Wie Karl Marx schon in sei- 
nem Jugendessay vom Wucher ablenkt 
durch den Hinweis auf den Schacher, 
so tut er gleiches im Kapital durch Ver- 
teufelung der Produktion, indem er das 
Leihkapital einfach verschweigt. Er 
schafft bewußt die zu ergreifende Lük- 
ke zur Weltbeherrschung. * 


Joachim Specht, Krefeld 


1, & 


Vorgänge, wie die in Späths »Muster- 
ländle«, wo deutsche, anständige Mie- 
ter in einer Gemeinde aus ihrer Woh- 
nung herausgeworfen werden, um Platz 
für Asylbetrüger und Aussiedler zu ma- 
chen, stellen eine brutale Menschen- 
rechtsverletzung dar. An diesem Bei- 
spiel müßte doch jeder anständige 
Mensch merken, wie teuflisch der von 
den Emigranten in die Verfassung der 


Briefe _ 


Bundesrepublik aufgenommene Asyl- 
paragraph ist. 


Da Kräfte in Bonn an den Schaltstellen 
der Macht in Politik und Wirtschaft sit- 
zen, die sich in einem ethnisch-homo- 
genen Staat nicht wohl fühlen, ist es die 
Pflicht jedes anständigen deutschen Pa- 
trioten, diesen Elementen eine Abfuhr 
zu erteilen. 


Gerd Wedemeyer; Wiesbaden 


Betr.: Falkland-Inseln 
»Londons Ol-Beute«, 
Nr. 4/89 


Mit Bedauern entnehme ich, daß der 
Verfasser die einwandfrei argentini- 
schen Falklandinseln als britisch erklä- 
ren kann, ohne daß CODE das richtig- 
stellt. Wie im Brockhaus nachzulesen, 
waren es umgekehrt die britischen Pira- 
ten, die über argentinisches Land her- 
fielen, das sie schon etwa 30 Jahre frü- 
her durch zwei Invasionen erobern 
wollten, die Argentinien abwehren 
konnte. 


» .... nahm England 1833 trotz der 
Ansprüche Argentiniens die Falkland- 
inseln in Besitz«, heißt es amtlich. Sie 
waren vorher spanische Kolonie und 
wurden 1810, als Argentinien seine Un- 
abhängigkeit erklärte, diesem zuge- 
sprochen. Argentinien macht seine völ- 
kerrechtlich unverjährbaren Ansprü- 
che seitdem alljährlich geltend (im Ge- 
gensatz zum geteilten Nachkriegs- 
deutschland). 


Übrigens gibt es keine »Malvinischen 
Inseln«, höchstens Malwinen, die aber 
bei uns von jeher Falklandinseln 
heißen. 


Wilhelm Keiper, Nürnberg 


Betr.: Wiedervereinigung 
»Erst Deutschland - dann 
Europa«, Nr. 4/89 


In letzter Zeit gewinnt die »Deutsche 
Frage« wieder mehr und mehr, allen 
Unkenrufen zum Trotz, an politischer 
Bedeutung. Mag dies auch der noch 
amtierende Bundeskanzler als »blühen- 
den Unsinn« abtun, es bieten sich neue 
Chancen für eine Lösung der Teilung 
Deutschlands seit 1945. 


In ‚prägnanter, überzeugender Form 
hat Dieter Schubert in seinem Artikel 
die wichtigsten Fakten auf den Tisch 
gelegt: Lage - Weg - Ziel. Hierzu stellt 
in seinem gerade erschienenen Buch: 
»Neutralität ist kein Verrat« (1989) 
Günter Kießling, ehemals höchster 
deutscher Viersterne-General in der 
NATO, acht neue Thesen zur deut- 
schen Einheit auf, ohne die ein »euro- 
päisches Dach« (Gorbatschow) nicht 


denkbar sei. Kießlings wichtigste Aus- 
sage: Ein militärisch neutrales Gesamt- 
deutschland ist der beste Garant für die 
europäische Friedensordnung der Zu- 
kunft! Der augenblickliche Status quo 
gibt keine Garantie für unsere Sicher- 
heit in Mitteleuropa. 


Wer sollte sich nun für die deutsche 
Wiedervereinigung und Selbstbestim- 
mung in unserem Land einsetzen, wenn 
es die Bonner Bundestagsparteien 
nicht tun? Hier gibt es für alle Patrioten 
nur eine Möglichkeit. Nach Vorbild der 
»Neuen Rechten« unter Jean-Marie Le 
Pen in Frankreich, eine gemeinsame 
Rechtsbewegung zu bilden. 


Rudolf Stubert, Kulmbach 


* 


Die Westmächte sind in den Krieg ge- 
gangen, um das durch Hitler wieder er- 
starkte Deutsche Reich zu vernichten. 
Die Westmächte haben also kein Inter- 
esse daran, das zerstückelte Deutsch- 
land wieder zusammenzufügen, son- 
dern es, nachdem sie Deutschland nach 
dem Morgenthau-Plan nicht zur Vieh- 
weide machen konnten, möglichst klein 
und ohnmächtig zu halten. Daß sich 
Bonn und die DDR trotzdem zu be- 
achtlichen Wirtschaftsmächten entwik- 
kelten, nahm man in Kauf, weil man 
davon profitierte. An der deutsch- 
feindlichen Grundtendenz der Feind- 
mächte hat das aber nichts geändert. 


Die Reformen in der Bundesrepublik, 
die eine »Wende« herbeiführen sollen, 
sind eine Neuauflage der »Notverord- 
nungen« ä la Brüning. Damals konnten 
weder Pläne (Kellogg, Dawes, Hoover) 
den Bankrott der Weimarer Republik 
aufhalten, ausgehend von der Aner- 
kennung der deutschen »Alleinschuld« 
in Versailles noch Notverordnungen. 
Auch die Bundesrepublik wird an der 
Anerkennung der Vererblichkeit der 
deutschen Kollektivschuld« zugrunde 
gehen, zumal auch den »Siegermäch- 
ten« das Wasser bis zum Hals steht. 


Deshalb haben die Forderungen der 
»Siegermächte« Vorrang vor den An- 
sprüchen des ‘deutschen Volkes und 
müssen erfüllt werden von den Lizenz- 
politikern. Die Einsparungen durch die 
»Reformen« reichen nicht im minde- 
sten aus, um Forderungen aus dem In- 
und Ausland zu befriedigen, so daß der 
Bankrott Bonns vorauszusehen ist wie 
damals bei der Weimarer Republik. 


Angesichts dieser Realitäten muß man 
sich fragen, was Wahlen oder nationale 
Parteien am heraufziehenden »Ende 
mit Schrecken« ändern könnten. Man 
sollte die Internationalisten im »eige- 
nen Saft schmoren lassen« bis zu ihrem 
»Ende mit Schrecken« und ihnen nicht 
die Verantwortung abnehmen, ohne 
»am Ende mit Schrecken« etwas än- 


‚dern zu können. 


Helmut Golz, Köln 


Eine gottlose Gesellschaft operiert weltweit, um über die Finanzen und die marxistische Ideologie 
das politische Ziel einer Weltregierung zu erreichen. Diese internationalistische Gruppe, die die 
»Neuerschaffung der Welt« will, versteckt sich hinter vielen Namen in verschiedenen Gremien. 

Mit ihrem Geld wollen sie die ganze Welt unter ihre Herrschaft bringen. Dieses Nachschlagewerk 

informiert über die Arbeit, die Pläne und die Ziele der Internationalisten. 


Peter Blackwood 
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»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 
anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 


Des Griffin: »Wer regiert die Welt?« mit den Protokollen der Weltdiktatur. 
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